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A. Einleitung: Problemstellung und Erkenntnisinteresse 

1. Darstellung des dualen Systems 

Charakteristisch für das duale System der Berufsausbildung ist sein Eingebundensein 

in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft. Zahlreiche Institutionen und Personengruppen 

wie Betriebe, Berufsschulen, Ausbilder, Lehrer, Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Kam-

mern, Gewerkschaften, Betriebsräte, Verbände, Parteien, die Bundesregierung, die 

Landesregierungen und Kommunen sind an der Berufsbildung beteiligt. Dies zeigt 

sich in den aus dem dualen System sich ergebenden Aufgabenbereichen (vgl. Raddatz 

1988, S. 172). 

1.1. Begriffliche Abgrenzung 

Um die Bezeichnung kaufmännische Berufsausbildung abzugrenzen, ist zunächst zu 

unterscheiden, daß der geläufige Begriff "kaufmännisch" allgemein mehr als Sammel-

begriff verwendet wird und sich an die Terminologie des Deutschen Ausschusses für 

das Erziehungs- und Bildungswesen anlehnt. Dazu gehören "die von der Statistik als 

Handels-, Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufe bezeichneten Berufsgruppen" 

(DA Deutscher Ausschuß für das Erziehungs- und Bildungswesen 1966, S. 447 f., zit. 

nach Lepper/Schwarzkopf-Beck 1985, S. 195 und S. 202 Anmerkung 1). Gemäß § 1 

Abs. 1 des BBiG vom August 1969 umfaßt Berufsbildung die "Berufsausbildung, die 

berufliche Fortbildung und die berufliche Umschulung" (BMBW 1994b). Entspre-

chend Abs. 2 des § 1 BBiG hat die Berufsausbildung eine "breit angelegte berufliche 

Grundbildung und die für die Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit not-

wendigen fachlichen Fertigkeiten und Kenntnisse in einem geordneten Ausbildungs-

gang zu vermitteln. Sie hat ferner den Erwerb der erforderlichen Berufserfahrung zu 

ermöglichen" (BMBW 1994b). In dem Begriff Berufsausbildung ist das Wort Bildung 

enthalten, zu dessen Verständnis eine kurze Auslegung notwendig ist. Gemäß einem 

"neuen Bildungsverständnis" (Dedering 1986, S. 19), das sich von einem rein "enge[n] 

berufsbezogene[n] bzw. studienorientierte[n] Lernen" abkoppelt, sieht Dedering als 

"zentrales Merkmal" den "ganzheitlichen Charakter der neuen Bildung" (Dedering 

1986, S. 20). "Dem Lernenden" soll die "Entfaltung seiner Persönlichkeit und die Be-

wältigung von Lebenssituationen" ermöglicht werden (Dedering 1986, S. 20).  

Der Verfasser will im Rahmen seiner Arbeit Berufsausbildung im Sinne der berufli-

chen Erstausbildung verstehen als nicht-akademische Ausbildung gemäß der her-
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kömmlichen Lehre in einem anerkannten Ausbildungsberuf. Diese berufliche Erstaus-

bildung erfolgt in Deutschland fast ausschließlich im dualen System an den beiden 

Lernorten Betrieb und Berufsschule. Neumann spricht diesbezüglich von einem "Kon-

sensmodell zwischen Arbeitgeber-, Arbeitnehmerorganisationen, Bund und Ländern" 

(Neumann 1996a, S. 1). Zu beachten ist hierbei, daß die "Relation" zwischen der be-

trieblichen und schulischen Ausbildung ungefähr "75% zu 25% beträgt" (Neumann 

1996a, S. 1).  

Die im allgemeinen Sprachgebrauch übliche Bezeichnung "duales System" wurde 

erstmals 1964 in dem vom "Deutschen Ausschuß für das Erziehungs- und Bildungs-

wesen" herausgegebenen "Gutachten über das Berufliche Ausbildungs- und Schulwe-

sen" definiert als "System der gleichzeitigen Ausbildung in Betrieb und Berufsschule" 

(Kutscha 1992, S. 146). Im Rahmen des dualen Systems kann man eine "Dualität" auf 

verschiedenen Ebenen erkennen.  

Auf der politischen Ebene (Duales System 1) ergibt sich Dualität in Form unterschied-

licher rechtlicher Zuständigkeiten für die Ausbildung auf betrieblicher Seite (Bund) 

und schulischer Seite (Länder). Lehrpläne und Ausbildungsordnungen sind hier das 

Ergebnis eines "institutionell ausdifferenzierten und formalisierten Abstimmungsver-

fahrens" (Benner 1979, S. 14-17, zit. nach Euler/Twardy 1991, S. 201). Auf der admi-

nistrativen Ebene (Duales System 2) konstituiert sich Dualität in Form von "institutio-

nalisierten Kontroll- und Aufsichtsgremien" für den schulischen (Schulaufsicht) sowie 

für den betrieblichen Bereich (zuständige Stelle). Die didaktische Ebene (Duales Sy-

stem 3) zeigt Dualität der beiden Lernorte (Betrieb und Berufsschule) als "abgrenzbare 

pädagogisch-didaktische Felder", in denen der Auszubildende in einer Art "Doppelsta-

tus" in seiner Person als Arbeitnehmer und Berufsschüler tätig ist (Euler/Twardy 1991, 

S. 201).  

Abbildung 1 zeigt uns die drei Ebenen des dualen Systems, bei denen sich die "Rela-

tionen zwischen den beiden Elementen" jeweils zu einem gewissen "System" verbin-

den (Euler/Twardy 1991, S. 200 f.). 
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Abb. 1: Die drei Ebenen des dualen Systems der Berufsausbildung 

Quelle: Euler/Twardy 1991, S. 201. 

Kritiker des dualen Systems wollen allerdings aus dem dualen System ein triales Sy-

stem konstruieren, wenn man die überbetrieblichen Ausbildungsstätten hier mitbe-

rücksichtigt (vgl. Raddatz 1992, S. 20). Schließlich gibt es eine Vielzahl von Dualitä-

ten im Rahmen des dualen Systems (vgl. Raddatz 1992, S. 20). So sind Staat und Ar-

beitgeber der verschiedenen Wirtschaftsbereiche unter Mitwirkung des Sozialpartners 

Gewerkschaften am Bildungsprozeß beteiligt. Im Hauptausschuß des BIBB und in den 

Landesausschüssen arbeiten die Vertreter zweier Seiten, der Sozialpartner und des 

Staates (Bund und Länder), zusammen. Die Erarbeitung von Ausbildungsrahmenplan 

und Rahmenlehrplan erfolgt unter Mitwirkung der Vertreter der Unternehmen und der 

Berufsschule. Ferner sind die Beauftragten der Arbeitgeber und die der Arbeitnehmer 

in den Ausschüssen der zuständigen Stellen mit ihrer Zuständigkeit für die betriebliche 

Ausbildung stimmberechtigt (vgl. Raddatz 1992, S. 21). Für die Berufsbildungspolitik 

gilt es zu beachten, daß die Ausbildung in Betrieb und Schule nicht "Teil eines Sy-
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stems" ist, sondern durch "voneinander unabhängige Entscheidungsträger gestaltet 

wird, die in einer dualistischen Ordnung aufeinander bezogen sind" (Zabeck 1985, 

S. 82). Allerdings ergeben sich durch die Einfügung der dualen Berufsausbildung in 

das Wirtschaftssystem schwerwiegende "Folgeprobleme" (Neumann 1996a, S. 9). 

Zwischen der "eigentlichen Aufgabe des Wirtschaftssystems", Produktionsprozesse 

und die Distribution von "Gütern und Dienstleistungen zu regeln" und der Aufgabe 

einer "zielgerichtet[en]" Qualifizierung der Menschen entsteht sehr oft ein "unmittel-

bares Spannungsverhältnis" (Neumann 1996a, S. 9).  

Das duale Berufsausbildungssystem mit Berufsschule, Betrieb und Ausbildungsstätten 

gehört zum Sekundarbereich II. Die ebenfalls hierzu zählende kaufmännische Berufs-

fachsschule bereitet auf eine kaufmännische Berufstätigkeit vor, wird aber meistens als 

eine Art "Durchgangsstation" angesehen, denn fast alle Absolventen beabsichtigen, im 

dualen System der Berufsausbildung eine Ausbildungszeit anzuschließen (vgl. Grei-

nert 1995, S. 147). Die anerkannten Ausbildungsberufe sind in Deutschland bestimm-

ten Berufsfeldern zugeordnet und in einem Verzeichnis des Bundesinstituts für Be-

rufsbildung erfaßt (vgl. BIBB 1987, zit. nach Leischner 1993, S. 34). Für den kauf-

männischen Bereich ist das Berufsfeld I Wirtschaft und Verwaltung zuständig. Das 

berufliche Ausbildungswesen insgesamt hat bis heute eine gewisse Dynamik bewie-

sen, was zweifellos am "Wandel der Ausbildungsberufe" (Tully 1997, S. 16) zu erken-

nen ist. So hat sich allein die Zahl der Ausbildungsberufe von 900 im Jahre 1950 auf 

600 (1970) und bis heute auf 376 reduziert (vgl. Tully 1997, S. 16). Diese staatlich 

anerkannten Ausbildungsberufe bereiten auf nahezu 25.000 Beschäftigungsberufe vor, 

wobei diese Vorbereitung wohl auf unterschiedliche, aber auch ähnliche Tätigkeiten 

erfolgt (vgl. Schlicht 1994, S. 475).  

1.2. Lernorte der Berufsausbildung 

Als Lernort kann jeder Ort gesehen werden, an dem irgendwelche Lernprozesse erfol-

gen (vgl. Nikolay 1993, S. 58). Im Rahmen berufsbildender Lernprozesse sollte für 

den Lernenden ein "ganzheitliches Lernen" (Gabriel/Schneider 1996, S. 179) geboten 

werden. Hierzu ist zwischen Lehrer und Ausbilder eine "kontinuierliche fachliche" und 

"pädagogische Abstimmung" im Sinne einer "didaktischen Koordination" und "päd-

agogischen Kooperation" notwendig (Gabriel/Schneider 1996, S. 179). Dies bedeutet 

neben einer fachlichen Absprache auch eine pädagogische Begleitung des Ausbil-

dungsweges des Lernenden (vgl. Gabriel/Schneider 1996, S. 179).  
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Lernort Betrieb 

Bei der betrieblichen Berufsausbildung in Büro- und Dienstleistungsberufen ist be-

deutsam, daß "über das praktische Vollzugshandeln hinaus Bezugs- bzw. Interpretati-

onssysteme für anfallende Daten (von Personen, Sachen oder sachlichen Verhältnis-

sen) vermittelt werden, damit der Sinn des jeweiligen Arbeitshandelns" (Greinert 

1995, S. 134) auch verständlich wird. Der Betrieb ist zwar frei in seiner Entscheidung, 

ob er ausbildet oder nicht, die Ausbildung selbst muß sich jedoch an die Vorschriften 

des BBiG halten. Nach § 1 BBiG ist der Erwerb der "erforderlichen Berufserfahrung" 

(BMBW 1994b) ein typisches Merkmal der betrieblichen Ausbildung. Durch das Mit-

erleben der realen Arbeitssituation erfährt der Auszubildende auch die betrieblichen 

sozialen Beziehungen. Durch Erfolgserlebnisse sollen sein Selbständigkeitsgefühl und 

Verantwortungsbewußtsein gestärkt und gefördert werden (vgl. Raddatz 1985, S. 222). 

Sehr entscheidend im Rahmen der betrieblichen Berufsausbildung ist die Funktion der 

Ausbilder. Sie stehen an der "Nahtstelle von Betriebspraxis und Ausbildung" (Raddatz 

1985, S. 225). Entsprechend § 25 Abs. 1 BBiG sind vom zuständigen Bundesminister 

Ausbildungsordnungen zu erlassen, die die Bezeichnung des Ausbildungsberufes, die 

Ausbildungsdauer, Fertigkeiten und Kenntnisse (Ausbildungsberufsbild) und einen 

Ausbildungsrahmenplan (Anleitung zur sachlichen und zeitlichen Gliederung der Fer-

tigkeiten und Kenntnisse) festzulegen haben. Jeder Betrieb muß sich an diese Ausbil-

dungsordnung als Grundlage verpflichtend halten Der Ausbildungsrahmenplan ist 

nach § 25 Abs. 4 BBiG mehr als eine Anleitung für den Betrieb zu verstehen, die nicht 

rechtsverbindlich ist. Eine Abwandlung bzw. auch individuelle Gestaltung desselben 

ist möglich (vgl. Raddatz 1985, S. 225; BMBW 1994b). 

In Deutschland wird die Ausbildung von mehr als einer halben Million Betrieben ver-

schiedener Größe durchgeführt (vgl. Schlicht 1994, S. 479). Über 60% aller Auszubil-

denden werden in relativ kleinen Betrieben mit weniger als 50 Beschäftigten ausgebil-

det, etwa 24% in Betrieben mit 50 bis 500 Beschäftigten, ungefähr 5% in solchen Be-

trieben von 500 bis 1.000 Beschäftigten und nur 10% in Großbetrieben mit über 1.000 

Beschäftigten (vgl. Schlicht 1994, S. 480). Bezeichnend ist für größere Betriebe, daß 

sie entsprechend dem "Trend zur Entkopplung der Ausbildung vom Betrieb" (Tully 

1997, S. 16) vielfach die eigentliche betriebliche Ausbildung auf besonders gegründete 

Ausbildungsunternehmen übertragen. Berücksichtigt man noch, daß bis zu 400.000 

Jugendliche den Übergang erste Schwelle zur betrieblichen Ausbildung über "spezielle 

Hilfen abfedern", dann verweilen zu viele Jugendliche an Lernorten, die dem "Betrieb 

vor- bzw. nachgelagert" sind. Dies beweist, wie an verschiedenen Punkten die Dualität 
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beeinträchtigt und die "Selbstverständlichkeit von Schule, Lehre, praktische Erfah-

rung" durch betriebliche Arbeit und anschließender Berufstätigkeit "in Frage gestellt" 

wird (Tully 1997, S. 16). 

Lernort kaufmännische Berufsschule 

Die Ziele der Berufsschule wurden am 14./15. März 1991 von der KMK in der Rah-

menvereinbarung über die Berufsschule folgendermaßen festgelegt: "Die Berufsschule 

vermittelt eine berufliche Grund- und Fachbildung und erweitert die vorher erworbene 

allgemeine Bildung. Damit will sie zur Erfüllung der Aufgaben im Beruf sowie zur 

Mitgestaltung der Arbeitswelt und Gesellschaft in sozialer und ökologischer Verant-

wortung befähigen ..." (Halfpap 1992, S. 149 f.). Der Bildungsauftrag der Berufsschu-

le wird in erster Linie durch berufsbezogene Lernziele bestimmt. Er erfaßt aber auch 

berufsfeldübergreifende Lernziele und Qualifikationsanforderungen (vgl. VLW 1989, 

S. 20).  

Der Berufsschulunterricht kann in Teilzeitform oder in Blockunterrichtsform durchge-

führt werden. Das Hauptgewicht der schulischen Ausbildung liegt mit etwa zwei Drit-

tel beim Fachunterricht und einem Drittel beim allgemeinbildenden Unterricht (vgl. 

BMBW 1992, S. 7). Allgemein stellt die Entwicklung der Schülerzahlen eine Heraus-

forderung dar, zumal für die kommenden Jahre eine starke Zunahme in den alten Bun-

desländern und ein rapider Schülerschwund in den neuen Bundesländern prognosti-

ziert wird. Auch unter dem Druck der finanziellen Engpässe in den Bundesländern 

sieht sich die KMK vor die Notwendigkeit gestellt, die Situation neu zu überdenken 

und Lösungswege zu finden, wie die Leistungsfähigkeit der Schulen und somit auch 

der Berufsschule in der Zukunft gesichert werden kann (vgl. Knaut 1995a, S. 133). 

Staat, Wirtschaft, Sozialpartner und Verbände sind aufgefordert, verträgliche und er-

folgversprechende Lösungen zu finden, damit der "gegenwärtigen Krise der betriebli-

chen Ausbildung im dualen System" (Knaut 1995a, S. 134) nicht noch eine Krise der 

schulischen Ausbildung folgen wird. 

Aus Abbildung 2 ergibt sich, daß die Entwicklung in den alten und neuen Ländern ge-

genläufig ist. Während in den alten Ländern die Schülerzahlen insgesamt bis zum Jahr 

2005 um 16% gegenüber dem Basisjahr 1992 steigen und 2010 auch noch um 7% hö-

her als 1992 sein werden, ergeben sich für das Jahr 2000 in den neuen Ländern mit 

93% ein um 7% geringerer Wert als 1992 und 2010 mit 66% ein noch stärkerer Abfall. 

Bei den berufsbildenden Schulen sehen wir den gleichen Verlauf. Hier wird in den 
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alten Ländern ein Höchststand im Jahre 2010 mit 114% erreicht werden, während in 

den neuen Ländern nach einer Erhöhung in den Jahren 1995 (121%) und 2000 (138%) 

ein Tiefststand im Jahre 2010 mit 79% sich ergeben wird. 

Abb. 2: Die Entwicklung der Schülerzahlen 

 1992 (Ist) 1995 2000 2005 2010 

 Anz.1 % Anz.1 % Anz.1 % Anz.1 % Anz.1 % 

(1) Alte Länder 

GHR 3840 100 4079 106 4354 113 4104 107 3584 92 
Real-/Mittelschule 901 100 994 110 1113 124 1185 132 1081 120 
Gymnasien 1586 100 1720 108 1948 123 2095 132 1980 125 
Integr. Gesamtschule 262 100 319 122 380 145 399 152 367 140 
Sonderschule 265 100 283 107 304 115 298 112 262 99 
Berufsschule 2029 100 1955 96 2037 100 2229 110 2317 114 
insgesamt 8883 100 9350 105 10136 114 10310 116 9541 107 

(1) Neue Länder 

GHR 1290 100 1194 93 799 62 691 54 788 61 
Real-/Mittelschule 399 100 430 108 396 99 247 62 244 61 
Gymnasium 496 100 606 122 647 130 485 98 367 74 
Integr. Gesamtschule 147 100 173 118 161 110 112 76 100 68 
Sonderschule 102 100 96 94 77 75 60 59 64 63 
Berufsschule 434 100 524 121 601 138 574 132 341 79 
insgesamt 2868 100 3023 106 2681 93 2169 76 1904 66 

1 in 1000, gerundete Werte  

Quelle: Knaut 1995a, S. 134. 

Nach einem neueren Bericht des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung DIW 

werden voraussichtlich die Schülerzahlen in den neuen Bundesländern bis 2015 wei-

terhin fallen, während in den alten Ländern ab 2010 die Berufsschülerzahlen zurück-

gehen werden (vgl. Knaut 1999a, S. 253). 

Abstimmung in der dualen Berufsausbildung 

Die Bundeskompetenz für die betriebliche Ausbildung und die Länderkompetenz für 

die berufliche Teilzeit- und Vollzeitschule basieren auf der Grundlage einer gleichbe-

rechtigten und gleichwertigen Zusammenarbeit in der beruflichen Bildung. Hierbei 

gestalten Betrieb und Berufsschule die Ausbildung als unabhängige Entscheidungsträ-

ger (vgl. VLW 1989, S. 15). Beide Lernorte stehen in einem "didaktischen Systemzu-

sammenhang" und können nicht in "autonomer Abgrenzung" nur eigene Interessen 

und Ziele verfolgen (Euler/Twardy 1991, S. 203). Sie müssen sich an einem überge-
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ordneten Zielbezug orientieren. Euler und Twardy sprechen diesbezüglich von einem 

"Systemdualismus" (Euler/Twardy 1991, S. 203) zweier Lernorte. Damit ist die orga-

nisatorische und curriculare Abstimmung zwischen den beiden Lernorten Betrieb und 

Berufsschule sehr entscheidend, denn die "Lösung der Abstimmungsfrage gilt als 

Gradmesser für die Tauglichkeit des Systems selbst" (Blatt 1985, S. 130). Zu einer 

umfassenden Abstimmung auf allen Ebenen und zwischen allen Beteiligten hat das 

zwischen der Bundesregierung und den Kultusministern vereinbarte GEP-Abstim-

mungsverfahren beigetragen. Als wichtige Kriterien ergeben sich hier: die Zuordnung 

der Ausbildungsaufgaben zu den Lernorten, die Vereinbarung über Zeitanteile von 

Schule und Betrieb sowie Beratungen über Prüfungsanteile und Prüfungsmodalitäten 

(vgl. VLW 1994a, S. 97). Diese Abstimmung auf Bundesebene unter Einschaltung des 

BIBB ist von großer Bedeutung für das duale System. 

1.3. Personelle Bestimmungsfaktoren 

Auszubildende 

Im Jahre 1985 ergab sich mit 1,8 Mio. Auszubildenden der höchste Stand der Nach-

kriegszeit. Seitdem sind die Zahlen rückläufig (vgl. BIBB 1994, S. 38). Nach der Wie-

dervereinigung gab es Mitte der 90er Jahre zum ersten Mal in Deutschland mehr Be-

werber für einen Ausbildungsplatz als angebotene Stellen vorhanden waren. So betrug 

der "Überhang" an Ausbildungsplatzsuchenden im Frühjahr 1995 gegenüber dem "An-

gebot an Lehrstellen 13.554" (Görner 1995c, S. 2). Auch im Jahr 1998 war die Ge-

samtsituation auf dem Ausbildungsmarkt angespannt, denn nach Berichten der Bun-

desanstalt für Arbeit wurden entsprechend einer "Ausbildungsplatz-Halbzeitbilanz" 

gegenüber 1997 3,1% weniger Lehrstellen angeboten. Demgegenüber hatte sich die 

Zahl der Bewerber um 3,2% erhöht (vgl. o.V. 1998a, S. 2). Gemäß den neuesten Be-

richten der Bundesanstalt für Arbeit habe sich im Jahr 1999 die Lage auf dem Ausbil-

dungsstellenmarkt aufgrund des Sofortprogramms der Bundesregierung zur Bekämp-

fung der Jugendarbeitslosigkeit bedeutend verbessert (vgl. o.V. 1999b, S. 1). So wurde 

nach Angabe des Präsidenten Jagoda die "Lehrstellenlücke" im Vergleich zu 1998 

"mehr als halbiert" (o.V. 1999b, S. 1). Zum Abschluß des Berufsberatungsjahres 

1998/99 ergab sich noch ein Fehlbetrag von 5.900 Ausbildungsplätzen. Im Vergleich 

hierzu betrug 1998 "die Lücke zwischen unvermittelten Bewerbern und freien Ausbil-

dungsplätzen noch 12.300" (o.V. 1999b, S. 1).  
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Die Struktur der schulischen Vorbildung bei abgeschlossenen Ausbildungsverhältnis-

sen zeigt seit Mitte der 90er Jahre eine gewisse Stabilisierung unter den Auszubilden-

den im IHK-Bereich (vgl. DIHT 1997, S. 71). Der kaufmännische Bereich erweist sich 

hier bis heute als bevorzugtes Berufsfeld durch Jugendliche mit Hochschulberechti-

gung und Realschulabschluß. Es folgen dann Absolventen der kaufmännischen Berufs-

fachschule und Jugendliche mit Hauptschulabschluß (vgl. DIHT 1997, S. 71). Das 

schulische Berufsgrundschuljahr hat im Vergleich zu früheren Jahren heute an Bedeu-

tung verloren (vgl. BMBF 1997a, S. 49). Die Auszubildenden konzentrieren sich in 

ihrer Berufswahl nur auf wenige Berufe. Dabei umfassen die zehn am stärksten besetz-

ten Berufe für männliche Auszubildende 42,6% aller männlichen Auszubildenden 

(vgl. BMBF 1997a, S. 62). In dieser Zehnergruppe sind für den kaufmännischen Be-

reich die Kaufleute im Groß- und Außenhandel mit 3,0%, die Kaufleute im Einzelhan-

del mit 2,8% und die Bank- und Sparkassenkaufleute mit 2,7% vertreten. Die restli-

chen sieben Ausbildungsberufe vertreten den gewerblich-technischen Bereich. Bei den 

weiblichen Auszubildenden beträgt deren Anteil 55,2% an den zehn am stärksten be-

setzten Berufen. Bevorzugt werden in der Reihenfolge folgende Berufe gewählt: Arzt-

helferin, Bürokauffrau, Kauffrau im Einzelhandel, Zahnarzthelferin, Friseurin, Indu-

striekauffrau, Bankkauffrau, Fachverkäuferin im Nahrungsmittelhandwerk, Fachgehil-

fin in steuer- und wirtschaftsberatenden Berufen und Hotelkauffrau (vgl. BMBF 

1997a, S. 64; Tully 1997, S. 16). 

Für ausländische Jugendliche stellt das duale System zwar den "Schwerpunkt der Be-

rufsausbildung" dar, aber der Anteil von nur 37,3% gegenüber zwei Drittel deutscher 

Jugendlicher am dualen Ausbildungssystem ist noch zu gering (vgl. BMBF 1999, 

S. 67). Wie in den vorhergehenden Jahren ergab sich für 1998 ein Rückgang bei den 

ausländischen Auszubildenden in den alten Bundesländern (vgl. DIHT 1999a, S. 46). 

Mit 45.634 ausländischen Auszubildenden wurde ein Anteil von 5,9% an der Gesamt-

zahl in den alten Bundesländern erreicht. Nach Ausbildungsgruppen differenziert, 

kann mit etwa 26.000 ausländischen Auszubildenden in kaufmännischen Ausbil-

dungsverhältnissen ein Plus, bei den gewerblich-technischen Berufen aber ein starker 

Rückgang auf etwa 19.600 Auszubildende festgestellt werden (vgl. DIHT 1999a, 

S. 46). Der Verzicht vieler männlicher ausländischer Jugendlicher auf eine Berufsaus-

bildung zugunsten des schnellen Gelderwerbs erweist sich für sie als ein besonderes 

Risiko, denn 71,1% der Arbeitslosen unter ihnen sind ohne Berufsausbildung (vgl. 

Herrmann 1995, S. 29). Zeitweise wieder eingegangene Beschäftigungsverhältnisse 

sind zudem "wenig stabil und nicht integrationsfördernd" (vgl. Herrmann 1995, S. 29).  
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Ausbilder 

§ 6 Abs. 2 BBiG spricht zwar vom Aufgabenkreis der Ausbildenden, der "selbst aus-

zubilden oder einen Ausbilder ausdrücklich damit zu beauftragen hat", gibt aber keine 

eigentliche Definition des Ausbilders. Ausbilder nach dem BBiG können Personen 

sein, die die Berufsausbildung als "Hauptaufgabe oder als Aufgabe neben einer ande-

ren" (BMBW 1994b; vgl. auch Steinborn/Weilnböck-Buck 1992, S. 10) erfüllen. Die-

se Ausbildungstätigkeit kann in beiden Fällen "leitender oder durchführender Art" 

(BMBW 1994b; vgl. auch Steinborn/Weilnböck-Buck 1992, S. 10) sein. Die mit Aus-

bildungsaufgaben beauftragten Personen werden im BBiG nicht erwähnt. Sie gelten 

als Ausbildungsbeauftragte, wenn sie "dispositive Aufgaben" für die Fachabteilung 

durchführen (vgl. BMBW 1994b; vgl. auch Steinborn/Weilnböck-Buck 1992, S. 10). 

Für die Ausbildungsleitung spielt die Menschenführung eine äußerst entscheidende 

Rolle. Sie hat für Ausbilder, Ausbildungsbeauftragte und für die Ausbildung zeitweise 

zuständigen Fachkräfte der "impulsgebende, kreative, kooperative und koordinierende 

Partner zu sein" (BMBW 1994b; vgl. auch Steinborn/Weilnböck-Buck 1992, S. 13).  

Hinsichtlich der "Qualifikationsanforderungen an betriebliche Ausbilder" fordert Neu-

mann bereits 1979 eine verbesserte "rechtliche Stellung der betrieblichen Ausbilder" 

(Neumann 1979, S. 51) durch gesetzliche und tarifliche Regelungen. Ferner sollte über 

die "bestehende Ausbilder-Eignungs-Verordnung" hinaus die Ausbildung der Ausbil-

der verbessert werden, wobei eine "prinzipielle Ausrichtung an Standards" (Neumann 

1979, S. 51) der Lehrerausbildung zu beachten sei. Für betriebliche Ausbilder fordert 

Neumann eine verbesserte Weiterbildung und eine intensivere Zusammenarbeit mit 

anderen betrieblichen und überbetrieblichen Ausbildungsstätten und der Berufsschule 

(vgl. Neumann 1979, S. 51). In Anpassung an die Veränderungen in der Arbeitswelt 

und unter Berücksichtigung des Prinzips der Handlungsorientierung wurde nun eine 

seit November 1998 geltende "neue Ausbilderqualifikation" (Beckers 1998, S. 22) 

festgelegt. Zweifellos wird für die "Qualität der dualen Ausbildung" die berufliche 

Qualifikation der Ausbilder zusammen mit entsprechend aktuellen Weiterbildungsin-

teressen entscheidend sein (vgl. BMBF 1995b, S. 88).  

Ausbildungsberater 

Entsprechend der gesetzlichen Regelung in § 45 Abs. 1 BBiG und den §§ 41, 41a der 

Handwerksordnung sind die Industrie- und Handelskammer und die Handwerkskam-

mer als zuständige Stellen verpflichtet, die Durchführung der Berufsausbildung zu 
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überwachen und durch Beratung der Ausbildenden und Auszubildenden zu fördern 

(vgl. BMBW 1994b und Gesetz zur Ordnung des Handwerks 1994). Beide Kammern 

haben zu diesem Zweck die erforderliche Anzahl Ausbildungsberater zu bestellen. Da 

die Aufgabe der beratenden Förderung der Durchführung der Berufsausbildung im 

Gesetz nicht präzisiert wird, können wir diesbezüglich alle mit einem Ausbildungsver-

hältnis betreffenden Fragen sehen (vgl. Lepper 1983, S. 50). Auch die Überwachung 

der Durchführung der Berufsausbildung umfaßt die Beachtung der für die Ausbildung 

geltenden Vorschriften. Allgemein wird die Auffassung vertreten, daß doch die Bera-

tungsaufgabe zum Zwecke der Förderung der Berufsausbildung im Vordergrund ste-

hen sollte (IHK Rhein-Neckar, Mannheim 1973, S. 1). Allerdings schickt die IHK bei 

Beschwerden in der Regel den Ausbildungsberater, so daß in besonderen Fällen durch 

die IHK sogar Maßnahmen gegen die eigenen Mitglieder verfügt werden müssen. So-

mit stellt dieses Tätigkeitsfeld für den Ausbildungsberater ein Konfliktbereich zwi-

schen "Beratung, Überwachung bzw. Kontrolle" (Lepper 1983, S. 50) dar. 

Eine wichtige Funktion haben die Ausbildungsberater in der gegenwärtigen Krisensi-

tuation des Ausbildungsplatzmangels und des Andrangs der Ausbildungsplatzbewer-

ber zu erfüllen. Hier sehen sie ihre Aufgabe darin, beratend mitzuhelfen, daß die Be-

triebe ihren Lehrstellenabbau beenden, neue Ausbildungsplätze und möglichst auch 

zusätzliche Ausbildungsstellen zur Verfügung zu stellen (vgl. IHK 1995, S. 22).  

Lehrkräfte an beruflichen Schulen 

Die Tätigkeit von Lehrern an beruflichen Schulen hinsichtlich ihrer Arbeitsbedingun-

gen, ihres beruflichen Status und ihrer Karrierechancen ist stärker geregelt, als dies bei 

den betrieblichen Ausbildern der Fall ist. Der wesentliche Grund ist darin zu sehen, 

daß für berufliche Schulen als öffentliche Institutionen die Schulgesetze der einzelnen 

Bundesländer, die Vorschriften des öffentlichen Dienstes sowie die haushaltsrechtli-

chen Bestimmungen maßgebend sind (vgl. Koch/Reuling 1994, S. 150). Seit Jahren 

schon stellt die Unterrichtsversorgung in den beruflichen Schulen bei stark schwan-

kenden Schülerzahlen ein zentrales Problem dar, das in Zukunft noch bedrohlicher 

wird. Dabei ist es äußerst schwierig, den Einstellungsbedarf für Lehrer vorauszube-

rechnen, "da sich quantitative Veränderungen in der Zahl der Auszubildenden nur be-

dingt auf Veränderungen des Lehrerbedarfs insgesamt oder den Bedarf in den einzel-

nen Fächern auswirken" (Koch/Reuling 1994, S. 152). Entsprechend der bereits er-

wähnten Prognoseberechnung einer zukünftigen Entwicklung der Schülerzahlen (vgl. 

Abschnitt 1.2 Lernorte der Berufsausbildung) kann man bei einem Lehrermehr- oder 
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Lehrerminderbedarf einen Gesamtlehrerbedarf an beruflichen Schulen von etwa 

96.000 Lehrkräften annehmen (vgl. Knaut 1995b, S. 165). Zur Zeit unterrichten ca. 

90.000 Berufsschullehrer an etwa 2.000 Berufsschulen (vgl. Schmidt 1995b, S. 2. und 

2.3.). 

1.4. Organisationsformen der kaufmännischen Berufsausbildung im dua-

len System 

Herkömmliche Ausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen 

Seit Inkrafttreten des BBiG wurden insgesamt 280 Ausbildungsberufe – einige sogar 

mehrfach – neugeordnet (vgl. BMBF 1999, S. 86). Die Ausbildungsverhältnisse im 

kaufmännisch-verwaltenden Bereich verteilen sich auf 40 staatlich anerkannte Ausbil-

dungsberufe, wie aus Abbildung 3 im Rahmen einer Neugliederung in verschiedene 

Berufsgruppen zu erkennen ist (vgl. Holland 1996, S. 373 f.). Gemäß § 28 Abs. 1 

BBiG "Ausschließlichkeitsgrundsatz" darf für einen anerkannten Ausbildungsberuf 

nur nach der geltenden Ausbildungsordnung ausgebildet werden (vgl. BMBW 1994b). 

Zu beachten ist, daß die Anforderungen für einen anerkannten Ausbildungsberuf sich 

an dem Hauptschulabschluß orientieren, nach dem keine "Eingangsqualifikation" er-

forderlich ist (vgl. Schlicht 1994, S. 476).  

Die vollzeitschulische Form des Berufsgrundbildungsjahres besteht zwar im kaufmän-

nisch-verwaltenden Berufsfeld als Grundstufe vor einer möglichen dualen Berufsaus-

bildung (Fachstufen 1 und 2) auch weiterhin. Aufgrund der vielfältigen Meinungsver-

schiedenheiten, Befürwortungen und Widerstände bei Bildungspolitikern, Vertretern 

der Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften wie auch bei Vertretern der Kultusbe-

hörden der Länder wird es jedoch als "Ersatz für das erste Ausbildungsjahr" als "ge-

scheitert" angesehen (Greinert 1995, S. 145). Schließlich gibt es mehrere Gründe für 

eine "Fehlentwicklung der BGJ-Reform": "Dem BGJ fehlt ein umfassendes Bildungs-

konzept, seine Gelenkfunktion zwischen der vorausgehenden Schulbildung und der 

nachfolgenden Fachbildung ist ungelöst geblieben, der Pragmatismus der Berufsfeld-

schneidung ist unwissenschaftlich, und es gibt konzeptionelle Unklarheiten sowie 

rechtspolitische Probleme" (Dedering/Feig 1996, S. 386).  
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Abb. 3: Kaufmännisch-verwaltende Ausbildungsberufe 

Lfd. 
Nr. 

Berufsgruppe Berufsordnungs- 
mittel 

Auszubildende Be-
rufs-
feld 

Neu-
ordnung 

  Ausbil-
dungs-

ordnung 

Rahmen-
lehrplan 

der KMK 

1975 1994   

 Kaufmännische Verwaltung       

01 Industriekaufmann / Industriekauffrau 1979 1995 67.868 53.161 I B GEP 
02 Bürokaufmann / Bürokauffrau  

(Industrie und Handwerk) 
1991 1991 62.027 63.373 I B GEP 

03 Kaufmann / Kauffrau für Bürokom-
munikation 

1991 1991 14.710 18.197 I B GEP 

04 Kaufmann / Kauffrau in der Grund-
stücks- und Wohnungswirtschaft 

1996 1995 721 3.318 I A GEP 

05 Datenverarbeitungskaufmann/ 
-kauffrau 

1969 − 1.047 3.589 I B − 

06 Werkgehilfe / Werkgehilfin 
Schmuckwarenindustrie 

1939 − •  39 I B − 

07 Zahnlagerist / Zahnlageristin 1939 − •  6 I B − 
08 Fachkraft für Lagerwirtschaft  

(Handelsfachpacker) 
1991 
1956 

1991 
 

− 
271 

959 
− 

− 
I A 

GEP 
− 

 Öffentliche Verwaltung       

09 Verwaltungsfachangestellte/-r 1979 1979 7.755 14.063 I C GEP 
10 Fachangestellte/-r für Bürokommuni-

kation 
1992 1992 244 2.569 I B GEP 

11 Justizangestellte/-r 1957/ 
1970 

− 2.847 3.813 − Neu-
ordnung 

12 Fachangestellte/-r für Arbeits- 
förderung 

1988 1988 1.219 2.990 I C GEP 

 Rechts- und Steuerberatung       

13 Steuerfachangestellte / -r 1996 1995 18.026 28.740 − GEP 
14 Rechtsanwaltsfachangestellte/-r 1995 1995 7.469 14.936 − GEP 
15 Rechtsanwalts- u. Notarfach- 

angestellte/-r 
1995 1995 8.267 11.376 − GEP 

16 Notarfachangestellte/-r 1995 1995 758 1.582 − GEP 
17 Patentanwaltfachangestellte/-r 1995 1995 118 151 − GEP 

 Handel       

18 Kaufmann / Kauffrau im Groß- und 
Außenhandel 

1978 1995 44.189 47.712 I A GEP + 
Neu-
ordnung 

19 Kaufmann / Kauffrau im Einzelhandel 1987 1987 31.576 70.028 I A GEP 
20 Fachverkäufer/-in im Nahrungsmittel-

handwerk 
1985 1985 21.951 20.677 XII GEP 

21 Verkäufer/-in 1968 − 69.614 19.416 I A − 
22 Drogist/-in 1992 1992 5.689 750 − GEP 
23 Tankwart/-in 1952 − 3.489 793 I A − 
24 Pharmazeutisch-kaufmännische/-r 

Angestellte/-r (Apothekenhelfer) 
1993 1993 10.919 5.418 − GEP 
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 Medien       

25 Buchhändler/-in 1979 1979 2.459 2.832 I A GEP 
26 Verlagskaufmann/-kauffrau 1981 1980 1.058 2.118 − GEP 
27 Werbekaufmann/-kauffrau 1989 1989 238 1.991 I A GEP 
28 Assistent / -in an Bibliotheken 1975 − 72 561 I C − 
29 Musikalienhändler/-in 1954 − 190 176 I A − 
 Banken und Versicherungen        

30 Bankkaufmann/-kauffrau 1979 1978 40.064 59.038 I A GEP 
31 Versicherungskaufmann/-kauffrau 1996 1995 7.971 14.123 I A GEP 
32 Sozialversicherungsfachangestellte /-r 1977 1977 7.047 14.667 − Neu-

ordnung 

 Reisen und Verkehr        

33 Reiseverkehrskaufmann/-kauffrau 1979 1978 2.555 8.103 I A Neu-
ordnung 

34 Speditionskaufmann / -kauffrau 1996 1996 8.719 10.715 I A GEP 
35 Fachkraft für Brief- u. Frachtverkehr / 

Postverkehrskaufmann/-frau (Dienst-
leistungsfachkraft im Postvertrieb) 

1995 
 

1979 

1995 
 

1979 

− 
 

7.424 

5.149 
 

− 

I A 
 

I A 

GEP 

36 Schiffahrtskaufmann/-kauffrau 1979 1978 667 698 I A GEP 
37 Luftverkehrskaufmann/-kauffrau 1960 − 46 119 I A − 
38 Kaufmann / Kauffrau im Eisenbahn- 

und Straßenverkehr 
1979 1979 − 2.157 I A GEP 

39 Seegüterkontrolleur/-in 1975 − 79 89 I A − 
40 Kaufmannsgehilfe/-in im Hotel- und 

Gaststättengewerbe 
1953 − 1.508 1.445 I A − 

Anmerkung: 

I Berufsfeld: Wirtschaft und Verwaltung 
A Schwerpunkt: Absatzwirtschaft und Kundenberatung 
B Schwerpunkt: Bürowirtschaft und kaufmännische Verwaltung 
C Schwerpunkt: Recht und öffentliche Verwaltung 

XII Berufsfeld: Ernährung und Hauswirtschaft 

Quelle: Holland 1996, S. 375.  

Überbetriebliche Ausbildung und Ausbildungsverbund 

Eine überbetriebliche Ausbildung erfolgt in den sogenannten Überbetrieblichen Be-

rufsbildungsstätten ÜBS, die in ihrer Funktion die betriebliche Ausbildung "ergänzen" 

(BMBW 1993c, S. 6). Demgegenüber kann man die "außerbetriebliche Ausbildung" 

im dualen System als widersprüchlich in sich sehen, denn hier wird der "Lernort Be-

trieb durch einen Maßnahmeträger ersetzt" (Knaut 1995c, S. 421). Mit Hilfe der über-

betrieblichen Ausbildung soll die duale Berufsausbildung durch organisatorische 

Maßnahmen verbessert werden (vgl. Lepper/Schwarzkopf-Beck 1985, S. 198). Diese 

Unterstützungsmaßnahmen betreffen hauptsächlich Klein- und Mittelbetriebe, die aus 

organisatorischen und finanziellen Gründen keine Ausbildungsbüros und Lehrwerk-
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stätten wie die Großbetriebe einrichten und unterhalten können. Sie sind auch nicht in 

der Lage, "die volle Breite einer beruflichen Qualifikation" entsprechend der jeweils 

geltenden Ausbildungsordnung und dem "Stand der Technik" zu vermitteln (Schlicht 

1994, S. 480). Als Träger der ÜBS können die Kammern, Gebietskörperschaften, Ge-

werkschaften, Arbeitgeberorganisationen oder Zusammenschlüsse von Betrieben fun-

gieren (vgl. BMBW 1993c, S. 11). 

Außer den ÜBS gibt es den Ausbildungsverbund als Ergänzung zur normalen betrieb-

lichen Ausbildung. Hierbei schließen sich verschiedene Betriebe zusammen, um die 

Berufsausbildung "gemeinsam zu planen und arbeitsteilig" (Hans-Böckler-Stiftung 

1989, S. 186) zu gestalten. Dabei werden einzelne Teile der Ausbildung nicht vom 

Ausbildungsbetrieb, sondern von einem oder mehreren besser dafür geeigneten "Part-

nerbetrieben" durchgeführt (vgl. Hans-Böckler-Stiftung 1989, S. 186).  

Kaufmännische Sonderausbildungsgänge für Abiturienten/Abiturientinnen 

Zu den "vielfältigen Initiativen" der Länder und der Wirtschaft, "praxisorientierte 

Alternativen" zur Hochschulausbildung anzubieten, zählen die Sonderausbildungs-

gänge als spezielle Ausbildungsprogramme für Hochschulberechtigte in den Bereichen 

Industrie, Handel und Handwerk (BMBF 1995a, S. 9). Sie umfassen Ausbildungs-

gänge in Kooperation mit einer Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie (VWA), mit 

einer Berufsakademie (BA) sowie mit einer Fachhochschule (FH) (vgl. Zedler 1994b, 

S. 2). Wie sich aus den folgenden Textzitaten der OECD ergibt, hat sich neben dem 

Universitäts- und Hochschulstudium eine tertiäre Bildungsform dualer Struktur 

entwickelt, die nach internationalem Urteil nicht nur für wenige Auserwählte, sondern 

normalerweise für den Großteil der Gesellschaft berufliche Ausbildungschancen bieten 

wird. "Expanding youth education policies have, in many countries, increased pressure 

for greater access to tertiary education" (OECD 1998b, S. 157). "... participation in 

some form of tertiary education may be expected to become the norm in our societies. 

Tertiary education is already or will eventually become the place to be – an experience 

for all, not the selected few" (OECD 1998a, S. 9).  

Die Ausbildung an der Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie zeichnet sich durch 

eine enge Verzahnung von "klassischer kaufmännischer Lehre" (o.V. 1994b) im Un-

ternehmen und betriebswirtschaftlichem Studium aus. Durch eine "Synthese" von 

"Praxisnähe und Wissenschaftsbezug" erfolgt diese Verzahnung nach den "Grundsät-

zen des dualen Bildungssystems" (IHK Ostwestfalen zu Bielefeld und Lippe zu Det-
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mold 1994). Ebenso gewährleistet die Verbindung von Theorie und Praxis an der Be-

rufsakademie eine wesentlich anwendungsbezogene Ausbildung und somit auch das 

duale Prinzip. Denn das Unternehmen als Lernort für die Praxis und die Berufsakade-

mie als Lernort der Theorie wollen den Auszubildenden und Studierenden für den Be-

ruf qualifizieren (vgl. Ministerium für Wissenschaft und Forschung, Baden-Württem-

berg 1994, S. 2). Die Sonderausbildungsgänge in privater und staatlicher Trägerschaft 

sind vielfach aus dem Bedürfnis heraus entstanden, eine "bildungs- und personalpoliti-

sche Lücke" (Krammes 1991, S. 319) zu schließen. Obwohl sie bildungspolitisch teil-

weise in Konkurrenz zu den herkömmlichen Bildungsträgern treten, muß doch erkannt 

werden, daß Berufsbildungsformen und Einrichtungen des Sekundarschulbereiches 

eine gewisse Erhöhung durch den tertiären Status erfahren. "... other countries have 

raised to tertiary status courses which previously were organised at the upper secon-

dary level" (OECD 1998a, S. 151).  

1.5. Rechtliche Rahmenbedingungen für den Lernort Berufsschule und 

für außerschulische Lernorte 

Für den in den Berufsschulen durchgeführten Teil der Berufsausbildung ist nach Art.  

70 GG (Länder- und Bundesgesetzgebung) die Gesetzgebungszuständigkeit der Län-

der maßgebend (Art. 30 GG Länderzuständigkeit). In den einzelnen Schulgesetzen 

werden die rechtlich-organisatorischen Regelungen für die Schularten des beruflichen 

Schulwesens getroffen. Hierbei werden in Abstimmung mit dem Bund und der Wirt-

schaft unter besonderer Mitarbeit der KMK gemeinsame Grundlagen für eine bundes-

weite Regelung der dualen Berufsausbildung geschaffen (vgl. Focks 1985, S. 63). Die 

berufliche Bildung stellt für die KMK ein Hauptaufgabengebiet dar. Bezeichnend für 

das berufliche Schulwesen sind folgende unter der Leitung der KMK durchgeführten 

Beschlüsse (vgl. Lepper 1983, S. 78; Lepper 1985, S. 73): die Rahmenvereinbarungen 

über das BGJ 1973/78 (Novellierung), die Vereinbarung über die Bezeichnungen zur 

Gliederung des beruflichen Schulwesens 1975, die Vereinbarung zum Abschluß der 

Berufsschule 1979 und das Verfahren zur Erarbeitung der Rahmenlehrpläne GEP Ge-

meinsames Ergebnisprotokoll 1972 (vgl. Lepper 1983, S. 78). Besonders die Erstel-

lung der Rahmenlehrpläne durch die KMK mit konkreten Empfehlungen an die Län-

der für die Erstellung der für den Berufsschulunterricht verbindlichen landesspezifi-

schen Lehrpläne ist für die Vereinheitlichung des beruflichen Schulwesens von großer 

Bedeutung (vgl. Lepper 1985, S. 73).  
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Hinsichtlich der rechtlichen Rahmenbedingungen für die außerschulischen Lernorte 

sind neben dem BBiG die HWO, die Ausbildungsordnungen, das Jugendarbeits-

schutzgesetz, das Berufsbildungsförderungsgesetz und das Betriebsverfassungsgesetz 

zu beachten. Seit seiner Verabschiedung im Jahre 1969 stellte das BBiG eine gute 

Grundlage und Voraussetzung für wesentliche Veränderungen in der dualen Be-

rufsausbildung dar. Auch brachte es für die Berufsausbildung ein "erhebliches Maß 

von Rechtssicherheit" (Greinert 1995, S. 102). Schließlich war es möglich, durch das 

BBiG "bestimmte Qualitätsstandards" gerade für die "Berufsausbildung gesetzlich zu 

normieren" (Lepper 1985, S. 75). Die sogenannte "umfassende Regelung" des BBiG 

muß allerdings etwas eingeschränkt werden, denn gewisse Bereiche der Berufsbildung 

werden durch andere Vorschriften geregelt wie z.B. die Berufsausbildung im Hand-

werk, in den Heil- und Heilhilfsberufen und im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 

(vgl. Lepper 1985, S. 75). Mit der Verabschiedung des BBiG wurde auch die HWO 

geändert und den Bestimmungen des BBiG angepaßt (§ 100 BBiG). Eine wesentliche 

Aktualisierung erfolgte durch die am 1. Januar 1994 in Kraft getretene Novelle zur 

HWO, wodurch die HWO den "geänderten technischen, wirtschaftlichen und rechtli-

chen Rahmenbedingungen" (HWO 1994, S. 3) angeglichen wurde. 

Die Bedeutung der Ausbildungsordnung erstreckt sich wegen ihrer tarif- und sozial-

versicherungsrechtlichen Relevanz durch die erworbenen Berufsabschlüsse weit über 

den Berufsbildungsbereich hinaus, so z.B. bei der Einstufung als Fachkraft oder im 

Falle der Erwerbs- bzw. Berufsunfähigkeit (vgl. Hertel 1985, S. 235). Durch die Aus-

bildungsordnung werden Inhalt und Aufbau eines Ausbildungsberufes festgelegt. Da-

bei sichern die nach § 25 BBiG festgelegten Mindestanforderungen "generell ein ein-

heitliches Ausbildungsniveau für alle Auszubildenden eines Berufes" (BMBW 

1992/94, S. 16). Da der Ausbildungsrahmenplan auf die betriebliche Situation umge-

setzt werden soll, sind für die Erarbeitung eines betrieblichen Ausbildungsplanes be-

triebsindividuelle Kenntnisse erforderlich (vgl. IG Metall 1993b, S. 215). Die große 

Bedeutung, die dem Ausbildungsberuf beigemessen wird, zeigt sich in dem schwieri-

gen Erarbeitungs- und Abstimmungsverfahren von Ausbildungsordnungen und Rah-

menlehrplänen. In einer vom BIBB durchgeführten "Forschungs- und Entwicklungs-

phase werden Entscheidungsvorschläge zu Struktur- und Inhaltsfragen einer vorgese-

henen Neuordnung erarbeitet" (Hertel 1985, S. 237).  
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1.6. Organisatorisch-institutionelle Bestimmungsfaktoren 

Im folgenden will der Verfasser die wichtigsten Institutionen und Organisationen her-

ausstellen, die für die "rechtliche, organisatorische und inhaltliche Gestaltung der dua-

len Berufsausbildung" (Lepper 1983, S. 144) relevant sind. 

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF) 

Eine wichtige Grundlage für jegliche Berufsbildungsplanung des BMBF bildet der 

jährlich vom BIBB zu erstellende und bis zum 1. April  jeden Jahres vom Bundesmini-

ster für Bildung und Wissenschaft der Bundesregierung vorzulegende Berufsbildungs-

bericht. In diesem Bericht sind der gegenwärtige "Stand und die voraussichtliche Wei-

terentwicklung der Berufsbildung" (BMBW 1994b) darzulegen. Äußerst bedeutsam 

sind diese Aussagen in bezug auf die Ausbildungsplatzsituation das vergangene und 

das laufende Kalenderjahr betreffend. Als wesentliche Arbeitsschwerpunkte sieht das 

BMBF die Verbesserung der allgemeinen, beruflichen und akademischen Bildung, die 

Aufwertung des Ansehens der beruflichen Bildung sowie deren Förderung. Um die 

Attraktivität der beruflichen Bildung zu steigern, entwickelt das BMBF in "Zusam-

menarbeit mit den Sozialpartnern, den Ländern und der Wirtschaft tragfähige Konzep-

te" (BMBF, o.J., S. 4 f.). 

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 

Das BIBB ist für alle an der Berufsbildung Beteiligten in Deutschland zuständig. Nach 

Neumann stellt es ein "intersystemische[s] Verhandlungszentrum" dar, wodurch eine 

Abstimmung hinsichtlich von "Entscheidungen, Strukturen und Prozesse[n] der beruf-

lichen Bildung" besser durchgeführt werden kann (Neumann 1996a, S. 9). Hierbei läßt 

sich eine "deutliche Asymmetrie zwischen Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften 

und Staat im BIBB (Hauptausschuß)" (Neumann 1996a, S. 9) feststellen. Dies ergibt 

sich aus dem "Unterschied" zwischen der durch das "Eigentumsrecht geschaffenen 

exit-position von Arbeitgeberverbänden" und der "voice-position von Gewerkschaften 

und Staat" (Neumann 1996a, S. 9). Der Staat "bezieht Arbeitgeber und Gewerkschaf-

ten voll verantwortlich in die Berufsbildungsplanung des Landes ein" (Schmidt 1995b, 

S. 1.), wodurch beide Sozialpartner zur Übernahme gesellschaftlicher Aufgaben bei 

der Aus- und Weiterbildung gedrängt werden. 



 35 

Ständige Konferenz der Kultusminister (Kultusministerkonferenz, KMK) 

Die Beschlüsse der KMK haben rechtlich Empfehlungscharakter an die Länder, die 

solche Beschlüsse dann umsetzen sollen. Der große Einfluß der KMK auf die duale 

Berufsausbildung zeigt sich in der Aufgabe, "für wesentliche Bereiche und Einrich-

tungen der beruflichen Bildung durch besondere Vereinbarungen zu einer Überein-

stimmung in den Ländern beizutragen" (Decker 1991, S. 198). Diese Rahmenvereinba-

rung von 1991 bietet dem deutschen Berufsbildungssystem auch eine gewisse "Homo-

genität" im Konkurrenzkampf der europäischen Berufsbildungssysteme und stärkt die 

Position der Berufsschule und die des dualen Systems (vgl. Decker 1991, S. 200 f.).  

Arbeitgeberorientierte Verbände 

Das 1970 von Arbeitgeberseite gegründete Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für 

Berufsbildung (KWB) hat folgende Spitzenverbände als Mitglieder: Bundesvereini-

gung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), Deutscher Industrie- und Han-

delstag (DIHT), Hauptverband des Deutschen Einzelhandels (HDE), Zentralverband 

des Deutschen Handwerks (ZDH), Bundesverband des Deutschen Groß- und Außen-

handels (BGA), Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), Bundesverband der 

Freien Berufe und Deutscher Bauernverband (vgl. KWB 1995b). Im Rahmen ihrer 

Aufgabenerfüllung beraten und unterstützen Arbeitskreise des KWB die Arbeit für die 

Entwicklung der beruflichen Bildung und bereiten Beschlußfassungen im Vorstand 

und in der Mitgliederversammlung vor (vgl. KWB 1995b). Die Arbeitgeberverbände 

sind nun seit jeher daran interessiert, daß zukünftige Ausbildungsbeginner für die Aus-

bildung erforderliche "Fähigkeiten und Einstellungen" (Rixius 1981-86, S. 177) besit-

zen. Sie sind deshalb stets an "schul- und bildungspolitischen Diskussionen" (Rixius 

1981-86, S. 177) und Entscheidungen beteiligt.  

Abbildung 4 vermittelt uns in Form eines Organisationsplanes einen Überblick über 

die BDA mit den einzelnen Fachspitzenverbänden und Landesverbänden. 
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Abb. 4: Mitglieder der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 

 Landesverbände 

 Baden-Württemberg 

 Landesvereinigung Baden-
Württembergischer Arbeitgeber-
verbände   44 

 Bayern 

 Vereinigung der Arbeitgeberver-
bände in Bayern  77 

 Berlin und Brandenburg 

 Vereinigung der Unternehmens-
verbände in Berlin und Branden-
burg   63 

 Bremen 

 Die Unternehmensverbände im 
Lande Bremen   16 

 Hamburg 

 Landesvereinigung der Arbeitge-
berverbände in Hamburg   28 

 Hessen 

 Vereinigung der hessischen  
Unternehmensverbände   49 

 Mecklenburg-Vorpommern 

 Vereinigung der Unternehmens-
verbände für Mecklenburg-
Vorpommern   24 

 Niedersachsen 

 Unternehmensverbände Nieder-
sachsen   64 

 Nordrhein-Westfalen 

 Landesvereinigung der Arbeitge-
berverbände Nordrhein-West- 
falen   92 

 Rheinland-Pfalz 

Fachspitzenverbände 

Industrie einschließlich Bergbau 
Hauptverband der Deutschen Bauindustrie   23*) 
Bundesvereinigung der Arbeitgeber im Bundesverband Be-
kleidungsindustrie   20 
Wirtschaftsvereinigung Bergbau   19 
Deutscher Braunkohlen-Industrie-Verein 
Bundesarbeitgeberverband Chemie   13 
Arbeitgeberverband der Cigarettenindustrie 
Bundesverband Druck   12 
Wirtschaftsverband Erdöl- und Erdgasgewinnung 
Arbeitgeberverband der Deutschen Glasindustrie 
Hauptverband der Deutschen Holz und Kunststoffe verarbei-
tenden Industrie   33 
Kaliverein 
Arbeitgeberverband der Deutschen Kautschukindustrie 
Arbeitsgemeinschaft Keramische Industrie   8 
Gesamtverband der metallindustriellen Arbeitgeberver- 
bände   15 
Arbeitgebervereinigung Nahrung und Genuß   24 
Vereinigung der AGV der Deutschen Papierindustrie   8 
Hauptverband der Papier, Pappe und Kunststoffe verarbeiten-
den Industrie   12 
Unternehmensverband Ruhrbergbau 
Unternehmensverband Saarbergbau 
Vereinigung Deutscher Sägewerksverbände   15 
Arbeitsgemeinschaft Schuhe/Leder   7 
Sozialpolitische Arbeitsgemeinschaft Steine und Erden   24 
Gesamtverband des deutschen Steinkohlenbergbaus   4 
Gesamtverband der Textilindustrie in der Bundesrepublik 
Deutschland   7 
Bundesverband der Zigarrenindustrie 
Verein der Zuckerindustrie   3 

Banken 
Arbeitgeberverband des privaten Bankgewerbes 

Handel 
Hauptverband des Deutschen Einzelhandels   16 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe des 
Einzelhandels   17 
Zentralverband Gewerblicher Verbundgruppen   6 
Bundesverband des Deutschen Groß- und Außenhandels   16 

Handwerk 
Zentralverband des Deutschen Baugewerbes   28 
Bundesvereinigung der Fachverbände des Deutschen Hand-
werks   52 

Landwirtschaft 
Gesamtverband der Deutschen Land- und Forstwirtschaftli-
chen Arbeitgeberverbände   20 

 Landesvereinigung Rheinland-
Pfälzischer Unternehmerver- 
bände   18 
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 Saarland 

 Vereinigung der Saarländischen  
Unternehmensverbände   19 

 Sachsen 

 Vereinigung der Arbeitgeberver-
bände in Sachsen   23 

 Sachsen-Anhalt 

 Landesvereinigung der Arbeitge-
ber- und Wirtschaftsverbände 
Sachsen-Anhalt   21 

 Schleswig-Holstein 

 Vereinigung der Schleswig-
Holsteinischen Unternehmensver-
bände   39 

 Thüringen 

 Verband der Wirtschaft Thürin-
gens   41 

Verkehrsgewerbe 
Arbeitgeberverband der deutschen Binnenschiffahrt 
Arbeitgeberverband Deutscher Eisenbahnen 
Verband Deutscher Reeder 

Versicherungen 
Arbeitgeberverband der Versicherungsunternehmen in 
Deutschland 

Sonstige Gewerbe 
Bundesverband der Deutschen Entsorgungswirtschaft 
Bundesverband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau   14 
Deutscher Hotel- und Gaststättenverband   19 
DRV-Tarifgemeinschaft Arbeitgebervereinigung im Deut-
schen Reisebüro-Verband 
Tarifverband Privater Rundfunk 
Bundesverband Zeitarbeit 
Verband Deutscher Zeitschriftenverleger  7 
Bundesverband der Deutschen Zeitungsverleger  12 

Gastmitglieder 
Vereinigung der Arbeitgeberverbände energie- und versor-
gungswirtschaftlicher Unternehmungen   7 
Arbeitgeberverband Stahl 

*) Anzahl der Mitglieder 

Quelle: BDA 1995c. 

Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften sind aufgrund ihrer "Konstituierung und 

Orientierung" "ökonomisch" geprägt (Neumann 1996a, S. 9). "Sie sind der organisierte 

Ausdruck der durch das Wirtschaftssystem [...] ausdifferenzierten Rollen von Arbeit-

nehmern und Arbeitgebern" (Neumann 1996a, S. 9). Trotz aller Interessengegensätze 

arbeiten die beiden Sozialpartner auch ohne staatliche Kompromißvermittlung in 

Sachfragen gut zusammen. Dadurch "legitimieren sie zugleich den Grundsatz weitrei-

chender verbandlicher Selbststeuerung in der dualen Berufsausbildung" (Koch/Reuling 

1994, S. 180).  

Gewerkschaften 

Die heutige Position der Gewerkschaften in der Berufsbildung ist eine Folge der seit 

den Anfängen der Gewerkschaftsbewegung verfolgten Politik, die Berufsqualifizie-

rung in Betrieb und Berufsschule als eine wichtige Aufgabe gewerkschaftlicher Bil-

dungsarbeit herauszustellen. Bevor wir uns der praktischen Berufsbildungspolitik und 

den Mitwirkungsmöglichkeiten des DGB zuwenden, soll uns Abbildung 5 einen Ge-

samtüberblick über den derzeitigen Stand des DGB und seiner Einzelgewerkschaften 

vermitteln. 
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Abb. 5: Fusionen im Deutschen Gewerkschaftsbund 
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Quelle: DGB 1997, S. 1. 

Hieraus wird ersichtlich, daß der 1949 gegründete DGB einen Zusammenschluß von 

heute formell noch 13 Gewerkschaften darstellt. Im Sinne einer strukturellen Neuord-

nung fanden im DGB in den letzten Jahren folgende Fusionen statt: IG Bauen-Agrar-

Umwelt BAU (1996), IG Bergbau-Chemie-Energie BCE (1997) und IG Metall (Bei-

tritt Gewerkschaft Textil, Bekleidung 1998 und Gewerkschaft Holz und Kunststoff 

1999). Weiterhin beabsichtigen die Gewerkschaften ÖTV, HBV, GEW, IG Medien, 

Post und die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft DAG, bis zum Jahre 2002 eine gro-

ße Dienstleistungsgewerkschaft zu bilden. Damit würde der Dachverband DGB nur 

noch auf "drei großen Säulen" stehen: IG Metall, IG BCE und der neu zu gründenden 

Dienstleistungsorganisation (vgl. o.V. 1998b, S. 3). Anstelle von ursprünglich 16 Ein-

zelgewerkschaften gehören dann zum DGB sieben Einzelgewerkschaften: IG Metall, 

BCE, die zukünftige Dienstleistungsorganisation, IG Bau, NGG, GdED und DPG (vgl. 

o.V. 1998b, S. 3). Die geplante Dienstleistungsgewerkschaft soll die Bezeichnung 

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (Verdi) erhalten. Obwohl eine differierende 

Meinungsvielfalt zu Berufsausbildungsproblemen unter den Einzelgewerkschaften ge-

geben ist, tritt dennoch die "Leitfunktion" des DGB hinsichtlich Organisation und Ein-

flußnahme auch in Fragen der Berufsausbildung immer wieder deutlich hervor (vgl. 

Lepper 1983, S. 165-167). Eine sehr starke Position haben die Lehrerorganisationen 

wie die GEW und die im Deutschen Beamtenbund zusammengeschlossenen Berufs-

verbände VLW und VLBS. Der VLW als gewerkschaftlicher Fachverband ist beson-
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ders mit der Problematik der dualen Berufsausbildung im kaufmännisch-verwaltenden 

Bereich verbunden. Seit achteinhalb Jahrzehnten beeinflußt er entscheidend die Ent-

wicklung des kaufmännischen Schulwesens und damit auch das gesamte kaufmänni-

sche Bildungswesen (vgl. Peek 1993, S. 361). 

Die Kammern als zuständige Stellen 

Die Kammern sind die für die berufliche Bildung zuständigen Stellen und erfüllen hin-

sichtlich der Durchführung und Kontrolle der Berufsbildung eine wichtige Funktion. 

Als Schwerpunkte ihres Aufgabenbereiches kann man den Kontakt der Kammern zu 

den Betrieben mit den speziellen Aufgaben Überwachung, Beratung, Eignungsfeststel-

lung, Förderung der Berufsausbildung sowie die Durchführung von Prüfungen sehen 

(vgl. BMBW 1994b, §§ 23, 29, 31-33, 35, 37, 39-45, 102 und § 111 Abs. 2 (Gütestel-

le) Arbeitsgerichtsgesetz). Durch den Zusammenschluß der Industrie- und Handels-

kammern im DIHT soll deren Zusammenarbeit gefördert und gesichert werden. Ge-

meinsam mit den Handwerkskammern haben sie schon mehrfach aus Sorge um das 

duale System zur Verbesserung der Ausbildungsplatzsituation und zur Übernahme 

ausgebildeter Fachkräfte nach dem Berufsabschluß aufgerufen. Eine "zukunftsgerechte 

Weiterentwicklung des dualen Systems" (DIHT 1994b, S. 31) sei ihrer Meinung nach 

auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten unbedingt erforderlich.  

2. Das duale System in der Krise 

Das duale System der Berufsausbildung ist eine bedeutende Qualifizierungsform für 

die meisten Arbeitskräfte im Rahmen der beruflichen Bildung. Diese kann als ein We-

sensmerkmal unserer "politische[n] und gesellschaftliche[n] Grundordnung" sowie der 

"ökonomische[n] und soziale[n] Ordnungsstruktur des Betriebes und der Wirtschaft" 

betrachtet werden (Focks 1985, S. 61). Berufliche Bildung ist gleichzusetzen mit Bil-

dung. Nach einem Gutachten für die Enquete-Kommission "Zukünftige Bildungspoli-

tik – Bildung 2000" will Bildung "kraft eines historisch durchaus in gewissem Maße 

variablen, aber stets zweckfrei definierten Kanons von Inhalten und Fächern den gan-

zen Menschen in seinen höheren Fähigkeiten entfalten" (Bojanowski/Brater/Dedering 

1991b, S. 1). Entscheidend für die Beurteilung der beruflichen Bildung ist also der 

Beitrag, den sie zur persönlichen Entfaltung mit entsprechenden Berufsperspektiven, 

zur aktiven Lebensbewältigung und für die Einbindung des einzelnen in Wirtschaft, 

Gesellschaft und Politik leistet (vgl. BMBW 1994a, S. 1). 
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Das duale System der Berufsausbildung galt lange Zeit als "Garant deutscher Wertar-

beit und als optimale Organisation zur Integration Jugendlicher in die Arbeitswelt" 

(Heidemann 1994, S. 38). Auch für den Standort Deutschland ist heute unerläßlich, 

daß genügend modern ausgebildete Fachkräfte vorhanden sind. Allerdings ist das dua-

le System trotz seines hohen Ansehens im In- und Ausland und trotz seiner Qualifizie-

rungsleistung in den bildungspolitischen Diskussionen zunehmend in Kritik geraten. 

Viele Beobachter und Kritiker des dualen Systems sprechen von einer Krise und be-

fürchten, daß infolge "schleichende[r] Aushöhlungsprozesse" (Görner 1995a, S. 30) 

die Zukunft des dualen Systems bedroht bzw. ohne Perspektive sei. Es sind grundsätz-

lich quantitative und qualitative Gründe, die für die Krise des dualen Systems ursäch-

lich sind. Im folgenden sollen nun die Krisensymptome des dualen Systems herausge-

stellt werden. 

2.1. Der Abbau von Ausbildungsplatzkapazitäten 

Der Kern des dualen Berufsausbildungssystems ist die betriebliche Berufsausbildung. 

Kennzeichnend ist, daß in den Jahren von 1980 bis 1990 insgesamt 6,5 Mio. Jugendli-

che eine duale Ausbildung absolviert haben (vgl. Deutscher Bundestag 1990, S. 47). 

Im Rahmen des dualen Systems durchlaufen bis nahezu 70% der jährlichen Schulab-

gänger eine betriebliche Ausbildung.1 So haben bis zu 500.000 Ausbildungsbetriebe 

bisher auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten genügend Ausbildungsplätze zur Ver-

fügung gestellt (vgl. von Bardeleben/Beicht/Fehér 1994a, S. 43).  

Nun hat sich die Situation des dualen Systems insofern gewandelt, als immer mehr 

Betriebe und Verwaltungen sich seit einigen Jahren aus der beruflichen Ausbildung 

zurückziehen. "Während Ausbildungsabteilungen zu Cost-Centern umstrukturiert wer-

den, schlittert das duale System der beruflichen Bildung immer tiefer in die Krise" 

(Zwickel 1996, S. V 1/1). Das Ergebnis dieses Abbaus von Ausbildungsplatzkapazitä-

ten ist ein ausgeprägtes Defizit an Ausbildungsstellen. So betrug die gesamtwirtschaft-

liche Ausbildungsquote im Jahre 1995 nur noch 5,6%, d.h., 5,6% aller sozialversiche-

rungspflichtigen Beschäftigten befanden sich in einer beruflichen Ausbildung. 1989 

lag diese Quote noch bei 7,7%, und 1985/86 betrug sie 8,5% (vgl. Zwickel 1996, 

S. V 1/1). Allein im Jahre 1994 wurden in den alten Bundesländern mehr als 100.000 

Ausbildungsplätze abgebaut (vgl. Rüttgers 1995, S. 37). Ebenfalls war das erst im 

                                                 
1 Anmerkung: Der Verfasser will hier die Bezeichnung Schulabgänger sprachlich vereinfacht und geschlechts-

neutral verwenden. Dies betrifft auch andere in dieser Arbeit vorkommenden Begriffe, die also gleicherma-
ßen zu verstehen sind, wie z.B. Schüler, Schülerin, Abiturient, Abiturientin. 
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Aufbau befindliche Angebot an betrieblichen Ausbildungsstellen in Ostdeutschland 

nur um 2,3% gewachsen (vgl. Görner 1995a, S. 30). Bis heute werden dort 60% aller 

neuen Ausbildungsverhältnisse staatlich subventioniert (vgl. VLW 1995b, S. 131). 

Ende September 1998 umfaßte das Ausbildungsplatzangebot insgesamt 636.175 Aus-

bildungsstellen, die Zahl der Nachfrageinteressenten 648.446 (vgl. BMBF 1999, S. 1). 

Dadurch ergab sich erstmals seit der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten 

ein Anstieg der "Angebots-Nachfrage-Relation" von "bundesweit 96,6 Ausbildungs-

plätzen pro 100 Nachfragenden im Jahre 1997 auf 98,1" (BMBF 1999, S. 1). Für das 

Gesamtjahr 1998 konnte allerdings keine "ausgeglichene Ausbildungsplatzbilanz" er-

zielt werden. Viele Ausbildungsinteressenten erhielten bei "demografisch gestiegener 

Nachfrage" keine Ausbildungsstelle, so daß die meisten von ihnen wiederum in be-

rufsvorbereitende Maßnahmen und Schulen ausweichen mußten (vgl. BMBF 1999, 

S. 1). So setzt sich die dramatische Entwicklung auf dem Ausbildungsstellenmarkt 

fort, und die Kluft zwischen Angebot und Nachfrage öffnet sich noch weiter. Insbe-

sondere kennzeichnet der radikale Abbau von Ausbildungsplatzkapazitäten in "florie-

renden Branchen" (Peek 1995, S. 54) wie z.B. Banken und Versicherungen die drama-

tische Situation in der Berufsausbildung. Der Verfasser will die weitere Entwicklung 

der Ausbildungsstellensituation bis 1998/99 in den beiden Unterkapiteln 1.3 und 2.3 

Aktuelle Probleme aus der Sicht der beiden Sozialpartner näher herausstellen. 

Bezeichnend ist, daß schon seit mehreren Jahren Arbeitgeberverbände und der DGB 

und seine Gewerkschaften die Lage auf dem Ausbildungsmarkt kontrovers beurteilen. 

So befürchtet der DGB, die Wirtschaft sei schließlich unfähig, das Problem der Aus-

bildungsstellenversorgung "aus eigener Kraft" (o.V. 1998a, S. 2) lösen zu können. Die 

BDA weist entschieden die Darstellung der Bundesanstalt für Arbeit und des DGB 

zurück, es gebe zu wenig Lehrstellen, und unterstreicht, es werde jedem "ausbildungs-

fähigen und ausbildungswilligen Jugendlichen" (o.V. 1998a, S. 2) eine Stelle angebo-

ten. Das betriebswirtschaftliche Entscheidungsverhalten hinsichtlich der Ausbildungs-

stellenangebote ist somit in das Zentrum der Diskussion über das duale System ge-

rückt, denn schließlich wird die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe als die "Achil-

lesferse des dualen Systems" (BLK 1998, S. 67) gesehen. Es wird auch vielfach be-

tont, daß das duale System vom "Mitspielen der Beteiligten abhängig" sei und sein 

"Funktionieren" mit der "Wirtschaftsstruktur und der Personalpolitik der Ausbildungs-

betriebe" stehe und falle (Herdt 1995, S. 165).  
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2.2. Ausweichen der Schüler in alternative Bildungsgänge 

Wegen des starken Mangels an Ausbildungsplätzen sind viele Schüler gezwungen, in 

alternative Bildungsgänge auszuweichen. Dies kann zweifellos als eine weitere Ursa-

che für die Krisensituation des dualen Systems bezeichnet werden. So stellt der bun-

desweite Trend, alternative Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien und Berufsaka-

demien verstärkt mit Unterstützung der Wirtschaft im tertiären Bildungsbereich einzu-

richten, wohl für Abiturienten eine gewisse Alternative zum Hochschul- und Universi-

tätsstudium dar. Für das duale System bedeutet dies jedoch den Verlust von traditio-

nellen Bewerberinteressenten, insbesondere im kaufmännischen Bereich. Andererseits 

ist die Einrichtung von alternativen Sonderausbildungsgängen als eine Maßnahme der 

Wirtschaft und des Staates zu sehen, den erhöhten Anforderungen an Arbeitnehmer in 

Betrieben mit "neuen Technologien und Verfahrensweisen, mit veränderten betriebs-

wirtschaftlichen Kostenrechnungen und neuen Managementtechniken" (Görner 1995a, 

S. 32) zu entsprechen. 

Somit scheint offensichtlich zu sein, daß die "Systemattraktivität" der Berufsakademi-

en und der Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien der des dualen Systems im "alten 

Berufsschulsektor" entscheidend überlegen ist (Dauenhauer 1994, S. 403). Bei dieser 

Problemsituation entsteht nun die Frage: Können die Unternehmen bei ihrer "Qualifi-

kationsrekrutierung" von der dualen Berufsausbildung in Zukunft noch etwas erwarten 

oder müssen sie ganz neue Wege gehen, indem sie sich verstärkt den anderen Bil-

dungsmöglichkeiten wie Berufsakademien und Verwaltungs- und Wirtschaftsakade-

mien sowie anderen Sonderausbildungsgängen der Wirtschaft zuwenden? (vgl. Dauen-

hauer 1994, S. 400). 

2.3. Rückgang der durchschnittlichen Eingangsvoraussetzungen 

Nach Meinung vieler Betriebsinhaber kann ein Großteil der Ausbildungsbewerber für 

den kaufmännischen Bereich heute nicht mehr als qualifizierte Fachkräfte ausgebildet 

bzw. übernommen werden (vgl. Greinert 1994, S. 359). In den letzten Jahren erfolgte 

eine Neuordnung der wichtigsten kaufmännischen und gewerblich-technischen Aus-

bildungsberufe, wodurch die Anforderungen an das "kognitive Leistungsvermögen" 

der Auszubildenden stark erhöht wurden. Der Anspruch der neugeordneten Büroberufe 

und anderer kaufmännischer Berufe auf ein Schülerpotential mit "hohem Bildungsni-

veau" und starker Lerneffizienz entspricht jedoch keineswegs der gegebenen Realität. 



 43 

Außerdem erstreben immer mehr Jugendliche den Abiturabschluß und gehen anschlie-

ßend in den tertiären Bildungsbereich (vgl. Weichhold 1992, S. 221). 

Somit drängt sich hier die Frage auf, ob der verbleibende Rest der Hauptschulabgän-

ger, der Realschüler, der Berufsfachschulabsolventen und der Sonderschüler die stei-

genden Anforderungen der beruflichen kaufmännischen Ausbildungsgänge bewältigen 

kann. Dies wird vielfach bezweifelt bzw. verneint. Andererseits ergibt sich auch das 

Problem, ob unter diesen neuen Bedingungen das herkömmliche duale System über-

haupt noch in der Lage ist, für die Qualifikation der Auszubildenden die entsprechen-

den Theorie- und Praxiswerte zu vermitteln. Von wenigen Ausbildungsgängen wie 

Bank-, Versicherungs- und Industriekaufleuten abgesehen, scheint das duale System 

zum "qualifizierten Restmengenverwerter" (Dauenhauer 1994, S. 400) geworden zu 

sein. 

2.4. Unattraktivität des dualen Systems der Berufsausbildung für viele 

Schüler und deren Eltern 

In den 60er Jahren wurde eine Bildungsexpansion ausgelöst, initiiert durch bildungs-

ökonomische Überlegungen (Sputnikschock, Bildungsnotstand) und gesellschaftliche 

Forderungen wie z.B. Bildung ist Bürgerrecht (vgl. Schober/Tessaring 1993, S. 3). 

Dies führte zu einem starken Anstieg der Bildungsbeteiligung der Bevölkerungs-

schichten und zu einer "Anhebung des Qualifikationsniveaus", allerdings begünstigt 

durch ein "extensives Wirtschaftswachstum" (Schober/Tessaring 1993, S. 3). Als Mitte 

der 70er und zu Beginn der 80er Jahre "Ausbildungs- und Arbeitsmarktkrisen" (Scho-

ber/Tessaring 1993, S. 4) eintraten, wurde für viele Ausbildungsbewerber und Berufs-

anfänger ein hohes Qualifikationsniveau Bedingung für den Berufsbeginn und somit 

eine große Hürde. Die Folge war ein längeres Verweilen im Bildungssektor und ein 

Streben nach höheren Schulabschlüssen, um einerseits eigene Chancen möglichst zu 

erhöhen und andererseits Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Dies führte zu einer Verlän-

gerung der Übergangsphase zwischen Schule und Beruf und zu einer hinausgeschobe-

nen Berufswahl, was sich ungünstig auf das duale System auswirkte, so daß zu Beginn 

der 90er Jahre ein Großteil der Ausbildungsplätze unbesetzt blieb. Die folgenden Aus-

führungen mit Zahlenangaben sollen diese Situation verdeutlichen (vgl. Schober/ 

Tessaring 1993, S. 4). 
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Abb. 6: Bildung zwischen (Eltern-)Wunsch und Wirklichkeit 

Quelle: Schober/Tessaring 1993, S. 
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schlußwunsch der Eltern für ihre Kinder mit 53% das Abitur, mit 36% die Mittlere 

Reife und noch mit 11% der Hauptschulabschluß ersichtlich (vgl. Schober/Tessaring 

1993, S. 3). 

Von 1973 bis 1994 haben sich die Zahlen der Auszubildenden und die der Studieren-

den "tendenziell unterschiedlich" (KMK 1996, S. 2) entwickelt. Maßgebend hierfür 

waren demographische Bedingungen infolge unterschiedlicher Jahrgangsstärken, das 

veränderte Bildungswahlverhalten zugunsten der Hochschulausbildung sowie die un-

terschiedliche Dauer der betrieblichen Ausbildung und der Hochschulausbildung von 

durchschnittlich drei bzw. sechs Jahren. Dabei erhöhte sich die Zahl der Auszubilden-

den insgesamt von 1.331.200 (1973) auf 1.831.500 (1985) und sank bis 1994 auf 

1.579.900 unter den Bestand von 1979. Demgegenüber stieg die Zahl der Studierenden 

von 726.900 (1973) bis auf 1.875.200 (1993) und betrug im Jahr 1994 1.856.500 (vgl. 

KMK 1996, S. 3). Seitdem liegt die Zahl der eingeschriebenen Studenten höher als die 

der Auszubildenden. Auf eine duale Berufsausbildung bezogen wird oft von Schülern 

und deren Eltern argumentiert, sie stelle eine Sackgasse dar, sei unattraktiv, und Kar-

rierechancen im Berufsleben seien nur mit Abitur und einem Studium zu realisieren. 

Man wolle sich nicht zu früh beruflich festlegen und "berufliche Alternativen" (Görner 

1995a, S. 32) nutzen. Auch gewähre ein Studium in der privaten Lebensführung mehr 

Freiraum, was bei einer dualen Berufsausbildung durch zu starke "Reglementierung" 

beeinträchtigt sei (vgl. BMBW 1994a, S. 2). 

Dauenhauer spricht in diesem Zusammenhang von einer "folgenschweren Rahmenbe-

einflussung" (Dauenhauer 1994, S. 401). Das duale System sei bei der Schul- und Be-

rufslaufbahn-Planung keineswegs mehr so stark gefragt wie früher. Es habe sich ein 

gesellschaftlicher Einstellungswandel insofern vollzogen, als die "Gymnasialisierung 

als Mentalitätsphänomen in der Gesellschaft und als Lehrplanphänomen in allen Voll-

zeitschulen der Sekundarstufen I und II zum Entwertungsprogramm des Dualen Sy-

stems" (Dauenhauer 1994, S. 401 f.) geworden sei. Auch das Verhalten vieler Unter-

nehmen, bei der Besetzung mittlerer Führungspositionen insbesondere im kaufmänni-

schen Bereich die auf beruflichen Aufstieg hoffenden betrieblich ausgebildeten Fach-

kräfte durch "extern rekrutierte" (Alex 1994, S. 394), angeblich billigere Fachhoch-

schulabsolventen und durch Studienabbrecher zu ersetzen, schreckt viele Interessenten 

von einer dualen Berufsausbildung ab (vgl. Alex 1994, S. 394). Der Wunsch nach hö-

heren Bildungsabschlüssen wird ferner gefördert durch ein "hartnäckiges Gefälle im 

gesellschaftlichen Ansehen und in den bestehenden Lebenschancen" (Baur/Wolff/ 

Wordelmann 1991, S. 48). Das Image des einfachen kaufmännischen Angestellten und 
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des Facharbeiterberufes spielt hier eine wichtige Rolle. Ebenso ist die jeweilige El-

terngeneration als Akademiker bestrebt, daß ihre Kinder im Sinne eines entsprechen-

den Sozialprestiges zumindest das gleiche Bildungsniveau erreichen (vgl. Baur/Wolff/ 

Wordelmann 1991, S. 48). Allerdings werden hier oft Berufsentscheidungen getroffen, 

die keineswegs immer den Neigungen und Begabungen der Jugendlichen entsprechen. 

Als Fazit dieser Ausführungen ergibt sich, daß der berufliche Bildungsweg nur schwer 

mit den Vorteilen eines akademischen Bildungsweges konkurrieren kann. Die her-

kömmliche duale Berufsausbildung büßt immer mehr an Attraktivität ein. Gegenüber 

solchen bedrohlichen Erscheinungsformen befindet sich das duale System in einer  

äußerst schwierigen Lage. Es besteht hier sogar das Problem, daß sich hieraus gefähr-

liche "Funktionsverluste des Dualen Systems mit negativen gesellschaftspolitischen 

Effekten" (Feldhoff/Jacke/Simoleit 1995, S. 159) ergeben können. 

2.5. Ausstieg aus dem Beruf nach Abschluß einer dualen Berufsausbil-

dung 

Nach dem Erwerb der Hochschulreife beginnen viele Studienberechtigte eine duale 

Berufsausbildung. Für die meisten von ihnen bedeutet jedoch diese absolvierte Lehre 

nur eine Eingangsqualifikation. Im Wintersemester 1985/86 hatten 25% aller Studien-

anfänger eine Berufsausbildung absolviert, im Wintersemester 1993/94 waren es be-

reits 38% (vgl. Hochschul-Informations-System 1995, zit. nach WuE 1995, S. 222). 

Der Prozentanteil reduzierte sich im Jahre 1995/96 insbesondere wegen der Arbeits-

marktkrise für Akademiker auf 32% (vgl. BMBF 1997a, S. 48). Die heutigen Jugend-

lichen nutzen also die durch das Bildungssystem "gebotene Flexibilität" (Tully 1997, 

S. 16), indem sie nach den Ergebnissen einer empirischen Untersuchung von 1997 auf 

"allen Stufen" (Tully 1997, S. 16) mehr Bildung anstreben. Sechs von zehn Jugendli-

chen beabsichtigen bereits zu Beginn ihrer Ausbildungszeit, nach Abschluß der Be-

rufsausbildung in das schulische Bildungswesen zurückzukehren. Nur 40% der 

Befragten erwarten nach Abschluß eine Beschäftigung, wobei es ihnen gleichgültig ist, 

ob "ausbildungsadäquat oder ausbildungsfern". Aufgrund der großen Schwierigkeiten 

auf dem Arbeitsmarkt Ende der neunziger Jahre ist das Vertrauen der Jugendlichen in 

den Erwerb von "mehr Bildung" erheblich gestiegen (vgl. Tully 1997, S. 16). Nach 

Prognosen der KMK wird der Anteil an Studienberechtigten bis durchschnittlich 44% 

im Jahre 2010 ansteigen, wobei erfahrungsgemäß etwa zwei Drittel der Abiturienten 

die Absicht haben, zu studieren (vgl. Müller et al. 1995, S. 64). 
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2.6. Kostenbelastung durch die betriebliche Berufsausbildung 

In der rezessiven Wirtschaftsentwicklung mit der eingehenden Verschlechterung der 

Ergebnissituation war man in der Wirtschaft gezwungen, zu rationalisieren und einzu-

sparen. Deswegen waren bzw. sind auch die Ausbildungskosten in den Unternehmen 

Anlaß für vielschichtige Diskussionen (vgl. Cramer 1994b, S. 1). In vielen Unterneh-

men erfolgt sogar eine Revision der Ausbildung, um die Ausbildung zu "durchforsten" 

mit dem Ergebnis, daß die Anzahl der Ausbilder erheblich reduziert wird, Ausbil-

dungsstätten zusammengelegt oder gar geschlossen werden und Ausbildungsberufe in 

Zukunft entfallen sollen (vgl. Wawersig 1994, S. 1 f.). Diese Überlegungen und Ent-

scheidungen führen schließlich zu der bedeutsamen Frage, ob die duale Berufsausbil-

dung für die Unternehmen zu teuer geworden ist und die hohe Kostenbelastung das 

betriebliche Engagement im Bereich der Berufsausbildung behindert oder gar beendet 

(vgl. Riester 1994, S. 3). Hierbei bleibt allerdings zu beachten, daß die Krise des dua-

len Systems nicht allein in dem Bestreben der Unternehmen zu sehen ist, Kosten ein-

sparen zu wollen. 

2.7. Bevorzugung des vollzeitschulischen Schulsystems gegenüber dem 

dualen Berufsausbildungssystem im Ausland 

Mit Ausnahme der in Deutschland, Österreich und der Schweiz praktizierten dualen 

Berufsausbildung erfolgt die berufliche Erstqualifikation in den kaufmännisch-verwal-

tenden Berufen hauptsächlich über Vollzeitberufsschulen oder Hochschulen in anderen 

EU-Mitgliedsländern. International hat das duale System jedoch wegen seiner Ver-

knüpfung von "Arbeitsplatznähe und betriebsübergreifend breiter Berufsausbildung" 

(Liesering/Schober/Tessaring 1994, S. 5) starkes Interesse und Anerkennung gefun-

den. Auch die "EG-Kommission" akzeptiert in ihrem "Memorandum über die Berufs-

bildungspolitik der Europäischen Gemeinschaft" für die 90er Jahre die duale Ausbil-

dung als einen "effizienten und gleichwertigen Weg" (Kümmerlein 1992, S. 8) der Be-

rufsausbildung neben schulischen Berufsbildungssystemen.  

Es gibt nun ausländische Befürworter des dualen Systems, die in ihren Ländern die 

Einführung einer Berufsausbildung "nach dem deutschen Modell" fordern, um der 

nicht studierenden Jugend eine bessere Ausbildungsperspektive zu bieten und die Qua-

lifikation ihrer Arbeitskräfte zu verbessern (vgl. Heinz 1994, S. 119). Die anderen 

Staaten sind jedoch nicht bereit, das duale System auf breiter Basis zu übernehmen. 

Die hohen Kosten in einer Größenordnung von 43 Mrd. DM brutto pro Jahr für die 
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Ausbildung der Jugendlichen und weitere 40 Mrd. DM pro Jahr für die berufliche 

Weiterbildung der Mitarbeiter wirken abschreckend. So sind die meisten Unternehmen 

in anderen Ländern bis heute nicht gewillt, diese hohen Bildungsinvestitionen auch nur 

anteilig zu erbringen (vgl. Schlaffke 1994, S. 14). Außerdem ist bislang kein ausländi-

scher Staat bereit, sein Ausbildungsmonopol aufzugeben (vgl. Kümmerlein 1992, 

S. 8). Ebenso erscheinen vielen ausländischen Unternehmen und Bildungsexperten die 

Beziehungen zwischen den am dualen System beteiligten gesellschaftlichen Gruppen 

und dem Staat als zu kompliziert und unübersichtlich. Man kritisiert auch die "man-

gelnde Durchlässigkeit des deutschen Übergangssystems" sowie die "Segmentation 

der beruflichen Ausbildungsgänge nach schulischem Bildungsniveau und Geschlechts-

zugehörigkeit" (Heinz 1994, S. 119).  

Die aufgezeigten Krisensymptome lassen auf den ersten Blick Zweifel aufkommen, ob 

für das deutsche duale System, das oft vom Ausland als "Idealmodell der beruflichen 

Qualifizierung" (Greinert 1994, S. 357) gesehen wird, überhaupt noch Zukunftsper-

spektiven bestehen. Andererseits werden aber auch Überlegungen angestellt, ob durch 

gezielte "bildungs- oder arbeitsmarktpolitische Maßnahmen" das duale System trotz 

der schon "zweifelsfrei feststellbaren Erosion" noch gerettet werden kann (Greinert 

1994, S. 357). Diesbezüglich vertritt der Verfasser die Auffassung, daß Maßnahmen 

zur Überwindung der Krise unbedingt notwendig sind, damit das duale Ausbildungs-

system verbessert und weiterentwickelt werden kann. 

3. Zur Notwendigkeit von Maßnahmen zur Überwindung der Krise 

Die Krisensituation des dualen Systems ist somit gekennzeichnet durch einen zu star-

ken Abbau von Ausbildungsplatzkapazitäten mit den Folgen eines Defizits an Ausbil-

dungsstellen, durch das bevorzugte Bildungsstreben der Jugendlichen zum Abitur und 

in den tertiären Bildungsbereich, durch einen verstärkten Rückgang bestimmter Ein-

gangsvoraussetzungen für eine duale Ausbildung, durch eine gewisse Unattraktivität 

des dualen Systems mit der Wahl beruflicher Alternativen, durch Kosten- und Finan-

zierungsprobleme der betrieblichen Ausbildung sowie durch die Konkurrenzsituation 

zur vollzeitlichen Berufsausbildung in anderen EU-Ländern. 

Die besondere Bedeutung der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften dokumen-

tiert sich in der gemeinsamen Auffassung, daß zur Überwindung der Krise des dualen 

Systems eine Reform der beruflichen Bildung durchgeführt werden muß. So vertreten 

beide Sozialpartner gemeinsame Positionen, die im Rahmen einer Berufsbildungsre-
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form bewahrt bzw. verwirklicht werden sollten. Sie befürworten die Beibehaltung des 

Konsensprinzips und eine Stärkung der Attraktivität der beruflichen Bildung, indem 

die Qualität der Berufsbildung sowie eine entsprechende Ausbildungsplatzversorgung 

gewährleistet sein müssen. Ebenso erwarten sie, daß das Bildungs- und Beschäfti-

gungssystem besser aufeinander abgestimmt und das Prinzip der Beruflichkeit als 

Grundlage der Berufsausbildung bewahrt werden müssen. Nur über eine echte Gleich-

wertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung sowie über eine Beschleunigung 

und Modernisierung der Neuordnungsverfahren läßt sich eine Aufwertung der berufli-

chen Bildung erreichen. Weitere Forderungen umfassen eine Reform der Berufsschule 

und des Prüfungswesens. Auch sollte eine Reform der deutschen Berufsbildung euro-

päischen Bedingungen entsprechen. 

Würden Reformmaßnahmen zur Überwindung der Krise nicht durchgeführt werden, 

dann wäre das duale System der Berufsausbildung noch stärker bedroht und in seiner 

Existenz gefährdet. Der Mangel an Ausbildungs- und Arbeitsstellen würde sich ver-

stärken, noch mehr Jugendliche würden den tertiären Bildungssektor bevorzugen, und 

der Dissens in der Kosten- und Finanzierungsfrage zwischen Arbeitgeberverbänden 

und Gewerkschaften könnte das duale System lahmlegen. Die von Arbeitgeberverbän-

den und Gewerkschaften immer wieder betonten Vorteile des dualen Systems, wie z.B. 

das Lernen in Theorie und Praxis mit dem Erwerb entsprechender Qualifikationen, 

berufliche Bildungschancen mit Aufstiegsmöglichkeiten, die Integration des Auszubil-

denden in den Arbeitsmarkt, die Innovationsfähigkeit und Flexibilität des Systems und 

die Verbindung von Bildungs- und Beschäftigungssystem, beweisen, daß das duale 

System ein qualifiziertes Berufsbildungssystem ist. Es hat sich bewährt und stellt einen 

konstitutiven Bestandteil des deutschen Bildungswesens dar. Es ist somit sinnvoll, 

über die Möglichkeiten zur Überwindung der Krise nachzudenken. Zudem kann man 

prinzipiell positiv einschätzen, daß die Krise überwunden werden kann. Da Arbeitge-

berverbände und Gewerkschaften die Hauptträger des dualen Systems sind, kann aber 

die Krise nur überwunden werden, wenn von ihnen Reformmaßnahmen eingeleitet und 

unterstützt werden. Denn beide Sozialpartner vertreten die Auffassung, daß die eindeu-

tigen Stärken des deutschen dualen Berufsbildungssystems erhalten bleiben müssen. 

Allerdings müssen Reformmaßnahmen die duale Berufsausbildung ändern und flexib-

ler gestalten, damit es zukünftigen Anforderungen gerecht werden kann. 
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Aufgrund der bisherigen Erörterungen stellt der Verfasser somit als Ausgangshypothe-

se fest: 

Die Krise des dualen Systems kann durch eine grundlegende Reform des 

dualen Systems überwunden werden. Eine solche Reform muß von Arbeit-

geberverbänden und Gewerkschaften durchgeführt werden, da sie Träger 

und Gestalter des dualen Systems sind. 

Diese Hypothese ist gewissermaßen eine Aussage über gegebene Sachverhalte, d.h. 

eine "Aussage über einen Zusammenhang zwischen Variablen" (Schnell/Hill/Esser 

1993, S. 42), die der Überprüfung bedürfen. Dabei soll festgestellt werden, ob die in 

der Hypothese dargelegten Behauptungen zutreffen oder falsch sind. Hierfür ist ein 

möglichst "weiter Objektbereich" (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 52) notwendig. 

4. Ziel, Methode und Aufbau der Arbeit 

Ziel 

Die Untersuchung beschränkt sich auf den kaufmännischen Bereich der dualen Be-

rufsausbildung. Der gewerbliche Bereich bleibt mit Ausnahme gewisser Berührungs-

punkte außer Betracht, während die vollzeitschulische Ausbildung von der dualen Be-

rufsausbildung abgegrenzt und kurz angedeutet wird. Der Verfasser untersucht mit 

dieser Arbeit den Zeitraum bis April des Jahres 2000. Hierbei sollen auch die Absich-

ten der neuen Bundesregierung hinsichtlich der dualen Berufsausbildung in Verbin-

dung mit entsprechenden Zukunftsperspektiven für alle Jugendlichen dargelegt wer-

den. Der in der Themenformulierung verwendete Begriff Perspektiven bedeutet 

schließlich "Aussicht für die Zukunft" (Wissenschaftlicher Rat der Dudenredaktion 

und Mitarbeiter 1996, S. 561), wobei dies auch im Sinne einer Fortentwicklung des 

dualen Systems zu verstehen ist (vgl. Lepper 1983, S. 4). 

Im Verlauf der Arbeit soll überprüft werden, ob die in obiger Hypothese aufgestellten 

Behauptungen einer grundlegenden Überwindung der Krise durch eine von Arbeitge-

berverbänden und Gewerkschaften getragenen Reform des dualen Systems zutreffen 

oder falsch sind. Dazu wird es erforderlich sein, Zusammenhänge zwischen gegebenen 

oder "empirischen Sachverhalten" (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 42) aufzuzeigen, um 

notwendige Schlußfolgerungen zu ziehen. Die Überprüfung und Klärung der Hypothe-

se will der Verfasser anhand von 19 Fragen durchführen. Hierbei soll die ganze Arbeit 

mit dem empirischen Material auf diese Überprüfung der Hypothese ausgerichtet sein. 



 51 

Ferner bleibt zu prüfen, wie Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften das duale Sy-

stem sehen und ob Reformbedarf hierfür besteht. Dies soll in Teil B (Das duale Sy-

stem der kaufmännischen Berufsausbildung im Urteil der Arbeitgeberverbände und 

der Gewerkschaften) erfolgen.  

Eine weitere Schwerpunktfrage besteht nun darin, in welchen Punkten und inwieweit 

Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften übereinstimmen, wo Dissonanzen bestehen 

und ebenso Konflikte sich ergeben. Diese Überprüfung will der Verfasser in Teil C 

(Perspektiven des dualen Systems im kaufmännischen Bereich der Berufsausbildung) 

durch den Einsatz eines Fragebogens mit 19 Fragen sowie durch den Einsatz von In-

terviews vornehmen. Beim Vergleich der Ergebnisse wird dann maßgebend sein, ob 

eine Reform des dualen Systems durchgeführt werden kann oder nicht. Sollten Arbeit-

geberverbände und Gewerkschaften eine solche Reform ablehnen, dann würde dies 

das Ende des dualen Systems der Berufsausbildung bedeuten. Eine alleinige Rettung 

des dualen Systems mit nur staatlichen Maßnahmen wäre keinesfalls der richtige Weg. 

Bei der Interpretation der Untersuchungsergebnisse sollen aktuelle Diskussionsaspekte 

auch als Sichtweise für eine zukünftige Weiterentwicklung der dualen Berufsausbil-

dung berücksichtigt werden. Die Perspektiven werden dann zeigen, daß sich wohl Un-

terschiede, aber auch Übereinstimmungen in der Beurteilung der Reform des dualen 

Systems ergeben. Die Krise kann jedoch durch eine grundlegende Reform nur über-

wunden werden, wenn die Übereinstimmungen überwiegen. Unter diesen Vorausset-

zungen will der Verfasser dann in Teil D (Ausblick in die Zukunft des dualen Systems 

der kaufmännischen Berufsausbildung) ein Konzept als Vorschlag für eine zukünftige 

Berufsausbildung in Europa entwickeln. Letztlich hat die vorliegende Arbeit das Ziel, 

einen Diskussionsbeitrag zu den bildungspolitischen und berufspädagogischen Fragen 

des in Deutschland immer noch als Grundlage der Berufsausbildung geltenden Sy-

stems zu leisten. 

Methode 

Für die im Rahmen dieser Arbeit durchgeführte Untersuchung kommen als geeignete 

Methoden die schriftliche Befragung, das Interview sowie die Bearbeitung entspre-

chender Literatur in Betracht. In der Literatur zu dem aktuellen Thema "Duales Sy-

stem der Berufsausbildung" findet man wohl Ausarbeitungen zum Strukturaufbau des 

Systems und vergleichende Darstellungen zu Berufsbildungssystemen anderer Länder. 

Auch zur Ausarbeitung der Problemsituation des dualen Systems konnte der Verfasser 
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gewisse Literaturunterlagen verwerten. Zur Lösung der aktuellen Probleme gemäß der 

Themenstellung konnte er allerdings fast keine bedeutsamen Diskussionsbeiträge an-

treffen. Deswegen mußte der Verfasser neu empirisch ansetzen und als adäquate Be-

fragungsmethoden die Form der schriftlichen Befragung (Fragebogen) und das Leitfa-

deninterview als Experteninterview bestimmen. Hierbei sollen aus der Sichtweise der 

zu befragenden Experten die aktuellen Probleme und deren perspektivische Lösungs-

möglichkeiten erhellt werden. Eine Effizienzmessung soll im empirischen Teil der Ar-

beit nicht durchgeführt werden. Vielmehr will der Verfasser die Kernaussagen der 

Antworten zu der schriftlichen Befragung und die grundlegenden Ergebnisse der Ex-

pertengespräche in den Text der Arbeit integrieren. 

Aufbau 

Im ersten Hauptteil B "Das duale System der kaufmännischen Berufsausbildung im 

Urteil der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften" untersucht der Verfasser 

Vor- und Nachteile sowie aktuelle Probleme des dualen Systems jeweils aus der Sicht 

der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften, um hieraus Kriterien als Grundlage 

für die Fragebogenentwicklung zu erhalten. In der Ausarbeitung wird der Verfasser 

auf das Bildungs- und Beschäftigungssystem und wegen der engen Verbindung zur 

beruflichen Erstausbildung auch auf die berufliche Weiterbildung Bezug nehmen. Bei 

der Zusammenfassung (B.3) soll deutlich werden, daß die Konflikt- und Krisensituati-

on aus positiver Sicht der beiden Sozialpartner überwunden werden kann. Hierzu hal-

ten sie jedoch eine eingehende Reform des dualen Systems für unbedingt notwendig. 

Für die Bearbeitung des zweiten Hauptteils C "Perspektiven des dualen Systems im 

kaufmännischen Bereich der Berufsausbildung" benötigt der Verfasser konkrete In-

formationen zur Lösung der Probleme und zur Weiterentwicklung des dualen Systems. 

Zunächst wird die methodische Vorgehensweise mit Begründung dargelegt. Es folgt 

dann der Versuch einer Bewertung und Einschätzung der befragten Personen sowie die 

Darstellung und Begründung des Fragebogens und der Leitfadeninterviews. Weiterhin 

werden die Ergebnisse der Untersuchung mit Interpretation unter Berücksichtigung der 

aktuellen Diskussion erörtert (C.2). Hierbei geht der Verfasser zuerst auf den jeweili-

gen Verlauf der Fragebogenuntersuchung und der Experteninterviews ein. In C.2.3 

erfolgt dann eine Darstellung der Auswertungsergebnisse der Fragebogenuntersuchung 

und der Experteninterviews sowie deren Interpretation, wobei der Verfasser überprüft, 

wo die Ergebnisse bezüglich der Position von Arbeitgeberverbänden und Gewerk-
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schaften übereinstimmen bzw. differieren. Dies wird dann gesondert auch in Teil C.3 

als Zusammenfassung der Perspektiven herausgestellt. 

In Kapitel D "Ausblick in die Zukunft des dualen Systems der kaufmännischen Be-

rufsausbildung" sollen im Rahmen der Möglichkeiten zur Überwindung der Krise des 

dualen Systems zunächst eventuelle Folgen einer versäumten Problemlösung wie auch 

ein gewisser Ausblick in die Zukunft des dualen Systems deutlich werden. Dabei läßt 

die Überprüfung der Hypothese erkennen, daß eine grundlegende Reform des dualen 

Systems nur gelingen kann, wenn Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften dafür 

sind. Der Verfasser beabsichtigt dann, ein Konzept als Vorschlag für Europa unter 

spezieller Berücksichtigung der Chancensituation der deutschen dualen Berufsausbil-

dung zu entwickeln. 
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B. Das duale System der kaufmännischen Berufsausbildung im Ur-

teil der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften 

1. Beurteilung durch die Arbeitgeberverbände 

Neben der Darstellung des dualen Systems als Informationsgrundlage ist im Rahmen 

der themenbezogenen Untersuchung wichtig zu erfahren, wie Arbeitgeberverbände 

und Gewerkschaften das duale System aus ihrer Sicht beurteilen. Deshalb will der 

Verfasser in den folgenden Abschnitten das duale System hinsichtlich der Vorteile, 

Nachteile und aktuellen Probleme aus der Sicht der beiden Sozialpartner einer genaue-

ren Betrachtung unterziehen. 

1.1. Vorteile 

1.1.1. Bildungspolitisch-pädagogische Vorteile 

Die Leistungsfähigkeit des dualen Systems ist insbesondere daraus zu erkennen, daß 

im Vergleich zu den schulisch organisierten Systemen anderer Länder der "Stand der 

Nichtqualifizierung" (vgl. Müller et al. 1995, S. 64) am geringsten ist. Etwa "72% aller 

Schulabgänger eines Jahrganges" absolvieren eine Ausbildung im dualen System, 15% 

wählen eine andere Ausbildung, und 10% haben keine abgeschlossene Ausbildung 

(vgl. Deutscher Bundestag 1990, S. 47). Für die Berufsausbildung im dualen System 

gibt es "keine formalen Zugangsvoraussetzungen" (Raddatz 1989, S. 232), so daß mit 

Erfüllung der Vollschulpflicht jeder Interessent in einem anerkannten Ausbildungsbe-

ruf ausgebildet werden kann. Dadurch erhalten die Jugendlichen verstärkt berufliche 

Bildungschancen, die zu "qualifizierten Berufstätigkeiten im Beschäftigungssystem" 

(Benner 1992, S. 5) führen können.  

Neben den Arbeitgeberverbänden beurteilen die Gewerkschaften und die politischen 

Parteien die Bedeutung des dualen Ausbildungssystems für den "einzelnen und für die 

Gesamtheit grundsätzlich positiv" (Raddatz 1989, S. 232). Als besonderer Vorteil wird 

anerkannt, daß ein weiterer Berufsaufstieg je nach Eignung, Neigung und Interesse, 

unterstützt durch Förderungsmöglichkeiten, zu erreichen ist (vgl. Raddatz 1989, 

S. 232). Das zwischen den Sozialparteien und Spitzenorganisationen der Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer bestehende Konsensprinzip wird eindeutig befürwortet (vgl. Spit-

zenverbände der Deutschen Wirtschaft 1993, S. 26), denn es "gewährleistet in der Be-

rufsbildungspraxis von Wirtschaft und Verwaltung die Akzeptanz der staatlich verord-
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neten Ausbildungsgänge" und "garantiert die vertrauensvolle Zusammenarbeit der Be-

teiligten bei der Ordnung und Durchführung der Berufsausbildung" (Benner 1992, 

S. 3). Als weiteren Vorteil sehen die Arbeitgeberverbände, daß der Neuordnungspro-

zeß für die anerkannten Ausbildungsberufe fast abgeschlossen ist und die teilweise bis 

zu 50 Jahre alten Berufsbilder entsprechend den Veränderungen in der Berufs- und 

Arbeitswelt aktualisiert wurden. Moderne Ordnungsmittel regeln inzwischen über 90% 

der Ausbildungsberufe (vgl. Diedrich-Fuhs 1994, S. 15). Als besonderes Merkmal der 

anerkannten Ausbildungsberufe im dualen System wird immer wieder betont, daß sie 

"komplexe fachliche, fachübergreifende und allgemeine Qualifikationen enthalten und 

auf – vom einzelnen Arbeitsplatz unabhängige – berufliche Handlungsfähigkeit hin 

angelegt sind" (Diedrich-Fuhs 1994, S. 15). 

Für die Arbeitgeberverbände stellt das Lernen am Arbeitsplatz, die Verbindung von 

Ausbildungsprozeß und Arbeitsprozeß den entscheidenden Kern der dualen Berufsaus-

bildung und der betrieblichen Weiterbildung dar (vgl. Spitzenverbände der Deutschen 

Wirtschaft 1993, S. 22). Die Einbindung der Lernsituation in die Ernstsituation ge-

währleistet, daß die Auszubildenden die erworbenen Fähigkeiten und Kenntnisse in 

neuen Situationen anwenden müssen und dadurch im Betriebsgeschehen Zusammen-

hänge herstellen können (vgl. KWB 1991a, S. 14). Die durch den Auszubildenden er-

brachte "produktive Mitarbeit" (Raddatz 1989, S. 233) erzeugt auch ein Gefühl der 

Selbständigkeit und Verantwortung. Schließlich ermöglicht das Erlernen eines gesell-

schaftlich anerkannten Berufes dem einzelnen, eine gewisse "berufliche Identität" 

(Koch/Reuling 1994, S. 127) zu entfalten. 

1.1.2. Volkswirtschaftlich-ökonomische Vorteile 

Die Wirtschaft sieht die "Qualifikation ihrer Mitarbeiter" (Spitzenverbände der Deut-

schen Wirtschaft 1993, S. 23) als wichtigen Standortfaktor. Deshalb müssen Staat und 

Wirtschaft gemeinsam diesen Standort sichern (vgl. Spitzenverbände der Deutschen 

Wirtschaft 1993, S. 23). Dabei erweist sich hier auch die Verantwortung der Wirt-

schaft als besonders "qualitative[s] Merkmal" (Lammert 1995, S. 17) des dualen Sy-

stems. Sie garantiert, daß sich die Berufsausbildung möglichst nahe an "betrieblichen 

Qualifikationsanforderungen" (Lammert 1995, S. 17) orientiert und der Zusammen-

hang zwischen Bildungssystem und Beschäftigungssystem gewährleistet bleibt bzw. 

wiederhergestellt wird. Ferner stellt die duale Berufsausbildung und das durch sie er-

zielte "Ergebnis" sowohl für die Absolventen des dualen Ausbildungssystems als auch 
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für die Wirtschaft einen "international" bedeutsamen "Wettbewerbsvorteil" dar (Kiepe 

1992, S. 19).  

Aufgrund der "Elastizität" der "inneren Strukturen" des dualen Systems ist ein weiterer 

Vorteil darin zu erkennen, daß es sich an verändernde Anforderungen technischer oder 

betrieblicher Entwicklungen anpassen kann (Koch/Reuling 1994, S. 173). Eine solche 

"Innovationsfähigkeit des Systems" wird hauptsächlich durch die "Offenheit staatli-

cher Regelungen" ermöglicht (Koch/Reuling 1994, S. 169). Der Flexibilitätsvorteil des 

dualen Systems ermöglicht schließlich auch ein entsprechendes Reagieren auf quanti-

tative Veränderungen der Rahmenbedingungen wie Demographie, Konjunktur und auf 

qualitative Anforderungen im Sinne von Modernisierungsfähigkeit (vgl. Kloas 1994a, 

S. 77). Im Rahmen der einzelbetrieblichen Finanzierung halten die Arbeitgeberver-

bände und Unternehmen aus Gründen einer gewissen "Zukunftsvorsorge und gesamt-

gesellschaftlichen Verantwortung" (KWB 1991a, S. 27) es für unerläßlich, daß sie die 

bei ihnen anfallenden Kosten der Ausbildung selbst tragen. Als Vorteile der einzelbe-

trieblichen Finanzierung gelten insbesondere die bereits erwähnte "Flexibilität" des 

Systems, das "bedarfsgerechte Angebot der Ausbildungsplätze" und die "einzelbetrieb-

liche Motivation" (KWB 1991a, S. 27).  

1.1.3. Arbeitsmarktpolitisch-betriebliche Vorteile 

Im Rahmen des dualen Systems wird der Jugendliche mit der Einstellung als Auszu-

bildender in den "Arbeitsmarkt integriert" (Raddatz 1989, S. 234). Dadurch erhält der 

Auszubildende auch sozialversicherungsrechtlichen Schutz und "erwirbt" gewisse 

"Anwartschaften" (Raddatz 1989, S. 234). Die Flexibilität des dualen Systems ist mit-

hin auch maßgebend für die in der Bundesrepublik Deutschland im Vergleich zu ande-

ren Ländern relativ geringen Jugendarbeitslosigkeit (vgl. Scherhag 1992, S. 22). Aller-

dings sind viele Jugendliche in Europa nach ihrer Berufsausbildung ohne Arbeitsplatz. 

Nach Angaben der UN-Wirtschaftskommission für Europa ergab sich eine Jugendar-

beitslosenquote unter 10% nur in den Niederlanden (9,2%), in Luxemburg (8,3%), in 

Deutschland (8,3%) und in Dänemark (7,5%) (vgl. Bundesverband Deutscher Banken 

1996, S. 4). Hinsichtlich des Vergleichs zwischen rein schulischen Berufsbildungssy-

stemen der meisten EU-Staaten und dem deutschen dualen System wird von Arbeitge-

berseite immer wieder der Vorteil des dualen Systems als leistungsfähigeres "Qualifi-

zierungssystem" (Stössel 1993, S. 63) betont. Es könne besser auf Marktveränderun-

gen reagieren und eher "Markt- und Kundenorientierung sowie hohe Qualität gewähr-

leisten" (Stössel 1993, S. 63).  
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Die "normierende Kraft" der bundeseinheitlich geregelten Ausbildungsberufe hat als 

Folge, daß der Ausbildungsabschluß auf dem Arbeitsmarkt einen "eigenständigen 

Wert" besitzt (Kloas 1991, S. 26). Mehrheitlich deckt er die unterschiedlichen betrieb-

lichen Anforderungen ab (vgl. Kloas 1991, S. 26). Da die Ausbildung sich an einem 

"allgemein anerkannten Standard" orientiert, kann ein in einem bestimmten Beruf 

Ausgebildeter nach einer gewissen "Einarbeitungszeit" in anderen Betrieben und Tä-

tigkeitsbereichen eingesetzt werden (vgl. Raddatz 1989, S. 234). Diese hohe Mobilität 

bezogen auf fachliche und räumliche Aspekte ist zweifelsohne für die Arbeitgeberseite 

ein positiver Faktor (vgl. Raddatz 1989, S. 234). Hinsichtlich der Zertifikation von 

Prüfungsleistungen durch die Kammern erhalten auch die Zertifikate des dualen Sy-

stems von Arbeitgeberseite "eine hohe Wertschätzung" (Blossfeld 1993, S. 29). 

Im Rahmen der beruflichen Qualifikation unterstützen die Arbeitgeberverbände die 

Maßnahmen der Wirtschaft, sowohl besonders Begabten als auch Lernschwachen und 

Lernbehinderten eine ihren Fähigkeiten entsprechende duale Ausbildung zu bieten. Als 

wesentliche Voraussetzung machen sie jedoch geltend, daß es weiterhin "Ausbil-

dungsberufe mit unterschiedlichen Anforderungsprofilen" (KWB 1991a, S. 8) geben 

soll. Ein wichtiger Vorteil der dualen Ausbildung ist für die Unternehmen die Orien-

tierung an den eigenen Anforderungen. So ermöglicht z.B. die "Beschränkung der 

Ausbildungsordnungen auf Mindestnormen" (Raddatz 1989, S. 235), betriebliche Be-

dingungen flexibel zu berücksichtigen. Ebenso vorteilhaft für den Ausbildungsbetrieb 

ist die "Anpassungsflexibilität" des dualen Systems an "veränderte Arbeitsmarktkon-

stellationen" (Baethge 1994, S. 182). Dabei kann der Betrieb die Gewinnung selbst 

ausgebildeten Personals und somit den qualitativen und quantitativen Fachkräftebedarf 

deutlich beeinflussen (vgl. Leischner 1993, S. 35).  

1.1.4. Personenbezogene Vorteile 

Die duale Berufsausbildung leistet für den Auszubildenden durch den Erwerb von 

Schlüsselqualifikationen wie Sozial- und Methodenkompetenz einen wesentlichen 

Beitrag zur Persönlichkeitsbildung (vgl. KWB 1999, S. 2). Ferner ermöglicht sie dem 

Auszubildenden den Erwerb "individueller Arbeitsfähigkeiten" und das Einüben in die 

zukünftige "Berufsrolle" (Koch/Reuling 1994, S. 127). Für den beruflich tätigen 

Ausbildungsabsolventen bieten die mit dem Ausbildungsabschluß erworbenen Rechte 

auch mögliche "Einkommensvorteile" gegenüber Angelernten und Ungelernten (vgl. 

Koch/Reuling 1994, S. 128). Durch berufliche Weiterbildungsmaßnahmen erhalten 

dual Ausgebildete schließlich vielfältige Aufstiegschancen geboten, damit sie berufli-
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che Perspektiven im Sinne eines Weiterkommens verwirklichen können (vgl. DIHT 

1993, S. 10; DIHT 1995, S. 71 f.). Dabei können sie sich später für das Unternehmen 

als wertvolle "Mitarbeiter mit hoher Betriebsidentifikation" (Gruber 1994, S. 2) erwei-

sen. Eine gute Ausbildungsqualität und Weiterbildungsförderung eines Unternehmens 

wirkt sich ferner positiv auf das "Betriebsklima und den Ruf des Unternehmens" aus, 

was sich wiederum in der "Betriebstreue und der Attraktivität" des Unternehmens als 

Arbeitgeber zeigt (Cramer 1994b, S. 2). 

1.2. Nachteile 

1.2.1. Schwerfälligkeit des Ordnungssystems 

Die "Langwierigkeit" (Diedrich-Fuhs 1994, S. 14) der Neuordnungsverfahren unseres 

dualen Ausbildungssystems ruft bei Ausländern und inländischen Unternehmen sowie 

bei der Öffentlichkeit Irritationen, Unverständnis und starke Kritik hervor. Für die Ak-

tualisierung von Ausbildungsrahmenplänen oder Rahmenlehrplänen in kaufmännisch-

verwaltenden Berufen sind oft Neuordnungsverfahren von drei bis fünf Jahren, ja so-

gar zehn Jahren erforderlich (vgl. Diedrich-Fuhs 1994, S. 14). In dieser Zeit war dann 

die Ausbildungspraxis auch ohne Neuregelung gezwungen, sich selbst zu helfen, sonst 

wäre eine Eingliederung der ausgebildeten Kaufleute in das Beschäftigungssystem fast 

unmöglich gewesen. "Ohne Datenverarbeitungskenntnisse z.B. konnte auch vor In-

krafttreten der Neuordnung 1991 kein Bürokaufmann seinen Beruf ausüben" (Kiepe 

1992, S. 21). So kritisiert z.B. auch die Druckindustrie, daß ein solch "starre[r] Forma-

lismus" ausbildungshemmend sei und Unternehmen dieser Branche sich veranlaßt sä-

hen, "neue Bildungsformen" in Betracht zu ziehen (Bundesverband Druck E.V. 1994, 

S. 3).  

1.2.2. Hohe Ausbildungskosten und vorzeitige Ausbildungsvertragsauflösungen 

Der angeblich zu hohe Kostendruck der betrieblichen Berufsausbildung ist aus Sicht 

vieler Unternehmen zu einem Existenzproblem geworden. Etwa 100.000,- DM kostet 

den Betrieb eine dreieinhalbjährige Facharbeiterausbildung, und jährlich fallen 27 

Mrd. DM Nettoausbildungskosten in der deutschen Wirtschaft an (vgl. Twardy/ 

Zimmer 1992, S. 26). Ferner wurden durch die neugeordneten Berufe in den letzten 

Jahren beträchtliche Kostensteigerungen durch aufwendigere Ausstattung der Ausbil-

dungsstätten, umfangreichere Prüfungsmaterialien und längere Prüfungszeiten für 

Auszubildende und Prüfer verursacht (vgl. Twardy/Zimmer 1992, S. 26). Hinzu kom-
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men die seit 1970 um 530% überproportional gestiegenen Ausbildungsvergütungen 

(vgl. Stihl 1994, S. 2). Auch der sinkende Praxiseinsatz der Auszubildenden trägt zu 

dieser immensen Erhöhung der Ausbildungskosten bei. Während 1950 ein Lehrling 

noch durchschnittlich 2.000 Stunden im Betrieb war, beträgt die Verweildauer heute 

nur noch 1.000 bzw. 1.100 Stunden, wenn die überbetriebliche Ausbildung mitberück-

sichtigt wird (vgl. Gruber et al. 1995, S. 31).  

Die Tatsache, daß etwa 130.000 Jugendliche jährlich ihre Ausbildungsverträge lösen 

und davon etwa ein Drittel ganz aus dem dualen Ausbildungssystem aussteigt und sich 

beruflich umorientiert, hat inzwischen bei Unternehmern und Bildungspolitikern große 

Bedenken ausgelöst (vgl. KWB 1992, S. 23). Entsprechend der im Auftrag des BMBF 

1998 durchgeführten EMNID-Befragung (Bielefeld) erfolgte der Abbruch einer be-

trieblichen Ausbildung zu "14% der Fälle" während der Probezeit (vgl. BMBF 1999, 

S. 79). Etwa 27% der Verträge wurden im ersten Ausbildungsjahr und 51% später vor 

der Berufsabschlußprüfung gelöst. Eine vorzeitige Auflösung der Ausbildungsverträge 

wurde in 50% der Fälle durch den Auszubildenden selbst veranlaßt, während in "je-

dem fünften Fall" das Ausbildungsverhältnis im Einvernehmen mit dem Betrieb gelöst 

wurde (vgl. BMBF 1999, S. 79). Als Motive für eine Vertragsauflösung galten hier oft 

Schwierigkeiten mit Ausbildern und Vorgesetzten, andere berufliche Vorstellungen 

und eine gewisse Überforderung durch den gewählten Ausbildungsberuf (vgl. BMBF 

1999, S. 92 f.).  

1.2.3. Ungleiche Sozialdotierung der dualen Berufsausbildung gegenüber dem 

akademischen Studium 

Eine solche "ungleiche Sozialdotierung" der dualen Berufsausbildung gegenüber der 

akademischen Laufbahn hat sich insofern ergeben, da sowohl "immateriell", d.h. in 

bezug auf das "gesellschaftliche und berufliche Ansehen, als auch materiell (Einkom-

men, geldwerte Machtpositionen und Karrierechancen) Akademiker i.d.R. einen höhe-

ren Sozialstatus als andere Gesellschaftsmitglieder erreichen" (Dauenhauer 1992, 

S. 194). Dies ist vielfach zurückzuführen auf die heute noch bestehende Trennung von 

Allgemeinbildung und Berufsbildung, die auch weiterhin eine "historisch überkomme-

ne Ungleichheit" begünstigt und eine "Art Fremdkörper in einer modernen, egalitären 

Werten verpflichteten Gesellschaft" darstellt (Bojanowski/Brater/Dedering 1991b, 

S. 2). Auch die Wirtschaft selbst mit ihrer betrieblichen Personalpolitik hat bisher 

durch eine weitgehende Bevorzugung akademisch vorgebildeter Bewerber und Mitar-

beiter die Krise mitverursacht. Man hat es versäumt, echte berufliche Perspektiven für 
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die Zeit nach der dualen Berufsausbildung zu bieten (vgl. Spitzenverbände der deut-

schen Wirtschaft 1993, S. 42).  

1.2.4. Betrieb und Berufsschule 

Das Zusammenwirken von schulischer und betrieblicher Ausbildung hinsichtlich einer 

Abstimmung des Berufsschulunterrichts mit der betrieblichen Ausbildung wird haupt-

sächlich von Unternehmensseite als schlecht und verbesserungswürdig bezeichnet. 

Vielfach bestehen Vorurteile der Ausbilder gegenüber der Berufsschule und der Be-

rufsschullehrer gegenüber den Ausbildungsbetrieben, die meistens auf mangelnde In-

formation über die Bedingungen des jeweiligen Lernortes zurückzuführen sind (vgl. 

Weegmann 1995a, S. 56). Oft wird auf beiden Seiten die Auffassung vertreten, daß es 

auch "ohne Informationsaustausch, ohne Absprachen" (Schwiedrzik 1990, S. 18) und 

ohne Berücksichtigung des Ausbildungsgeschehens anderer Lernorte gut gehe. Beide 

Lernorte würden sich zwar in ihrer gegenseitigen Existenz grundsätzlich akzeptieren, 

aber ein Zusammenwirken sei nicht gegeben. Viele Betriebe sind mit der Berufsschule 

unzufrieden und akzeptieren keineswegs voll deren Rolle im Rahmen der dualen Aus-

bildung (vgl. Euler/Twardy 1991, S. 209). So kritisieren die Betriebe bei einer neue-

sten Umfrage des Bielefelder Meinungsforschungsinstituts EMNID im Auftrag der 

Bertelsmann Stiftung besonders die "geringe Kenntnis der Berufsschullehrer über die 

Berufspraxis" (Hänel 1999, S. 2) und bewerten dies mit der Note 3,2. Weitere Noten-

wertungen dieser Studie ergaben: Flexibilität der Schulen 3,4, Allgemeinbildung der 

Auszubildenden 3,0, Kreativität 2,8 und Fachkenntnisse 2,6. Wesentlich positiver be-

urteilten die Unternehmen dagegen die Kriterien Leistungsbereitschaft, Zuverlässigkeit 

und Teamfähigkeit (vgl. Hänel 1999, S. 2). Kritisiert wird auch der teilweise starke 

Unterrichtsausfall, den man oft aus Gründen einer angemessenen Prüfungsvorberei-

tung durch berufsbezogenen Unterricht in größeren Ausbildungsbetrieben versucht 

auszugleichen (vgl. Zedler 1994a, S. 520). Der Vorsitzende des DIHT-Bildungsaus-

schusses Vetter gibt allerdings zu bedenken, daß eine solche Hilfe bei kleineren und 

mittleren Unternehmen, die keine eigenen Ausbildungsabteilungen haben, nicht mög-

lich sei. Deshalb müsse die "Verpflichtung der Berufsschulen, die entsprechenden Un-

terweisungen in den durch Rahmenlehrpläne vorgegebenen Fächern zu erbringen, ein-

geklagt" (Vetter 1994, S. 18 f.) werden.  
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1.3. Aktuelle Probleme 

1.3.1. Strukturwandel der Wirtschaft 

Berufliche Tätigkeiten und "berufliche Ausbildungsprozesse" sind "raschen Verände-

rungen" ausgesetzt (Neumann 1979, S. 47). Als Ursachen kann man "technische", im 

Arbeitsbereich Büro und Verwaltung hauptsächlich "informationstechnische" und 

kommunikationstechnische "Entwicklungen" feststellen. Hierbei spielen insbesondere 

auch "ökonomische Interessen" eine große Rolle, die den "technischen Wandel" voran-

treiben (Neumann 1979, S. 47). Die strukturellen "Veränderungen durch CAD-Bild-

schirmarbeitsplätze, computerisierte Textverarbeitung, Dezentralisierung der Daten-

verarbeitung bis hin zum Einsatz integrierter Systeme" (KWB 1993, S. 12) beeinflus-

sen nicht nur die "Arbeitsorganisation, sondern auch die Arten und Inhalte von Arbei-

ten und Arbeitsformen und damit die Qualifikationsstruktur der zukünftigen Mitarbei-

ter" (KWB 1993, S. 12). Bei dem "breiten Spektrum" der kaufmännischen Berufe sind 

zwar die Auswirkungen im einzelnen unterschiedlich, trotzdem kann man als generelle 

Trends herausstellen (vgl. Diedrich-Fuhs 1992, S. 87): 

– Voraussichtlich werden "Flexibilität, Innovationsfähigkeit, Kreativität und Lernbe-

reitschaft" statt "Verwaltungsmentalität" immer größere Bedeutung erlangen. 

– Anstelle reiner Routinetätigkeiten werden an kaufmännischen Arbeitsplätzen zu-

künftig mehr "selbständige Tätigkeiten" gefordert (Diedrich-Fuhs 1992, S. 87 f.). 

Für den einzelnen kaufmännischen Mitarbeiter wird zukünftig bei weiterem techni-

schen Fortschritt nur noch selten ein kaufmännischer Beruf ausreichen (vgl. Diedrich-

Fuhs 1992, S. 88). Letztlich entsteht dann die Frage, ob auch die durch den wirtschaft-

lichen Strukturwandel notwendige Vermittlung von Qualifikationen durch das duale 

System gewährleistet sein wird. 

1.3.2. Diskrepanz zwischen Bildungssystem und Beschäftigungssystem 

In "sozialen Systemen" wie Bildung, Wissenschaft, Wirtschaft, Recht und Politik er-

gibt sich eine Folge von "kommunikative[n]" Vorgängen, so daß Herausforderungen 

nur mit Hilfe "flexible[r] Mechanismen" begegnet werden kann (Neumann 1996b, 

S. 14 f.). So befinden sich "Bildungs- und Arbeitssystem" jeweils in "eigenen kommu-

nikativen Systemen", wobei "Interdependenzen" über den "Umweg von selbstprodu-

zierten und selbstgesteuerten Programmen" entstehen (Neumann 1996b, S. 15). Im 

Bildungssystem sind dies Curricula und im "Wirtschafts- und Beschäftigungssystem 
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Personalentwicklungspläne", so daß für eine "funktional differenzierte Gesellschaft" 

die von jedem Teilsystem erbrachten Leistungen durch eine "dezentrale und selbstin-

terpretative" Form zwischen den Systemen abgestimmt und gesteuert werden müssen 

(Neumann 1996b, S. 15 f.). Trotz einer existenten Unabhängigkeit läßt sich eine ge-

wisse Abhängigkeit zwischen den Systemen nicht bestreiten (Neumann 1996b, S. 16). 

In der modernen Gesellschaft kann jedoch kein "harmonisches Gleichgewicht", son-

dern eher eine "Differenz der Systeme" erwartet werden (Neumann 1996b, S. 16). So 

treten bei der Lösung beschäftigungspolitischer Probleme allerdings oft "Friktionen" 

zwischen dem Bildungs- und Beschäftigungssystem auf, die zu bewältigen sind (vgl. 

Teichler 1987, S. 51). Wirtschaftskreise und Bildungsexperten sehen nun für Deutsch-

land die drohende Gefahr, daß "Beschäftigungs- und Bildungssystem immer mehr aus-

einanderdriften", da den "Erfordernissen der wirtschaftlichen Entwicklung bildungspo-

litisch" nicht genügend entsprochen würde (DIHT 1994a, S. 12). Zu gering sei nach 

Meinung der Spitzenorganisationen der deutschen Wirtschaft die "Differenzierung der 

Bildungsstrukturen, -wege und -abschlüsse" (Spitzenverbände der Deutschen Wirt-

schaft 1993, S. 9). 

Die Diskrepanz zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem verdeutlicht sich in 

verschiedenen Aspekten wie z.B. in veränderten demographischen Strukturen, indem 

stark rückläufige Schulabgängerzahlen einen Rückgang des Bewerberpotentials für 

Ausbildungsplätze verursachen (vgl. Kiepe/Urbanek 1994, S. 1). Ferner beeinträchtigt 

der immer mehr sich verstärkende Trend der Jugendlichen zu höheren Bildungsab-

schlüssen die gesamte duale Berufsausbildung. Besonders stark ist hiervon die kauf-

männisch-verwaltende Ausbildung betroffen (vgl. Kiepe 1992, S. 21). Weiterhin ent-

standen durch die in den letzten Jahren sehr unterschiedlich gewordenen Eingangsvor-

aussetzungen der Auszubildenden neue Anforderungen an das duale Berufsausbil-

dungssystem. Dies betrifft Bewerber für eine kaufmännische Berufsausbildung mit 

höherem Schulabschluß und solche, die "aufgrund kognitiver und sozialer Lerndefizi-

te" benachteiligt sind oder als Ausländer bzw. Aussiedler große Sprach- und "Integra-

tionsprobleme" haben (Koch/Reuling 1994, S. 125). Schließlich stellen viele Betriebe 

in Zeiten des Mangels an Auszubildenden Jugendliche ein, die kaum die Ausbildungs-

voraussetzungen für eine anspruchsvolle kaufmännische Berufsausbildung erfüllen 

(vgl. Weegmann 1995b, S. 271). Die neuen Ausbildungsbedingungen beeinflussen 

auch die Arbeit des Ausbilders. Denn er muß verstärkt "erwachsenengerechte Metho-

den" (KWB 1991a, S. 19) anwenden und neben fachlichen Qualifikationen auch be-

rufsübergreifende Qualifikationen vermitteln (vgl. KWB 1991a, S. 19).  
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Für die Unternehmensseite bedeutet auch die "Bildungspräferenz" mit der Tendenz zur 

"Akademisierung des Nachwuchses" eine Gefährdung des Bestands des dualen Sy-

stems (Schaumann 1993b, S. 10), denn dem dualen System der Berufsausbildung wer-

den immer mehr "Qualifikationspotentiale für die Berufspraxis" (Schaumann 1993b, 

S. 13) entzogen. Diesbezüglich entsteht zunehmend die Frage, ob die deutsche Wirt-

schaft die ständig wachsende Anzahl akademischer Nachwuchskräfte überhaupt be-

schäftigen kann. Sehr bedenklich ist doch die Tatsache, daß immer mehr Hochschul-

absolventen notfalls mit Tätigkeiten sich abfinden müssen, "für deren Bewältigung 

traditionell ein Hochschulabschluß nicht als zwingend erscheint" bzw. daß sie in Posi-

tionen arbeiten, die keineswegs die "typischen Wunschpositionen von Akademikern" 

sind (Teichler 1994, S. 27).  

Hinsichtlich des Ausbildungsstellenmarktes lehnen die Arbeitgeberverbände das Ge-

rede von einer "Krise der betrieblichen Ausbildung" ab, wenn der Jugendliche nicht 

die "richtige Ausbildungsstelle" bekommt, und stellen dieser Behauptung die "Krise 

des Bildungssystems" gegenüber (Lorenz 1995, S. 10). Der Staat sollte schulische Bil-

dung stärker an den Bedarf der Wirtschaft anpassen (vgl. Lorenz 1995, S. 10). In den 

neuen Bundesländern bedeutet Ausbildung für die meisten Betriebe mit ungewisser 

Auftragslage und hoher Verschuldung vorerst eine zu große wirtschaftliche Belastung. 

Zudem ist im Gegensatz zu gesunden Klein- und Mittelbetrieben die Ausbildungsbe-

reitschaft neugegründeter Unternehmen von der Höhe staatlicher Fördermittel abhän-

gig (vgl. Wolfinger 1993, S. 184). Mit dem weiteren Aufbau einer mittelständischen 

Wirtschaft in den neuen Bundesländern ist man bestrebt, zukünftig mehr betriebliche 

Ausbildungsstellen anbieten zu können. Diese werden "zwar schon angeboten, aber 

noch nicht in Nachfrage deckender Zahl" (Hagedorn 1995a, S. 558). Somit kann das 

duale System in Ostdeutschland erst "funktionieren", wenn dessen "Rahmenbedingun-

gen dort stimmen" (Hagedorn 1996, S. 2). Ein Problem für die Arbeitgeberseite sind 

die aufgrund des Lehrstellenmangels in den alten und insbesondere in den neuen Län-

dern notwendigen Berufsbildungsangebote durch Schulen und über- bzw. außerbe-

triebliche Träger. Für die Arbeitgeberverbände besteht hier die "Gefahr, daß der Cha-

rakter des dualen Systems unterlaufen, ausgehöhlt und ad absurdum geführt wird" 

(Vetter 1993, S. 18 f.). So hat denn auch die BDA im Februar 1995 die damalige Bun-

desregierung aufgefordert, insbesondere die "Förderung außerbetrieblicher Ausbildung 

zugunsten der Stärkung betrieblicher Angebote zurückzufahren" (Weegmann 1995b, 

S. 271).  
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1.3.3. Auszubildende als Jugendliche und junge Erwachsene 

Das duale System der Berufsausbildung hat im Verlauf der letzten Jahrzehnte hinsicht-

lich des jugendlichen Lebenslaufes starke Veränderungen erfahren. Durch das vielfach 

veränderte Bildungsverhalten und den oft verzögerten Eintritt in das Beschäftigungs-

system verschiebt sich heute die "Jugendphase bis ins dritte Lebensjahrzehnt hinein" 

(Tully 1997, S. 16), während noch bis in die siebziger Jahre der Übergang in das Er-

wachsensein im zweiten Lebensjahrzehnt abgeschlossen war (vgl. Tully 1997, S. 16). 

Die meisten der volljährigen Jugendlichen sind mangels eigener systematischer Er-

werbstätigkeit nicht in der Lage, "materielle Selbständigkeit" (Tully 1997, S. 16) aus-

zuüben. Dadurch offenbart sich eine gewisse Kluft, indem "größere Selbständigkeit 

und Unselbständigkeit koexistieren" (Tully 1997, S. 16). Hinsichtlich der Werthaltung 

und Einstellung der Jugendlichen zu Arbeit und Beruf zeigen Ergebnisse von Jugend-

studien, daß junge Menschen heute weniger wirtschaftliche Realitäten ablehnen, tech-

nischen Veränderungen gegenüber aufgeschlossen sind, leistungsbereit und konsum-

orientiert, jedoch persönlich selbständiger und kritischer, aber auch egoistischer einge-

stellt sind. Ihr Verhalten unterscheidet sich deutlich von dem der "Null-Bock-Genera-

tion" (DIHT 1994b, S. 26) der 80er Jahre. Sie kritisieren zwar den Acht-Stunden-Tag 

und wollen "neue Formen des Arbeitslebens" (KWB 1991a, S. 9) verwirklichen, aber 

ihre Arbeitsmotivation ist besser als früher. Allerdings wird Arbeit meistens "innerlich 

nur akzeptiert", wenn sie interessant ist und der "Selbstentfaltung und Selbstverwirkli-

chung" dient (Zander 1992, S. 14). Nur bei entsprechender Motivation haben sie "Spaß 

an der Arbeit" und Interesse an der "Zusammenarbeit mit einem Unternehmen" (Zan-

der 1992, S. 14). Ein gewisser "Werteverlust" ist nach Ansicht der Wirtschaft insofern 

festzustellen, als viele Jugendliche eine "berufliche Qualifizierung" oft nur mit einer 

"materielle[n] Absicherung" verbinden (DIHT 1994b, S. 26). Ihre besonderen Interes-

sen und Wertvorstellungen sollen möglichst schon während der Ausbildung vom Be-

trieb berücksichtigt werden (vgl. DIHT 1994b, S. 26). Die Probleme auf dem Ausbil-

dungs- und Arbeitsmarkt beeinflussen die Jugendlichen insofern, als die meisten von 

ihnen durch entsprechenden Lerneifer bestrebt sind, Arbeitslosigkeit zu vermeiden 

(vgl. Tully 1997, S. 16). Ferner soll die berufliche Fachbildung auch helfen, den An-

spruch auf staatliche Unterstützung durch Arbeitslosengeld, Zusatzqualifizierung und 

Umschulung zu sichern. Die Berufsausbildung stellt für viele Jugendliche nicht nur 

eine "Qualifizierung für den Beruf" dar, sondern sie bedeutet für sie auch ein "Bau-

stein in der künftigen Bildungsbiographie" (Tully 1997, S. 16). Somit wird die "Flexi-

bilität des Bildungssystems" vielfach für die eigene "Bildungsplanung" benutzt, aus 
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"subjektiver Sicht" wird dann aber auch der "Berufsbildungsabschluß des dualen Sy-

stems relativ entwertet" (Tully 1997, S. 16).  

In der Ausbildungspraxis klagen zunehmend viele Unternehmer über die unzureichen-

de, ja sogar über eine "immer weiter sinkende Berufsreife" (o.V. 1994a) insbesondere 

der Hauptschul- und Realschulabsolventen. Laut Unternehmensbefragungen reichen 

die den allgemeinbildenden Schulen angelasteten Defizite von erheblichen Kenntnis-

lücken in den Grundlagenfächern Deutsch und Rechnen bis hin zu unzureichend ent-

wickelten sozialen Fähigkeiten (vgl. Spitzenverbände der Deutschen Wirtschaft 1993, 

S. 50). Sicherlich gibt es diesbezüglich für den Betrieb Handlungsbedarf im Sinne  

einer individuellen Hilfe und Förderung, was dann allerdings einen weiteren Kosten-

faktor darstellt. Den Unternehmen darf jedoch keineswegs die "Nacharbeit für Ver-

säumnisse des Bildungssystems" (Spitzenverbände der Deutschen Wirtschaft 1993, 

S. 50) aufgelastet werden. Für die Situation im kaufmännisch-verwaltenden Bereich ist 

allgemein bezeichnend, daß nun "Schülergruppen mit schlechteren Berechtigungen" 

(Achtenhagen 1991a, S. 160) in die kaufmännisch-verwaltenden Berufe eindringen. 

Deshalb vertreten viele Wirtschaftskreise im Gegensatz zu den Gewerkschaften die 

Auffassung, "es müsse Berufe mit kürzerer Ausbildung und eigenen Tarifen geben" 

(Hahn 1996, S. 26).  

Der in den letzten zehn Jahren in fast allen Ausbildungsbereichen und Ausbildungsbe-

rufen gestiegene "Anteil der vorzeitigen Vertragslösungen" (Tessaring 1993b, S. 135) 

stellt für die Unternehmen ein ernstzunehmendes Problem dar. Von Auszubildenden 

wird vielfach die Möglichkeit genutzt, Berufswahlentscheidungen zugunsten attrakti-

verer Berufe und Ausbildungsbetriebe zu korrigieren. Neben den in Abschnitt 1.2.2 

angegebenen Gründen können auch Wohnortwechsel, gesundheitliche Probleme und 

freiwillige Geschäftsaufgabe hierfür maßgebend sein (vgl. Tessaring 1993b, S. 135). 

Ferner stellen auch die hohen Studienabbruchquoten (1994: 30%) (vgl. Kiepe/Urbanek 

1994, S. 2) für die Unternehmen eine Herausforderung dar, denn sie sind aufgrund des 

erheblichen Mangels an Auszubildenden und Fachkräften in bestimmten Berufen be-

strebt, Studienabbrecher "über eine gezielte Qualifizierung" (Woortmann 1993, S. 10) 

in die berufliche Bildung einzubinden.  

Außerdem bedeuten die Fachkräfte, die im Rahmen der neugeordneten Ausbildungs-

berufe ihre Ausbildung mit "transferierbaren, überfachlichen Qualifikationen" erhalten 

haben, ein "beträchtliches Fluktuationspotential" (Tessaring 1993b, S. 134). Die we-

gen steigender Ausbildungskosten nicht ausbildenden Betriebe werden dann verstärkt 

mit ausbildenden Betrieben in Konkurrenz um knapp und teuer gewordene Fachkräfte 
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treten und dann im Rahmen dieser "Externalisierung des Ausbildungsnutzens" (Tessa-

ring 1993b, S. 134) zu Lasten anderer Betriebe profitieren.  

Voraussichtlich werden sich nach Prognoseschätzungen die hohe Arbeitslosigkeit und 

die hohen Risiken der Ungelernten in den kommenden Jahrzehnten weiter erhöhen. 

Insbesondere im kaufmännischen Bereich wie auch in anderen Verwaltungen privater 

und staatlicher Organisationen werden "reine Bürotätigkeiten", bei denen bislang Un-

gelernte fast immer Beschäftigung fanden, "immer mehr durch den Einsatz der neuen 

Techniken reduziert" (BMBW und BIBB 1993, S. 31). Somit werden Personen ohne 

Berufsausbildung und ohne gewisse Qualifikationen meistens ohne Chancen sein. "Sie 

werden zur Dispositionsmasse kurzfristiger Arbeitsmarktfluktuationen" (BMBW und 

BIBB 1993, S. 33). 

Obwohl benachteiligte Jugendliche wie z.B. solche ohne Hauptschulabschluß, Sonder-

schulabsolventen, jugendliche Aussiedler und Ausländer mit Sprachschwierigkeiten 

sowie ehemals drogenabhängige Jugendliche (vgl. BMBW 1993b, S. 28) im kaufmän-

nisch-verwaltenden Bereich nicht allzu oft Ausbildungsstellen finden, werden die Be-

triebe in Zeiten einer geringeren Anzahl von Ausbildungsbewerbern gezwungen sein, 

auch auf solche Jugendlichen im Rahmen der Rekrutierung ihrer Nachwuchssicherung 

zurückzugreifen (vgl. BMBW und BIBB 1993, S. 103). In dieser Hinsicht besteht nun 

schon seit Jahren das Problem, ob für das Erreichen eines qualifizierten Berufsab-

schlusses für benachteiligte Jugendliche "theoretisch weniger anspruchsvolle Ausbil-

dungsgänge unterhalb des Fachangestellten-/Facharbeiterniveaus" (Koch/Reuling 

1994, S. 189) genügen. So fordern die Befürworter verkürzter und/oder theoriegemin-

derter Ausbildungsgänge neue zweijährige Berufe bzw. die "Rückkehr" ehemals zwei-

jähriger Berufe wie Verkäufer/Verkäuferin und Bürogehilfe/Bürogehilfin (vgl. BMBW 

und BIBB 1993, S. 108 f.).  

Hinsichtlich der Integration ausländischer Jugendlicher in die Betriebsgemeinschaften 

zeigt sich bei vielen Deutschen seit Beginn der 90er Jahre ein Nachlassen der "Auf-

nahmebereitschaft" (Em 1994, S. 756) und der Toleranz. Für die Unternehmen stellt 

diese Entwicklung ein schwieriges Problem dar, zumal Jugendliche bei bestimmten 

"soziologischen Gegebenheiten" leicht für "ausländerfeindliche Denkweisen" emp-

fänglich sind (Em 1994, S. 756). Andererseits ergaben Umfragen unter Jugendlichen 

und Auszubildenden neben einer kritischen Einstellung gegenüber Ausländern aber 

auch eine ausgeprägte Verurteilung der Ausländerfeindlichkeit und des Rechtsextre-

mismus (vgl. Em 1994, S. 758).  
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1.3.4. Nachwuchssicherung und Bedarfsorientierung 

In den Unternehmen ist man besorgt, daß der Bedarf an qualifizierten Mitarbeitern 

künftig nicht mehr gedeckt werden kann, da die Nachwuchssituation am Ausbil-

dungsmarkt durch einen beträchtlichen "Rückgang der Ausbildungsplatznachfrage" 

(Budzinski/Düdder 1993, S. 69) gekennzeichnet sein wird. Wenn es auch nach heuti-

gen Schätzungen für den kaufmännischen Bereich vorerst noch ausreichend Ausbil-

dungsstellenbewerber gibt, werden die Betriebe jedoch nicht mehr die geeigneten 

Auszubildenden bekommen, die sie sich wünschen. Unter dem "Nachwuchspotential" 

für die kaufmännischen Fachkräfte werden z.B. weniger Abiturienten sein als heute 

(vgl. Diedrich-Fuhs 1992, S. 90). Somit werden der dualen Berufsausbildung durch 

andere Bildungssysteme Nachwuchsbegabungen entzogen, auf die die Unternehmen 

angewiesen sind (vgl. Dauenhauer 1994, S. 400). Hierbei wirkt sich der "Nachteil- 

effekt gleich dreifach aus: zu wenig Jugendliche, zu wenig qualifikationsfähige bzw.  

-willige Jugendliche und zu geringe Streuung über die gesamte Breite der Ausbil-

dungsberufe" (Dauenhauer 1994, S. 400). 

Außerdem läßt der Strukturwandel in der deutschen Wirtschaft mit nachfolgender An-

passung am Arbeitsplatz und im Beschäftigungssystem erwarten, daß die Ausbildungs-

kapazitäten auch weiterhin eingeschränkt werden. In den Unternehmen führt dann 

meistens eine "Politik der permanenten Personalanpassung" zu "Personalüberhängen 

und Übernahmeproblemen" der Auszubildenden (Stössel 1993, S. 63). Nach Auffas-

sung der Arbeitgeberverbände würden die Unternehmen hiermit konsequent dem 

"Prinzip einer engen Abstimmung von Ausbildung und Beschäftigung" folgen, was 

grundsätzlich ein "richtiges systemimmanentes Verhalten" bedeute (BDA 1994, S. 92). 

Sie warnen allerdings vor einer zu kurzfristig aktuellen Bedarfsorientierung und einer 

ausschließlich kurzfristigen "Ertragsorientierung" (vgl. BDA 1994, S. 92). Für die Zu-

kunft vermittle nach Meinung vieler Unternehmer die gegenwärtige Wirtschaftsent-

wicklung nicht gerade "viel Optimismus bei der Personalbedarfsplanung" (Hagedorn 

1995b, S. 696) in Verbindung mit einer erweiterten Ausbildungsplanung. Einem Per-

sonalabbau im Unternehmen widerspricht schließlich eine gleichzeitige Erweiterung 

der Ausbildungskapazität (vgl. Hagedorn 1995b, S. 696). Ohne eigene "Zukunftser-

wartungen" sind also die Unternehmen nicht bereit, Ausbildung in allgemein "wün-

schenswertem Ausmaße" durchzuführen (BDA 1995a, S. 26).  
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1.3.5. Veränderung des Qualifikationsbedarfs 

Die Entwicklungen in Wirtschaft, Technik und Politik nehmen starken Einfluß auf die 

Qualifikationsanforderungen in den kaufmännischen Berufen. Hinsichtlich des Begrif-

fes Qualifikation lehnt sich der Verfasser an die von Neumann formulierte Definition 

an. Qualifikation als "Repräsentanz von Arbeitsvermögen" umfaßt die "Summe von 

Kenntnissen, Fähigkeiten, Fertigkeiten und Einstellungen, die in Schulen oder schul-

ähnlichen Einrichtungen in allgemeinen oder beruflichen Lernprozessen vermittelt und 

angeeignet werden" (Neumann 1996b, S. 31). Auf die heutige und zukünftige Situati-

on bezogen werden berufliches Wissen und berufliche Qualifikationen als "Wettbe-

werbs- und Standortfaktoren" (Diedrich-Fuhs 1992, S. 86) für Unternehmen und Ar-

beitnehmer von größter Bedeutung sein. Insbesondere durch den gestiegenen interna-

tionalen Wettbewerb werden sich auch die Anforderungen an die kaufmännischen 

Fachkräfte in den Unternehmen erhöhen. Ferner werden Veränderungen bei "Arbeits-

strukturen, Arbeitsorganisation und Arbeitsmitteln" in kaufmännischen Berufen und 

Tätigkeiten, verursacht durch die "Umsetzung der neuen Informations- und Kommu-

nikationstechniken", in den nächsten Jahren andauern (Diedrich-Fuhs 1992, S. 86). 

Diese tiefgreifenden Veränderungen erfordern einen "kreativen, verantwortungsberei-

ten und zur Gruppenarbeit fähigen Mitarbeiter", der auch über die zum Umgang mit 

den neuen Techniken und Verfahren erforderlichen "Kenntnisse, Fähigkeiten und Ver-

haltensweisen" verfügen muß (Zander 1992, S. 15). Es werden "höherwertige Aufga-

ben im kaufmännisch-verwaltenden Bereich" (Stooss 1987, S. 7-10, zit. nach Achten-

hagen 1991a, S. 157) in Zukunft mehr Bedeutung erlangen. Hier ergibt sich nun die 

Gefahr, daß für das duale System eventuell nur die "traditionellen Einsatzfelder mit 

rückläufigem Kräftebedarf und mäßigem Anstieg der Qualifikationserfordernisse" 

(Achtenhagen 1991a, S. 157) übrig bleiben. 

In diesem Zusammenhang wird allerdings auch oft die Frage gestellt, ob das her-

kömmliche duale System überhaupt noch in der Lage ist, nicht nur in Großbetrieben, 

sondern auch in kleineren Betrieben für die Qualifikation der Auszubildenden die ent-

sprechenden theoretischen und praktischen Kenntnisse zu vermitteln, um genügend 

qualifizierte kaufmännische Fachkräfte bereitzustellen. Schließlich erhöhen auch noch 

duale "Abiturientenausbildungsmodelle" für deren Absolventen die Chance, von den 

Unternehmen in "Funktionen" übernommen zu werden (vgl. Krammes 1991, S. 317 f.). 

Somit haben Absolventen dieser Sonderausbildungsgänge der Wirtschaft vermutlich 

bessere berufliche Einsatzchancen im Vergleich zu Absolventen der herkömmlichen 

dualen Berufsausbildung. Wenn auch die Wirtschaft allgemein gegenüber einer "wei-
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teren Differenzierung des tertiären Bereichs" mit der "Institutionalisierung von dualen 

Ausbildungsformen – wie Berufsakademien und Verwaltungs- und Wirtschaftsakade-

mien –" positiv eingestellt ist, gibt es in Kreisen der Arbeitgeberverbände hierzu auch 

warnende Stimmen (Spitzenverbände der Deutschen Wirtschaft 1993, S. 35). So gibt 

Gruber diesbezüglich zu bedenken, ob nicht durch die ständige Erweiterung von sol-

chen Ausbildungsgängen ein für Abiturienten gesondert bestimmtes duales System 

entstehe, wodurch das herkömmliche duale System geschwächt werde. Zukünftig kön-

nen erhebliche Probleme sich ergeben, wenn die Abiturienten nicht in das bestehende 

duale System integriert werden (vgl. KWB 1991b, S. 32 f.).  

1.3.6. Ordnungsmittel 

Hinsichtlich der ordnungspolitischen Regelung der beruflichen Bildung argumentieren 

die Arbeitgeberverbände, daß gegenüber den durch "informationstechnische und orga-

nisatorische Veränderungen in den Betrieben" sich ergebenden "Wandlungsprozes-

se[n]" das Berufsbildungssystem wegen seiner Bindung an die Ausbildungsordnungen 

zu starr sei (Liesering/Schober/Tessaring 1994, S. 175). In einer von Infratest 1993 

durchgeführten Befragung zu Neuordnungen im kaufmännisch-verwaltenden Bereich 

kritisierten die Personalleiter der Unternehmen eine zu große "Theorielastigkeit, zu 

hohe Anforderungen" und Schwierigkeiten in der "Differenzierung von Berufsbildern" 

(Kuwan/Waschbüsch 1993, S. 33). Sollten keine kürzeren und aktuellen Neuord-

nungsverfahren durchgesetzt werden, dann würden in der Praxis Ausbildungspläne 

und -inhalte entsprechend den "Veränderungen bei Arbeitsstrukturen, Arbeitsorganisa-

tionen und Arbeitsplätzen angepaßt" (Diedrich-Fuhs 1994, S. 15) werden. Um eine das 

ganze Bundesgebiet betreffende einheitliche Ausbildungsgestaltung zu gewährleisten, 

fehlt eine "von Zeit zu Zeit" durchzuführende "Aktualisierung der Ordnungsmittel" 

(Diedrich-Fuhs 1994, S. 15). Falls auch keine "unkomplizierte und unbürokratische" 

Verbesserung der "verfahrensmäßigen Voraussetzungen für Anpassungen in den Aus-

bildungsordnungen" erreicht werden könnte, wären die Fachbereiche gezwungen, "mit 

eigenen Empfehlungen" die Betriebe bei der "Aktualisierung und Weiterentwicklung" 

ihrer Ausbildungsvorhaben zu unterstützen (Diedrich-Fuhs 1994, S. 15). 

1.3.7. Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung 

Seit die Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft 1992 ihre Forderung erhoben, be-

ruflich qualifizierte Bewerber auch ohne formale Hochschulzugangsberechtigung zum 
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Studium zuzulassen, ist damit auch die Frage der Gleichwertigkeit von allgemeiner 

und beruflicher Bildung zu einem zentralen Thema bildungspolitischer Diskussionen 

geworden. Kritiker in den Reihen der Unternehmer befürchten allerdings eine weitere 

Verschärfung des Problems Bildungs- und Beschäftigungsbereich, wenn durch stei-

gende Studentenzahlen die Nachwuchskräfteversorgung aus dem dualen System im-

mer bedrohlicher wird (vgl. Feuchthofen 1993, S. 2). Nach dem Verständnis der Spit-

zenverbände werden durch eine Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bil-

dung die "Berufs- und Qualifizierungschancen" (Spitzenverbände der Deutschen Wirt-

schaft 1993, S. 24) für berufliche Ausbildungsabsolventen deutlich erweitert. Eine sol-

che Gleichwertigkeit muß allerdings "in den Köpfen beginnen, im Bildungswesen 

durchgesetzt und im Beschäftigungssystem erfahren werden" (Schaumann 1993a, 

S. 16). Nach Meinung der Spitzenverbände seien allerdings doppelqualifizierende Bil-

dungsgänge im Sinne eines Berufsausbildungsabschlusses mit gleichzeitiger Abitur-

prüfung kein richtiger Weg, um Chancengleichheit für Absolventen der beruflichen 

Bildung für den Zugang zu weiterführenden allgemeinbildenden Bildungsgängen zu 

erreichen (vgl. KWB 1991a, S. 28). Doppelqualifizierende Bildungsgänge können die 

"Eigenständigkeit und damit die Qualifizierungsziele" (KWB 1991a, S. 28) der beiden 

zusammengeführten Bildungsgänge nicht voll garantieren.  

1.3.8. Qualitätsunterschiede in der beruflichen Ausbildung 

In der Berufsausbildung ergeben sich oft Schwankungen hinsichtlich der Ausbildungs-

qualität zwischen den Betrieben. So wurden starke Qualitätsunterschiede festgestellt 

"zwischen den Betrieben je nach Betriebsgröße, aber auch zwischen Betrieben dersel-

ben Betriebsgrößenordnung" (Kutscha 1993, S. 15) sowie nach Branchengesichts-

punkten. Für die Lernprozesse in Betrieb und Schule sind deren konkreten Bedingun-

gen maßgebend wie z.B. die Qualität der Arbeitsaufgaben, die Ausstattung, das Lehr- 

und Ausbildungspersonal und die Eignung der Ausbildungsstätte (vgl. Kutscha 1993, 

S. 15). Bestimmend für die Ausbildung im Groß- und Kleinbetrieb sind zunächst die 

unterschiedlichen Organisationsformen dieser Betriebe. In einem Großbetrieb er-

schwert oft die "Komplexität seiner Arbeitsorganisation" (KWB 1991a, S. 17) die 

Übersicht und das Erkennen der betrieblichen Ausbildungsziele. In einem Kleinbetrieb 

dagegen findet der Auszubildende eher Zugang zur "Arbeitswirklichkeit" (KWB 

1991a, S. 17), da die Organisation überschaubarer ist. Großbetriebe können im Rah-

men ihrer "prospektive[n] Qualifizierungspolitik" (Koch/Reuling 1994, S. 170) verän-

derte Anforderungen an die beruflichen Qualifikationen bei der Ausbildungsgestaltung 
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eher berücksichtigen. Spezialisierte Ausbildungsabteilungen mit professionellem Aus-

bildungspersonal ermöglichen eine planvolle, an "veränderte Anforderungen" (Koch/ 

Reuling 1994, S. 170) angepaßte Ausbildung. Die seit Mitte der 80er Jahre eingeführ-

ten "Qualifizierungskonzepte zur Entwicklung und Förderung" der beruflichen Hand-

lungskompetenz können allerdings von Klein- und Mittelbetrieben nur "eingeschränkt 

oder gar nicht" verwendet werden (Koch/Reuling 1994, S. 170). So entscheiden oft die 

einzelnen Fachverbände, ob die bei der Feststellung der "Qualitätsstandards" im Rah-

men von Neuordnungsverfahren bestimmten Ziele und Anforderungen auch vom 

"Durchschnittsbetrieb einer Branche" eingehalten werden können (Koch/Reuling 

1994, S. 171). Andererseits ergeben sich durch die regionale Wirtschaftsstruktur in 

allen Landesteilen differenzierte Zugangschancen zu qualifizierten Ausbildungsplät-

zen. Selbst in Zeiten der Hochkonjunktur und des "globalen Überschusses" sind struk-

turschwache Regionen durch eine defizitäre Ausbildungsplatzsituation mit deutlichen 

Qualitätsunterschieden gekennzeichnet (vgl. Kutscha 1993, S. 16).  

1.3.9. Ausbildungsorganisation 

Hinsichtlich der Ausbildungsorganisation sieht man heute als typische Problemberei-

che die Lernorganisation, die zentralistische Ausbildungsorganisationsstruktur, die 

Anzahl der in einer Firma angebotenen Ausbildungsberufe und die Verweilzeiten in 

den Ausbildungszentren. Die Verweilzeiten hat man "im Zuge immer perfekter wer-

dender zentraler Bildungsorganisationen" (Hofmann 1994, S. 45) im Verlauf und unter 

Einfluß der Neuordnungsverfahren ständig erhöht. Dabei wurde die Berufsausbildung 

in den Großbetrieben immer mehr "institutionalisiert und entkoppelt vom Betriebsge-

schehen" (Hofmann 1994, S. 45) durchgeführt. Man hat die Möglichkeiten einer stär-

keren Nutzung der "Vor-Ort-Ausbildung" größtenteils mißachtet und sich auf "Alibi-

Kurzexpeditionen" in den Betrieben beschränkt (Hofmann 1994, S. 45). Durch die 

heute "stärker vernetzten Arbeitsplatzstrukturen" ist es für Ausbildungsanfänger 

schwierig, "konkret und anschaulich Erfahrungen" zu sammeln (Achtenhagen 1991b, 

S. 195). Es fehlt an Ausbildungsorten mit einer entsprechenden "Anschaulichkeit" und 

einer "Vermittlung von Routinen" (Achtenhagen 1991b, S. 195). Viel zu wenig wer-

den Lernbüros, Übungsfirmen, Planspiele, Fallstudien und arbeitsanaloge Lernaufga-

ben genutzt. Kaufmännische Lehrkräfte und Ausbilder sind oft nicht in der Lage, 

"komplexe Situationen als didaktische Experten" (Achtenhagen 1991b, S. 195) zu be-

wältigen. Auch wird die Unterweisung nach den herkömmlichen "methodische[n] 

Prinzipien" wie Vierstufen-Methode (Vormachen [Erklären], Nachmachen, Korrigie-
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ren, Üben), Lehrgang und Übungsaufgabe durch die gegenwärtigen betrieblichen Ar-

beitsbedingungen erschwert (vgl. Bojanowski/Brater/Dedering 1991a, S. 87). Ebenso 

wird oft kritisiert, daß es bei der in den betrieblichen Fachabteilungen praktizierten 

kaufmännischen Ausbildung an einer "anforderungsgerechte[n] Betreuung durch pro-

fessionelles Berufsausbildungspersonal" (Reulecke 1992, S. 115) fehle. 

Ein besonderes Problem für die Arbeitgeberverbände stellt die Modularisierung in der 

Berufsausbildung aus rechtlicher und ordnungspolitischer Sicht dar. Arbeitgeberver-

bände, Gewerkschaften und der zuständige Bundesminister für Bildung und Wissen-

schaft lehnen gemeinsam Module in der beruflichen Ausbildung ab. Nach Meinung 

der Arbeitgeberverbände seien Module im BBiG nicht vorgesehen und mit der Form 

der punktuellen Leistungsfeststellung am Ausbildungsabschluß unvereinbar (vgl. Wie-

gand 1994, S. 18). Module als "in sich abgeschlossene und abprüfbare, zeitlich kurze 

Qualifikationsteile oder -bündel" können keinesfalls das "deutsche Berufskonzept" mit 

seiner umfassenden beruflichen Gesamtqualifikation ersetzen (Wiegand 1995, S. 648). 

1.3.10. Mangelhafte Kooperation zwischen Betrieb und Berufsschule 

Bezüglich der zwischen den Dualpartnern, einschließlich der überbetrieblichen Lern-

orte, zu beklagenden mangelhaften Kooperation fehlt es oft an "Konzepten und For-

schungen, die grundlegend über Voraussetzungen, Bedingungen und Möglichkeiten 

kooperativen Handelns informieren" (DIHT 1996b, S. 6). Aus Sicht der Wirtschaft 

seien die Unternehmen durch die heutigen "kurzen Innovationszyklen" gezwungen, 

sich laufend "neu zu orientieren", während der Lernort Berufsschule Schwierigkeiten 

hätte, mit dieser Entwicklung Schritt zu halten (Bundesverband Druck E.V. 1994, 

S. 17). Probleme hinsichtlich der "zeitlichen und inhaltlichen Abstimmung" (Kutscha 

1993, S. 17) zwischen Berufsschulunterricht und betrieblicher Ausbildung gab es be-

reits vor Jahrzehnten. Ebenso gab es schon immer frustrierte und sich unterfordert füh-

lende Auszubildende sowie wegen betrieblichen Ergänzungsunterrichts verärgerte Be-

rufsschullehrer (vgl. Kutscha 1993, S. 17). Enttäuschte Ausbilder fühlen sich oft als 

Lückenbüßer der Berufsschule, wenn sie "vermeintliche Unterrichtsdefizite" (Kutscha 

1993, S. 17) der Berufsschule durch innerbetrieblichen Unterricht ausgleichen sollen. 

Ihre Kooperationsbereitschaft wird oft negativ beeinflußt durch Zeit- und Erwartungs-

druck von seiten der Betriebsleitung, durch ein ungünstiges Verhältnis von Arbeitszeit 

und Freizeit der Ausbilder sowie durch eine meistens unvergütete Mehrarbeit (vgl. 

Friede 1990, S. 76). Oft wird von betrieblicher Seite aus ein mangelndes Interesse der 

Berufsschullehrer für betriebliche Belange beklagt. Dabei sollte man bedenken, daß 
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auch deren Arbeitsbedingungen meistens "objektiv ungünstig und subjektiv als bela-

stend" sich erweisen, so daß eine "Kooperation nur noch punktuell und im Grundsätz-

lichen oder nur in massiven Problemfällen gesucht wird" (Friede 1990, S. 75). Schließ-

lich ist die Einflußmöglichkeit der Betriebe auf die Unterrichtsgestaltung und auf die 

Ausarbeitung von Lehr- und Stundenplänen äußerst gering (vgl. Zedler/Koch 1992, 

S. 35 f.). Während die Betriebe oft ein gewisses "Praxisdefizit" als "Störmoment" für 

jegliche kooperative Zusammenarbeit bemängeln, halten die kaufmännischen Lehr-

kräfte demgegenüber die "pädagogische Kompetenz der Ausbilder" für unzureichend 

(Walden 1996, S. 43 f.).  

1.3.11. Berufsschule 

Ergänzend zu den in den Abschnitten A.1.2 Lernorte der Berufsausbildung und B.1.2.4 

Betrieb und Berufsschule dargelegten Kriterien sind im Rahmen der Problematik der 

Berufsschule noch weitere Aspekte zu berücksichtigen. So wird die Ausstattung der 

Berufsschulen mit den für die Unterrichtsgestaltung notwendigen Geräten und Mate-

rialien zwar teilweise als angemessen angesehen (vgl. Zedler/Koch 1992, S. 25-28; 

Zedler 1994a, S. 520). Neuesten Berichten entsprechend werden jedoch hinsichtlich 

der "Sachmittelzuteilung" starke "Verengungen" festgestellt, so daß man insgesamt 

immer noch von einer unzureichenden Ausstattung der Berufsschulen sprechen kann 

(Knaut 1999b, S. 251). Auch erhalten nach einem Bericht des Deutschen Instituts für 

Wirtschaftsforschung viele Auszubildende an den Berufsschulen eine geringere Unter-

richtsversorgung als das Unterrichtssoll von zwölf Unterrichtsstunden pro Woche (vgl. 

Knaut 1999a, S. 253). Manche Ausbildungsleiter kritisieren zudem, daß der Zweig der 

beruflichen Vollzeitschulen personell stärker gefördert würde als Berufsschulen, wo-

bei doch letztere für die Berufsausbildung Vorrang hätten (vgl. Zedler et al. 1995, 

S. 49).  

Bedenklich ist ferner, daß die berufsbildenden Schulen durch den sehr starken Lehrer-

mangel "von bundesweit ca. 60-70% der zu besetzenden Stellen" (Arnold 1993, S. 23) 

bedroht sind. Das Argument, die Berufsschule sei Teil der Sekundarstufe II und das 

Problem der Lehrerversorgung könne mit Sekundarstufe II-Lehrkräften bzw. durch die 

Umschulung von Lehrern anderer Fächer und Schularten gelöst werden, wird jedoch 

von der Wirtschaft abgelehnt. Eine rein "quantitative Lösung" und eine "Umsetzung 

von Lehrergruppen zwischen den Schulformen" kann keine Lösung sein. "Die Berufs-

schule braucht ihre Lehrer und nicht irgendwelche" (Stratmann 1991, S. 20). Aus Sor-

ge um die Qualität des Fachkräftenachwuchses kritisiert die Wirtschaft auch die viel-
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fach zu "einseitig[e] Qualität" (Barthold 1995, S. 43) der Lehrkräfte der Berufsschule. 

Es fehle schließlich "realitätsnahe Praxis" (Barthold 1995, S. 43).  

Nachteilig für die Unterrichtsqualität wirkt sich oft auch die Heterogenität der Schüler-

zusammensetzung in manchen Berufsschulklassen aus, wenn hier Schüler unterschied-

licher Bildungsniveaus beschult werden (vgl. Zedler et al. 1995, S. 53). Daneben sind 

Schüler mit "breitgefächerter Altersstruktur" und mit sehr "unterschiedlichen sozialen 

Hintergründen" vertreten (Barthold 1995, S. 43). Ferner entspricht das didaktisch-

methodische Konzept der Berufsschulen meistens noch einer "Jugendlichenpädago-

gik" und führt oft zu "Akzeptanzproblemen" (Zedler et al. 1995, S. 53). Dies wird auch 

deutlich in dem vielfach noch praktizierten "schulbuchorientierte[n] Frontalunterricht 

in darbietenden und fragend-entwickelnden Varianten" (Czycholl 1991, S. 178). Hin-

sichtlich des Fremdsprachenunterrichts sollten nach Auffassung der Arbeitgeber in 

solchen Berufen, in denen Fremdsprachen nicht zum "unverzichtbaren Bestandteil der 

Berufsausübung" gehören, diese nur "fakultativ und außerhalb der Unterrichtszeit", 

unter Verzicht auf eine Erhöhung der Berufsschulzeit, angeboten werden (BDA 1994, 

S. 94). 

Als problematisch hat sich bis heute für die Betriebe erwiesen, daß die tatsächlich zur 

Verfügung stehende betriebliche Ausbildungszeit durch kürzere Wochenarbeitszeiten, 

verlängerte Urlaubszeiten und Ausdehnung des Berufsschulanteils reduziert wurde 

(vgl. KWB 1991a, S. 26). Weitere Kürzungen der Ausbildungszeit würden auf Kosten 

der Ausbildungsqualität gehen, das Ausbildungsziel gefährden und sogar zu "Einstel-

lungsbarrieren für Bewerber mit ungünstigeren Voraussetzungen führen" (KWB 

1991a, S. 26). Deshalb fordern auch viele Wirtschaftsvertreter, daß der zweite Berufs-

schultag keinesfalls obligatorisch werden dürfe, da die "Zeitanteile der Berufsschule" 

Anlaß für "manche Ausbildungsverweigerungen" seien (Hahn 1996, S. 25).  

1.3.12. Prüfungen 

Von betrieblicher Seite wird oft der durch die Neuordnung der Berufe verursachte hö-

here Aufwand für die umfangreicher und komplexer gewordenen Lehrabschlußprü-

fungen kritisiert (vgl. BDA 1994, S. 94; Vetter 1994, S. 17). Die Forderung der Ver-

bände VLW und VLBS, die in Betrieb und Berufsschule während der Ausbildungszeit 

erbrachten Leistungen auf die Abschlußprüfungen anzurechnen, wurde schon mehr-

fach von der ausbildenden Wirtschaft abgelehnt. Auch die Forderungen der Verbände 

nach gleichberechtigter Beteiligung der Berufsschullehrer in den Beratungs-, Ent-
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scheidungs- und Prüfungsgremien fand bisher nicht die Zustimmung der Wirtschaft 

und der Kammern (vgl. Weichholdt 1994, S. 261 f.). Wirtschaft und Kammern be-

gründen ihre Ablehnung mit dem Hinweis, daß die Berufsschullehrer "gleichberechtig-

te Mitglieder der drittelparitätisch besetzten Aufgaben-Erstellungs-Ausschüsse sowie 

der ebenfalls drittelparitätisch besetzten Prüfungsausschüsse" (Freytag 1992, S. 20) 

sind. Zudem haben die Berufsschulen in Anlehnung an das BBiG auch keine eigene 

Prüfungskompetenz, während andererseits den Betrieben als Ausbildende in "Berufs-

schulangelegenheiten auf Länderebene so gut wie gar kein Mitwirkungs- oder Mitbe-

stimmungsrecht" (Raddatz 1990, S. 6) zusteht.  

Hinsichtlich des Einsatzes programmierter Prüfungsaufgaben bestätigen die Spitzen-

verbände die Richtigkeit und Notwendigkeit "bundeseinheitlich und überregional er-

stellter Aufgaben" (BDA 1994, S. 94) aus Gründen eines vergleichbaren Standards 

und der Kostenreduzierung. Nach Ansicht von Wirtschaftsvertretern und wissenschaft-

lichen Bildungsexperten entsprechen die programmierten Prüfungsverfahren den 

"Qualitätskriterien Objektivität, Gültigkeit, Zuverlässigkeit und Ökonomie" (Reisse/ 

Jäger 1992, S. 15) und sind wissenschaftlich anerkannt. Eine Abschaffung der pro-

grammierten Prüfungsverfahren und Wiederverwendung regionaler Aufgabenerstel-

lung gefährde das "bundeseinheitliche Qualitätsniveau" und vermindere dadurch die 

gewünschte "Mobilität der Fachkräfte und die nationale wie EG-weite Anerkennung 

der Lehrabschlüsse" (Reisse/Jäger 1992, S. 15).  

1.3.13. Berufliche Weiterbildung 

Ältere Arbeitnehmer wie auch jüngere müssen heute mit einem "deutlichen Wandel" 

im Verlaufe ihres Berufslebens rechnen und sich immer wieder für "neue Aufgaben 

qualifizieren" (Teichler 1987, S. 45). Das Bildungssystem muß somit bereit sein, ne-

ben der "Vorbereitung auf das Berufsleben" eine "ständige Weiterqualifizierung" zu 

gewährleisten (Teichler 1987, S. 45). Dabei wird sich die duale Berufsausbildung da-

hingehend verändern, daß sie in erster Linie nur noch als "Einstieg in eine Berufskar-

riere" (Greinert 1993, S. 169) dient. Der eigentliche Karriereverlauf wird immer stär-

ker durch einen "expandierende[n] berufliche[n] Weiterbildungssektor" (Greinert 

1993, S. 169) bestimmt, auf den somit neue Aufgaben zukommen. Für die Unterneh-

men bedeutet diese Entwicklung hin zur beruflichen Weiterbildung ein "hohe[r] finan-

zielle[r] Aufwand", der für das "veranschlagte Bildungsbudget eines Unternehmens" 

eine starke Belastung darstellen kann (Neumann 1982, S. 35). So betragen die Ausga-

ben der Großbetriebe für berufliche Weiterbildung heute bis zu fünfmal mehr als für 



 76 

die Erstausbildung (vgl. Greinert 1993, S. 170). Zusammen für die betriebliche und 

überbetriebliche Weiterbildung fallen jährlich für die deutsche Wirtschaft durch-

schnittlich Ausgaben in Höhe von 50 Mrd. DM an (vgl. DIHT 1993, S. 10). Als renta-

bel erweist sich nun die berufliche Weiterbildung erst dann, wenn sich das "Verhältnis 

von Kosten und Erträgen" günstig gestaltet, d.h. wenn der durch die berufliche Wei-

terbildung Qualifizierte in dem Betrieb weiterhin als Arbeitnehmer tätig ist (vgl. Neu-

mann 1982, S. 35).  

Nach Ansicht der meisten Unternehmen stellt der inzwischen gesetzlich verankerte 

Bildungsurlaub eine große Belastung für sie dar. Viele Betriebe sind daher nicht ge-

willt, die Finanzierung von "teilweise fragwürdige[n] Bildungsveranstaltungen" 

(Kirchhoff 1994, S. 321) zu tragen, und üben über ihre Wirtschaftsvertreter auf den 

Gesetzgeber Druck aus, das Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz abzuschaffen (vgl. 

Kirchhoff 1994, S. 321). Der "staatlich verordnete Bildungsurlaub" biete keine "be-

darfs- und zielgerichtete" Chance zur Qualifizierung, da er durch "globale Regelungen 

Mißbrauch provoziert und gewöhnlich nicht in ein Weiterbildungskonzept eingebun-

den" sei (Ernst 1994, S. 8 f.). Die Forderung vieler Stellen, u.a. auch der Gewerkschaf-

ten und der KMK, nach einer Verstaatlichung der beruflichen Weiterbildung mit einer 

neuen Positionsbestimmung der Weiterbildung lehnen die Spitzenverbände der Wirt-

schaft ab. Die "Differenzierung in allgemeine, politische und berufliche Weiterbil-

dung" (BDA 1994, S. 95) mit selbständigen Teilbereichen soll erhalten bleiben. 

Schließlich ergibt sich hier auch die Frage, ob die "fachdidaktische, arbeits- und be-

rufspädagogische Vermittlerqualifikation" (Helling/Kormann 1996, S. 8) der Berufs-

schule sich ausschließlich auf die Erstausbildung beschränken soll oder ob sie im Be-

reich der beruflichen Weiterbildung eine bedeutende Funktion übernehmen könnte 

(vgl. Helling/Kormann 1996, S. 8).  

1.3.14. Finanzierung der dualen Berufsausbildung 

Die Arbeitgeberverbände wenden sich vehement gegen die von den Gewerkschaften 

erhobene Forderung nach Einführung einer Fonds- bzw. Umlagefinanzierung mit Aus-

bildungsabgabe und Festlegung von Ausbildungsquoten (vgl. Weegmann 1995b,  

S. 270). Nach Meinung der Arbeitgeberverbände entspricht unserem "marktwirtschaft-

lich ausgerichteten Wirtschafts- und Gesellschaftssystem" mit besonderer Ausbil-

dungsverantwortung der Arbeitgeber ausschließlich die einzelbetriebliche Finanzie-

rung der Berufsausbildung. Jegliche Änderung dieser Finanzierungsform wie z.B. 

durch Einführung einer zentralen Umlage würde innerhalb des dualen Systems zu er-
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heblichen Beeinträchtigungen führen, "die Funktionsfähigkeit unseres Ausbildungssy-

stems ernsthaft gefährde[n]", ja sogar den "Bestand" des dualen Systems insgesamt "in 

Frage stellen" (KWB 1995c, S. 4 f.). Durch die einzelbetriebliche Finanzierung kön-

nen bürokratische und verwaltungskostenintensive Umlagen und Fonds, die letztlich 

zu "fremdbestimmter Steuerung statt unternehmerischer Planung führen, vermieden" 

(KWB 1991a, S. 27) werden. Alle Betriebe, auch solche, die nicht ausbilden wollen 

bzw. können oder nicht dürfen, würden mit Kosten belastet werden (vgl. KWB 1996, 

I). Die Arbeitgeber befürchten auch, daß eine Verteilung der Fondsgelder von "Kom-

missionen unter gewerkschaftlicher Mitbestimmung" (KWB 1996, II) durchgeführt 

würde. Darüber hinaus könnten die Gewerkschaften über eine Änderung der Finanzie-

rung eine "Umverteilung politischer Gestaltung, mehr Mitbestimmung und größere 

Staatsnähe der Berufsausbildung" (KWB 1995c, S. 9) anstreben. Obgleich nun die Un-

ternehmen die kontinuierliche Sicherung der einzelbetrieblichen Finanzierung der be-

trieblichen Bildungsarbeit als eine große Aufgabe betrachten, sind die dabei "einzuset-

zenden Ressourcen an Arbeitszeit und Geld" begrenzt, und es sind "Schieflasten" ent-

standen (Cramer 1994a, S. 10). Gerade bei Verschlechterung der wirtschaftlichen Si-

tuation wird das Problem als vordringlich empfunden, ob die Finanzierung der Be-

rufsausbildung durch die Unternehmen auch bei "unterschiedliche[n] und konkurrie-

rende[n] Bildungs- und Finanzierungssystemen" (Cramer 1994a, S. 10 f.) in Europa 

gesichert werden kann. Führende Wirtschaftsvertreter halten deshalb eine "Überprü-

fung der Situation" wegen des immer größer werdenden Finanzierungsbedarfs für das 

Ausbildungs- und Weiterbildungswesen für unerläßlich (vgl. Cramer 1994a, S. 10). 

1.3.15. Kosten-Nutzen-Aspekte 

Zur Sicherung des Standortvorteils Berufsausbildung muß nach Ansicht vieler Wirt-

schaftskreise die Kosten-Nutzen-Diskussion stärker intensiviert und als Grundlage für 

die Unternehmensentscheidungen zugänglich gemacht werden. Hierbei werden zwar 

die hohen Ausbildungskosten als vordringliches Problem gesehen, nichtsdestotrotz 

müssen doch Nutzenerwägungen miteinbezogen werden (vgl. Cramer 1994b, S. 1). 

Insgesamt bestehen die Kosten der Berufsausbildung aus den Personalkosten für Aus-

zubildende, den Personalkosten des haupt- bzw. nebenamtlichen Ausbildungspersonals 

sowie den sonstigen Kosten der Ausbildung wie z.B. Miete, Energie, Material, Gebüh-

ren und Beiträge und Verwaltungsaufwendungen (vgl. Müller 1994, S. 30). Durch Ad-

dition dieser Positionen ergeben sich die Bruttokosten der Ausbildung, die nach einer 

AEG-Studie von 1991 für kaufmännische Auszubildende bei einer dreijährigen Aus-
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bildungsdauer zwischen 72 und 81 TDM betrugen (vgl. Cramer/Müller 1994, S. 12). 

Durch Subtraktion des Nutzens der Berufsausbildung von den Bruttokosten ergeben 

sich die Nettokosten der Ausbildung. Der direkte Nutzen der Berufsausbildung umfaßt 

die Erträge für Leistungen, die durch die Mitarbeit der Auszubildenden im Unterneh-

men entstehen (vgl. Müller 1994, S. 31 f.). Im Rahmen der Sonstigen Leistungen wird 

die "produktive Mitarbeit der Auszubildenden in den Fachabteilungen kalkulatorisch" 

(Müller 1994, S. 32) ermittelt und bewertet. Hier ergibt sich zwar keine Geldleistung 

wie bei den Erträgen, dennoch leistet dieser kalkulatorische Posten für die Ermittlung 

des echten Betriebsergebnisses seinen Beitrag (vgl. Müller 1994, S. 32). Als "indirek-

ter Nutzen" ergeben sich im Unternehmen durch die Ausbildung "Opportunitätslei-

stungen". Sie beinhalten jene Kosten, die dem Unternehmen anfallen würden, wenn es 

statt selbst auszubilden, seinen Fachkräftebedarf am externen Markt deckt. Hierzu zäh-

len z.B. "die Einsparung von Einarbeitungskosten, die Anpassungsqualifizierung ex-

terner Mitarbeiter, die Minimierung von Fehlbesetzungen und Folgekosten und die 

Verringerung von Fluktuationskosten" sowie eine "Verbesserung des Images des Un-

ternehmens" (Müller 1994, S. 31 f.). Diese Opportunitätsleistungen müssen der Aus-

bildung zugerechnet und bei Kosten-/Nutzen-Analysen einbezogen werden, sonst 

kommt es bei Nichtberücksichtigung leicht zu "Fehlschätzungen", als deren Folgen für 

das Unternehmen "mittel-/langfristig sogar höhere Kosten" anfallen (Müller 1994, 

S. 32). Nach der erwähnten AEG-Studie betrug der indirekte Nutzen im Jahresdurch-

schnitt zwischen 9 bis 24 TDM in der kaufmännischen Ausbildung. Somit ist die be-

triebliche Ausbildung nach Meinung der Arbeitgeberverbände zu einem bedeutenden 

Kostenfaktor in den Unternehmen geworden (vgl. Müller 1994, S. 33). 

1.3.16. Berufsbildung in Europa 

Vielfalt der Berufsbildungssysteme in der Europäischen Union 

Die verschiedenen europäischen Berufsbildungssysteme als Teil des gesamten Erzie-

hungs- und Bildungsbereiches bereiten den Lernenden in unterschiedlicher Weise auf 

die spätere Berufsausübung vor. Es gibt neben dem deutschen dualen System in ande-

ren EU-Ländern eine "vollschulische Berufsausbildung mit entsprechender betriebli-

cher Einarbeitung oder eine Anleitung von Beschäftigten im Rahmen eines Jobtrai-

nings" (Schmidt 1989, S. 237). In Frankreich z.B. kann schon während der 10jährigen 

Schulpflicht mit der Berufsausbildung begonnen werden (vgl. Schmidt 1989, S. 242). 

Hier gewährt ein weiterqualifizierender Bildungsabschluß "formale Eingangsvoraus-

setzungen" für bestimmte Erstausbildungsgänge, während in den beruflichen Gymna-
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sien auch vollschulische Berufsausbildungen absolviert werden können. In England 

bieten die Skill-Zentren "eine Art überbetriebliche Berufsausbildung ohne schulische 

Ergänzung" an, und in Italien wird eine betriebliche Ausbildung mit einem "kaum rea-

lisierten Teilzeitunterricht" praktiziert (Schmidt 1989, S. 242 f.). Bezüglich der Dauer 

der Berufsausbildung gibt es unterschiedliche Regelungen in Form von mehrmonati-

gen Modul- oder Baukastensystemen bzw. ein- und mehrjährigen Lehrausbildungs-

gängen. Im Hinblick auf die Vermittlung der Ausbildungsinhalte besteht die Problem-

situation, ob die Berufsausbildung wie z.B. in den Skill-Zentren in England nur solche 

"Fertigkeiten und Kenntnisse vermitteln soll, die zur Wahrnehmung eines beschränk-

ten Arbeitsplatzes erforderlich sind", oder ob sie wie beim dualen System eine "breit 

angelegte berufliche Grundbildung mit einer darauf aufbauenden Fachbildung" vermit-

teln soll (Schmidt 1989, S. 243). Diesbezüglich läßt sich allerdings bezweifeln, ob mit 

den nach einer zehnjährigen Schulzeit anschließend in einer zweijährigen schulischen 

Berufsausbildung vermittelten kaufmännischen Qualifikationen ein "selbständiger be-

trieblicher Einsatz" (Achtenhagen 1990, S. 148) möglich ist. 

Herausforderungen für das duale System 

Da bis heute eine eingehende Abstimmung zwischen dem deutschen dualen System 

und der Berufsausbildung in anderen europäischen Ländern nicht besteht, könnte das 

duale System auf lange Sicht durch die häufig sogar verkürzt angebotene vollschuli-

sche Ausbildung gefährdet sein, ja sogar verdrängt werden (vgl. Vetter 1990, S. 366). 

Auch wenn eine Harmonisierung der Bildungssysteme von Brüssel offiziell abgelehnt 

wird und die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips, d.h. die Beschränkung der "Kom-

petenz der EG-Kommission nur auf unterstützende und ergänzende Maßnahmen", ge-

währleistet sein soll, wirkt sich eine einseitige Bevorzugung "schulischer Qualifikati-

onsmaßnahmen" nachteilig für das duale System aus und führt zu Wettbewerbsverzer-

rungen (Stössel 1993, S. 61). Für die deutsche Wirtschaft und die Arbeitgeberverbände 

wird in Zukunft entscheidend sein, ob die europäische Berufsausbildung mehr eine 

"Aufgabe der staatlichen Daseinsvorsorge ist oder ob sie aus der Wirtschaft heraus" 

(Feuchthofen 1991, S. 265) erbracht werden kann. 

Berechtigungen und Entsprechungsregelungen 

Der deutschen Sorge um "Anerkennung und Weiterentwicklung" des dualen Systems 

entspricht von EU-Seite aus das Bemühen über "Anerkennungs- und Entsprechungs-

verfahren eine Vergleichbarkeit berufsqualifizierender Abschlüsse" zu erreichen, da-
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mit entsprechende Voraussetzungen auf dem gemeinsamen Arbeitsmarkt vorherrschen 

sollen (Tramm 1994, S. 8). In den letzten Jahren wurden nun die Befürchtungen immer 

drängender, daß das französische vollzeitschulische Ausbildungsmodell vorherrschen 

und somit die duale Berufsausbildung scheitern würde, da sie unfähig sei, "über die 

Integration zusätzlicher allgemeinbildender Inhalte ein höheres Niveau allgemeiner 

Berechtigung" (Tramm 1994, S. 8) zu erreichen. Ein weiteres Problem besteht in der 

Schwierigkeit, die deutschen Abschlüsse in die vom "Rat der Europäischen Gemein-

schaften 1985" erarbeiteten fünf Qualifikationsstufen, die sich an die "Systematik des 

französischen Bildungssystems" anlehnen, einzuordnen. Diese Stufen betreffen im 

einzelnen (Rat der Europäischen Gemeinschaften 1985, S. 56-59, zit. nach Tramm 

1994, S. 9): 

Stufe 1: Pflichtschule und Einführung in den Beruf 

Stufe 2: Pflichtschule und Berufsausbildung (einschließlich Lehre) 

Stufe 3: Pflichtschule und entweder Berufsausbildung und zusätzliche Fachaus-

bildung und Qualifizierung oder sonstige Fachausbildung auf Sekundar-

stufe 

Stufe 4: (Allgemein- oder berufsbildende) Sekundarschule und anschließende 

Fachausbildung 

Stufe 5: (Allgemein- oder berufsbildende) Sekundarschule und abgeschlossene 

höhere Ausbildung 

Für das deutsche duale System ergibt sich durch dieses Fünf-Stufen-System, bei dem 

die "Zuordnung der Erstausbildungsgänge sich an den formalen Eingangsberechtigun-

gen orientiert", die Problemsituation, daß solche Systeme, die keine "formalen Ein-

gangsvoraussetzungen" zur Bedingung erheben und keine "allgemeine[n] Berechti-

gungen" vermitteln, "diskreditiert" werden (Tramm 1994, S. 9). Als Konsequenz aus 

diesem Qualifikationsstufenmodell zeigt sich nun, daß der Auszubildende des dualen 

Systems in Stufe 2 zu dem Auszubildenden einer betrieblichen Lehre in Frankreich 

einzuordnen wäre (vgl. Tramm 1994, S. 9). Diese Stufe hat jedoch normalerweise die 

"Dropouts des allgemeinen Schulwesens aufzunehmen", wobei bis jetzt relativ "weni-

ge Qualifizierungs- und Beschäftigungschancen" damit verknüpft sind (Achtenhagen/ 

Kell 1994, S. 187). 

Nach dem "EG-Entsprechungsverfahren" werden den Berufsprofilen die "Befähi-

gungsnachweise der EG-Länder zugeordnet" (Paulini 1992, S. 44; Rat der Europäi-

schen Gemeinschaften 1985, L 199/56 vom 31. Juli 1985). Nach Ansicht deutscher 
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Sachverständiger beschreibt das Verfahren das "Qualifikationsprofil" ausländischer 

Bewerber allerdings nur "bruchstückhaft" (Paulini 1992, S. 44). Es wird hier nur der 

Teil der Ausbildung offengelegt, der sich auf das EU-Tätigkeitsprofil bezieht. Es wird 

auch bemängelt, daß die bei den "Profilen ausgewiesenen Tätigkeiten stark schemati-

siert und nicht differenziert" (Paulini 1992, S. 44) sind. Man vermißt Einzelheiten zum 

"Beherrschungsgrad" und zur "Tiefe der Qualifikation". Erforderlich sind hier Infor-

mationen über die "gesamte Breite des Qualifikationspotentials des ausländischen Be-

werbers" (Paulini 1992, S. 44). 

2. Beurteilung durch die Gewerkschaften 

2.1. Vorteile 

2.1.1. Vorteile durch das Berufsbildungsgesetz (BBiG) und durch das Bun-

desinstitut für Berufsbildung (BIBB) 

Das BBiG von 1969 stellt eine wichtige "ausbaufähige Rechtsgrundlage für die beruf-

liche Bildung der Arbeitnehmer" (DGB 1983, S. 8) im Rahmen des dualen Systems 

der Berufsausbildung dar. Insgesamt hat das BBiG wesentliche Verbesserungen be-

wirkt, denn für die Durchführung der Berufsausbildung sind staatliche Regelungen 

maßgebend. Bedeutsam ist auch, daß über den Hauptausschuß des BiBB, über die 

Landesausschüsse und Berufsbildungsausschüsse der Kammern eine Mitbeteiligung 

und Mitbestimmung der Arbeitnehmer und damit der Gewerkschaften gewährleistet ist 

(BBiG, Vierter Teil). Außerdem wurden in Anlehnung an das BBiG durch das BIBB 

"Statistik und Dokumentation" wesentlich verbessert (vgl. IG Metall 1990, S. 92). Be-

deutsam ist auch, daß mit Wirkung des BBiG die staatliche Zuständigkeit statt des 

"traditionelle[n] Verfügungsrecht[es] der Kammern" (Greinert 1995, S. 111) maßge-

bend wurde. Durch das BBiG ist es ferner möglich, die "unterschiedlichen, teilweise 

gegensätzlichen" (Oppel 1997, S. 9) Interessen von Staat, Unternehmern und Gewerk-

schaften bei dem gemeinsam angestrebten Ziel einer "fundierte[n] Berufausbildung" 

(Oppel 1997, S. 9) produktiv zu nutzen und auszubalancieren. Nach Meinung der Ge-

werkschaften bewirkte auch der Einfluß des BBiG eine gewisse Konsolidierung des 

dualen Systems der Berufsausbildung in seiner Gesamtheit (vgl. Ehrke 1989a, S. 312).  

Insbesondere bietet hier das BIBB als gemeinsame Einrichtung für Gewerkschaften, 

Arbeitgeber, den Bund und die Länder wesentliche Vorteile. Als eigentliche Ziele des 

BIBB gelten für den DGB die "gemeinsame berufsbildungspolitische Gestaltung, die 

Weiterentwicklung des Berufsbildungssystems" und die Zusammenarbeit mit der 
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Bundesanstalt für Arbeit als "Partner für den Übergang von der schulischen Allge-

meinbildung in den lebenslangen Lern- und Ausbildungsprozeß" (Oppel 1994, S. 498). 

Große Erwartungen haben die Gewerkschaften gegenüber dem BIBB, wenn z.B. "Ent-

scheidungsgrundlagen und wissenschaftliche Ergebnisse für bildungspolitische Dis-

kussionen" (Ehrke 1992c, S. 115) aufzubereiten sind. Hinsichtlich der Weiterentwick-

lung der kaufmännischen Berufe sichern die Gewerkschaften jegliche Unterstützung 

zu, damit gewisse "Modernitätsrückstände" (Ehrke 1992c, S. 115) behoben werden. 

2.1.2. Durchführung der Berufsausbildung nach staatlichen Vorschriften 

Durch die 1972 erfolgte "Verabschiedung des Gemeinsamen Ergebnisprotokolls" 

(GEP) wurde zwischen Bund, Ländern und Sozialparteien das "Verfahren zur Ab-

stimmung von Rahmenlehrplänen mit den Ausbildungsordnungen" vereinbart (Koch/ 

Reuling 1994, S. 136 f.). Beide Sozialpartner sind im Rahmen von Neuordnungsver-

fahren bei den "Vor- und Antragsgesprächen" wie auch bei den "Sachverständigenaus-

schüsse[n]" und dem "Erlaßverfahren" beteiligt (Ehrke 1989a, S. 312). Auf der Basis 

dieser Regelungen wurden in den vergangenen Jahren durch eine partnerschaftliche 

Sachverständigenarbeit wichtige "Strukturentscheidungen" für die duale Berufsausbil-

dung getroffen (vgl. Ehrke 1989a, S. 312). Hierbei wurde auch durch die Ausbil-

dungsordnung der Einfluß der Gewerkschaften auf Inhalte und Formen der Berufsaus-

bildung erweitert. Die Gestaltung der betrieblichen Ausbildung war fortan "nicht mehr 

ausschließlich den Gegebenheiten und Zufälligkeiten der einzelbetrieblichen Abläufe" 

übertragen, sondern sollte nach "pädagogisch-didaktischen Prinzipien" erfolgen (Ehrke 

1989a, S. 311). Hinsichtlich der durch die Gewerkschaften initiierten Entwicklung bei 

der Neuordnung der Büroberufe wurde mit dem Modell der "Sockelqualifikationen" 

eine "flexibel handhabbare Alternative" zu den bisher üblichen "Stufen-Modellen" 

(Grundbildung, Fachbildung) geschaffen, die auch für andere kaufmännische Ausbil-

dungsberufe gelten können (Ehrke 1992c, S. 108 f.). Dabei versteht man unter dem 

Begriff Sockelqualifikationen "berufsgemeinsame Ausbildungsinhalte" (IG Metall 

1993a, S. 6) der beiden Büroberufe Bürokaufmann und Kaufmann für Bürokommuni-

kation, die als "kaufmännische Grundbildung neuen Typs" während der drei Ausbil-

dungsjahre "in insgesamt der Hälfte der Ausbildungszeit" vermittelt werden (IG Metall 

1993a, S. 6). 
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2.1.3. Konsensprinzip 

Als eine wesentliche Stärke des dualen Systems kann die "gemeinsame Verantwortung 

des Staates und der Sozialpartner für die Bereitstellung qualitativ und quantitativ hin-

reichender Ausbildungsangebote und für die Durchführung, Finanzierung und Zertifi-

zierung beruflicher Bildung" (Tramm 1994, S. 2) angesehen werden. Insbesondere bei 

der vom Staat praktizierten "Regelung und Anerkennung der Ausbildungsberufe" 

(Hans-Böckler-Stiftung 1991a, S. 10) wirken die Sozialpartner maßgeblich mit. Dabei 

wurde durch das Engagement der Gewerkschaften erreicht, daß sich die Bundesregie-

rung, die für den Erlaß der Ausbildungsordnungen als Rechtsordnungen zuständig ist, 

verpflichtet hat, keine Ausbildungsordnung gegen den erklärten Willen der Gewerk-

schaften oder der Arbeitgeber zu erlassen. "Dieses Konsensprinzip hat sich zur tragen-

den Säule des dualen Systems entwickelt" und gewährt den Gewerkschaften weitrei-

chende "Mitwirkungsrechte bei der Gestaltung der Ausbildungsordnungen" (IG Che-

mie-Papier-Keramik 1990, S. 29). Andererseits wird der Staat im Rahmen des Kon-

sensprinzips durch die beiden Sozialpartner in seiner Berufsbildungspolitik weitge-

hend entlastet (vgl. Koch/Reuling 1994, S. 174).  

2.1.4. Arbeitsplatz 

Da auf dem Arbeitsmarkt ein Aushandeln zwischen dem Beschäftigungs- und Bil-

dungssystem nicht möglich ist, muß sich das Bildungssystem in seinen "Beobachtun-

gen des Arbeitsmarktes der Perspektive des Wirtschaftssystems unterordnen, d.h. es 

muß beobachten, wie das Wirtschaftssystem beobachtet" (Neumann 1996a, S. 4). Die 

auf dem Arbeitsmarkt erhaltenen Informationen haben diesbezüglich Einfluß auf die 

Lohnstrukturierung und damit auch auf "Einstellungen und Entlassungen" im Beschäf-

tigungssystem (vgl. Neumann 1996a, S. 4). Als positiv erweist sich in diesem Zusam-

menhang die im dualen Ausbildungssystem inhärente "flexible Verknüpfung von Bil-

dungs- und Beschäftigungssystem" (Tramm 1994, S. 2). Im Rahmen der dualen Be-

rufsausbildung können Schüler, die mit sehr differenzierten "Leistungsvoraussetzun-

gen und formalen Abschlüssen" aus dem allgemeinbildenden Schulwesen kommen, 

aufgenommen und zu "formal gleichwertigen Berufsabschlüssen" geführt werden 

(Tramm 1994, S. 2 f.). Somit erleichtert die duale Ausbildung den Übergang von der 

Schule in das Erwerbsleben, die sogenannte erste Schwelle, und vermittelt eine 

"Grundlage für das lebenslange Lernen" (Schmidt 1995b, S. 7.14.). Außerdem bieten 

sich gute "Übergangschancen von der Ausbildung in eine betriebliche Berufstätigkeit" 

(Hans-Böckler-Stiftung 1991a, S. 9). Hier hat ein betriebseigener Auszubildender grö-
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ßere "Verbleibs- und Integrationschancen" als ein Bewerber von außen, der erst die 

"zweite Schwelle" am Übergang von einer "externen Ausbildungssituation" in einen 

neuen Betrieb zu überwinden hat (Hans-Böckler-Stiftung 1991a, S. 10). Obwohl auch 

eine gute Berufsausbildung keinen unmittelbaren Schutz vor Arbeitslosigkeit bietet, 

sind dennoch die Chancen, als beruflich Qualifizierter vermittelt zu werden, bedeutend 

günstiger (vgl. IG Chemie-Papier-Keramik 1990, S. 26).  

2.1.5. Verbindung von Theorie und Praxis, Arbeit und Lernen 

Im Rahmen der dualen Berufsausbildung an den beiden Lern- und Ausbildungsorten 

erfolgt eine "Kombination betriebspraktischer und theoretischer Elemente" (Oppel 

1994, S. 498), die sich bisher durchaus bewährt hat. Von gewerkschaftlicher Seite aus 

wird hauptsächlich der Aspekt des "hohe[n] Praxisbezugs durch den betrieblichen Ein-

satz" (Hans-Böckler-Stiftung 1991a, S. 9) während der Ausbildungstätigkeit hoch be-

wertet. Dadurch erfährt auch der "soziale Erfahrungshorizont" (Schmid 1992, S. 55) 

der Jugendlichen eine beträchtliche Erweiterung. Neben dem Erwerb beruflichen Kön-

nens bringt der gemeinsame Lernprozeß "extrafunktionale Qualifikationen" hervor, die 

für die "Persönlichkeitsentwicklung, Kommunikationsfähigkeit und berufliche Ein-

satzfähigkeit" Jugendlicher äußerst bedeutsam sind: "Selbstvertrauen, Selbständigkeit, 

Lernbereitschaft, Disziplin und Zuverlässigkeit" (Schmid 1992, S. 56).  

2.1.6. Vermittlung hoher beruflicher Qualifikationsniveaus und anerkannter 

Abschlüsse 

Neben dem mit dem dualen Ausbildungsabschluß erworbenen Vorteil "tarifrechtli-

che[r] und sozialversicherungsrechtliche[r]" Berechtigungen bedeutet das international 

anerkannte Qualifikationsniveau ein positiver Faktor des dualen Systems und ein 

"Wettbewerbsvorteil" der deutschen Wirtschaft (IG Metall 1993c, S. 275; vgl. auch 

Ehrke/Semmler 1994, S. 548). Die zur beruflichen Qualifikation führende Berufsaus-

bildung bezieht sich auf ein "System von anerkannten und geregelten Ausbildungsbe-

rufen, die auf den Erwerb betriebsunspezifischer Qualifikationen" (Hans-Böckler-

Stiftung 1991a, S. 10) vorbereiten soll. Zur Sicherung eines stetigen Wirtschafts-

wachstums können mit Hilfe des dualen Systems "langfristige Qualifikationspotentia-

le" (Greinert 1997, S. 139) aufgebaut und gesichert werden. Hinsichtlich des Arbeits-

marktes ist schließlich bedeutsam, daß die staatlich anerkannten Abschlüsse gemäß 

den Aus- und Fortbildungsordnungen mit einer transparenten Zertifizierung durch be-
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rufliche Mobilität die Verwendung der erworbenen und damit "handelbare[n] Berufs-

qualifikationen" (Schmidt 1995b, S. 7.14.) garantieren.  

2.1.7. Integrationskraft und Innovationsfähigkeit des dualen Systems 

Ein bedeutender Integrationsaspekt des dualen Systems zeigt sich zunächst in seiner 

Pufferfunktion zwischen dem allgemeinbildenden Schulsystem und dem Beschäfti-

gungssystem, wodurch auch die Gefahr der Jugendarbeitslosigkeit gemindert wird 

(vgl. BLK 1998, S. 44). Im Rahmen einer sozialen Integration erhalten Jugendliche 

schließlich die Möglichkeit, durch einen qualifizierten Ausbildungsabschluß sich in die 

"arbeitsteilig strukturierte Gesellschaft" zu integrieren, indem sie Integrationschancen 

im Ausbildungsbetrieb oder am "betriebsexternen Arbeitsmarkt" nutzen (BLK 1998, 

S. 44 f.).  Der Integrationscharakter des dualen Systems zeigt sich ferner darin, daß 

schulmüde Jugendliche durch die praxisbegleitende Betriebsausbildung eine neue 

"Leistungs- und Sinnorientierung" erhalten (vgl. BLK 1998, S. 45). 

Neben der Integrationskraft des dualen Systems erweist sich auch dessen Innovations-

fähigkeit als sehr bedeutsam. Insbesondere wird dies durch die Neuordnung der Me-

tall- und Elektroberufe und der Büroberufe unter Beweis gestellt. Dabei bestätigt das 

Konzept des selbständig handelnden Fachangestellten bzw. Facharbeiters die "Fähig-

keit, sich auf neue Qualifikationserfordernisse einzustellen" (IG Metall 1993c, S. 275). 

So haben auch international vergleichende Untersuchungen über "Arbeitsorganisation 

und Einsatz neuer Technologien" ergeben, daß Deutschland wegen der "spezifischen 

Qualitäten" seines dualen Ausbildungssystems und wegen der fachangestellten- und 

"facharbeiterzentrierten Arbeitsregulierung" besser als andere Staaten in der Lage sei, 

die "neuen Technologien in neuen Arbeitsorganisationen mit integrativem Aufgaben-

schnitt einzusetzen und so beschäftigungswirksam zu nutzen" (Hans-Böckler-Stiftung 

1991a, S. 11).  

2.1.8. Gesellschaftspolitische Mitbestimmung 

Die Aktivität der Sozialpartner als Tarifparteien gestattet auf der einen Seite den Ar-

beitgebern, sich gegenüber Mitgliedsfirmen durchzusetzen, auf der anderen Seite si-

chert sie den Gewerkschaften deren "Mitbestimmung" und deren "Beteiligung" (IG 

Metall 1993c, S. 274). Insbesondere auf der betrieblichen Ebene können über die In-

teressenvertretung der Arbeitnehmer "Mitbestimmungsmöglichkeiten zur Qualitätssi-
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cherung" (Hans-Böckler-Stiftung 1991a, S. 10) genutzt werden. Zu beachten ist auch, 

daß nur durch ständige "Normierungsarbeit und Qualitätskontrolle" (Hans-Böckler-

Stiftung 1991a, S. 10) mit entsprechenden Verbesserungen das heutige Ausbildungs-

niveau erreicht werden konnte. Nach Ansicht der Gewerkschaften hat sich dabei die 

Ausbildungsqualität in nationaler wie internationaler Hinsicht als um so effektiver er-

wiesen, je stärker Vertretungen der Arbeitnehmerschaft bei Berufsbildungsfragen mit-

entscheiden konnten (vgl. Hans-Böckler-Stiftung 1991a, S. 10). Auf der betrieblichen 

Ebene können die Betriebsräte bei der Ausbildungsgestaltung mitbestimmen, wobei 

sie besonders auf die "Einhaltung der Ausbildungsvorschriften" (Hans-Böckler-Stif-

tung 1993, S. 10) achten müssen. 

2.2. Nachteile 

2.2.1. Konjunkturelle Abhängigkeit der Quantität und Qualität betrieblicher 

Ausbildung 

Der bisherige Abwärtstrend in der Berufsausbildung hat sich bis heute fortgesetzt und 

die Krise des dualen Systems weiterhin verschärft. In nahezu allen Bereichen der In-

dustrie, des Handels, des Handwerks und des öffentlichen Dienstes werden die "Aus-

bildungsleistungen" zurückgenommen, teilweise sogar in einem "höheren Umfang als 

es dem Personalabbau infolge von Produktionseinschränkungen und -verlagerungen" 

angemessen wäre (Ehrke/Semmler 1994, S. 550). Aus der Sicht vieler Unternehmer 

und Manager stellen die über viele Jahre aufgebauten Bildungsbereiche nur noch un-

nötige Belastungen dar, derer man sich entledigen muß, "falls sich Ausbildung im 

Rahmen von cost- oder profit-center nicht rechnet bzw. zu teuer erscheint" (IG Metall 

1994b, o.S.). Hierin offenbart sich ein prinzipieller Nachteil der dualen Ausbildung, 

denn hinsichtlich Quantität und Qualität ist sie zu einem konjunkturabhängigen Faktor 

geworden. Dedering stellt diesbezüglich fest, daß das "Grundrecht auf Ausbildung und 

freie Berufswahl nicht gesichert ist, solange Betriebe – zwei Drittel beteiligen sich 

nicht an der Berufsausbildung – die Entscheidung für oder gegen die berufliche Aus-

bildung von ihrer Marktlage und der gesamtwirtschaftlichen Konjunktur abhängig ma-

chen und sie durch den Ausbildungsverzicht sich Wettbewerbsvorteile verschaffen 

können, solange also Quantität und Qualität des Lehrstellenangebots maßgeblich von 

betrieblichen Entscheidungsfaktoren abhängig ist" (Dedering 1987, S. 80 f.). Eine 

Schwäche der Berufsausbildung zeigt sich auch in einer oft ungenügenden Anpassung 

an arbeitsmarktrelevante Bedingungen wie z.B. dem gegenwärtigen "Trend zum Be-

schäftigungsanstieg der Dienstleistungsberufe" (Dedering 1997, S. 13). 
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2.2.2. Ausbildungsmonopol der Arbeitgeber 

Die Entscheidung, ob eine betriebliche Berufsausbildung im Rahmen des dualen Sy-

stems erfolgt und wenn ja, in welchem "Umfang", wird ausschließlich durch die 

"Wirtschaftsunternehmen" getroffen (Neumann 1996a, S. 9). Hieraus ergeben sich 

auch die "unübersehbaren qualitativen Unterschiede in der Berufsausbildung" (Neu-

mann 1996a, S. 9). Für die Gewerkschaften stellt die "alleinige Verfügungsgewalt der 

Arbeitgeber über die Ausbildungsplätze" (DGB 1983, S. 34) ein negatives Merkmal 

des dualen Systems dar. Oftmals hat das Angebotsmonopol der Unternehmen "große 

regionale Unterschiede, sektorale Ungleichgewichte und soziale Benachteiligungen" 

(DGB 1983, S. 21) hervorgerufen. Die jährlich erscheinenden Berufsbildungsberichte 

der Bundesregierung kritisieren zwar die verhängnisvolle Ausbildungsplatzsituation, 

bisher konnte durch die staatliche Berufsbildungspolitik keineswegs die Schaffung 

eines befriedigenden und "qualifizierte[n] Ausbildungsplatzangebot[es]" (DGB 1983, 

S. 21) bewirkt werden. Die Orientierung der unternehmerischen Entscheidungen an 

Rentabilitätskriterien hat schließlich dann zur Folge, daß die "Qualifikationsmöglich-

keiten der Arbeitnehmer von den kurzfristigen Anforderungen des Arbeitsmarktes und 

seinen regionalen Beschränkungen abhängig sind" (DGB 1983, S. 34). Erschwerend 

kann sich hierbei auswirken, daß die Unternehmensentscheidungen über das Angebot 

an Ausbildungsplätzen meistens nicht durch die Mitbestimmung zu beeinflussen sind 

(vgl. Hans-Böckler-Stiftung 1993, S. 14). Eine beherrschende Überlegenheit der be-

trieblichen Seite des dualen Systems zeigt sich auch in der Maßnahme, Auszubildende 

der "Berufsschule zu entziehen" (BLK 1998, S. 127). Für nicht mehr berufsschul-

pflichtige Auszubildende, insbesondere für Abiturienten, werden nämlich gerade durch 

Großbetriebe andere schulische Formen bevorzugt wie Berufsakademien oder koope-

rative Studiengänge (vgl. BLK 1998, S. 128). 

2.2.3. Überangebot an Berufen, die auf dem Arbeitsmarkt schwer verwertbar 

sind 

Ein schwerwiegender Strukturmangel im privatwirtschaftlich gesteuerten dualen Sy-

stem der beruflichen Bildung ist die überproportionale Ausbildung in Berufen, für die 

auf dem Arbeitsmarkt weniger Bedarf besteht, sowie eine "Berufsstruktur, die nicht 

auf die künftige Beschäftigungsentwicklung ausgerichtet ist" (IG Metall 1990, S. 92). 

Bezeichnend ist, daß im Rahmen des dualen Systems die meisten Ausbildungsplätze 

von kleinen Betrieben, insbesondere Handwerksbetrieben, zur Verfügung gestellt wer-

den, die aber nur einen geringen Teil aller Arbeitskräfte dann beschäftigen. Außerdem 
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wird in Berufen ausgebildet, für die fast keine Nachfrage besteht (vgl. Schmidt 1995b, 

Teil: Berufsausbildung und die Würde der Arbeit, o.S.). Schließlich bleibt zu beachten, 

daß mehr als die Hälfte aller Auszubildenden innerhalb eines Jahres nach "Erlangung 

des Qualifikationsnachweises" (Schmidt 1995b, Teil: Berufsausbildung und die Würde 

der Arbeit, o.S.) ihren Ausbildungsbetrieb verläßt.  

2.2.4. Praxis der betrieblichen Bewerberauswahl 

Ein besonderer Strukturmangel des dualen Systems ist die allzu oft praktizierte "rigide 

Personalauslese" (Bojanowski/Brater/Dedering 1991b, S. 21) der Betriebe. Durch die 

Auswahlkriterien der Betriebe kommt es zu einer negativen Auslese, denn insbesonde-

re Hauptschul- und Sonderschulabsolventen sowie ausländische Jugendliche haben 

große Schwierigkeiten, einen Ausbildungsplatz zu erlangen. Für viele Ausbildungsbe-

rufe werden von den Betrieben bevorzugt Abiturienten und auch Jugendliche mit gu-

tem Realschulabschluß eingestellt (vgl. Bojanowski/Brater/Dedering 1991b, S. 21). 

Solche betrieblichen "Auswahlmechanismen" bewirken allerdings für benachteiligte 

Gruppen von Jugendlichen eine "Chancenungleichheit" mit großen Ungerechtigkeiten 

(IG Metall 1990, S. 92). Außerdem stellen derartige Methoden der Bestenauslese eine 

"Aushöhlung des Berufsbildungsgesetzes" (Vojta 1995, S. 1057) dar. 

2.2.5. Einzelbetriebliche Finanzierung der beruflichen Bildung 

Mit Ausnahme von wenigen Wirtschaftsbereichen, in denen Tarifverträge abgeschlos-

sen wurden, ist die Finanzierung der beruflichen Bildung "einzelbetrieblichen Rentabi-

litätserwägungen" (DGB 1983, S. 22) unterworfen. Die einzelbetriebliche Finanzie-

rung der Berufsausbildung gilt mithin als wahre Ursache der Konjunkturabhängigkeit 

des dualen Systems und der "unzulänglichen Ausbildungsbereitschaft" (Dedering 

1987, S. 80) der Betriebe. Auch für die in Abschnitt B.2.2.3 "Überangebot an Berufen, 

die auf dem Arbeitsmarkt schwer verwertbar sind" dargelegte Fehlstrukturierung des 

Ausbildungspotentials ist die einzelbetriebliche Finanzierung der Berufsausbildung als 

Ursache zu sehen. Bereits 1974 wurden die "grundlegenden Strukturmängel" dieses 

Finanzierungssystems von der Sachverständigenkommission in dem Abschlußbericht 

"Kosten und Finanzierung der außerschulischen beruflichen Bildung" deutlich kriti-

siert (Deutscher Bundestag 1974, zit. nach Greinert 1995, S. 157). Dabei wurde her-

ausgestellt, daß eine "ökonomische Startgleichheit" zwischen Betrieben, die ausbilden 

und nicht ausbilden, keineswegs gegeben sei. Die Ausbildungserträge der Auszubil-
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denden würden bei einer Abwerbung von Fachkräften den ausbildenden Betrieben 

entgehen (vgl. Deutscher Bundestag 1974, zit. nach Greinert 1995, S. 157). Die Folge 

dieser zu starken Belastung von Ausbildungsbetrieben und der eingehenden Begünsti-

gung von nichtausbildenden Betrieben sei ein Nachlassen der Ausbildungsbereitschaft 

der Wirtschaft (vgl. Deutscher Bundestag 1974, zit. nach Greinert 1995, S. 158). 

2.2.6. Berufsschule ohne eigene Prüfungsberechtigung 

Die derzeitig durchgeführten Prüfungen zum dualen Ausbildungsabschluß werden 

vielfach als "demotivierend und leistungsfeindlich" (VLW 1994b, S. 224) bezeichnet, 

denn die während der Ausbildungszeit in Berufsschule und Betrieb erbrachten Lei-

stungen der Auszubildenden bleiben in der Abschlußprüfung unberücksichtigt (vgl. 

VLW 1994b, S. 224). Zudem ist für diese "punktuelle" Abschlußprüfung die Tages-

form des Prüflings als "Momentaufnahme" sehr entscheidend, wodurch die "pädagogi-

sche Gerechtigkeit einer vermeintlichen Sachgerechtigkeit geopfert wird" (Knaut 

1986, S. 45). Die Zeugnisse der Berufsschule haben schließlich keine Aussagekraft für 

den "Prüfungserfolg in der dualen Ausbildung" (Görner 1995d, S. 132). Hieraus resul-

tiert dann meistens eine negative Einschätzung der Berufsschule durch einen Großteil 

der Auszubildenden und betrieblichen Ausbilder, die die Berufsschule "als lästiges 

Anhängsel" (Görner 1995d, S. 132) sehen, auf das man gern verzichten könnte. Die 

Berufsschule hat somit "keine eigene Prüfungsberechtigung" (VLW 1990, S. 16) im 

dualen System. Auch wird der Einfluß der Berufsschulen auf "Form und Inhalt der 

Prüfungsaufgaben" stark beeinträchtigt, da die Erarbeitung der Aufgaben und die Kor-

rekturen für die schriftlichen Abschlußprüfungen auf die als "Zentralstellen der Kam-

mern" geltenden überregionalen und schulfernen Institute AKA und PAL übertragen 

werden (VLW 1990, S. 16). Oft werden sogar in der Schulpraxis die "offiziellen Lehr-

pläne der Kultusministerien" von den "Stoffkatalogen von AKA und PAL" verdrängt 

(VLW 1990, S. 16). Ebenso wird durch die Form der programmierten Aufgabenstel-

lung die Qualität der Prüfung und der Ausbildung gemindert. Programmierte Prü-

fungsaufgaben können typische "kaufmännische Verhaltensweisen wie z.B. Argumen-

tieren, Beraten, Verkaufen und Fähigkeiten wie z.B. Darstellen, Analysieren, Beurtei-

len nicht erfassen" (VLW 1990, S. 16).  
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2.3. Aktuelle Probleme 

2.3.1. Bildungspolitik und Berufsbildung in der Bundesrepublik Deutschland 

Das Bildungssystem stellt ein "organisiertes System" dar, dessen "Subsysteme" wie 

z.B. Schulen und Schulzweige organisatorisch "vernetzt" sind (Neumann 1996b, 

S. 33). Die eigentlichen "Beziehungen zwischen den Organisationseinheiten" werden 

durch "Interaktions- und Organisationssysteme" geschaffen, die über den oft schwer-

fälligen Dienstweg im staatlichen Schulwesen die "Kommunikation" prägen (Neu-

mann 1996b, S. 33). Mit den "unterschiedlichen Organisationsformen" wie Gymnasi-

en, Berufsschulen, Fachoberschulen, Realschulen und Gesamtschulen hat das Bil-

dungssystem "spezifische Entscheidungsprämissen" und "Entscheidungsprogramme" 

geschaffen, die allerdings jederzeit wieder verändert werden können (Neumann 1996b, 

S. 33 f.). Kritisiert wird nun, daß die "differenzierten Entscheidungsstrukturen (Prä-

missen, Programme, Optionen)" nur von geringer Elastizität sind, und daß das System 

das Verhalten von Lehrern und Bildungsplanern insbesondere wegen der "umständli-

chen reflexiven Prozeduren" der Entscheidungsprogramme nur wenig beeinflussen 

kann (Neumann 1996b, S. 34). Dies ist erkennbar bei langwierigen "Entscheidungs-

prozessen zur Veränderung von Schulformen", bei der "Aufnahme neuer Fächer und 

Konstruktion neuer Curricula" (Neumann 1996b, S. 34).  

Darüber hinaus zeigt sich nun schon seit Jahren eine "Strukturkrise" in allen Bildungs-

bereichen, die noch verschärft wurde durch die "rasche Adaption" des westdeutschen 

Schulwesens in Ostdeutschland und durch die "Finanzkrise der öffentlichen und vieler 

nicht öffentlicher Haushalte" mit nachhaltigen "Sparzwängen" (Johannson/Köhler 

1994, S. 518). Durch die allgemeine Bildungsexpansion mit Höherqualifizierung der 

künftigen Erwerbstätigen wird das duale System gewissermaßen in Frage gestellt, 

denn die Bewerber, die keine Ausbildung in kaufmännischen Berufen und Facharbei-

terberufen wählen, "laufen dem dualen System davon; es findet eine Abstimmung mit 

Füßen statt" (Ehrke 1994, S. 245). Als weitere Folge der Bildungsexpansion zeigt sich 

im Rahmen eines "Verdrängungswettbewerb[s]", daß verantwortungsvolle "Berufspo-

sitionen", die vorher von dualen Ausbildungsabsolventen besetzt waren, jetzt von 

"Personen mit längerer Ausbildung" besetzt werden (Teichler 1981, S. 76 f.). Somit 

wird Absolventen mit "kürzerer Ausbildung" die "Zugangschance zu diesen Positio-

nen" genommen (Teichler 1981, S. 77).  

Das dreigliedrige Schulwesen mit Hauptschule, Realschule, Gymnasium beeinflußt 

sehr stark das Verhalten der Jugendlichen beim Übergang in die Berufs- und Arbeits-
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welt (vgl. Witte 1994, S. 83). Nach gewerkschaftlicher Auffassung habe sich aller-

dings diese Dreigliedrigkeit "bildungspolitisch und bildungsökonomisch überlebt" 

(Witte 1994, S. 83). So wirken sich z.B. Veränderungen im Vorbildungsbereich an 

allgemeinbildenden Schulen auf spätere Ausbildungswege im dualen System aus (vgl. 

Tessaring 1993b, S. 137). Die Entscheidungen für oder gegen das duale System wer-

den meistens in den Familien für die Kinder bereits in einem Alter getroffen (9. Le-

bensjahr), in dem eine "Berufsorientierung" bzw. "Berufswahl" doch allzu früh und 

keineswegs sinnvoll erscheint (Ehrke 1994, S. 245). "Dies ist einzig und allein der 

Dreigliedrigkeit des Schulsystems geschuldet, das sich somit als gesellschaftlich dys-

funktional erweist" (Ehrke 1994, S. 245). Hinsichtlich der Hauptschule, die den Schü-

lerschwund nicht aufhalten kann, besteht die Gefahr, daß sie als "Hilfsschule" zu ei-

nem pädagogischen Notstandsgebiet, zur "Restschule der Nation" wird (Johannson 

1993, S. 593). Da mit dem "Bedeutungsverlust der Hauptschule" auch ihre "arbeits-

weltvorbereitende Funktion" entfällt, sind die Folgen für das duale System wegen  

eines vielfachen Bewerbermangels für die beruflich duale Ausbildung sehr einschnei-

dend (vgl. Witte 1994, S. 83). Das duale System ist daher im "Prozeß der Bildungsex-

pansion der größte Verlierer" (Johannson/Köhler 1994, S. 524). 

Eine gewisse Strukturkrise der Sekundarstufe II offenbart sich in der drohenden Ge-

fahr sinkender Schülerzahlen für die Berufsschule sowie in den Schwierigkeiten, den 

durch die Neuordnung der Büroberufe vorgegebenen "gestiegenen und veränderten 

Qualifikationsanforderungen" (Johannson 1993, S. 593) in der beruflichen Erstausbil-

dung zu entsprechen. Ferner zeigt sich dies in der Bedeutungslosigkeit des Berufs-

schulabschlusses und in dem Problem der gymnasialen Oberstufe, "lebensnahe Allge-

meinbildung zu vermitteln" (Johannson 1993, S. 594). Da die allgemeinbildenden 

Schulen zudem "höherwertige Berechtigungen" erteilen, ergibt sich als Folge auch ein 

stärkerer "Konkurrenzdruck" gegenüber den berufsbildenden Schulen (Focks 1991, 

S. 117). 

Durch unser Bildungssystem werden auch "die ungleichen, sozialstrukturell bedingten 

Sozialchancen wie Einkommen, Macht, Karriere oder Persönlichkeitsentwicklung se-

lektiv" zugewiesen (Dedering/Schimming 1984, S. 235). Indem Bildung die "Selektion 

und Qualifizierung für höhere Positionen" durchführt, wirkt sie somit "fundierend im 

Hinblick auf berufliche sowie legitimierend im Hinblick auf soziale Ungleichheit" 

(Teichler 1987, S. 28). Insbesondere für Jugendliche und junge Erwachsene ohne 

Schulabschluß und sonstige benachteiligte Jugendliche wie auch für einfache Haupt-

schulabsolventen bestehen geringere Chancen, eine "zukunftsorientierte Ausbildung" 
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(Klemm 1989, S. 131) zu erhalten. Dagegen sind die Berufschancen für Abiturienten 

sowie für Auszubildende mit Sekundarstufe I-Abschluß im Rahmen der nichtakademi-

schen Berufsausbildung bedeutend besser. Somit wird über den Eintritt in bestimmte 

"Ausbildungswege in Abhängigkeit vom Niveau des Schulabschlusses aus schulischer 

Ungleichheit auch berufliche Ungleichheit" (Klemm 1989, S. 131).  

2.3.2. Sinkende Attraktivität des dualen Systems 

2.3.2.1. Konjunkturabhängigkeit der Berufsausbildung und Ausbildungsplatz-

situation 

Wie bereits in Abschnitt B.2.2.1 "Konjunkturelle Abhängigkeit der Quantität und Qua-

lität betrieblicher Ausbildung" deutlich wurde, hat die seit einigen Jahren bestehende 

Wirtschaftskrise die Konjunkturabhängigkeit der Berufsausbildung im Betrieb bestä-

tigt. Dabei zeigt sich immer wieder, daß viele Betriebe ihr "Ausbildungsengagement 

einschränken" bzw. zur "Disposition stellen", was auf die Problemursachen der Betrie-

be zurückzuführen ist (Heimann 1994, S. 301). "Qualität und Quantität" der betriebli-

chen Bildungsangebote werden somit durch die Konjunkturanfälligkeit des dualen Sy-

stems gefährdet (vgl. IG Metall 1993c, S. 274). Die deutschen Unternehmen rechtfer-

tigten bisher ihre Einstellung und Maßnahmen mit der Begründung, sie wollten "im 

Ausbildungsbereich" auf das "kurzfristige Kostenkalkül zugunsten langfristiger strate-

gischer Überlegungen" verzichten (IG Metall 1993c, S. 275). Der weitere Ausbil-

dungsplätzeabbau und die Einstellung ganzer Ausbildungsplatzkapazitäten angeblich 

aus Kostengründen widersprechen jedoch dieser aus Unternehmersicht optimistischen 

Behauptung. Ferner offenbaren sich im konjunkturellen Abschwung bestimmte "Un-

ternehmerstrategien" wie z.B. eine vermehrte Nichtübernahme von Ausbildungsabsol-

venten "auch in neugeordneten Berufen, ein verstärkter unterwertiger Einsatz vorhan-

dener Fachkräfte, mangelnde betriebliche Aufstiegsperspektiven für Absolventen einer 

dualen Ausbildung und abnehmende Angebote zur betrieblichen Weiterbildung" (IG 

Metall 1993c, S. 277). Nach Meinung der Gewerkschaften werde dadurch die Zukunft 

des dualen Systems bedroht und das "aufs Spiel" gesetzt, "was seine eigentliche Lei-

stungsfähigkeit ausmacht: die Einbindung der Ausbildung in die Verantwortung der 

Unternehmen" (Görner 1995a, S. 30). Die Argumente der Unternehmer, die nachlas-

sende Ausbildungsbereitschaft sei eine Folge der "wirtschaftlichen Rezession", der 

ausbleibenden Nachfrage nach Ausbildungsplätzen und der Belastung durch die deut-

sche Einheit sowie eine Folge des "Strukturwandels" der Wirtschaft, werden von Ge-

werkschaftsseite zurückgewiesen (Görner 1995a, S. 30 f.). In Wirklichkeit dient dies 
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der "Durchsetzung von Sparkonzepten in rezessiven Phasen" (Ehrke/Semmler 1993, 

S. 616) in den einzelnen Wirtschaftsbereichen. Keineswegs kann die öffentliche Hand 

die Verantwortung der Wirtschaft für die Berufsausbildung übernehmen, denn bisher 

hat sich gezeigt, daß eine öffentliche finanzielle Förderung der Berufsausbildung eher 

die "betriebliche Ausbildungsbereitschaft aushöhlt als stärkt" (BMBF 1997a, S. 19). 

So sind insbesondere die neuen Bundesländer trotz einer vorerst noch notwendigen 

"massive[n] öffentliche[n] Förderung" nicht in der Lage, ein "auswahlfähige[s] be-

triebliche[s] Lehrstellenangebot" zu gewährleisten (BMBF 1997a, S. 19). Als wesent-

liche Gründe für den dortigen Ausbildungsverzicht gelten z.B. Bedarfsmangel an 

Fachkräften, ungünstige "ökonomische Bedingungen", zu aufwendige und zu teuere 

Ausbildung, "zu hohe Anforderungen in der Ausbildungsordnung" sowie "Mangel an 

geeigneten Ausbildern" und an guter technischer Ausstattung (Degen/Walden/Berger 

1995, S. 76). So hat sich für das Berichtsjahr 1998 in den neuen Bundesländern das 

betriebliche Ausbildungsplatzangebot um 5,8% auf 92.495 Ausbildungsplätze vermin-

dert, während sich die Zahl der Ausbildungsbewerber um 1,4% auf 229.293 erhöhte 

(vgl. BMBF 1999, S. 26). Bezogen auf Gesamtdeutschland haben somit Unternehmer 

und Verwaltungen ihre "Ausbildungsverpflichtungen" keineswegs erfüllt (BMBF 

1999, S. 26). Es fand vielmehr ein weiterer Abbau von Ausbildungskapazitäten statt, 

hauptsächlich bedingt durch "neue Unternehmensstrategien, Reorganisation der Ar-

beitswelt, neue Leitlinien der Regional-, Innovations- und Qualifikationspolitik, 

schnelle[n] technologische[n] Wandel" sowie durch Maßnahmen einer "neue[n] Stand-

ortpolitik" (BMBF 1999, S. 27).  

2.3.2.2. Ungleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung 

In den letzten Jahren haben sich die "Grenzen zwischen allgemeiner und beruflicher 

Bildung" durch gegenseitige "Verflechtungen" zahlreicher Bildungsgänge verwischt 

(Adler/Dybowski/Schmidt 1994, S. 541). Trotz gewisser Gemeinsamkeiten behaupten 

jedoch berufliche und allgemeine Bildungsgänge ihr jeweils eigenes "Profil" und ver-

folgen eigene "Zielsetzungen", wodurch bis heute "gesellschaftliche Ungleichheiten" 

weiterbestehen (Adler/Dybowski/Schmidt 1994, S. 541). Das "Ziel der Gleichwertig-

keit von beruflicher und allgemeiner Bildung" (DGB 1983, S. 21) ist in Deutschland 

bis jetzt noch nicht vollständig erreicht worden. Im Sinne von Gleichwertigkeit müs-

sen den berufsqualifizierenden Bildungsabschlüssen die gleichen Berechtigungen ver-

liehen werden, wie sie die an den allgemeinbildenden Schulen erworbenen Zeugnisse 

haben. Viele Bundesländer lehnen jedoch eine "Aufnahme berufsbezogener Unter-
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richtsangebote" in die "Bildungsgänge der gymnasialen Oberstufe" ab (DGB 1983, 

S. 21). Auch fehlt es an kooperativer Zusammenarbeit beruflicher Schulen mit gymna-

sialen Oberstufen (vgl. DGB 1983, S. 21). Wenn auch inzwischen die meisten Bundes-

länder ein Studium ohne Abitur für Absolventen des dualen Systems ermöglichen, hat 

sich bisher gezeigt, daß nur wenige den Weg zur Hochschule finden. Probleme wegen 

fachlicher Defizite und der geringe gegenseitige Bezug "berufliche[r] und hochschuli-

sche[r] Bildungsgänge" (van Cleve 1994, S. 252) sind die eigentlichen Gründe hierfür. 

Die Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner Bildung wird auch weiterhin das 

"zentrale bildungspolitische Thema mit gesellschaftlicher und wirtschaftspolitischer 

Relevanz" (Deutscher Bundestag 1993, S. 44/17) bleiben.  

2.3.2.3. Chancenungleichheit in der Berufsausbildung 

Die Betriebe verfolgen bei ihren Rekrutierungsverfahren immer noch das "Prinzip der 

Bestenauslese", wonach mit Hilfe von Einstellungstests aus der Zeit vor zehn und 

zwanzig Jahren "wie eh und je fröhlich ausgesiebt" wird (Ehrke 1994, S. 247). Die 

"Anforderungen an die Eingangsqualifikation" für die betriebliche kaufmännische 

Ausbildung haben sich heute derart erhöht, daß die Betriebe in erster Linie Bewerber 

mit mindestens mittlerer Reife bevorzugen. Hauptschulabsolventen haben meistens 

nur noch beim Handwerk und in gewerblichen Berufen Einstellungschancen, während 

Jugendliche ohne Hauptschulabschluß fast chancenlos sind (vgl. Ehrke/Semmler 1993, 

S. 619). Sehr deutlich trifft hier nun die Kritik und Warnung von Hartung und Teichler 

zu, daß schließlich eine "scharfe Selektion im Bildungswesen" und nach Meinung des 

Verfassers auch in der betrieblichen Praxis zu einer starken Beeinträchtigung von 

"Motivationen" führen kann (Hartung/Teichler 1981, S. 56).  

Durch "Auswahlmechanismen" (IG Metall 1990, S. 94) im dualen System ergeben 

sich oft auch Benachteiligungen wegen der jeweiligen Geschlechtszugehörigkeit der 

Ausbildungsinteressenten (vgl. IG Metall 1990, S. 94). Weibliche Jugendliche konzen-

trieren sich stärker auf wenige Ausbildungsberufe und haben im Vergleich zu männli-

chen Jugendlichen auf dem Ausbildungsstellenmarkt und Arbeitsmarkt weniger Hand-

lungsspielräume wie z.B. bei den "Helferinnen-Berufen" (Arzthelferin, Rechtsanwalts- 

und Notargehilfin), deren "arbeitsmarktpolitischer Wert" allerdings gering ist (vgl. 

Deutscher Bundestag 1990, S. 16 f.). Nach Auffassung der Gewerkschaften ist mei-

stens der Grund für den mangelhaften Zugang junger Mädchen zu qualifizierten Beru-

fen in der "fehlenden oder passiven Ausbildungsbereitschaft der Betriebe" (DGB 

1988, S. 44/333) zu sehen. 
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Die Ablehnung bestimmter Ausbildungsstellen im dualen System durch Jugendliche 

muß in Zusammenhang gesehen werden mit dem Argument, daß viele Ausbildungsan-

gebote keineswegs empfehlenswert sind. Diese Tatsache wird durch den "Angebots-

überhang von unbesetzten Ausbildungsstellen und dem globale[n] rein statistische[n] 

Bewerbermangel" (Ehrke/Semmler 1993, S. 615) eher verschleiert. So werden Ausbil-

dungsstellen für Verkäufer/-innen – teilweise immer noch –, für Gebäudereiniger, 

Tankwarte, Teilezurichter und andere "perspektivlose Ausbildungsgänge neugeordne-

ten und zukunftsorientierten Ausbildungsberufen unterschiedslos gleichgestellt" (Ehr-

ke/Semmler 1993, S. 615).  

Neben dem Ausbildungsplatzmangel gibt es für viele Absolventen des dualen Systems 

erhebliche Probleme, einen Arbeitsplatz in dem erlernten Beruf zu finden. In diese 

Krisensituation ist aber auch das Problem der Ausbildungs- und "Beschäftigungslosig-

keit" der ungelernten, der weiblichen und ausländischen Jugendlichen, der Jugendli-

chen mit "schulischen Defiziten" und Leistungsdefiziten einbezogen, was sehr oft zu 

ihrer "Marginalisierung" führt (Dedering 1986, S. 115 f.). Als typische Merkmale die-

ser zweiten Schwelle gelten meistens solche der "Berufsstruktur und der regionalen 

Diskrepanzen zwischen Ausbildungs- und Beschäftigungssystem" (Adamy 1995, 

S. 85). Die in den letzten Jahren registrierten Arbeitslosenzugänge erfolgreicher Prü-

fungsabsolventen des dualen Systems (1995: 111.000 Personen, 1996: 145.000 Perso-

nen) deuten insgesamt auf eine ständig steigende Tendenz einer solchen Entwicklung 

(vgl. BMBF 1997a, S. 106). In Klein- und Mittelbetrieben wie auch in Betrieben mit 

"steigendem Beschäftigungsgrad" wird nur ein geringer Teil der dualen Ausbildungs-

absolventen weiterbeschäftigt, so daß sich hier keine zukunftsreiche Perspektive für 

Jugendliche bietet (vgl. Adamy 1995, S. 86 f.; BMBF 1999, S. 146). Ein weiteres un-

gelöstes Problem mehr qualitativer Art ist die "unterwertige Beschäftigung" (Ehr-

ke/Semmler 1990, S. 548 f.) von ausgebildeten Fachkräften sowohl auf der Angestell-

tenebene als auf der Facharbeiterebene. Ausgebildete Fachkräfte werden auf "Nicht-

fachkräftearbeitsplätze[n]" (Ehrke/Semmler 1990, S. 548 f.) eingesetzt bzw. bei Wei-

gerung entlassen. Hier zeigt sich die verhängnisvolle Betriebspolitik der Unternehmen. 

Sehr bezeichnend ist auch das Einstellungsverhalten vieler Betriebe, anstelle dual aus-

gebildeter Fachkräfte Absolventen des allgemeinen Bildungssystems, insbesondere 

Fachhochschulabsolventen, zu bevorzugen. Dadurch wird auf längere Sicht das 

"Selbstverständnis und die Bedeutung des dualen Systems als Berufs- und Beschäfti-

gungsperspektive" für Facharbeiter und Fachangestellte entwertet (vgl. Adler/ 

Dybowski/Schmidt 1994, S. 542). Außerdem mindert eine solche "Meritokratisierung" 
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der betrieblichen Karrieren mit "steigende[r] Statusrelevanz formaler Bildungsab-

schlüsse" die betrieblichen Aufstiegsperspektiven für dual Ausgebildete (Lempert 

1995, S. 226). Sehr enttäuscht reagieren junge Leute über eine versäumte betriebliche 

Nachwuchsförderung. Deshalb verlassen einer BIBB-Studie zufolge zwischen 50% 

und 90% der neu ausgebildeten Fachkräfte ihren Ausbildungsbetrieb. Wer die Voraus-

setzungen für ein anschließendes Studium erfüllt, verfolgt diesen Weg, um dadurch 

vermeintlich bessere Karrierechancen zu nutzen (vgl. Brötz 1992, S. 257). Zudem ha-

ben es die Betriebe versäumt, dual ausgebildete Fachkräfte durch eine bessere tarifli-

che Vergütung an sich zu binden (vgl. Althoff 1993, S. 5). Demgegenüber sieht man 

sogar in Arbeitgeberkreisen die Höhe der in den letzten Jahren verbesserten Ausbil-

dungsvergütungen mit Argwohn und ist geneigt, zukünftig sogar Einschränkungen 

vorzunehmen. Unverständlich ist der Vorschlag von Siegers, der in einem Leitartikel 

der Zeitschrift "Arbeitgeber" sich zu dem Problem u.a. äußert: "Das Ausbildungsbe-

wußtsein der Unternehmen muß wieder revitalisiert und reaktiviert werden. Dazu ge-

hört zwingend eine Verbesserung der Rahmenbedingungen, insbesondere ein Deckeln 

der beachtlich gestiegenen Ausbildungsvergütungen" (Siegers 1995, S. 588). Auch der 

DIHT beklagt, daß die bisher zu geringe "Reduzierung der in vielen Ausbildungsberu-

fen zu hohen Ausbildungsvergütung" keineswegs für eine "nennenswerte Kostenredu-

zierung" ausreiche (DIHT 1997, S. 9). Solche Ansichten bzw. Maßnahmen werden 

sicherlich die Auszubildenden hinsichtlich ihrer Einkommenserwartungen enttäuschen 

und die Unattraktivität des dualen Systems erhöhen. 

2.3.2.4. Wertorientierung der Jugendlichen 

Unter dem Begriff des Wertewandels erfolgte eine "Ablösung materialistischer Werte 

wie Leistung, Sparsamkeit oder Sicherheit durch postmaterialistische Werte wie Le-

bensqualität, Partizipation oder Selbstverwirklichung" (Bojanowski/Brater/Dedering 

1991b, S. 18). Die sich hieraus ergebenden Veränderungen in den Einstellungen, Er-

wartungshaltungen und Wertorientierungen insbesondere gegenüber der Berufsarbeit 

zeigen eine "tendenzielle Ablehnung fremdbestimmter Arbeit" und ein "Verlangen 

nach ganzheitlichen, selbstbestimmten Tätigkeiten" (Bojanowski/Brater/Dedering 

1991b, S. 18). Man ist geneigt, dies als Erscheinung einer gewissen "zunehmenden 

Sensibilisierung" der Jugendlichen bezüglich der von ihnen geforderten "Verhaltenser-

wartungen bzw. der Unterdrückung ihrer Bedürfnisse" zu deuten (Bojanowski/Brater/ 

Dedering 1991b, S. 18; vgl. auch Dedering 1986, S. 103 f.). Vielfach verhalten sich 

die Jugendlichen auch sehr kritisch gegenüber Forderungen und Erwartungen, die an 
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sie gestellt werden. Die Werte wie Fleiß, Gehorsam, Pünktlichkeit haben im über-

lieferten Sinne an Bedeutung für die Jugendlichen verloren, diese Werte sind in eine 

"Legitimationskrise" (Bojanowski/Brater/Dedering 1991b, S. 18) geraten.  

Arbeit ist wohl für die meisten Menschen ein wichtiges Mittel, um "Zahlungsfähig-

keit" zu erwerben, bedeutet aber auch eine "soziale Positionierung", die sich immer 

wieder "wirtschaftlich zweckhaft rechtfertigen" muß (Neumann 1996b, S. 25). Der 

Mensch verarbeitet wohl psychisch die "selektive wirtschaftliche Inanspruchnahme" 

der menschlichen Leistungsfähigkeit, wobei das "Kommunizieren in Arbeitsrollen" zu 

einer Art "Selbstwahrnehmung" führt (Neumann 1996b, S. 26). Für die heutigen Ju-

gendlichen beinhaltet Arbeit eine gewisse "Sinnstiftungsfunktion" (Dedering 1986, 

S. 113), erst recht als Basis der Berufsausbildung. Allerdings lehnen sie einen "be-

stimmte[n] Typ von Arbeit, wie die gegenwärtig vorherrschende, restringierte und iso-

lierte Arbeit mit ihren puritanischen Verhaltensanforderungen" (Dedering 1986, 

S. 113) ab. Die Arbeitgeberseite benutzt nun bei der Diskussion über das duale System 

sehr oft die These vom "Wertewandel der Jugend" und den "fehlenden Bewerbern", 

um ihren Ausbildungsplatzabbau zu rechtfertigen und über ihre "verantwortungslose 

Personalpolitik hinwegzutäuschen" (Ehrke 1994, S. 245 f.). Nach Erfahrung der Ge-

werkschaften ist für die Jugendlichen entscheidend, ob und wie die Betriebe bereit 

sind, den Ausbildungsabsolventen nach abgeschlossener Berufsausbildung zu über-

nehmen. Bislang haben die sinkenden Übernahmequoten nur eine "negative Abschrek-

kungswirkung" (Ehrke 1994, S. 246) hervorgerufen. 

2.3.2.5. Betrieb 

Technisch-organisatorischer Wandel im kaufmännisch-verwaltenden Bereich 

Neue Formen der Technik prägen unsere moderne Arbeitswelt, wobei insbesondere 

durch den Einsatz "mikroelektronisch gesteuerte[r] Techniken" eine "Vernetzung" der 

verschiedenen Produktions- und Verwaltungsbereiche zu "betrieblichen und überbe-

trieblichen Großsystemen" ermöglicht wird (Dedering 1994, S. 53). Der fortschreiten-

de technische Wandel beeinflußt auch die Gestaltung der Arbeitsplätze durch die Un-

ternehmen. Hierbei ist es bei der Art und Weise der "Arbeitsorganisation" sehr ent-

scheidend, ob die Unternehmensleitung aus Rentabilitätsgesichtspunkten das "arbeits-

organisatorische Prinzip der Arbeitsteilung" verfolgt oder "mehr ganzheitliche Aufga-

benzuschnitte" realisieren will (Dedering 1994, S. 53). Allerdings ergibt sich eine 

"Dequalifizierungs"-Gefahr für solche kaufmännischen Angestellten, die "Hilfstätig-
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keiten, einfache Kontroll- und Zuarbeitstätigkeiten" ausführen, ferner eine Gefahr für 

"untere und mittlere Führungskräfte, deren herkömmliche Kontrollfunktionen" auf das 

EDV-System übertragen werden (Baethge/Oberbeck 1986, S. 34). Anstelle der taylori-

stischen Arbeitsorganisation bevorzugen die Unternehmen wegen der "besseren Kon-

trollierbarkeit geistiger Arbeit" mehr "integrierte Formen der Arbeitsorganisation", da 

diese eine "intensivere Nutzung des qualifizierten Personals" gestatten (Baethge/Ober-

beck 1986, S. 35). Im Rahmen der Wegrationalisierung unqualifizierter Arbeitsberei-

che ergibt sich eine "fortschreitende Zweiteilung der Betriebsbelegschaften in Kern- 

und Randmannschaften und des Arbeitsmarktes in Erwerbstätige und Erwerbslose" 

(Dedering 1994, S. 54). Für die Gewerkschaften und Betriebsräte entsteht hier die 

Aufgabe, darauf Einfluß zu nehmen, daß insbesondere bei der "Einführung komplexer 

Tätigkeitsprofile" (Dedering 1989, S. 105) dem Arbeitnehmer Möglichkeiten gewährt 

werden, die Arbeitsbedingungen mitgestaltend zu beeinflussen. Dabei müssen alle für 

die Berufsbildung Verantwortlichen darauf achten, daß die "inhaltlichen und pädago-

gisch-didaktischen Interessen der Jugendlichen" (Schuchardt/Thomas 1984, S. 303) 

bei der Gestaltung der Berufsausbildung als Basis einer späteren Angestelltentätigkeit 

berücksichtigt werden. 

Kleine und mittlere Unternehmen als Problembetriebe des dualen Systems 

Als eine gewisse Strukturschwäche des dualen Systems ist die Tatsache zu bewerten, 

daß nahezu die meisten der Auszubildenden ihre Ausbildung in Klein- und Mittelbe-

trieben absolvieren, die "mehr an der unmittelbar verwertbaren wirtschaftlichen Nut-

zung der Arbeitskraft des Auszubildenden als an der Ausbildung selbst interessiert" 

(Kraft 1989, S. 371) sind. Insbesondere in der "Ausbildung zwischen Klein- und Groß-

betrieben" zeigen sich immer wieder "starke Qualitätsunterschiede" (Neumann 1979, 

S. 34). Dabei kann auch festgestellt werden, daß der "Grad der Institutionalisierung der 

betrieblichen Ausbildung" wie auch der "Anteil" der von hauptamtlichen Ausbildern 

ausgebildeten Auszubildenden "mit der Betriebsgröße" sich erhöht (Neumann 1979, 

S. 34). Ferner mangelt es in Handwerksbetrieben und in Kleinbetrieben oft an entspre-

chender "Ausstattung der Ausbildungseinrichtungen mit Sachmitteln" (Neumann 

1979, S. 34). Um nun Ausbildungsdefizite im Vergleich zu Großunternehmen durch 

"überbetriebliche Ergänzungsausbildung oder zwischenbetriebliche Ausbildungsver-

bünde" auszugleichen, gibt es in diesen "Problembetrieben" des dualen Systems mit 

Ausnahme der Baubranche nur geringe Möglichkeiten (Ehrke/Semmler 1993, S. 616). 

Im kaufmännisch-verwaltenden Bereich liegt sogar die Ausbildungsqualität oft unter-
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halb des "geltenden Standard[s]" (Ehrke/Semmler 1993, S. 616), im gewerblich-tech-

nischen Bereich sind diese Qualitätsunterschiede noch ausgeprägter.  

Berufliche Erstausbildung und Ausbildungsqualität 

Durch die Veränderung der Arbeitsstrukturen ist es im Rahmen der beruflichen Erst-

ausbildung im kaufmännisch-verwaltenden Bereich schwierig geworden, betriebliche 

Gesamtzusammenhänge auf den einzelnen Arbeitsplatz bezogen anschaulich darzu-

stellen (vgl. VLW 1995a, S. 133). Besonders nachteilig wirkt sich für den kaufmänni-

schen Auszubildenden aus, daß manche betrieblichen Funktionen am Arbeitsplatz 

nicht mehr "erfahrbar" sind (vgl. VLW 1995a, S. 133). So werden z.B. kaufmännische 

Arbeitsbereiche wie Lohnabrechnung, Lagerbuchhaltung, Mahnwesen und andere Be-

reiche ganz oder teilweise an Zentralrechenanlagen übertragen und damit ausgeglie-

dert (vgl. Focks 1993, S. 250). Meistens wird auch nicht der Zusammenhang zwischen 

beruflicher Erstausbildung und Weiterbildungsinteressen beachtet, zumal doch für das 

Gesamtkonzept der beruflichen Weiterbildung eine ebenso "enge und partnerschaftli-

che Zusammenarbeit zwischen der Wirtschaft und den beruflichen Schulen" (Zehet-

mair 1990, S. 737) wie in der dualen Erstausbildung erforderlich ist. Für das im Rah-

men der Ausbildung erforderliche Lernen an Computern und computergestützten An-

lagen besteht zudem die Gefahr, durch ein "Übermaß an theoretischem Lernen zur In-

tellektualisierung der Ausbildung" (Bojanowski/Brater/Dedering 1991b, S. 93) zu füh-

ren. Das duale System sollte aber keineswegs durch eine "zu starke Verschulung und 

Theoretisierung" (Neumann 1979, S. 28) beeinträchtigt werden. Hinsichtlich einer 

Modularisierung der Berufsausbildung lehnen die Gewerkschaften Module als "ord-

nungspolitische Instrumente" ab, denn diese seien als in sich "abgeschlossene und da-

mit zertifizierbare Lerneinheiten in der Ausbildung" keineswegs geeignete Mittel, um 

Probleme auf europäischer oder nationaler Ebene zu lösen (Lübke 1994a, S. 19).  

Außer- und überbetriebliche Berufsausbildung 

Wegen eines immer noch ungenügenden betrieblichen Ausbildungsplatzangebotes 

werden vorerst auch weiterhin außer- und überbetriebliche Ausbildungsmöglichkeiten 

in Anspruch genommen. So erfolgen in Ostdeutschland bis zu 20% aller Ausbildungen 

außerbetrieblich gewissermaßen in einem "System im System" mit "öffentlicher Dau-

erfinanzierung" (Schmidt 1995a, S. 9). Dies ist jedoch auf lange Sicht für den "Aufbau 

eines vollwertigen Systems" (Schmidt 1995a, S. 9) keineswegs förderlich. Seitens des 

DGB äußert man auch Bedenken gegen eine Mittelverwendung ausschließlich für eine 
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rein außerbetriebliche Ausbildung, da die Vermittlungschancen und weiteren Berufs-

perspektiven der Absolventen dieser Ausbildungsformen wesentlich schlechter sind als 

die einer betrieblichen Berufsausbildung (vgl. Görner 1995e, S. 161). Zu kritisieren ist 

auch bei der überbetrieblichen Ausbildung, daß die Auszubildenden statt der Ausbil-

dungsvergütung nach Tarifvertrag nur "Zuschüsse nach dem AFG" (Mönig-Raane 

1993, S. 71) erhalten. Deren Höhe entspricht keineswegs der Rechtsprechung des 

Bundesarbeitsgerichts, wonach eine Ausbildungsvergütung nicht mehr als "20% unter 

den tariflichen Ausbildungsvergütungssätzen" (Mönig-Raane 1993, S. 72) liegen darf. 

Den Auszubildenden ist es auch untersagt, eine Jugend- und Auszubildendenvertre-

tung zu wählen. Die Gewerkschaften lehnen eine solche "Scheinausbildung", die den 

"Interessen der Jugendlichen und ihrer beruflichen Zukunft" keineswegs entspricht, 

eindeutig ab (Mönig-Raane 1993, S. 72). Weitere Probleme bestehen hinsichtlich der 

Abstimmung der Ausbildungsrahmenpläne und Rahmenlehrpläne, wenn die betriebli-

che Praxis durch eine außer- und überbetriebliche Ausbildung simuliert werden muß. 

Für das Lehrpersonal bedeutet dies eine teilweise unerfüllbare Aufgabe (vgl. Knaut 

1994, S. 169). Die Gewerkschaften kritisieren auch, daß die ÜBS keiner "öffentlichen 

Kontrolle" unterliegen und jegliche Mitbestimmung durch die Gewerkschaften und die 

Berufsschule abgelehnt wird (vgl. Greinert 1995, S. 113 f.). Außerdem würden außer-

betriebliche Maßnahmen nicht an staatliche Berufsschulen, sondern an "ungeeignete 

und unqualifizierte private Bildungsträger" (VLW 1994c, S. 261) vergeben werden. 

Schließlich seien außerbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen im dualen System "ein 

Widerspruch in sich" und damit "systemwidrig" (VLW 1996, S. 58).  

Nachwuchssicherung 

Der starke Personal- und Ausbildungsabbau in mehreren Wirtschaftsbranchen, die 

Auswirkung der Veränderungen in der Arbeitsorganisation und Rationalisierungsmaß-

nahmen sowie "Übernahmeprobleme" nach abgeschlossener Berufsausbildung wie 

auch die geringen betrieblichen Aufstiegschancen dual ausgebildeter Absolventen, all 

dies bedeutet eine Abschreckung für viele Jugendliche, die an der dualen Ausbildung 

interessiert sind (vgl. Oppel/Scheerer 1994, S. 276). Ebenso fehlen "ergänzende Be-

rufsbildungsangebote, die die duale Ausbildung und die Fachkräfteberufe für Jugend-

liche mit höheren Schulabschlüssen" (BMBW 1994a, S. 3) attraktiver gestalten. Auch 

eine ungenügende Überbedarfsausbildung trägt mit dazu bei, daß insgesamt gesehen 

die Nachwuchssicherung an Fachkräften in der Wirtschaft stark gefährdet ist. 
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In diesem Zusammenhang zeigen aktuelle Zahlen über Jugendliche ohne abgeschlos-

sene Berufsausbildung, daß noch "vorhandene Bewerberreserven" (Ehrke 1994, 

S. 247) genutzt werden müßten. So erbrachte eine Befragung des BMBF durch das 

EMNID-Institut aus dem Jahre 1998 über deutsche und ausländische Staatsangehörige, 

hochgerechnet auf der Basis der Angaben des Statistischen Bundesamtes, daß 1998 in 

Deutschland "etwa 1,3 Mio. Jugendliche im Alter von 20-29 Jahren ohne abgeschlos-

sene Berufsausbildung blieben" (BMBF 1999, S. 77). Allgemein wurde auch eine 

Weiterentwicklung der "Ausbildungsmethoden und der Ausbildungsgestaltung" (DGB 

1993, S. 62) hinsichtlich der Förderung benachteiligter Jugendlicher in den letzten Jah-

ren nicht genügend verfolgt. Zeigen doch gerade benachteiligte, ungelernte und insbe-

sondere ausländische Jugendliche größtenteils eine gute Ausbildungsbereitschaft (vgl. 

Ehrke 1994, S. 247). Allerdings ist zu deren Ausbildung ein höherer Ausbildungsauf-

wand notwendig (vgl. Ehrke 1994, S. 247).  

Obwohl die Zahl der Vertragslösungen seit 1996 etwas rückläufig ist, hat sich die Si-

tuation der "Vertraglösenden" hinsichtlich "Arbeitslosigkeit und Anschlußverträge" 

verschlechtert (BMBF 1999, S. 70). Im Jahre 1997 wurde etwa jeder fünfte neu abge-

schlossene Vertrag während der Ausbildung gelöst, wobei der Anteil der vorzeitig ge-

lösten Verträge an den neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen im Bereich Indu-

strie und Handel 18,1%, im Handwerk 26,3% und im Öffentlichen Dienst 6,8% betrug 

(vgl. BMBF 1999, S. 68). Die Hauptursache für die Ausbildungsabbrüche ist aus Sicht 

des DGB meistens in den betrieblichen Gegebenheiten zu finden, andererseits beweist 

die Situation aber auch eine mangelnde "Effektivität der Ausbildungsberatung durch 

die zuständigen Stellen" (DGB 1993, S. 62). Eine entsprechende Kontrolle der Kam-

mern mit Ausbildungsüberwachung gegenüber "nicht ausreichend qualifizierenden 

Ausbildungsbetrieben" (DGB 1993, S. 62) erweist sich diesbezüglich als ungenügend. 

Lehr- und Lernmethoden 

Die traditionellen Unterweisungs- und Unterrichtsmethoden entsprechen als Vermitt-

lungsformen keineswegs neueren methodisch-didaktischen Erkenntnissen. So wird die 

betriebliche kaufmännische Ausbildung vielfach noch als sogenannte Beistellausbil-

dung praktiziert, die sich an die "Vier-Stufen-Methode" (Bojanowski/Brater/Dedering 

1991b, S. 87) anlehnt. Nach Meinung des DGB begünstigen Ausbildungsmethoden 

wie die Vier-Stufen-Methode auch Arbeitsleistungen, die eher auf "Unterordnung statt 

auf Selbständigkeit und Kooperation" (DGB 1988, S. 44/340 = S. 13) gerichtet sind. 

Der Auszubildende erhält bei den bisher üblichen Lehr- und Lernmethoden nur "Teil-
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aufträge zur Erledigung" übertragen und wird vielfach über "Hilfstätigkeiten" nach 

und nach in den Beruf eingewiesen (vgl. Hans-Böckler-Stiftung 1991b, S. 17 f.). Eine 

relativ zügige Eingliederung des Auszubildenden in den Arbeitsprozeß der einzelnen 

Abteilungen erlaubt zudem keine "Entwicklung anspruchsvoller Fachqualifikationen" 

und ist wie die Vier-Stufen-Methode mit der "angestrebten Förderung von Schlüssel-

qualifikationen" keineswegs vereinbar (Feldhoff/Jacke/Simoleit 1995, S. 80). Innerbe-

trieblicher Unterricht ist aber ebenso unzureichend, wenn er nur den "Fachsystemati-

ken" (Feldhoff/Jacke/Simoleit 1995, S. 82) folgt und durch Nachhilfe schulische Inhal-

te vertiefen soll. Wenn dann nur "partiell Praxisbezüge" bewirkt und nur "Faktenwis-

sen" vermittelt werden, kann der Förderung von Schlüsselqualifikationen nicht ent-

sprochen werden. Über eine solche "praxisferne Ausbildung" läßt sich eine echte "In-

tegration von Praxis und Theorie" nicht erreichen (Feldhoff/Jacke/Simoleit 1995, 

S. 82). 

Beurteilung der Auszubildenden 

Durch die neuen Anforderungen in der Berufsausbildung erhält auch das Beurteilen 

der Auszubildenden einen aktuellen Akzent, denn zweifelsohne werden andere "Beur-

teilungssysteme" erforderlich sein (vgl. Jentgens 1993, S. 178). Trotzdem erfolgt in 

den Betrieben vielfach noch die Beurteilung nach herkömmlicher Art mit Hilfe eines 

Beurteilungsbogens (vgl. Jentgens 1993, S. 178). Die Gewerkschaften lehnen Beurtei-

lungsbögen ab, da sie "Einstellungen und Verhaltensweisen messen, die nicht meßbar 

sind oder zu deren Messung der Betrieb nicht berechtigt ist (Grundrecht der informa-

tionellen Selbstbestimmung und des Schutzes der Persönlichkeit)" (Hans-Böckler-

Stiftung 1989, S. 31). Außerdem sind die Beurteilungsmerkmale "willkürlich, unwis-

senschaftlich" und ähneln "Ratespielen" (Hans-Böckler-Stiftung 1989, S. 31). Andere 

Kriterien wie äußere Erscheinung, Auftreten, Auffassungsgabe, Belastbarkeit und 

Fleiß beschreiben subjektives Verhalten, wobei eine "Beurteilung des Verhaltens aus 

den gestellten Aufgaben fachlich als erforderlich" wohl anerkannt wird, allerdings nur 

in bezug auf die "ausgewählte Ausbildungstätigkeit" (Jentgens 1993, S. 178). Die 

"Persönlichkeit des Lernenden" sollte nicht beurteilt werden. Subjektive, verhaltensbe-

zogene Kriterien der Beurteilungsbögen lassen zudem unternehmerische "Vorstellun-

gen und Wertungen" erkennen, die auf eine "Anpassung" an die von dem Betrieb er-

warteten und von den zukünftigen Mitarbeitern zu erfüllenden "Verhaltensweisen" 

schließen lassen. Dies bewirkt bei den Auszubildenden ein Gefühl der "Abhängigkeit" 

von Personen, die diese "Muster vorgeben und beurteilen" (Jentgens 1993, S. 178). 

Solchen Beurteilungen liegt jedoch offenbar "kein objektiver Maßstab" zugrunde, 
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denn sehr leicht fühlt sich der Auszubildende der Sympathie oder Antipathie des Beur-

teilenden ausgeliefert (vgl. Jentgens 1993, S. 178). Die Gewerkschaften fordern als 

Alternative zu dem Beurteilungsbogen die Ausbildungsstandkontrolle bzw. Lernziel-

kontrolle für den Ausbildungsprozeß (vgl. Jentgens 1993, S. 179).  

Ausbildungsdauer 

Unter der Voraussetzung wie z.B. schulischer Vorbildung oder guter Leistungen eines 

Auszubildenden kann die normale Regelausbildungsdauer von drei Jahren verkürzt 

werden. Die Folge ist, daß die "tatsächliche Durchschnittsdauer der betrieblichen Aus-

bildung" schon seit Jahren und auch jetzt noch "unter 36 Monaten liegt" (Woortmann 

1992, S. 24). Insbesondere wird die Ausbildungsdauer bei Bank- und Sparkassenkauf-

leuten wie auch bei Industriekaufleuten wegen des hohen Abiturientenanteils auf 2 bis 

2½ Jahre verkürzt (Ehrke 1992b, S. 210). Nach Meinung der Gewerkschaften wirken 

sich solche "Verkürzermodelle" sehr nachteilig für die betriebliche Ausbildungsgestal-

tung aus, denn die "Lehrbuchorientierung und das Einzellernen im Schnellverfahren" 

werden intensiviert – zu Lasten normaler Schulabgänger, für die eine auf die Praxis 

ausgerichtete und "systematisch betreute Betriebsausbildung" notwendig ist (Ehrke 

1992b, S. 210). 

Gefahr der Diskriminierung und mangelnden Förderung von bildungsbenachteilig-

ten Jugendlichen 

Um die Zielgruppe der Benachteiligten im Bereich der Berufsbildung abzugrenzen, 

will der Verfasser sich an den Begriff der "Marktbenachteiligten" (§ 40c Abs. 4 AFG) 

anlehnen. Hierzu zählen Jugendliche, die nach ihren individuellen Voraussetzungen 

eine Ausbildung absolvieren können, aber aufgrund der Marktsituation keinen betrieb-

lichen Ausbildungsplatz erhalten. Ferner gehören dazu Personen, die nicht behindert 

sind, aber aufgrund "individuelle[r] Voraussetzungen" zur Erreichung des Ausbil-

dungszieles "besondere Hilfen" benötigen (Kloas 1994c, S. 44). Der allgemeine Aus-

bildungsabbau, die Selektionspolitik der Arbeitgeber und die Anstrengungen, "Ersatz 

für eine reguläre Berufsausbildung" bereitzustellen, erzeugen vielfach bei den Jugend-

lichen eine Art "Hackordnung" mit den Folgen einer sozialen Auslese und der Gefahr 

des Rechtstrends (Jäckel 1994, S. 41). Nur die Besseren sind im Vorteil und haben 

Erfolg, "andere werden zu Benachteiligten, Lernschwache werden zu Lernbehinder-

ten" (Jäckel 1994, S. 41). Die Folge ist, daß viele Jugendliche als Heranwachsende 

ohne Berufsabschluß bleiben und somit auf dem Arbeitsmarkt als Ungelernte und An-
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gelernte fast chancenlos sind (vgl. Lübke 1994b, S. 99). Obwohl aber auch zeitweise 

ein starker Mangel an Ausbildungsbewerbern besteht, ist das duale System nicht oder 

nur eingeschränkt in der Lage bzw. bereit, "Jugendlichen ohne oder mit schlechten 

Schulabschlüssen" (Puhlmann 1994, S. 95) eine betriebliche Berufsausbildung zu ge-

währen. Viele Betriebe lassen statt dessen ihre Ausbildungsplätze eher "unbesetzt" 

(Puhlmann 1994, S. 95). Selbst bei der Besetzung von Angelernten- und Hilfskräfte-

plätzen werden nahezu "30% aller ausgebildeten Fachkräfte" (Tessaring 1993a, S. 29) 

hierfür herangezogen.  

Ein besonderes Problem stellt auch die immer wieder vorgebrachte Argumentation 

dar, ob man benachteiligten Jugendlichen mit "begrenzten Lernmöglichkeiten" nicht 

doch mit "theoriegeminderten schmalspurigen Ausbildungsgängen" eher entsprechen 

und damit helfen sollte (Jäckel 1994, S. 42). Diese Annahme stellt nach gewerkschaft-

licher Auffassung einen "Widerspruch in sich selbst" dar, denn solche "praxisbezoge-

ne[n], engspezialisierte[n]", aber "perspektivlose[n] Kurzausbildungen" werden vor-

handene Benachteiligungen eher verschärfen und die "Beibehaltung hierarchisch ge-

gliederter Arbeitsstrukturen" sichern, "auf die ein hierarchisch gegliedertes Berufsbil-

dungssystem vorbereiten soll" (Kuda 1996, S. 19 f.).  

Da die deutschen Jugendlichen sich meistens mit höheren und besseren Schulabschlüs-

sen auf dem Ausbildungsstellen- und Arbeitsmarkt bewerben, entsteht eine gewisse 

Verdrängungssituation für die ausländischen Jugendlichen (vgl. BMBW 1993a, S. 2). 

Für die Gewerkschaften liegen die Hauptursachen für die ungünstigen Ausbildungs-

chancen der ausländischen Ausbildungsinteressenten im "Einstellungsverhalten der 

Betriebe" (Adamy 1993, S. 133). Schwierigkeiten für die ausländischen Bewerberin-

teressenten bereiten insbesondere die Einstellungstests, die zu stark am "deutschen 

Kulturkreis und der Sprachfähigkeit deutscher Jugendlicher" (Adamy 1993, S. 133) 

orientiert sind. Auch fehlen den ausländischen Jugendlichen gewisse "Beziehungen", 

um intern oder gar nicht ausgeschriebene Ausbildungsmöglichkeiten zu nutzen (vgl. 

Adamy 1993, S. 133). In kleinen Betrieben und bei Arbeitgebern mit einer mehr "kon-

servative[n] Grundeinstellung" (Adamy 1993, S. 134) findet man oft auch wenig Ver-

ständnis für die vielfältigen Probleme ausländischer Jugendlicher. 

2.3.3. Sonderausbildungsgänge der Wirtschaft 

Die von der Wirtschaft neben der Ausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen an-

gebotenen Sonderausbildungsgänge werden von seiten der Gewerkschaften kritisch 
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beurteilt. Das eigentliche Problem dieser Ausbildungsgänge, die außerhalb des typi-

schen dualen Systems und damit meistens unter Wegfall der schulischen Berufsausbil-

dung praktiziert werden, ist die "bundesweite Akzeptanz über Einzelbetriebe und ein-

zelne Kammerbezirke hinaus" (IG Chemie-Papier-Keramik 1990, S. 33). Dabei be-

steht schließlich die Gefahr, daß bei einer weiter anhaltenden Entwicklung von Aus-

bildungsgängen ohne Beteiligung der Berufsschule die Existenzgrundlage der dualen 

Berufsausbildung gefährdet ist (vgl. Peek 1995, S. 54).  

Auch die IG Metall gibt zu bedenken, daß mit dem Ausbau z.B. von Berufsakademien 

durch die Ausweitung studentischer Betriebspraktika und durch betriebsorientierte 

Studiengänge ein neues duales Ausbildungssystem geschaffen werde (vgl. IG Metall 

1995, S. 79). Hierbei vermissen die Gewerkschaften allerdings eine entsprechende 

Mitbestimmung der Arbeitnehmervertretung im Rahmen der Ausbildung von Prakti-

kanten und Werkstudenten (vgl. IG Metall 1995, S. 79). Überdies sind die Gewerk-

schaften gegenüber den ihrer Ansicht nach übertrieben optimistisch prognostizierten 

Berufsaussichten für Absolventen der Sonderausbildungsgänge sehr skeptisch. Insbe-

sondere bei konjunkturellen Einbrüchen würden sich auch die "Übernahmeperspekti-

ven" der Absolventen solcher Ausbildungsgänge verschlechtern (vgl. Koch-Bantz 

1996, S. 27). Ebenso problematisch erweist sich die Situation, wenn Beschäftigungs-

möglichkeiten nur auf "betriebsinterne bzw. konzern- oder brancheninterne Arbeits-

märkte" (DGB 1996d, S. 24) bezogen sind. 

2.3.4. Berufsschule 

Bildungsauftrag und reduzierte Bildungsfunktion der Berufsschule 

Im Rahmen eines "eigenständigen staatlichen Bildungsauftrag[es]" hat die Berufsschu-

le "dem Schüler allgemeine und fachliche Lerninhalte unter besonderer Berücksichti-

gung der Anforderungen der Berufsausbildung zu vermitteln" (KMK 1977, S. 178 f., 

zit. nach Dedering 1994, S. 51). Die Aufgabenerfüllung ist jedoch heute mit vielfälti-

gen Problemen belastet, die allerdings auch in ihrer "strukturellen Verankerung im 

System der Berufsbildung begründet sind" (Dedering 1994, S. 51). So steht die tradi-

tionelle Berufsschule in der Erfüllung ihres Bildungsauftrages heute unter einem star-

ken Reformzwang, denn die veränderte Gestaltung zukünftiger Arbeitsplätze und die 

"Neuordnung und Neustrukturierung von Berufen" mit der Hereinnahme "neuer Tätig-

keitsfelder" in die "unterschiedlichen Berufsfelder" verlangen eine Umgestaltung der 

Basisvoraussetzungen für den Berufsschulunterricht (Kiesel 1995, S. 20). Ohne grund-
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legende Veränderungen ist die Berufsschule existentiell gefährdet und mit ihr auch das 

duale System (vgl. Kiesel 1995, S. 20). Eine vollständige Erfüllung der Aufgaben wie 

"Fortführung der Allgemeinbildung, Erziehung zum sittlichen Handeln, ergänzende 

Bildung für den Beruf und zweckfreie Bildung durch den Beruf" (Dedering 1994, 

S. 51 f.) ist für die Berufsschule nahezu unmöglich. Auch das Berufsschulcurriculum 

stellt in Wirklichkeit nur ein "Restcurriculum" dar. Somit ist die heutige Berufsschule 

in ihrer Aufgabenerfüllung vielfach überfordert (vgl. Dedering 1994, S. 51 f.).  

Von Gewerkschaftsseite aus betrachtet wird der Berufsschule als gleichwertigem  

Lernort in Wirklichkeit keine Gleichberechtigung zugestanden, sie wird somit auch 

nicht an ihrem "eigenständigen Auftrag gemessen" (Brülls 1994, S. 97). Für Arbeitge-

berverbände und Kammern ist die Berufsschule im Rahmen der betrieblichen Ausbil-

dung bei "guter Zuarbeit ein nützliches Anhängsel" und nur insofern wichtig, als sie 

die "betriebliche Ausbildung ergänzt und erleichtert" (Brülls 1994, S. 97). Somit 

scheint die Position der Berufsschule gegenüber dem Betrieb sehr schwach zu sein. 

Ein weiterer Aspekt einer "reduzierten Bildungsfunktion" (Dedering 1994, S. 51) der 

Berufsschule ist in dem Bestreben vieler Großbetriebe in Deutschland zu erkennen, in 

firmeneigenen Betriebsberufsschulen und Lehrwerkstätten die Aufgaben der öffentli-

chen Berufsschule mit zu übernehmen (vgl. Dedering 1994, S. 52). Aufgrund ihres 

"Restcurriculums" befindet sich die Berufsschule auch in gegensätzlicher Position "zur 

modernen Arbeitswelt", die eine "breite, im Zusammenhang vermittelte Qualifikation 

der Arbeitskräfte" fordert (Dedering 1994, S. 52 f.). Im Sinne einer "ganzheitlichen 

Berufsbildung" hat die Berufsschule Schwierigkeiten, auch alle "allgemeinbildenden 

Inhalte" für "persönlichkeitsförderliche" Ausbildungsziele zu nutzen, um den Jugend-

lichen neben beruflich-fachspezifischen Kenntnissen genügend allgemeinbildende 

Kenntnisse zu vermitteln (vgl. Bojanowski/Brater/Dedering 1991b, S. 100 f.).  

Lehrplan und Zeitaspekt 

Hinsichtlich der Heterogenität der Auszubildenden verweist der Verfasser auf die in 

Abschnitt B.1.3.11 "Berufsschule" dargelegten Ausführungen. Es fehlt diesbezüglich 

eine Differenzierung des Berufsschulunterrichts nach Kriterien der unterschiedlichen 

Vorbildungsstrukturen. "Leistungsstarke" und "leistungsschwache" Schüler sind viel-

fach im gemeinsamen Klassenverband vertreten (Weichhold 1995, S. 3). Sie können 

aber ihr "Potential" keineswegs "hinreichend fortentwickeln", so daß leistungsstarke 

Schüler meistens unterfordert und leistungsschwache Schüler überfordert werden 

(Weichhold 1995, S. 3). Bei der Erfüllung des Lehrplanes für die Berufsschule erge-
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ben sich wesentliche Schwierigkeiten durch den zur Vermittlung von Kenntnissen und 

Fertigkeiten zur Verfügung stehenden geringen Zeitanteil. In Anbetracht des Bedeu-

tungszuwachses der "Kommunikationsfähigkeit im muttersprachlichen und fremd-

sprachlichen" (Görner 1995a, S. 33) Berufsbereich ist die gewerkschaftliche Forde-

rung nach dem zweiten Berufsschultag grundsätzlich berechtigt. Noch nicht einmal für 

den ersten Berufsschultag entsprechen die Gegebenheiten den "erforderlichen Rah-

menbedingungen" (Görner 19995a, S. 33). Der in der dualen Ausbildung zu geringe 

Zeitanteil sowie die häufig kritisierte inhaltliche Überfrachtung der Rahmenlehrpläne 

beeinträchtigen sehr eine entsprechend "problem- und handlungsorientierte Gestaltung 

des Unterrichts" (GEW 1986, S. 41). Das im Unterricht der Berufsschule oft zu schnell 

vermittelte Wissen gerät sehr leicht in Vergessenheit und macht auch das Fehlen einer 

eingehenden schulisch-pädagogischen Begleitung der Auszubildenden deutlich. Diese 

orientieren sich stärker an betrieblich-praktischen Erfahrungen unter innerer Abkehr 

von theorielastigen Bedingungen, aber gleichzeitiger "Anpassung unter Entfremdungs-

erfahrungen", um möglichst "konfliktfrei" arbeiten zu können (GEW 1986, S. 57).  

Personalmangel und ungenügende technische Ausstattung 

Auch von Gewerkschaftsseite wird der teilweise zu hohe Unterrichtsausfall wegen 

Lehrermangels kritisiert. So betont der VLW, daß nach neuester Berechnung für das 

Bundesland Rheinland-Pfalz an Berufsbildenden Schulen immerhin noch 7,6% der 

Unterrichtsstunden planmäßig infolge ungenügender Unterrichtsversorgung entfallen 

(vgl. VLW 1999, S. 1 f.). Bereits 1995 wurde festgestellt, daß ein "zeitgemäßes Unter-

richtsangebot" mit einer durchschnittlichen Schüler-Lehrer-Relation von 23,6 : 1 in 

Westdeutschland und 24,8:1 in Ostdeutschland nicht durchzuführen ist (vgl. Görner 

1995d, S. 132). Nach Ansicht der Gewerkschaften wird sich die zukünftige Entwick-

lung eher noch verschärfen, denn in Anlehnung an Prognosen des DIW werden bis 

zum Jahre 2007 insgesamt 120.000 Vollzeitlehrereinheiten (heute 104.000) erforder-

lich sein. Auch infolge einer bisher "restriktiven Einstellungspolitik" der Bundesländer 

hat sich die Altersstruktur der Berufsschullehrer ungünstig entwickelt. Nach neuester 

Berechnung des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung DIW wird in den näch-

sten Jahren der bundesweite Bedarf für das Berufsfeld Wirtschaft und Verwaltung von 

"jährlich 2000 bis 2400" (VLW 1998, S. 31) Wirtschaftspädagogen keinesfalls gedeckt 

werden können. 

Ebenso wie die Arbeitgeberverbände bezeichnen die Gewerkschaften die Sachausstat-

tung der Berufsschulen wie Gebäudesubstanz, Anzahl und Zustand der Klassenzim-
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mer, Fachraumeinrichtung, Demonstrationsgeräte, Mittel für die Unterhaltung der Ein-

richtungen und Verbrauchsmittel als zufriedenstellend, aber auch teilweise als man-

gelhaft (vgl. Nordhaus 1995, S. 181). Diese Unterschiede ergeben sich nach Auffas-

sung der Gewerkschaften durch die jeweilige finanzielle Schwerpunktsetzung durch 

die Kommunen, die je nach Schulträger – Stadt oder Kreis – die Voraussetzungen für 

die "materielle Ausstattung und Instandhaltung" (Nordhaus 1995, S. 181) der Berufs-

schulen schaffen. 

Ungeeignete Lehr- und Lernverfahren 

"Wissenschaftssystematik und Handlungssystematik" sind im Rahmen des didakti-

schen Prinzips der Kaufmännischen Schule notwendig und bedingen sich gegenseitig. 

Die Didaktik der Kaufmännischen Berufsschule bevorzugt aber zu stark die Wissen-

schaftssystematik unter Vernachlässigung des "Handlungsbezug[s] allen Lernens" 

(Rössler 1994, S. 257). Außerdem ist die gesamte Lernorganisation der Berufsschulen 

den Zielen der Neuordnung nicht immer angemessen (vgl. DGB 1993, S. 63). Oft 

bleiben Lernstrategien wie "selbstgesteuertes Lernen, Gruppenarbeit und Teamtea-

ching" unberücksichtigt und "notwendige Lerninhalte" werden nicht entsprechend "ab-

gesichert" (DGB 1993, S. 63). 

Fremdsprachenunterricht 

Bei der Fremdsprachenvermittlung sehen die Gewerkschaften außer der Heterogenität 

der Fremdsprachenkenntnisse Probleme in der Beteiligungsstruktur der Betriebe (vgl. 

Brötz/Möllgaard 1993, S. 248). Hierbei gilt es zu beachten, daß Klein- und Mittelbe-

triebe mit einem hohen Anteil an Auszubildenden im Vergleich zu Großbetrieben we-

niger in der Lage sind, Fremdsprachenkenntnisse durch betrieblichen Zusatzunterricht 

zu vermitteln. Auch manche Großbetriebe haben wegen ihrer "Dezentralisierung" 

Schwierigkeiten bei einer Fremdsprachenvermittlung (vgl. Brötz/Möllgaard 1993, 

S. 248). Von DGB-Seite wird allerdings eine "berufs- oder sogar arbeitsplatzspezifi-

sche Differenzierung" der Fremdsprachenvermittlung abgelehnt, da eine rein berufsbe-

zogene Fremdsprachenvermittlung nur auf "ökonomische Verwertung" ausgerichtet 

sei (DGB 1994a, S. 60). 
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2.3.5. Mangelhafte Abstimmung zwischen betrieblicher und schulischer Aus-

bildung 

Obwohl Bildungs- und Wirtschaftssystem an der Qualifizierung des beruflichen Nach-

wuchses gleichermaßen Interesse zeigen, ist ihr gegenseitiges Verhältnis geprägt durch 

"systemeigene Beobachtungskategorien", indem sie jeweils "unterschiedliche, in sich 

geschlossene Operationsweisen" verfolgen (Neumann 1996a, S. 1). So gibt es wohl im 

Verlauf von "verwinkelten", "indirekten intersystemischen" Prozeßverläufen zwischen 

den beiden "sozialen Systemen" Aspekte gemeinsamer Interessen, aber auch Probleme 

des Verstehens und einer notwendigen Abstimmung (Neumann 1996a, S. 1 f.). Diese 

ergeben sich hauptsächlich aus den "Eigenarten der Systemkonstruktion" und einer 

"weitgehenden Verselbständigung der Systeme" (Neumann 1996a, S. 1 f.). Durch die 

Abstimmung der Rahmenlehrpläne und der Ausbildungsordnungen erfolgt zwar eine 

Verzahnung der bundes- und landesrechtlichen Gesetzesvorschriften, in der Realität 

laufen jedoch schulische und betriebliche Berufsausbildung oft "unbefriedigend 

nebeneinander her" (Heidemann 1993, S. 10). Aus der "geringe[n] Schlüssigkeit" des 

dualen Systems ergeben sich Schwierigkeiten hinsichtlich der "organisatorische[n] und 

inhaltliche[n]" Kooperation zwischen den beiden Lernortpartnern (Neumann 1979, 

S. 33). Diese Problemschwierigkeiten können auf der "nachgeordneten Ebene der Aus-

bildungsordnungs- und Rahmenlehrplanebene" nicht mehr "beseitigt", sondern nur 

noch abgeschwächt werden (Neumann 1979, S. 33). Auch erfolgt eine gewisse 

Kooperation zwischen beiden Lernorten meistens nur "punktuell und unsystematisch", 

so daß man von einer existenten Partnerschaft weniger sprechen kann (vgl. Nordhaus 

1995, S. 182). Ebenso ist bei der Vermittlung der Ausbildungsinhalte ein "zeitlicher 

Gleichlauf" zwischen Betrieb und Schule nicht gewährleistet. Insbesondere in den Be-

reichen mit betrieblich theoretischem Unterricht ergeben sich große Schwierigkeiten 

bei einer gegenseitigen Abstimmung (vgl. IG Chemie-Papier-Keramik 1990, S. 31). So 

zeigt sich eine besondere Schwierigkeit immer wieder in einer sinnvollen Verknüp-

fung des schulischen Lernens mit der betrieblich-praktischen Ausbildung (vgl. Perc-

zynski 1995, S. 363 und S. 364 Anmerkung Nr. 7). Hinsichtlich der Curriculumfrage 

ergibt sich eine zu große "Diskrepanz zwischen dem arbeitsweltlichen Qualifikations-

bedarf" (Dedering 1994, S. 55) und der Qualifizierung durch die Berufsschule für die 

Arbeitswelt. Auch wird die Problematik im Bereich Wirtschaft und Verwaltung durch 

die meistens noch unvollständige Umsetzung der Neuordnungsberufe im Bürobereich 

verschärft (vgl. Dedering 1994, S. 55). Schließlich wird die Ausbildungsleistung von 

betrieblichen Ausbildern nicht genügend anerkannt, denn sie werden selten in den re-

gen Kontakt und Meinungsaustausch mit "akademischen Berufspädagogen und Be-



 110 

rufsbildungspolitikern" (Bojanowski/Brater/Dedering 1991b, S. 90) einbezogen. Ande-

rerseits wird auch einer angemessenen tariflichen Eingruppierung keineswegs entspro-

chen (vgl. IG Metall 1991, S. 20).  

2.3.6. Prüfungen 

Nach den Worten der niedersächsischen Kultusministerin Jürgens-Pieper müßte die 

zur Zeit bestehende "Form der Abschlußprüfung" eine Veränderung erfahren, da sie 

ein "Ausbildungshemmnis ersten Grades" sei (Knaut 1999c, S. 398 f.). So entsprechen 

die Prüfungen in ihrer Struktur und Gestaltung keineswegs den "veränderten Ausbil-

dungs- und Qualifikationsanforderungen" (Pahl 1992, S. 141). Die schriftlichen Prü-

fungsfächer der Büroberufe orientieren sich teilweise nur an "praxisfremde[m] Bü-

cherwissen" (Ehrke 1989b, S. 165) und nicht an umfassenden Qualifikationen. Ferner 

ist es dem Prüfling nicht gestattet, "kontroverse Beurteilungen" in Anlehnung an die 

berufliche Praxis darzulegen. Viele mündlichen Prüfungen im kaufmännischen Be-

reich haben zudem mehr den Charakter von "Quizrunden" (Ehrke 1989b, S. 165). In 

der betrieblichen Berufsausbildung bedeutet das berufliche Prüfungswesen immer 

mehr eine "Hemmschwelle für Qualitätsverbesserungen im dualen System" (IG Metall 

1990, S. 97). Auch wird durch die derzeitige Prüfungspraxis das eigentliche Ausbil-

dungsziel der "Handlungs- und Problemlösungsfähigkeit" (IG Metall 1990, S. 97) ge-

fährdet. Wenn Schlüsselqualifikationen wie z.B. Kooperations- und Teamfähigkeit, 

Kritikfähigkeit und Verantwortungsbewußtsein nicht bzw. nur ungenügend bei den 

Abschlußprüfungen berücksichtigt werden, dann "setzen Prüfungen falsche Signale 

beruflicher Relevanz" (Feldhoff/Jacke/Simoleit 1995, S. 159 und S. 193) und können 

nur geringe Aussagen über die berufliche Qualifikation vermitteln. Die Schlüsselquali-

fikationen können zwar von einem "begleitenden Beobachter" beurteilt werden, nicht 

aber im Rahmen der "punktuelle[n] Prüfungen", die auch noch als programmierte Prü-

fungen im Multiple-Choice Verfahren bei den Kammerprüfungen üblich sind (Boja-

nowski/Brater/Dedering 1991b, S. 96 f.). Da der Bereich der "Fachlichkeit" im Rah-

men der gesamten Ausbildung zu stark gewichtet wird, kann auch der "persönlich-

keitsbezogene" Bereich der Ausbildung durch die jetzige Abschlußprüfung nicht erfaßt 

werden (Bojanowski/Brater/Dedering 1991b, S. 97). Zu der schon seit Jahren beste-

henden gewerkschaftlichen Forderung, die in der Berufsschule und im Betrieb vorer-

brachten Leistungen in der Ausbildungsabschlußprüfung zu berücksichtigen, äußert 

die IG Metall allerdings Bedenken, da die "Vornoten der Schule auf einzelnen Fächern 

basieren" (IG Metall 1994a, S. 4), die den Prüfungsfächern in der Abschlußprüfung 
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keineswegs entsprechen. Außerdem wäre eine "Vergleichbarkeit der Ergebnisse" 

durch gewisse "Zuordnungsprobleme" nach Beruf oder Bundesland äußerst schwierig 

(IG Metall 1994a, S. 4). Beide Vornoten aus verschiedenen Lernorten würden zudem 

die "Trennung im dualen System" (IG Metall 1994a, S. 4) noch weiter vertiefen. 

2.3.7. Modernisierungsprobleme bei der Neuordnung der kaufmännischen 

Ausbildungsberufe 

Die Neuordnung der kaufmännischen Ausbildung im Rahmen der dualen Berufsaus-

bildung ist mit der Abstimmung zwischen Ausbildungsordnungen und schulischen 

Rahmenlehrplänen eine wichtige Aufgabe der Berufsbildungspolitik. Erschwerend 

wirkt sich hier jedoch aus, daß die "herkömmlichen Berufsbilder oft stark fachlich 

spezialisiert" sind, wodurch ihre "Inhaber" bei Rationalisierungsmaßnahmen sehr 

leicht durch Arbeitslosigkeit gefährdet sind (Dedering 1989, S. 106). Durch die Neu-

ordnungsverfahren ist zwar ein "Qualifikationsbegriff" vorgegeben, der sich an Planen, 

Durchführen und Kontrollieren anlehnt und ebenso Schlüsselqualifikationen beinhal-

tet. Allerdings konnten durch die Neuordnungsverfahren bisher keine "breiten und fle-

xiblen Berufsbilder" geschaffen werden, die der "Komplexität des Handelns und seiner 

Bedingungsstrukturen" entsprechen würden (Dedering 1997, S. 14). 

Von Gewerkschaftsseite wird sehr beanstandet, daß mehrjährige Neuordnungsverfah-

ren eine Anpassung der Ausbildungsordnungen an veränderte "Berufsstrukturen" ver-

zögern. Die Gewerkschaften lehnen diesbezüglich eine Mitschuld ihrerseits ab und 

verweisen auf die Bundesregierung, die den "Fortgang bzw. die Aufnahme der Verfah-

ren" (Görner 1995a, S. 33) blockiere, indem insbesondere ihre Ressorts mit gegensei-

tigen Abstimmungen bedeutende Probleme hätten. Aus Klein- und Mittelbetrieben und 

auch Handwerksbetrieben wird auch Kritik laut, daß neue Ausbildungsordnungen zwar 

für den Großbetrieb, aber nicht für den eigenen Betrieb geeignet wären (vgl. Görner 

1995a, S. 33).  

Hinsichtlich der Neuordnung der beiden Büroberufe Bürokaufmann/-kauffrau (BK) 

und Kaufmann/-frau für Bürokommunikation (KfB) bezweifeln Experten der GEW, ob 

das "Konzept der Sockelqualifikationen als gemeinsame Grundbildung" (IG Metall 

1993a, S. 32) vom Rahmenlehrplanausschuß umgesetzt wurde. Außerdem könnte sich 

wohl durch die Neuordnung bei dem KfB eine "Gleichsetzung mit dem Qualifikati-

onsniveau" der Industriekaufleute und der Bürokaufleute ergeben, demgegenüber kann 

aber das "Übergewicht der Assistenzfunktionen und der technischen Fertigkeiten" be-
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wirken, daß eine gewisse "polarisierte Qualifikationsstruktur erhalten bleibt oder sogar 

verschärft wird" (Feldhoff/Jacke/Simoleit 1995, S. 98). Auch für die Bürokaufleute 

sind die Berufsperspektiven nicht bedeutend besser, denn es hat sich eine Konkurrenz-

situation zu den Industriekaufleuten entwickelt, die meistens in den "marktnahen Be-

reichen" eingesetzt werden (vgl. Feldhoff/Jacke/Simoleit 1995, S. 98). Nach Meinung 

der Gewerkschaften ist aber auch eine Neuordnung des Ausbildungsberufes Industrie-

kaufmann/-frau unbedingt erforderlich, wenn dieser Ausbildungsberuf "weiterbestehen 

und nicht zwischen den neugeordneten Berufen" und den Ausbildungsmöglichkeiten 

durch die Berufsakademien und Fachhochschulen "zerrieben" werden soll (Ehrke 

1992a, S. 194). 

2.3.8. Kosten und Nutzen der Berufsausbildung 

Bei einer repräsentativen Erhebung durch das BIBB wurden 1992 Kosten- und Nut-

zenaspekte der beruflichen Erstausbildung in "1370 Ausbildungsbetrieben in den alten 

Bundesländern in Industrie, Handel und Handwerk" (Ehrke/Semmler 1995, S. 508) 

untersucht. Nach dem repräsentativen Untersuchungsergebnis betragen die Bruttoko-

sten (Vollkosten) der betrieblichen Berufsausbildung pro Auszubildenden und pro Jahr 

durchschnittlich 29.573 DM (Stand: 1991) (vgl. Bardeleben/Beicht/Fehér 1994b, S. 8). 

Unter Berücksichtigung der von den Auszubildenden erbrachten produktiven Leistun-

gen in Höhe von 11.711 DM pro Auszubildenden und pro Jahr ergeben sich Nettoko-

sten von 17.862 DM (vgl. Bardeleben/Beicht/Fehér 1994b, S. 9). Bei der Teilkosten-

rechnung werden die Personalkosten der nebenberuflichen Ausbilder und die Kosten 

der Arbeitsverwaltung nicht berücksichtigt, sondern sie werden der Ausbildung nur als 

kalkulatorische Kosten in Ansatz gebracht, da sie dem Betrieb auch in gleicher Höhe 

entstanden wären, wenn er nicht ausgebildet hätte (vgl. Bardeleben/Beicht/Fehér 

1994b, S. 15). In der betrieblichen Praxis ist es ja auch üblich, daß ein nebenberufli-

cher Ausbilder einen Auszubildenden nebenbei mitbetreut (vgl. Bardeleben/Beicht/ 

Fehér 1994b, S. 16). Zu beachten ist nun, daß sich durch die "bewerteten produktiven 

Leistungen (Erträge)" (Bardeleben/Beicht/Fehér 1994b, S. 17) der Auszubildenden so-

wohl bei Vollkosten- als auch bei Teilkostenrechnung keine Deckung der anfallenden 

Ausbildungskosten zeigt. Gerade in Großbetrieben verbleiben nach Ende der Ausbil-

dungszeit erhebliche Netto-Kostenbeträge, so daß sich hier als Folge ein weiterer Ab-

bau der Ausbildungskapazitäten ergeben könnte (vgl. Bardeleben/Beicht/Fehér 1994b, 

S. 17 f.). In den beiden Fällen Ausbildungsstellenabbau und zu geringes Ausbildungs-

angebot wollen die meisten Betriebe nicht wahrhaben, daß dieses Verhalten nur "kurz-
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fristig zu Kostenreduzierungen" führt, mittel- und langfristig jedoch für sie durch "Per-

sonalbeschaffung, Einarbeitung und Anpassungsqualifizierung" höhere Kosten entste-

hen. Plötzlich sollen auch die in Jahrzehnten mühevoll aufgebauten Bildungsbereiche 

der Unternehmen als "betriebswirtschaftlicher Ballast" im Sinne einer "unprodukti-

ve[n] Dienstleistung" überflüssig sein, falls sich "Berufsausbildung nicht als cost cen-

ter rechnen läßt" (DGB 1995b, S. 1). Um Kosten zu senken und die betriebliche Bil-

dungsarbeit nach "allgemeinen Wirtschaftskriterien" einer besseren Bewertung zu un-

terziehen, werden ferner Bildungszentren nach der "Strategie des Outsourcing" ausge-

lagert und in "selbständige Subfirmen (Profit mit Bildung)" umstrukturiert (Ehrke/ 

Semmler 1995, S. 520). Als Folge einer auf diese Art bezweckten "Dezentralisierung 

der Kosten" werden dann die "Nachwuchsbedarfsplanung" wie auch die betriebliche 

Weiterbildungsplanung sich verstärkt an Kostenstellen oder an "kurzatmigen Spar-

konzepten" orientieren (Ehrke/Semmler 1995, S. 520).  

2.3.9. Fehlende gesetzliche Finanzierung der Berufsausbildung 

Um die Zukunft des dualen Systems über eine gesetzliche Finanzierung zu sichern, 

sollen insbesondere die Kosten der Ausbildung im Sinne einer "gerechten Lastenver-

teilung" von ausbildenden und nicht ausbildenden Unternehmen auf "angemessene 

Weise" übernommen werden (DGB 1996b, S. 7 und S. 14). Den Gewerkschaften ist es 

jedoch bis heute nicht gelungen, die "Finanzierung der Berufsbildung als einer öffent-

lichen Aufgabe" im Rahmen einer Umlage- oder Fondsfinanzierung politisch durchzu-

setzen, was sich für eine "Lösung der qualitativen und quantitativen Probleme" (Oppel 

1994, S. 498) positiv ausgewirkt hätte. So bleibt die alte Forderung des DGB nach der 

Umlagefinanzierung als eine von bisherigen Bundesregierungen und Arbeitgeberver-

bänden "abgelehnte Finanzierungsreform der Berufsbildung" auch weiterhin bestehen, 

ja sie ist inzwischen zur "Überlebensfrage für das duale System" (Lübke 1994c, 

S. 144) geworden. Über die Umlagefinanzierung könnte eine "gerechte[re] Kostenver-

teilung" als "Weg zu einem ausreichenden Ausbildungsangebot" erreicht werden, zu-

mal Betriebe, die überhaupt keine Ausbildung anbieten, die Nutznießer der Ausbil-

dungsleistungen von Ausbildungsbetrieben sind (Lübke 1994c, S. 144). Auch die IG 

Metall fordert deshalb schon seit Jahren eine "umfassende Fondsfinanzierung der ge-

samten Berufsausbildung: alle zahlen, wenige bilden aus" (Schmidt 1995a, S. 11). 

Schließlich hat das Bundesverfassungsgericht 1980 bestätigt, daß der Staat zur Ge-

währleistung einer ausreichenden Zahl von Ausbildungsplätzen das Recht hat, eine 

Ausbildungsabgabe von allen Arbeitgebern zu fordern, damit die Ausbildungsbetriebe 
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im Sinne einer Konjunkturunabhängigkeit ihre Aufgaben besser erfüllen können (vgl. 

Schmidt 1995a, S. 11). Somit zeigt sich immer wieder, daß alle Fragen und Probleme 

des dualen Systems der Berufsausbildung in Zusammenhang mit der Frage der Finan-

zierung zu sehen sind (vgl. Landsberg/Alex 1994, S. 538). Eine Steigerung der betrieb-

lichen Ausbildungsqualität ist mit "steigenden außerbetrieblichen Ausbildungsanteilen 

verbunden, deren Ausdehnung jedoch an die Grenze der einzelbetrieblichen Finanzie-

rung stößt" (Landsberg/Alex 1994, S. 538). Allerdings könnte dadurch die Frage der 

Umlagefinanzierung an Aktualität gewinnen. 

2.3.10. Berufliche Weiterbildung 

Für das duale System der Erstausbildung ist besonders ungünstig, daß viele Betriebe 

eher in die betriebliche Weiterbildung als in die betriebliche Erstausbildung investie-

ren (vgl. Dedering 1997, S. 14). Maßgebend hierfür sollen Gründe einer höheren Fle-

xibilität bei "Weiterbildungsmaßnahmen" und daraus resultierende Kosteneinsparun-

gen sein (vgl. Dedering 1997, S. 14). Die Betriebe versuchen auch, zeitweise ihren 

"Bildungsbedarf" mehr über die Rekrutierung von Schul- und Hochschulabsolventen 

zu decken, wodurch die "schulische Allgemeinbildung" und die "betriebliche Weiter-

bildung" gegenüber der betrieblichen Erstausbildung im Vorteil sind (Dedering 1997, 

S. 14). Nach Ansicht der Gewerkschaften ist die Struktur der beruflichen Weiterbil-

dung unübersichtlich und verursacht "Ungleichgewichte und soziale Benachteiligun-

gen" (IG Chemie-Papier-Keramik 1990, S. 42). Auch sind die Angebote beruflicher 

Weiterbildung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oft unklar (vgl. IG Chemie-

Papier-Keramik 1990, S. 42). Eine "soziale Benachteiligung" bei der beruflichen Wei-

terbildung ergibt sich meistens durch die betriebliche Situation, da berufliche Weiter-

bildung doch hauptsächlich in den Betrieben oder auf "ihre Veranlassung" hin erfolgt 

(IG Chemie-Papier-Keramik 1990, S. 43). Aus der Sicht des betrieblichen Manage-

ments soll in erster Linie ein "qualifizierte[r] Arbeitskräftenachwuchs" (Neumann 

1982, S. 32 f.) gesichert werden. Im Hinblick auf die "Loyalität der Arbeitnehmer" 

unterliegt Weiterbildung "eng den Prinzipien und Funktionsweisen des Unternehmens" 

und einem bestimmten "Maß an Autoritätsbindung" (Neumann 1982, S. 33). Dabei 

soll der Arbeitnehmer mit seiner "Berufsrolle" und den Arbeitsbedingungen selbst bei 

nachteiligen Veränderungen einverstanden sein (vgl. Neumann 1982, S. 33). In Wider-

spruch zu dem Grundsatz des lebenslangen Lernens für alle Arbeitnehmer kann wei-

terhin festgestellt werden, daß sich insbesondere die berufliche Weiterbildung immer 

noch als ein Privileg für Personen darstellt, die am Arbeitsmarkt ohnehin begünstigt 
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sind, wie "Höherqualifizierte, Männer, jüngere Beschäftigte und Inländer" (Görner 

1995b, S. 37). Oft werden immer noch die "betrieblichen Randgruppen der an- und un-

gelernten Arbeiter" (Neumann 1982, S. 13) von betrieblichen Qualifizierungsmaß-

nahmen ausgeschlossen.  

In der formalen Gestaltung der beruflichen und betrieblichen Weiterbildung gibt es 

wesentliche Defizite, denn der Mangel an verbindlichen und umfassenden Regelungen 

sowie das Fehlen von "Anspruchsrechten für die Teilnahme an Weiterbildungsmaß-

nahmen" (Ochs 1995, S. 140) gewähren dem Arbeitnehmer keine Sicherheit. Das von 

den Gewerkschaften schon seit Jahren geforderte Bundesrahmengesetz für die berufli-

che Weiterbildung ist bis heute noch nicht zustande gekommen, so daß speziell für den 

betrieblichen Bereich der Weiterbildung entsprechende gesetzliche Grundlagen fehlen. 

Nur wenige Betriebsangehörige nutzen den sog. "Bildungsurlaub", zumal die meisten 

Betriebe darin nur einen unnötigen betrieblichen Kostenfaktor sehen (vgl. Ochs 1995,  

S. 140). Weiterbildungsrechte wurden bislang nur in vereinzelten Fällen "nach Bedarf 

der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer" (Görner 1995b, S. 37) gewährt. Die deut-

schen Arbeitgeber weigern sich, "Weiterbildung als qualitatives Element in die Tarif-

politik" (Görner 1995b, S. 37) einzubinden. Es bleibt diesbezüglich zu befürchten, daß 

solange die Arbeitgeber gegen ein "geregeltes Weiterbildungssystem und in ihm für 

das Beschäftigungssystem erwerbbare Berechtigungen" eingestellt sind, sich die beruf-

liche Erstausbildung als "Sackgasse" erweisen wird (Pahl 1994, S. 193 f.). 

Auf Gewerkschaftsseite wird auch deutlich kritisiert, daß allgemein eine "systemati-

sche Personalentwicklung und Personalförderung" (IG Chemie-Papier-Keramik 1990, 

S. 45) als Initiative für die betriebliche Weiterbildung fehlt. Meistens sei eine überbe-

wertete "technische Anpassung" (IG Chemie-Papier-Keramik 1990, S. 45) maßge-

bend. Für sehr bedenklich erachten die Gewerkschaften die Haltung der Arbeitgeber-

verbände, den Gewerkschaften eine "Mitsprache auf den wichtigen ordnungspoliti-

schen Feldern" hinsichtlich der "Koordinierung der Fortbildungsangebote und Fortbil-

dungsprüfungen auf Bundesebene" (DGB 1995a, S. 133) zu verweigern. Insbesondere 

sind die Kammerverbände DIHT und DHKT bestrebt, einen "Monopolanspruch in der 

beruflichen Weiterbildung sowohl auf Kosten der Gewerkschaften als auch auf Kosten 

des Staates" (DGB 1995a, S. 133) durchzusetzen. 
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2.3.11. Berufsbildung in Europa 

Unterschiede und Mängel in der beruflichen Bildung 

In Ergänzung zu den Ausführungen in den Abschnitten zu B.1.3.16 "Berufsbildung in 

Europa" sollen hier noch einige Unterschiede zur Bundesrepublik Deutschland darge-

legt werden. So gibt es eine Dreigliedrigkeit des Sekundarschulwesens und eine "strik-

te Trennung von allgemeinbildendem Schulwesen und beruflicher Erstausbildung" 

(Seyd 1993, S. 268) nur in Deutschland, wodurch wesentliche Nachteile entstehen. Die 

Schüler in den anderen EU-Ländern erhalten bis zum Sekundarstufenabschluß und bis 

zum Abitur mehr Unterricht erteilt, wobei durchschnittlich auch mehr Schüler die 

Hochschulzugangsberechtigung erreichen als in Deutschland (vgl. Seyd 1993, S. 268). 

Ebenso gibt es nur in Deutschland eine typisch "in großem Umfang und organisierter 

Form bestehende betriebliche Berufsausbildung unter Einbeziehung der Berufsschule" 

(Ehrke/Semmler 1992, S. 572). Die Form der vollzeitschulischen Berufsausbildung ist 

in anderen EU-Ländern teilweise in das Schulsystem der Gesamtschulen integriert 

oder erfolgt an den berufsbildenden Schulen (vgl. Ehrke/Semmler 1992, S. 572). An-

dererseits gibt es "gemischte Systeme als Formen der Kombination von schulischer 

und dualer Berufsausbildung", während in einigen EU-Ländern die Berufsausbil-

dungssysteme sich noch "im Aufbau" befinden (Ehrke/Semmler 1992, S. 573). Im 

Rahmen der beruflichen Bildung haben auch einige EU-Länder "hohe Standards" (Jost 

1994, S. 30) entwickelt, was bei anderen nicht der Fall ist. Schwerwiegender jedoch 

sind die "europaweiten Mängel in Bildung und Ausbildung" (Jost 1994, S. 30). Viel zu 

niedrig ist z.B. das europäische Ausbildungsniveau, denn nahezu 25-30% der Jugend-

lichen, in Deutschland sind es 14%, beenden ihre Schulzeit, ohne für das Berufs- und 

Erwerbsleben genügend vorbereitet zu sein (vgl. Jost 1994, S. 31).  

Duales System und EU 

Als Europakompetenzen werden neben allgemeinen und berufsbezogenen Fremdspra-

chenkenntnissen "alle Kenntnisse und Erfahrungen" bezeichnet, "die für die grenz-

überschreitende Kommunikation und Kooperation im Beruf, einschließlich einer Ar-

beitsaufnahme im Ausland, erforderlich sind" (Koch 1994, S. 28). Hinsichtlich der 

Vermittlung von Europakompetenz sind allerdings die Möglichkeiten des dualen Sy-

stems stark eingeschränkt (vgl. Weichhold 1993, S. 70). So ergeben sich bei der Ver-

mittlung von europäischer Sozialkompetenz wie "Förderung des gegenseitigen Ver-

ständnisses für die kulturellen, wirtschaftlichen und sozialen Eigenheiten der Mit-
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gliedsländer" (Weichhold 1993, S. 70) dieselben Probleme wie bei der Fremdspra-

chenkompetenz. Die Schüler des dualen Systems haben kaum Austauschmöglichkeiten 

mit ausländischen Schulen und damit auch keine Auslandserfahrung. Erforderliche 

Partnerschaften mit Schulen in den anderen Mitgliedsländern der EU sind fast nur im 

Vollzeitsystem organisatorisch möglich (vgl. Weichhold 1993, S. 70). Nach Ansicht 

des VLW ergeben sich für das duale System innerhalb der EU gewisse Gefahren für 

die Zukunft, zumal es eine Außenseiterposition im Kreise der EU-Berufsbildungs-

systeme einnimmt (vgl. Weichhold 1993, S. 69). Die in den anderen EU-Ländern do-

minierenden beruflichen Vollzeitschulen vermitteln eine "berufliche Grundbildung" 

mit vertiefter Allgemeinbildung. Berufsbildung wird dort durch den Bereich der "staat-

lichen Daseinsfürsorge" wahrgenommen (Weichhold 1993, S. 69). In dieser Hinsicht 

ist nun zu befürchten, daß z.B. bei der Beschlußfassung über die Verteilung von För-

dermitteln die beruflichen Vollzeitschulen in anderen EU-Ländern zu Lasten der deut-

schen Berufsschulen bevorzugt behandelt werden. Für die deutschen EU-Vertreter er-

gibt sich dann in Brüssel das Problem, daß diese "sich nicht selbst aufgrund bestehen-

der föderalistischer Strukturen blockieren" (Deutscher Bundestag 1993, S. 44/253). 

Bei den teilweise zum 31.12.1994 zu Ende gegangenen EU-Bildungs- und Ausbil-

dungsprogrammen umfaßten die Fördermaßnahmen folgende Bereiche (vgl. Kehm/ 

Teichler 1994, S. 14 f.):  

Comett: Zusammenarbeit zwischen Hochschule und Wirtschaft 

Erasmus: Mobilität von Hochschulstudenten 

Eurotecnet: Innovationen in der Berufsbildung 

Force: Berufliche Weiterbildung 

Iris: Ausbildungsmaßnahmen für Frauen 

Lingua: Fremdsprachenkenntnisse 

Petra: Berufsbildung Jugendlicher 

Tempus: Hochschulbereich 

Hinsichtlich der Gestaltung und Durchführung dieser Maßnahmen wurde von deut-

scher Seite die Europäische Kommission dahingehend kritisiert, daß sie einen "euro-

päischen Zentralismus" angestrebt habe und durch "Verfahrenstricks einen Machtge-

winn bei der Präzisierung der Programme" sichern wollte (Kehm/Teichler 1994, 

S. 22). Außerdem sei Deutschland in den "Beratungen und Entscheidungen über die 

EG-Bildungsprogramme" keineswegs genügend berücksichtigt und der deutsche För-

derungsanteil "zu gering gehalten" worden (Kehm/Teichler 1994, S. 22). Insgesamt 
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verfolge die Kommission nur ihre "eigenen Zwecke und Ziele" (Kehm/Teichler 1994, 

S. 120) und entwickle einen zu starken Einfluß auf das einzelne Bildungsprogramm, so 

daß "die deutschen Ansprüche an das Programm" (Kehm/Teichler 1994, S. 131) be-

nachteiligt wurden. 

Durch die Forderung der EU-Mitgliedstaaten, die unzureichende Abstimmung der bis-

her "sektorale[n] Bildungsprogramme" durch mehr "Effizienz und Praxisnähe" zu ver-

bessern, erfolgte mit der Ablösung der bisherigen Bildungsprogramme ab 01. Januar 

1995 eine Neuordnung (Feuchthofen 1994, S. 6). Damit führen die neuen Hauptpro-

gramme Leonardo (berufliche Aus- und Weiterbildung) und Socrates (Hochschul- und 

Schulbildung) auch die bisherige Arbeit bezüglich der "Vergleichbarkeit und Aner-

kennung" (Hans-Böckler-Stiftung 1991a, S. 28) von Ausbildung und Berufsabschluß 

weiter. Aus deutscher Sicht sind allerdings die im "Konsensverfahren" erarbeiteten 

"Beschreibungen der beruflichen Anforderungen" insofern unbefriedigend, da bei den 

Berufstätigkeiten oft solche ausgewählt werden, die nur einen "Ausschnitt aus den be-

treffenden Ausbildungsberufen des deutschen dualen Systems abdecken, gleichwohl 

aber die Bezeichnung Beruf erhalten" (Hans-Böckler-Stiftung 1991a, S. 16). Es wird 

auch nicht durch eine Gegenüberstellung versucht, deutlich zu machen, "welche Aus-

bildungsberufe in den verschiedenen Ländern einander entsprechen", wofür man die 

"Merkmale der Eingangsvoraussetzungen, der Dauer, der Inhalte und des Umfangs der 

Ausbildung vergleichen" müßte (Hans-Böckler-Stiftung 1991a, S. 17). Dafür werden 

nur die Ausbildungsgänge oder Ausbildungsabschlüsse den aufgeführten Tätigkeiten 

zugeordnet. 

3. Zusammenfassung 

Obwohl heute vom Ausland das deutsche duale System als "Idealmodell der berufli-

chen Qualifizierung" (Greinert 1994, S. 357) gesehen wird, ist die gegenwärtige Dis-

kussion von starken Zweifeln beeinflußt, ob sich für das duale System trotz mancher 

Krisensymptome noch Zukunftsperspektiven ergeben (vgl. Greinert 1994, S. 357). 

Wie die bisherigen Überlegungen in den Abschnitten B.1 und B.2 Beurteilung durch 

die Arbeitgeberverbände bzw. Gewerkschaften zeigen, ergeben sich aus Sicht der bei-

den Sozialpartner differierende, aber auch übereinstimmende Positionen über Nachtei-

le, Vorteile und Probleme des dualen Systems. In der folgenden Zusammenfassung 

sollen diese negativen und positiven Aspekte mit den Problemkriterien noch einmal 

dargelegt werden, um die Komplexität des dualen Systems, aber auch seine Krisenhaf-

tigkeit deutlich zu machen. 
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So kritisieren die Arbeitgeberverbände die Langwierigkeit der Neuordnungsverfahren 

und Aktualisierungsprozesse von Ausbildungsrahmenplänen und Rahmenlehrplänen 

sowie die hohe vorzeitige Auflösungsrate der Ausbildungsverträge. Als nachteilig se-

hen sie auch eine minderwertige soziale Bewertung der dualen Berufsausbildung ge-

genüber akademischen Berufsabschlüssen und das teils mangelhafte Kooperationsver-

hältnis zwischen Betrieb und Berufsschule. Als Herausforderungen für die duale Be-

rufsausbildung gelten für beide Sozialpartner das Auseinanderdriften von Beschäfti-

gungs- und Bildungssystem, die hohe Fluktuation ausgebildeter Fachkräfte, die allge-

meine Bewältigung der Aufgabe hinsichtlich der Förderung und beruflichen Qualifi-

zierung benachteiligter Jugendlicher und die Verbesserung der Ausbildungssituation in 

Betrieb und Berufsschule. Von Arbeitgeberseite aus wird trotz allgemeiner Befürwor-

tung der einzelbetrieblichen Finanzierung der Berufsausbildung eine angeblich zu ho-

he Kostenbelastung kritisiert. Auch der im Vergleich zu früher allzu geringe Praxisein-

satz der Auszubildenden wirke sich nachteilig auf die Kostensituation aus. 

Nach Meinung der Gewerkschaften zeige sich ein Nachteil des dualen Systems haupt-

sächlich in dem radikalen Abbau der Ausbildungsplatzkapazitäten sowie in der stok-

kenden Übernahmebereitschaft von Ausbildungsabsolventen durch die Unternehmen. 

Weitere Nachteile sehen die Gewerkschaften in der dualen Ausbildung als einem kon-

junkturabhängigen Faktor sowie in dem Ausbildungsmonopol der Unternehmen. Aus 

Sicht der Gewerkschaften ist insbesondere die geltende einzelbetriebliche Finanzie-

rung die eigentliche Ursache für die Konjunkturabhängigkeit des dualen Systems wie 

auch für die unzulängliche Ausbildungsbereitschaft der Unternehmen. Als schwerwie-

gender Strukturmangel im dualen System kann auch das Überangebot von schwer auf 

dem Arbeitsmarkt verwertbaren Berufen bezeichnet werden. Nachteilig für die duale 

Berufsausbildung erweisen sich ferner die von vielen Unternehmen praktizierten 

selektiven Methoden der betrieblichen Auswahl von Ausbildungsbewerbern, wodurch 

insbesondere für schwächere und benachteiligte Jugendliche eine deutliche Chancen-

ungleichheit entstünde. 

Hinsichtlich der Vorteile des dualen Systems aus Sicht der beiden Sozialpartner kann 

die Aufgabenverpflichtung gesehen werden, eingetretene wirtschaftliche Strukturver-

änderungen im Gesamtkonzept der dualen kaufmännischen Ausbildung zu berücksich-

tigen und die Position des dualen Systems im Rahmen der europäischen Berufsbil-

dungssysteme zu stärken. Für Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften bedeutet das 

duale System als leistungsfähiges Qualifizierungssystem ein wichtiger Standort- und 

Wettbewerbsvorteil der deutschen Wirtschaft. Als Vorteile betonen beide das Kon-
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sensprinzip sowie den offenen Zugang zum dualen Ausbildungsgeschehen. Die Ver-

bindung von Ausbildungs- und Arbeitsprozeß wird von beiden Sozialpartnern als eine 

bedeutsame Verknüpfung von betrieblich-praktischen Erfahrungen mit theoretischen 

Elementen betrachtet. Dabei gewährt die Innovations- und Integrationsfähigkeit des 

dualen Systems eine flexible Anpassung der Ausbildungsqualität an veränderte Rah-

menbedingungen sowie eine Eingliederung in das Beschäftigungssystem, womit auch 

eine sozialversicherungs- und arbeitsrechtliche Absicherung verbunden ist. Ebenso 

wird durch das duale System die Gefahr der Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland 

stark gemindert. Für Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften gewährt der Neuord-

nungsprozeß der Ordnungsmittel einen hohen Stand der Ausbildungsberufe, die wie-

derum einen gewissen Wert auf dem Arbeitsmarkt und bestimmte Voraussetzungen für 

eine entsprechende Mobilität sichern. Durch den Erwerb von Schlüsselqualifikationen 

leistet die duale Berufsausbildung einen wichtigen Beitrag zur Persönlichkeitsbildung 

der Auszubildenden und damit auch für eine qualifizierte Berufstätigkeit. Beide Sozi-

alpartner sehen zudem für Auszubildende Chancen einer Aufstiegsweiterbildung mit 

den Möglichkeiten einer wirtschaftlichen Existenzsicherung auf der Basis der dualen 

Erstausbildung geboten. Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften erhalten schließ-

lich durch das duale System bedeutende Verantwortung in der dualen Berufsausbil-

dung zugewiesen. 

Für die Arbeitgeber bedeutet die Anpassung der dualen Ausbildung an betriebseigene 

Bedürfnisse eine gewisse Unabhängigkeit vom Arbeitsmarkt, wobei der Betrieb die 

Qualifikation seiner Fachkräfte deutlich beeinflussen kann. Unternehmen und Arbeit-

geberverbände legen auch großen Wert auf eine gute Zusammenarbeit mit den Kam-

mern, deren Zertifikation der Prüfungsleistungen eine hohe Wertschätzung erfährt. 

Nach Ansicht der Gewerkschaften bietet das BBiG von 1969 wesentliche Vorteile, da 

es eine wichtige Rechtsgrundlage für die berufliche Bildung der Arbeitnehmer dar-

stellt. In der Einrichtung und Funktion des Bundesinstituts für Berufsbildung sehen die 

Gewerkschaften einen besonderen Vorteil für das duale System, da es als gemeinsame 

Einrichtung für Arbeitgeber, Gewerkschaften, Bund und Länder in Zusammenarbeit 

mit der Bundesanstalt für Arbeit eine gemeinsame Berufsbildungspolitik verfolgt. Ne-

ben dem BIBB kann auch das Gemeinsame Ergebnisprotokoll GEP des Bundes und 

der Länder als Basisvoraussetzung für alle an der Berufsausbildung Beteiligten gelten. 

Schließlich bieten sich den Gewerkschaften über das duale System wesentliche Mitbe-

stimmungsmöglichkeiten bei der Berufsbildungspolitik von Arbeitgebern und Regie-

rung. 
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Die Krisensituation des dualen Systems ist mithin verursacht durch vielfältig ungelöste 

Probleme, die sich größtenteils aus systembezogenen Nachteilen ergeben. Betroffen 

von dieser Strukturkrise sind alle wesentlichen Bildungsbereiche, deren Situation 

durch die öffentliche und privatwirtschaftliche Finanzkrise noch weiter verschärft 

wird. Das veränderte Bildungswahlverhalten bewirkt eine Bildungsexpansion, wo-

durch das duale System stark benachteiligt wird, denn mit dem Streben nach höheren 

Schulabschlüssen fehlen dem dualen System die Auszubildenden. Weiterhin ist frag-

lich, ob die Rahmenbedingungen der Betriebe und Berufsschulen dem bereits eingetre-

tenen Wandel einer bisherigen Jugendberufsausbildung zu einer Erwachsenenbe-

rufsausbildung entsprechen, so daß auch die durch den wirtschaftlichen Strukturwan-

del notwendigen Qualifikationen vermittelt werden können. Allgemein wird auch ein 

Auseinanderdriften von Beschäftigungs- und Bildungssystem beklagt. Ebenso kritisiert 

man eine zu geringe Differenzierung der Bildungswege. Nach gewerkschaftlicher Auf-

fassung habe sich das traditionelle dreigliedrige Schulwesen bildungspolitisch und bil-

dungsökonomisch überlebt, so daß eine weitere Orientierung des dualen Systems hier-

an fraglich geworden sei. 

Obwohl die duale Berufsausbildung schon seit Jahren anspruchsvoller geworden ist, 

kann als deren wesentliches Krisensymptom eine sinkende Attraktivität festgestellt 

werden. Nach Auffassung der Gewerkschaften resultiere eine starke Gefährdung des 

dualen Systems aus der seit Beginn der Wirtschaftskrise immer deutlicher werdenden 

Konjunkturabhängigkeit der Berufsausbildung. Nach Meinung vieler Bildungsexper-

ten erweise sich das deutsche Bildungswesen als Selektionssystem, indem ungleiche 

und sozialstrukturell bedingte Ausgangschancen über entsprechende Bildungsab-

schlüsse einen ungleichen Zugang zu Beschäftigungsmöglichkeiten regelten. Somit 

besteht auch heute immer noch eine gewisse Ungleichwertigkeit zwischen allgemeiner 

und beruflicher Bildung. Außerdem hat man es bisher versäumt, bessere berufliche 

Karriereperspektiven aufzuzeigen. Schließlich wurde bildungspolitisch den Erforder-

nissen der wirtschaftlichen Entwicklung nur ungenügend entsprochen. Ebenso hat man 

es versäumt, das Bewerberpotential unter Berücksichtigung unterschiedlicher Ein-

gangsvoraussetzungen zu erweitern. 

Ein gewisser Attraktivitätsverlust der dualen Berufsausbildung ergibt sich auch aus der 

Ungleichbehandlung von dual ausgebildeten Fachkräften gegenüber Abiturienten bzw. 

akademisch Ausgebildeten hinsichtlich bestimmter Einkommensregelungen und Wei-

terbildungschancen. Auch das vielfach praktizierte Prinzip der Bestenauslese der Aus-

bildungsbewerber und Benachteiligungen wegen der jeweiligen Geschlechtszugehörig-
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keit sowie nicht empfehlenswerte Ausbildungsangebote und eine unterwertige Be-

schäftigung von dual ausgebildeten Fachkräften schädigen den Ruf der deutschen Be-

rufsausbildung. 

Hinsichtlich der Wertorientierung der Jugendlichen ist heute vielfach festzustellen, daß 

ihr Werturteil geprägt ist durch eine kritische Einstellung zu Forderungen und Erwar-

tungen ihnen gegenüber. Oft lehnen sie fremdbestimmte Arbeit ab und fordern mehr 

ganzheitliche und selbstbestimmte Arbeitsweisen. Ihre Bereitschaft, sich persönlich zu 

engagieren, ist oft zurückzuführen auf egoistische Verhaltensweisen. Dabei erwarten 

viele Jugendliche eine Berufsarbeit, die der Selbstentfaltung und Selbstverwirklichung 

unter dem Gesichtspunkt neuer Formen des Arbeitslebens entsprechen sollte. 

Strukturveränderungen der Weltwirtschaft erfordern einen strukturellen Anpassungs-

prozeß der deutschen Wirtschaft, der geprägt ist durch eine erschwerte Konkurrenzsi-

tuation der deutschen Unternehmen. Gravierende Veränderungen ergeben sich durch 

den Einsatz der modernen Iu.K-Techniken im Bereich Büro und Verwaltung mit com-

puterisierter Textverarbeitung und Vernetzung der verschiedenen Produktions- und 

Verwaltungsbereiche, wodurch die Qualifikationsstruktur der zukünftigen Mitarbeiter 

und somit auch die duale Berufsausbildung beeinflußt werden. Hierbei soll auch dem 

Auszubildenden deutlich werden, daß durch Rationalisierung und neuere Formen der 

Arbeitsorganisation eine intensive Nutzung und Kontrolle des qualifizierten Personals 

möglich ist. 

Durch den seit einigen Jahren von vielen Groß- und Mittelbetrieben praktizierten Ab-

bau von Ausbildungsstellen und durch die Einstellung jeglicher Ausbildungstätigkeit 

ist in Deutschland ein gefährlicher Mangel an Ausbildungsplätzen insbesondere in den 

kaufmännischen Berufen und Dienstleistungsberufen entstanden. Hierbei ergeben sich 

auf dem Ausbildungsmarkt teils starke berufliche und regionale Ungleichgewichte. 

Die Arbeitgeberverbände sehen zwar allgemein in dem zögerlichen Ausbildungsver-

halten der Unternehmen eine Folge der notwendigen Bedarfsorientierung und des Per-

sonalabbaus, sie warnen aber zugleich vor einer zu kurzfristigen Bedarfs- und Ertrags-

orientierung und mahnen zu einer stärkeren Ausbildungsbereitschaft. Als nachteilig 

erweist sich auch die zu schwache Anpassung der staatlichen schulischen Bildung an 

den Bedarf der Wirtschaft. 

Hinsichtlich der Ausbildungschancen für benachteiligte Gruppen ist es dem dualen 

System bisher nicht gelungen, ausländische Jugendliche, sozial benachteiligte, lern-

schwache Jugendliche mit Kenntnisdefiziten und ohne Hauptschulabschluß, Ungelern-
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te und Ausbildungsabbrecher umfassend in eine Berufsausbildung einzubinden. Ein 

ernstes, teilweise hieraus resultierendes Problem sind die in den letzten Jahren gestie-

genen Ausbildungsvertragsauflösungen mit negativen Auswirkungen auf den Ausbil-

dungs- und Arbeitsmarkt. Im Rahmen von Fördermöglichkeiten sollen auch jugendli-

che Aussiedler mit Sprachschwierigkeiten und straffällig gewordene Jugendliche so-

wie ehemals drogenabhängige Jugendliche einbezogen werden. Eindeutig gegensätz-

lich sind die Ansichten der beiden Sozialpartner über die berufliche Qualifizierung 

benachteiligter Jugendlicher durch theoriegeminderte und kürzere Ausbildungsgänge 

bzw. Ausbildungsgänge mit Teilqualifikationen. Auch die Integration eines hohen An-

teils von Studienabbrechern in entsprechende Bereiche der Berufs- und Bildungspraxis 

stellt für die Unternehmen eine schwer zu bewältigende Aufgabe dar. 

Im Rahmen der Nachwuchssicherung werden die Ausbildungsplatzkapazitäten im Bü-

ro- und Dienstleistungsbereich trotz zukünftig rückläufiger Zahlen der Nachwuchsbe-

werber weiterhin eingeschränkt bleiben. Unterschiedliche Auffassungen zwischen den 

beiden Sozialpartnern ergeben sich hier bezüglich der Übernahme aller Ausbildungs-

absolventen sowie hinsichtlich einer sachgerechten Überbedarfsausbildung. Die Ar-

beitgeberverbände sehen in dem Prinzip einer engen Abstimmung von Ausbildung und 

Beschäftigung ein angemessen systemimmanentes Verhalten und erwarten eine konti-

nuierliche Nachwuchssicherung durch eine bedarfsorientierte Planung der Berufsaus-

bildung. Nach Ansicht der Gewerkschaften müßten noch vorhandene Bewerberreser-

ven besser genutzt werden. Auch wäre es dringend erforderlich, den starken Personal- 

und Ausbildungsabbau zu beenden, da dies eine starke Abschreckung für duale Aus-

bildungsinteressenten bedeute. 

Hinsichtlich der Ausbildungssituation der Berufsschule ergeben sich Probleme bezüg-

lich der Anerkennung als gleichwertiger Lernort, der fehlenden Vermittlung von ge-

nügend allgemeinbildenden Inhalten sowie bezüglich einer ausreichend personellen 

Versorgung und sachlichen, räumlichen Ausstattung. Als weitere Probleme im Berufs-

schulbereich gelten die teilweise ungenügende Differenzierung des Berufsschulunter-

richts nach Vorbildungsstrukturen, die Frage des zweiten Berufsschultages und ein oft 

kritisierter zu hoher Unterrichtsausfall. Oft bleiben auch moderne Lernstrategien im 

Unterricht unberücksichtigt. 

Bei der Durchführung der betrieblichen Erstausbildung entstehen erhebliche Probleme 

hinsichtlich der Vermittlung betrieblicher Gesamtzusammenhänge und bezüglich ge-

wisser Qualitätsunterschiede in der Ausbildungspraxis bei Groß-, Mittel- und Kleinbe-

trieben. Wegen der Zunahme der Ausbildungsinhalte und deren handlungsorientierten 
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Vermittlung bildet eine stärkere Ausnutzung der Regelausbildungsdauer einen bedeu-

tenden Diskussionsaspekt. Weiterhin entsprechen die bisherigen betrieblichen Lehr- 

und Lernmethoden keineswegs neueren methodisch-didaktischen Erkenntnissen und 

verhindern meistens eine angemessene Entwicklung von Fachqualifikationen. Hier 

wäre ein stärkerer Einsatz von Projekt-Methode, Leittext-Methode, Fallstudie und Si-

mulation unbedingt notwendig. Strittig und somit problematisch ist auch die Frage der 

in Ausbildungsbetrieben einzusetzenden Beurteilungsverfahren, so daß Arbeitgeber-

verbände und Gewerkschaften diesbezüglich unterschiedliche Auffassungen vertreten. 

Zwischen Betrieb und Berufsschule gibt es bis heute noch keine echte kooperative 

Partnerschaft, es besteht meistens nur eine punktuelle und unsystematische Kooperati-

on, was an der oft ungenügenden Abstimmung betrieblicher Ausbildungspläne mit den 

Lehrplänen der Berufsschule erkennbar ist. Auch fehlt ein annähernd zeitlicher Gleich-

lauf betrieblichen und schulischen Lernens im Sinne einer Verzahnung von Theorie 

und Praxis. Ebenso ist der Einfluß der Betriebe auf die Unterrichtsgestaltung und da-

mit auf die Ausarbeitung von Lehrplänen und Stundenplänen äußerst gering. Schließ-

lich wird oft der Ausbildungsleistung von Ausbildern und Berufsschullehrern die ent-

sprechende Anerkennung versagt. 

Aufgrund der veränderten Qualifikationserfordernisse in den kaufmännischen Berufen 

werden zukünftig an den kaufmännischen Mitarbeiter erhöhte Anforderungen gestellt. 

Diesbezüglich entsteht dann oft die Frage, ob das herkömmliche duale System noch in 

der Lage ist, nicht nur in Großbetrieben, sondern auch in Kleinbetrieben die für die 

Qualifikation der Auszubildenden entsprechenden theoretischen und praktischen 

Kenntnisse zu vermitteln, um damit auch genügend qualifizierte kaufmännische Fach-

kräfte bereitzustellen. Für die im Betrieb tätigen dual Ausgebildeten entsteht anderer-

seits durch die Konkurrenz mit den von den Unternehmen angeblich wegen ihres bes-

seren Einsatzes bevorzugten Absolventen der Sonderausbildungsgänge die Gefahr, 

verdrängt zu werden bzw. nur in Berufsfeldern mit mäßigen Qualifikationsanforderun-

gen Arbeit zu finden. 

Außerbetriebliche Ausbildungsstätten sind zwar bei betrieblichen Lehrstellenengpäs-

sen zu befürworten, längerfristig hat diese Ausbildungsform jedoch negative Auswir-

kungen für das duale System und erfordert zudem eine Anpassungsweiterbildung.  

Außerdem muß wegen der öffentlichen Dauerfinanzierung und der schwierigen Ge-

staltung einer praxisgerechten Ausbildung sowie nach gewerkschaftlicher Auffassung 

wegen des Fehlens einer öffentlichen Kontrolle eine Umkehr zur betrieblichen Ausbil-

dung erfolgen. Die Gewerkschaften bemängeln diesbezüglich auch die Ablehnung von 
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tarifvertraglichen Ausbildungsvergütungen, von Mitbestimmungsmöglichkeiten für 

Gewerkschaften und Berufsschule sowie das Fehlen einer entsprechenden Vertretung 

der Auszubildenden und die Nichtberücksichtigung der Berufsschulen bei der Vergabe 

schulischer Ausbildungsbetreuung. 

Die Prüfungen entsprechen in ihrer gegenwärtigen Struktur und Gestaltung keines-

wegs den veränderten kaufmännischen Ausbildungs- und Qualifikationsanforderungen 

und der Orientierung an der Feststellung übergreifender Qualifikationen. Als echte 

Problemgebiete gelten ferner die Berücksichtigung des persönlichkeitsbezogenen Be-

reiches der Ausbildung, die Frage der punktuellen Abschlußprüfung oder Abschnitts-

prüfungen und die Berücksichtigung der in Betrieb und Berufsschule vorerbrachten 

Leistungen beim Prüfungsergebnis. Zu diesem Problembereich zählt auch der Einsatz 

bundesweit programmierter oder regional erstellter Prüfungsaufgaben. 

Die Bindung des Berufsbildungssystems an die Ausbildungsordnungen ist vielfach zu 

starr, so daß keineswegs den neueren Qualifikationsanforderungen und den Verände-

rungen bei Arbeitsstrukturen, Arbeitsorganisationen und Arbeitsplätzen entsprochen 

wird. Hiermit verbunden ist auch die Frage von Neuordnungsregelungen für alle 

kaufmännischen Ausbildungsberufe. Mehrjährige Verfahrenszeiten für die Neuord-

nung von Ausbildungsberufen verzögern meistens eine Anpassung an veränderte Be-

rufsstrukturen. Auch entsprechen neuere Ausbildungsordnungen keineswegs immer 

den Bedingungen aller Klein-, Mittel- und Großbetriebe. Hierzu gehört ebenso die 

Frage, ob für die betriebliche Praxis eine Aktualisierung der Ordnungsmittel in be-

stimmten Zeitabständen notwendig ist. 

Zu dem Problembereich der Kostenbelastung durch die betriebliche Berufsausbildung 

gehört die Frage, ob diese Kostenbelastung als Ursache für den Abbau von Ausbil-

dungsplatzkapazitäten angesehen werden kann. Die Unternehmen erzielen zwar bei 

Ausbildungsstellenabbau kurzfristig Kosteneinsparungen, mittel- und langfristig ent-

steht jedoch für sie eine höhere Kostenbelastung durch Personalbeschaffung, Einarbei-

tung und Anpassungsqualifizierung. Die Ausbildungsgestaltung in den Betrieben ist 

von einzelbetrieblichen Kosten-Nutzen-Überlegungen abhängig, so daß bei der Erfas-

sung von Ausbildungskosten eine Gegenüberstellung mit bewerteten produktiven Lei-

stungen der Auszubildenden (Nutzen) erfolgen muß. Allerdings ergibt sich keine voll-

ständige Deckung der während der gesamten Ausbildungszeit angefallenen Ausbil-

dungskosten. 
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Alle Fragen und Probleme des dualen Systems sind in Zusammenhang mit der Frage 

der Finanzierung zu sehen, die hiermit für den Weiterbestand des dualen Systems sehr 

entscheidend ist. Hinsichtlich dieser wichtigen Problemfrage vertreten Arbeitgeber-

verbände und Gewerkschaften gegensätzliche Auffassungen. Nach Meinung der Ge-

werkschaften fehle im Sinne einer öffentlichen Aufgabe als Lastenausgleich die Betei-

ligung nicht ausbildender Betriebe und Verwaltungen an der Gesamtfinanzierung der 

Berufsausbildung, wodurch eine gerechtere Kostenverteilung zu erreichen wäre. Eben-

so könnte über eine Umlagefinanzierung die Konjunkturabhängigkeit der betrieblichen 

Berufsausbildung gemildert werden. Demgegenüber befürwortet die Arbeitgeber-

Bundesvereinigung auch weiterhin die einzelbetriebliche Finanzierungsform und lehnt 

die Umlagefinanzierung ab, weil diese den Ausbildungssektor kostenmäßig zu stark 

belasten und die unternehmerische Planung beeinträchtigen würde. 

Zum Problembereich der beruflichen Weiterbildung zählen die Fragen ihres systemati-

schen Aufbaus im Sinne einer angemessenen Personalentwicklung und Personalförde-

rung, unterstützt durch schulische und betriebliche Rahmenbedingungen. Für die heu-

tige Berufsschule könnte sich zukünftig eine mögliche Funktionsrolle ergeben. Infolge 

steigender Qualifikationsanforderungen zeigt sich auch die Notwendigkeit, eine stän-

dige Weiterbildung im Sinne eines lebenslangen Lernens für die betrieblichen Mitar-

beiter verantwortungsvoll durchzuführen. Da der Arbeitnehmer kein Anspruchsrecht 

für die Teilnahme an betrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen geltend machen kann, 

erwarten die Gewerkschaften im Gegensatz zu den Arbeitgeberverbänden eine bun-

deseinheitliche gesetzliche Regelung für diesen Bereich. Strittig ist auch die Frage der 

zeitlichen Nutzung für betriebliche Weiterbildungszwecke, ob dafür die Freizeit des 

Arbeitnehmers oder seine Arbeitszeit in Anspruch genommen werden soll. Ebenso 

scheint die gesetzliche Regelung des Arbeitnehmerweiterbildungsgesetzes (Bildungs-

urlaub) wegen finanzieller Aspekte eine schwierige Frage für Arbeitgeberverbände 

und Gewerkschaften zu sein. Weiterhin zeigen sich bei beiden Sozialpartnern Mei-

nungsunterschiede bezüglich gewisser Mitsprache- und Mitbestimmungsrechte für die 

Gewerkschaften und den Staat neben den Kammerorganisationen. Schließlich ist für 

das duale System besonders problematisch, daß manche Betriebe schon seit Jahren 

mehr Kapital in die betriebliche Weiterbildung als in die betriebliche Erstausbildung 

investieren und teilweise zur Deckung ihres Nachwuchsbedarfes mehr Schul- und 

Hochschulabsolventen heranziehen. 

Im Rahmen der konkurrierenden unterschiedlichen Berufsbildungssysteme der EU-

Mitgliedsländer könnte sich die Dreigliedrigkeit des deutschen Sekundarschulwesens 
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mit der Trennung von allgemeinbildendem Schulwesen und beruflicher Erstausbildung 

belastend auswirken. Nachteilig für das duale System ist, daß es keine der in anderen 

EU-Ländern oft bevorzugt geförderten vollschulischen Ausbildung adäquaten allge-

meinbildenden Inhalte und damit kein höheres Niveau allgemeiner Berechtigungen 

vermittelt. Erhebliche organisatorische Schwierigkeiten gibt es zudem für die Auszu-

bildenden des dualen Systems, Austauschmöglichkeiten mit ausländischen Schulen zu 

nutzen. Außerdem erweist es sich als besonders schwierig, über Anerkennungs- und 

Entsprechungsverfahren eine Vergleichbarkeit berufsqualifizierender Abschlüsse auf 

europäischer Ebene zu erreichen. Über die Entsprechungsregelungen wird schließlich 

die duale Berufsausbildung benachteiligt, indem der duale kaufmännische Berufsab-

schluß dem Abschlußniveau entsprechend niedriger eingestuft wird. Nach deutscher 

Beurteilung wird bei der Zuordnung der Befähigungsnachweise der EU-Länder zu be-

stimmten Berufsprofilen das Qualifikationsprofil ausländischer Bewerber nur unvoll-

kommen beschrieben. Somit entsprechen die Beschreibungen der beruflichen Anforde-

rungen nur teilweise den Bedingungen dualer Ausbildungsberufe, erhalten aber eben-

falls die Bezeichnung Beruf. 

Im Sinne der zu überprüfenden Hypothese kann der Verfasser feststellen, daß Arbeit-

geberverbände und Gewerkschaften das duale System der Berufsausbildung trotz viel-

fältiger Nachteile und Problemkriterien prinzipiell positiv beurteilen. Ihrer Meinung 

nach kann die Krise des dualen Systems überwunden werden. Allerdings sehen beide 

Sozialpartner diesbezüglich einen starken Reformbedarf, um letztendlich auch die Zu-

kunft des dualen Systems zu sichern. 
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C. Perspektiven des dualen Systems im kaufmännischen Bereich 

der Berufsausbildung 

1. Zur Untersuchungsmethode 

1.1. Fragebogenuntersuchung 

In diesem empirischen Teil der Arbeit will der Verfasser verdeutlichen, daß eine wei-

terführende Bearbeitung der aktuellen Probleme des dualen Systems nur mit Hilfe des 

Fragebogens und ausgewählter Expertengespräche in Form der Leitfadeninterviews 

möglich war, da zur Lösung der Probleme in der Literatur wenig effektive Sichtweisen 

angeboten werden. Die inhaltliche Struktur des Fragebogens ergab sich aus den in den 

Abschnitten Aktuelle Probleme (B.1.3 und B.2.3) dargelegten Sachverhalten aus der 

Sicht des jeweiligen Sozialpartners. 

Bewertung und Einschätzung der befragten Personen 

Der Verfasser hatte einen einheitlichen Fragebogen erstellt, dessen Fragen gleicher-

maßen an Arbeitgeberverbände wie an Gewerkschaften gerichtet waren. Durch einen 

Vergleich der Aussagen erhoffte der Verfasser, einen erhöhten Erkenntniswert zu er-

zielen. Die Spitzenverbände KWB, BDI, BDA, DIHT und ZDH sowie 22 Fachspit-

zenverbände wie auch der DGB und 13 Einzelgewerkschaften im DGB sollten je einen 

Fragebogen zugesandt erhalten (vgl. Anhang 1: Fragebogen mit Begleitschreiben). Es 

blieb somit den betreffenden Organisationen bzw. Institutionen vorbehalten, den/die 

Experten/Expertinnen als ihre/n Vertreter/-in aufgrund dessen/deren Funktion zur Be-

arbeitung des Fragebogens auszuwählen. Der Verfasser vertraute darauf, daß solche 

Personen bestimmt werden sollten, die Sachkenntnis und individuelle Erfahrung mit 

dem Themenkomplex "Duales System der Berufsausbildung" hatten. Die Aussagen 

dieser Personen sind zweifellos von besonderer Bedeutung, da solche Experten bzw. 

Expertinnen doch eine "repräsentativ ausgewählte Gruppe" (Atteslander 1993, S. 173) 

darstellen.  

Aufgrund der bereits dargelegten Gründe versuchte der Verfasser, die schriftlichen 

Auswertungsergebnisse der Fragebögen durch den Einsatz von Interviews zu ergän-

zen. Dies erfolgte mit dem Ziel, gewisse Sachverhalte "intensiver oder mehr in die 

Tiefe gehend zu erfassen" (Kromrey 1994, S. 286). 
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Fragebogen 

Da der Standardfragebogen mit nur geschlossenen Fragen sich als nachteilig erwies, 

entschloß sich der Verfasser, den in der Praxis öfters verwendeten Fragebogen mit 

halboffenen Fragen als einen "Kompromiß zwischen geschlossenen und offenen Fra-

gen" (Diekmann 1995, S. 409) mit mehr Informationsmöglichkeit einzusetzen. Zu den 

aus dem Problembereich des dualen Systems abgeleiteten Fragen wurden vom Verfas-

ser Statements (Feststellungen, Aussagen) erarbeitet, die als "Item-Formulierung" 

(Mummendey 1987, S. 54) in Satzform oder als einzelnes Wort vorgeben wurden. Als 

"Antworttypus" wählte der Verfasser unter möglichen "Antwortkategorien" zur Be-

antwortung der Fragebogen-Items die Form des "Rating" auf einer "Schätz-Skala" aus. 

Hier war es für den Befragten möglich, die Wichtigkeit der "Mehrfachwahlantworten" 

durch Skalierung zu unterscheiden, wodurch der Aussagewert der Statements erfaßt 

werden sollte (vgl. Mummendey 1987, S. 55). Nach dem Verständnis der empirischen 

Sozialforschung ist ein Skalierungsverfahren eine Art "Methode zur Konstruktion von 

Meßinstrumenten" (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 193). Die Skala als Resultat eines 

"Skalierungsverfahrens" stellt eine "Reihe von Items" dar, die "entlang einer Dimensi-

on mißt" (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 193). Items sind somit in diesem Fragebogen die  

Statements, denen der Befragte zustimmen oder die er ablehnen soll. Außer der Unter-

scheidung von Mehrfachnennungen durch Skalierung konnte der Befragte zu offenen 

Fragen seine Meinung und sein Urteil mit eigenen Worten frei äußern. Zusätzlich hatte 

er noch die Möglichkeit, eigene Anregungen und Ergänzungen anzufügen. 

Der Fragebogen wurde auf dem Wege der postalischen Befragung als "Vehikel der 

Informationsgewinnung" und als "Informationsträger" eingesetzt (Berger/Wolf/Ull-

mann 1989, S. 290). Für den Verfasser waren die "methodischen und inhaltlichen Vor-

teile" (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 367) einer postalischen Befragung maßgebend. Die 

Befragten konnten motivierter, konzentrierter und ehrlicher antworten im Vergleich 

zur Interviewsituation. Die Zielpersonen hatten auch mehr Zeit zur Beantwortung und 

konnten selbst darüber entscheiden. Außerdem waren Interviewfehler ausgeschlossen 

(Schnell/Hill/Esser 1993, S. 367 f.). Da bei einer postalischen Befragung zunächst die 

Wirkung des Fragebogens auf die Motivation und "Kooperationsbereitschaft" des 

Empfängers beachtet werden muß, enthält das Deckblatt des Fragebogens nur den Ti-

tel des Themas, damit der Befragte sich bereits inhaltlich interessiert zeigen mußte. 

Gleichzeitig sollte der übersandte Fragebogen "Seriosität, Wichtigkeit und leichte 

Handhabbarkeit vermitteln" (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 370 f.). Da die äußere Gestal-

tung und der Aufbau eines Fragebogens für die Herstellung von "Kontakt und Ver-
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trauen" (Berger/Wolf/Ullmann 1989, S. 290) zu dem Befragten wichtig sind, achtete 

der Verfasser auch auf eine entsprechende "typographische Gestaltung", um eine 

"günstige Beantwortung" zu bewirken und um "Fehlerquellen" zu vermeiden (Goo-

de/Hatt 1972, S. 173). Bei der Entscheidung über den Umfang des Fragebogens waren 

außer der Anzahl der "Indikatoren" auch der Schwierigkeitsgrad der Fragen entschei-

dend, so daß der Fragebogen nicht zu umfangreich werden sollte (vgl. Berger/Wolf/ 

Ullmann 1989, S. 291). An der "intellektuellen Leistungsfähigkeit" der Zielpersonen 

hatte der Verfasser keinen Zweifel, zumal doch das Untersuchungsthema auch in  

ihrem Berufs- und Erfahrungsbereich liegen mußte (Berger/Wolf/Ullmann 1989, 

S. 290 f.). Der Fragebogen für die Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften umfaßt 

zwanzig Seiten mit 19 halboffenen Fragen und einigen offenen Fragen, die die Bear-

beitung abwechslungsreich gestalten sollten. Der Verfasser war bemüht, den Aufbau 

des Fragebogens übersichtlich zu gliedern, um eine "einfache und selbsterklärende" 

(Diekmann 1995, S. 439) Form zu erreichen. Da der Fragebogen auch als eine "Opera-

tionalisierung einer bestimmten Forschungsfrage" betrachtet wird, bestand mithin eine 

Hauptfrage darin, die "theoretisch formulierte Forschungsfrage in die auf einen be-

stimmten Befragtenkreis zugeschnittene Sprache des Fragebogens" umzusetzen 

(Mayntz/Holm/Hübner 1978, S. 106). Die Fragen wurden ausschließlich aus den bei-

den Abschnitten 1.3 "Aktuelle Probleme" aus der Sicht der Arbeitgeberverbände und 

2.3 "Aktuelle Probleme" aus der Sicht der Gewerkschaften erstellt, wobei der Verfas-

ser wesentliche Problembereiche auswählte. Im Verlaufe der "inhaltlichen Gestaltung" 

(Schnell/Hill/Esser 1993, S. 352) des Fragebogens wurden die Fragen dann jeweils 

einem "Fragenkomplex" (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 353) zugeordnet. Hierbei war 

maßgebend, was inhaltlich für die Untersuchung interessant und bedeutsam erschien 

(vgl. Schnell/Hill/Esser 1993, S. 353). Die Unterabschnitte zu 1.3 und 2.3 bildeten die 

Grundlage für die "Themenkomplexe und Inhaltspunkte der Fragen des Fragebogens", 

wie aus Anhang 2 zu erkennen ist. Die zu den einzelnen Fragen erarbeiteten Items 

bzw. Statements sollten eine "interessierende Einstellung" (Schnell/Hill/Esser 1993, 

S. 202) wiedergeben. Diese Items wurden den Zielpersonen in Anlehnung an die  

"Likert-Skalierung" als "verbal verankerte Rating Skala" in fünf "abgestuften Antwort-

kategorien" dargeboten, um die Einstellung bzw. Bewertung zu erfassen (Mummendey 

1987, S. 55 und S. 114). Eine "Dreier-Skala", die sich wohl "einfacher handhaben" 

läßt, wollte der Verfasser vermeiden, da oft Befragte "auf die mittlere Position flüch-

ten" (Berger/Wolf/Ullmann 1989, S. 286). Die Likert-Skala des Fragebogens umfaßt 

in ihrer Einstufung die Möglichkeit der Zustimmung oder Ablehnung mit "Teilausprä-

gungen" wie trifft voll zu / trifft teilweise zu / weder noch / trifft kaum zu / trifft über-
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haupt nicht zu. Dem Befragten war es überlassen, den Skalenwert selbst zu bestim-

men. Alle Items der Schätz-Skala sollten nur eine Dimension erfassen, nämlich die 

Meinung als "messende Einstellung" (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 194) zur dualen Be-

rufsausbildung. "Dichotome Items" mit nur zwei Antwortmöglichkeiten wie z.B. Ja 

oder Nein wurden wegen zu geringer Aussagekraft nicht verwendet (vgl. Schnell/Hill/ 

Esser 1993, S. 196). Die bei einigen Hauptfragen im Anschluß an die Schätz-Skala 

gegebene offene Frage sollte dem Befragten auch die Möglichkeit bieten, innerhalb 

seines "eigenen Referenzsystems" (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 340) zu antworten. Da 

der Verfasser bei den befragten Experten "Verbalisierungsschwierigkeiten" (Mayntz/ 

Holm/Hübner 1978, S. 108) ausschloß, hätte eine ausschließliche Verwendung von nur 

vorgegebenen Items bzw. Statements eventuell doch eine gewisse Einengung für die 

Zielpersonen bedeutet (vgl. Mayntz/Holm/Hübner 1978, S. 108). Die Fragen enthalten 

in ihrer Struktur auch persönlichkeitsbezogene Elemente, um dadurch die Einschät-

zung, Bewertung und Motivation deutlich zu machen. Von den Fragetypen im einzel-

nen wurde die Eröffnungsfrage eingesetzt, die Interesse erzeugen und zum "Gegen-

stand der Befragung" (Mayntz/Holm/Hübner 1978, S. 114) überleiten sollte. Die Ein-

stellungs- oder Meinungsfrage forderte eine "subjektive Stellungnahme" im Sinne der 

Meinungsäußerung und Abgabe von "Werturteilen über objektive Tatbestände und 

Einstellungen" zu Problempunkten des dualen Systems (Mayntz/Holm/Hübner 1978, 

S. 103). Einstellungs- oder Meinungsfragen "beziehen sich auf den Aspekt der 

Wünschbarkeit oder der negativen bzw. positiven Beurteilung, den Befragte mit be-

stimmten Statements verbinden" (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 333 und S. 339). Dies 

sollte in der Fragestellung wie auch in der Antwortvorgabe auf der Schätz-Skala deut-

lich werden. Der Verfasser beabsichtigte auch, durch Faktenfragen oder Sachfragen 

Tatsachen zu ermitteln, wozu die Bereitschaft des Befragten zu Information und zu 

vertrauensvoller Mitarbeit erforderlich war. Hier sollte das Begleitschreiben zu dem 

Fragebogen mithelfen, die Zielpersonen vom "wissenschaftlichen Zweck der Erhe-

bung" (Berger/Wolf/Ullmann 1989, S. 280 f.) zu überzeugen. Entsprechend der Unter-

scheidung nach der Art der Formulierung sollte die vom Verfasser hauptsächlich ein-

gesetzte direkte Frage den Befragten persönlich ansprechen und zu einer eigenen Stel-

lungnahme auffordern (vgl. Kromrey 1994, S. 280). 

Durchführung der Fragebogenuntersuchung 

Die Untersuchung mit Hilfe des Fragebogens wurde am 25. März 1996 begonnen. Die 

Fragebögen wurden vom Verfasser mit einem adressierten Freiumschlag an 27 Arbeit-

geberverbände sowie an den Deutschen Gewerkschaftsbund und 13 Einzelgewerk-
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schaften versandt, ohne zuvor eine Absprache über die Zielpersonen getroffen zu ha-

ben (vgl. Anhang 3: Durchführung der Fragebogenuntersuchung). Die jeweiligen Ex-

perten mußten dann von den betreffenden Organisationen mit der Bearbeitung des 

Fragebogens beauftragt werden. Dem Fragebogen wurde – wie bereits erwähnt – vom 

Verfasser ein Begleitschreiben beigefügt, in dem der "Zweck der Untersuchung" und 

die "Relevanz" des Themas dargelegt wurden (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 372). Der 

Verfasser betonte insbesondere die Notwendigkeit und Bedeutung der Expertenant-

worten, die zur Lösung der Problemsituation des dualen Systems der Berufsausbildung 

durch Aufzeigen von perspektivischen Möglichkeiten mithelfen sollten (vgl. 

Schnell/Hill/Esser 1993, S. 372). Da der Verfasser an einer baldigen Auswertung der 

Antworten interessiert war, bat er, den ausgefüllten Fragebogen möglichst innerhalb 

von vier Wochen mit dem beigefügten Freiumschlag zurückzusenden. Gleichzeitig bat 

er um Mitteilung, ob die Antworten der Befragten unter Angabe ihrer Organisation 

und ihres eigenen Namens verwertet werden dürften. Andernfalls sollte Anonymität 

bzw. Vertraulichkeit der Angaben gewahrt bleiben. Das Begleitschreiben endet mit 

dem Dank des Verfassers für die Unterstützung, unter Hinweis auf deren Bedeutung 

für den Erfolg der Gesamtarbeit. Die versandten Fragebögen wurden dann von den in 

Anhang 4 angegebenen Expertinnen und Experten bearbeitet (vgl. Anhang 4: Exper-

tenbearbeitung des Fragebogens). Bei zwei Gewerkschaften durfte zwar die Bezeich-

nung der Institution, nicht aber der Name der Befragten angegeben werden. Bei drei 

Arbeitgeberverbänden mußte der Verfasser dem Wunsch auf vollständige Anonymität 

entsprechen. 

1.2. Experteninterviews 

Da die Anzahl der zurückgesandten und beantworteten Fragebögen bei den Arbeitge-

berverbänden im Vergleich zu den Gewerkschaften sehr gering und damit wenig er-

giebig war, entschloß sich der Verfasser, auf der Basis der beantworteten Fragebögen 

mehrere Interviews zu führen. Diese Interviews waren auch bedingt durch eine Viel-

zahl nicht angekreuzter Antwortkategorien und nicht beantworteter offener Fragen. 

Durch das Interview wollte der Verfasser also offene Antworten und nicht gelöste Fra-

gen aus dem beantworteten Fragebogen geklärt wissen. Darüber hinaus versuchte er 

auch, weitere konkrete Informationen von seiten der Befragten über deren Absichten 

und Strategien zu erhalten, anhand welcher Perspektiven im Sinne einer Weiterent-

wicklung der dualen Berufsausbildung die Probleme des dualen Systems gelöst wer-

den könnten. 
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Leitfadeninterview 

Der Begriff des Interviews allgemein beinhaltet die Art eines Wortwechsels zwischen 

Gesprächspersonen, wobei der Interviewer aus der Befragtenperson "Informationen, 

Meinungsäußerungen oder auch Überzeugungen herauszulocken versucht" (Maccoby, 

E.E./Macobby, N. 1972, S. 37). Er rechnet mit einer gewissen "Ausstrahlung", die er 

"sogar beabsichtigt" (Erbslöh 1972, S. 50). Mit dem Leitfadeninterview sollte das in 

der Untersuchung zuerst eingesetzte "Forschungsinstrument" Fragebogen ergänzt wer-

den (vgl. Schnell/Hill/Esser 1993, S. 390). Der Verfasser wollte dadurch erfragen, was 

der Fragebogen nicht erschöpfend erbringen konnte. Als Ziel und Vorteil solcher Leit-

fadeninterviews wird allgemein die Möglichkeit gesehen, "durch die offene Ge-

sprächsführung und die Erweiterung von Antwortspielräumen den Bezugsrahmen des 

Befragten" bei der Beantwortung der Fragen einzuschließen. Damit bietet sich die 

Möglichkeit, "Einblick in die Relevanzstrukturen und die Erfahrungshintergründe" der 

Zielperson zu erhalten (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 391). Obwohl das Leitfadeninter-

view sich an die normale "Situation des Fragenstellens und Sichinformierens im Ge-

spräch" anlehnt, ist es eine Art "künstliche, asymmetrische Interaktion unter Frem-

den", zählt aber zu den "qualitativen Methoden der Befragung" (Diekmann 1995, 

S. 375). Die Tätigkeit des Interviews gilt somit als eine "Form sozialer Interaktion", in 

der sich Interviewer und Befragter einander in "sozialen Rollen" gegenüberstehen 

(Mayntz/Holm/Hübner 1978, S. 115). Jeder der beiden Interviewpartner entwickelt 

gegenüber dem anderen gewisse "Erwartungen" bezüglich der "Einstellungs- und Ver-

haltensweisen" (Mayntz/Holm/Hübner 1978, S. 116). Dabei sind soziale Merkmale 

wie z.B. Auftreten, Kleidung, Geschlecht, Alter und Ausdrucksweise sowie Beruf für 

ein "typisierendes Bild" maßgebend und mitentscheidend (vgl. Mayntz/Holm/Hübner 

1978, S. 117). Da die Fragen des Leitfadeninterviews nur dem Interviewer bekannt 

sind, wird ihre "Reihenfolge und Formulierung" (Mayntz/Holm/Hübner 1978, S. 104) 

vom Interviewer bestimmt, wobei es in dessen Ermessen steht, auch Zusatzfragen zu 

stellen (vgl. Mayntz/Holm/Hübner 1978, S. 104). Dies geschieht in Form offener Fra-

gen, insbesondere Meinungsfragen, so daß der Befragte auch frei antworten kann. Die 

Antworten auf diese offenen Fragen muß der Interviewer "im Sinne seiner Erwartun-

gen verstehen, d.h. interpretieren" können und sie in entsprechende "Kategorien ein-

stufen" (Mayntz/Holm/Hübner 1978, S. 118). Dabei beeinflußt die "eigene Einstellung 

des Interviewers und seine Einstellungserwartung" gegenüber dem Befragten sowohl 

die "Registrierung der Antworten" als auch das Verhalten gegenüber dem Befragten 

(Mayntz/Holm/Hübner 1978, S. 119). Zudem muß der Interviewer sehr vorsichtig sein, 

denn eine zu schwache Zustimmung oder mißbilligende Reaktion auf Antworten der 
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Zielperson kann auf deren "weiteres Antwortverhalten" sich entsprechend auswirken. 

Solche "Wechselwirkungsprozesse" sind also für die soziale Situation des Interviews 

allgemein und somit auch für das Leitfadeninterview kennzeichnend (Mayntz/Holm/ 

Hübner 1978, S. 119). Schließlich erwartet der Interviewer ein "qualitatives Vertiefen 

der Antwort" (Erbslöh 1972, S. 54). 

Der Verfasser benutzte einen Interviewleitfaden (vgl. Anhang 5: Interviewleitfaden) 

mit Inhaltspunkten aus den schriftlich beantworteten "Themenkomplexen" (Schnell/ 

Hill/Esser 1993, S. 391). Bei der Erstellung des Leitfadens mußte beachtet werden, 

daß durch entsprechende Abstimmung der Einzelfragen ein "einheitliches Ganzes" 

(Goode/Hatt 1972, S. 115) gewahrt blieb. Die drei Einführungsfragen am Anfang des 

Interviewleitfadens sollten eine gewisse Ausgangsbasis zur Kontaktanbahnung darstel-

len und bei dem Befragten auch Interesse wecken (vgl. Columbia University 1972, 

S. 146). Außerdem mußten die auf die 19 Themenkomplexe des Fragebogens bezoge-

nen Interviewfragen als "Schlüsselfragen" und sogenannte "Eventualfragen" "je nach 

dem Verlauf des Interviews relevant" werden (Schnell/Hill/Esser 1993, S. 391). Dabei 

war geplant, die Fragen grundsätzlich durch den Interviewer stellen zu lassen, um ei-

nen an den "Ablauf des Gesprächs angepaßten natürlichen Interaktionsfluß" (Schnell/ 

Hill/Esser 1993, S. 391) zu erzielen. Mit Hilfe sogenannter "Sondierungsfragen" beab-

sichtigte der Verfasser, "allzu allgemeine Werturteile zu spezifizieren" und auch even-

tuell Widersprüche aufzuklären (Columbia University 1972, S. 143). Der Ablauf des 

jeweiligen Leitfadengesprächs sollte mit Zustimmung des Befragten durch Kassetten-

aufnahme und durch Notizen des Interviewers aufgezeichnet werden. 

Durchführung des Leitfadeninterviews 

Der Verfasser war bestrebt, "valide und substantielle Ergebnisse" (Schnell/Hill/Esser 

1993, S. 328) zu erlangen. Um die geringe Ergiebigkeit der von den Arbeitgeberver-

bänden beantworteten Fragebögen auszugleichen, führte er bei sechs Arbeitgeberex-

perten Interviews durch. Die restlichen drei Interviews erfolgten beim DGB und zwei 

Einzelgewerkschaften. Die Gespräche fanden jeweils am Sitz der betreffenden Institu-

tion statt. Die Termine für diese neun Interviews hat der Verfasser schriftlich mit den 

betreffenden Experten, die den Fragebogen bearbeitet hatten, vereinbart. In einem An-

schreiben bedankte sich der Verfasser für die Bearbeitung des Fragebogens und wies 

auf die Notwendigkeit eines zusätzlichen Interviews hin. Da der Verfasser nicht wuß-

te, ob der Befragte sich den von ihm bearbeiteten Fragebogen kopiert hatte, fügte er 

dem Schreiben eine Kopie desselben bei. Mit der Bitte um einen Gesprächstermin und 
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dem Dank für die Hilfe verwies der Verfasser nochmals auf die Bedeutung der Mithil-

fe bei der Untersuchung. Die in Anhang 6 angegebenen Expertinnen und Experten 

wurden dann vom Verfasser im Rahmen eines Interviews in der Zeit vom 10. Juli 1996 

bis 12. September 1996 befragt. 

Bei diesen Interviewgesprächen war der Verfasser als Interviewer stets darauf bedacht, 

eine "kooperative Atmosphäre" (Diekmann 1995, S. 376) zu schaffen. Mit dem Hin-

weis auf den beantworteten Fragebogen stellte er zur Gesprächsanbahnung drei offene 

Fragen als "Eisbrecherfragen", die sich auf das Thema der Untersuchung bezogen (vgl. 

Diekmann 1995, S. 410). Wegen der Besonderheit der unterschiedlichen Beantwor-

tungsergebnisse war der Verfasser auch bemüht, auf den jeweiligen Fragebogen des 

Interviewpartners gesondert einzugehen. Von den Befragten erwartete er auch, daß sie 

bestimmte "Details des angesprochenen Problemfeldes" (Nikolay 1993, S. 26) aus  

eigener Sicht näher erläutern sollten. Da zur weiteren Aufklärung der im Fragebogen 

verbliebenen offenen Antwortkategorien bzw. der unbeantwortet gebliebenen Fragen 

"Ergänzungsfragen und Sondierungsfragen" notwendig waren, versuchte der Verfas-

ser, seine Fragestellung während des Interviews "elastisch" zu halten (Columbia Uni-

versity 1972, S. 143 und S. 152). Die Fragen wurden auch nicht zu schnell gestellt, um 

dem Befragten eine genügend freie und überlegte Antwortmöglichkeit zu gewähren. 

Zugleich war der Verfasser bemüht, "die Antwortkategorien auf eine Frage weder po-

sitiv noch negativ zu sanktionieren" (Diekmann 1995, S. 375). Von diesem "Neutrali-

tätspostulat" erhoffte er sich, "unverfälschte Antworten" zu erhalten (Diekmann 1995, 

S. 376). Bestimmte Fragen bzw. Antwortkategorien, die den Zielpersonen unverständ-

lich waren und deshalb unbeantwortet blieben, mußte er allerdings noch einmal erklä-

ren. Um das Interview für den Befragten immer interessant zu halten, mußte der Ver-

fasser bei den Übergängen zwischen den einzelnen Themenbereichen eine entspre-

chende Formulierung beachten. Bei allzu vielen unbeantworteten Antwortkategorien 

und offenen Fragen bestand allerdings für beide Interviewpartner die Gefahr, daß der 

Gesprächsverlauf zu sehr "kanalisiert" (Diekmann 1995, S. 446) wurde. Trotzdem 

blieb das Gespräch für "unerwartete Antwortreaktionen" (Diekmann 1995, S. 446) und 

für neu sich ergebende Aspekte offen. 
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2. Ergebnisse der Untersuchung und ihre Interpretation unter Be-

rücksichtigung der aktuellen Diskussion 

2.1. Verlauf der Fragebogenuntersuchung 

Rückblickend kann der Verfasser feststellen, daß die Fragebogenuntersuchung insge-

samt nicht den erwarteten Verlauf nahm. Besondere Faktoren beeinflußten den Rück-

lauf der Fragebögen erheblich. Von den 27 Arbeitgeberverbänden hatten fünf den Fra-

gebogen innerhalb von vier Wochen zurückgeschickt. Von ihnen beantwortete das Ku-

ratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung KWB den Fragebogen für sich 

und stellvertretend für sechs Spitzenverbände der Wirtschaft, die ihre Auffassung zu 

wirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen Problemen mit dem KWB abgestimmt 

haben. Zu ihnen gehören die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 

BDA, der Bundesverband der Deutschen Industrie BDI, der Deutsche Industrie- und 

Handelstag DIHT, der Hauptverband des Deutschen Einzelhandels HDE, der Zentral-

verband des Deutschen Handwerks ZDH und der Bundesverband des Deutschen Groß- 

und Außenhandels BGA. Auf eine abgestimmte Beantwortung durch das KWB berie-

fen sich außerdem der Arbeitgeberverband des privaten Bankgewerbes und der Ge-

samtverband der metallindustriellen Arbeitgeberverbände (Gesamtmetall). Mehrere 

Arbeitgeberverbände konnten aus Kompetenzgründen den Fragebogen nicht beantwor-

ten, da sie eine kaufmännische Ausbildung überhaupt nicht bzw. nur in sehr geringem 

Umfang ausüben. Ihrer Begründung zufolge war es ihnen deshalb nicht möglich, für 

den kaufmännischen Bereich aussagekräftige Angaben zu machen. Drei Arbeitgeber-

verbände lehnten aus Zeitgründen ab, einen nach ihren Angaben "derart umfangrei-

chen Fragebogen so detailliert" zu beantworten. Bei einigen Arbeitgeberverbänden 

waren die Fragebögen unauffindbar, so daß der Verfasser Ende Mai 1996 je ein Zweit-

exemplar zuschicken mußte. Die Vertreter zweier Arbeitgeberverbände konnten den 

Fragebogen wegen Arbeitsüberlastung und aus Urlaubsgründen erst in den Monaten 

Juni bis September 1996 bearbeiten. Da der BDI eine eigene Bearbeitung des Frage-

bogens unter Hinweis auf seine Mitgliedsverbände und das KWB ablehnte, verschick-

te der Verfasser den Fragebogen je an die Leitung dreier Mitgliedsverbände. Von die-

sen konnte der Bundesverband Steine und Erden e.V., Frankfurt/Main, sowie der Wirt-

schaftsverband Eisen- und Metallindustrie EBM, Düsseldorf, den Fragebogen wegen 

fehlender kaufmännischer Ausbildung ebenfalls nicht bearbeiten. Nur der Verband 

Deutscher Maschinen und Anlagenbau VDMA e.V., Frankfurt, gab den beantworteten 

Fragebogen zurück. Der Verfasser verschickte dann Ende Mai 1996 den Fragebogen 

an zwei weitere Mitgliedsverbände des BDI und zwar an den Arbeitgeberverband 
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Stahl e.V., Düsseldorf, und an die Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindu-

strie, Bonn, die ebenfalls eine Beantwortung des Fragebogens aus Mangel an Erfah-

rung in der kaufmännischen Ausbildung ablehnten. 

Der Bundesverband des Deutschen Groß- und Außenhandels BGA e.V., der in Bonn 

die gesamte Wirtschaftsstufe vertritt, die in 16 Landesverbänden und 51 Fach- und 

Branchenverbänden organisiert ist, lehnte auch die Beantwortung des Fragebogens ab. 

Er empfahl das KWB und die BDA sowie die Landes- und Regionalverbände des 

Großhandels. Der Verfasser verschickte deshalb am 09. April 1996 einen Fragebogen 

und am 03. Juni 1996 ein Zweitexemplar an einen Landesverband des Groß- und  

Außenhandels, dessen Vertreter allerdings in dem Fragebogen "Tendenzen" zu erken-

nen glaubte, die sich nicht mit seinen Vorstellungen von Aus- und Weiterbildung dek-

ken würden, und deshalb eine Beantwortung verweigerte. Zwei Regionalverbände, der 

Arbeitgeberverband Großhandel-Außenhandel-Dienstleistungen, Westfalen Mitte e.V., 

Dortmund, und der Unternehmerverband des Großhandels, Düsseldorf-Niederrhein 

e.V., Düsseldorf, erhielten ebenfalls am 09. April 1996 den Fragebogen zugesandt, 

sahen sich aber wegen fehlender Berufsausbildung nicht in der Lage, den Fragebogen 

zu bearbeiten.  

Von den Gewerkschaften schickten zwar neun Befragte den bearbeiteten Fragebogen 

bereits vor Ablauf der Vierwochenfrist zurück, eine Gesamtauswertung dieser Frage-

bögen war jedoch auch hier nach Ablauf dieser Frist nicht durchführbar. Der Eingang 

der restlichen Fragebögen verzögerte sich erheblich, denn nach telefonischer Rückfra-

ge bei fünf Einzelgewerkschaften Mitte Mai 1996 mußte der Verfasser noch je ein 

Zweitexemplar an diese Organisationen versenden, da das Erstexemplar nicht mehr 

auffindbar war. Bei drei Experten der Einzelgewerkschaften konnte die Beantwortung 

des Fragebogens aus Urlaubsgründen erst in den Monaten Juli bis Ende August 1996 

erfolgen. 

Somit hat der Verfasser den Fragebogen an insgesamt 49 Adressaten und zwar an 27 

Arbeitgeberverbände und 8 BDI Mitgliedsverbände und BGA Landes- und Regional-

verbände sowie an den DGB und 13 Einzelgewerkschaften verschickt. Von seiten der 

Arbeitgeberverbände erhielt der Verfasser insgesamt 8 Fragebögen und von den Ge-

werkschaften 14 Fragebögen bearbeitet zurück. Dies ergibt eine Rücklaufquote von 

100% bei den Gewerkschaften. Bei den 35 Arbeitgeberverbänden, BDI Mitgliedsver-

bänden und BGA Landes- und Regionalverbänden entspricht dies einer Rücklaufquote 

von 22,9%. Die insgesamt 22 bearbeiteten Fragebögen, die der Verfasser von insge-

samt 49 versandten Fragebögen zurückerhielt, ergeben eine Gesamtrücklaufquote von 
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44,9%. Nach Meinung des Verfassers können die Voraussetzungen für die Auswer-

tung der Fragebögen trotz des geringen Rücklaufs durch die Arbeitgeberverbände noch 

als ausreichend bezeichnet werden. Aufgrund all der geschilderten Gegebenheiten er-

streckte sich die Bearbeitung des Fragebogens durch die Befragten auf die Zeitspanne 

vom 25. März 1996 bis Mitte September 1996, so daß der Verfasser erst relativ spät 

mit der endgültigen Auswertung beginnen konnte. 

Hinsichtlich des vom Verfasser im Fragebogen eingesetzten Skalierungsverfahrens als 

"theoretische[m] Modell" konnte bei der Auswertung festgestellt werden, daß die Be-

stimmung eines Items durch den Befragten von der "individuellen Einstellung", aber 

auch von der in der "Aussage formulierten Ausprägung der Einstellung" abhängig war 

(Schnell/Hill/Esser 1993, S. 197). Es zeigte sich, daß die eigentliche Frage durch die 

"abgestufte Reihe von Antwortmöglichkeiten" dem Befragten "angemessen und an-

nehmbar" dargeboten wurde (Kornhauser/Sheatsley 1972, S. 394). Denn mit der Aus-

wahl von fünf "abgestuften Antwortkategorien" konnte sich der Befragte doch für eine 

Antwort entscheiden (Mummendey 1987, S. 56 und S. 114). Die nicht allzu häufig 

angekreuzte mittlere Antwortkategorie "weder/noch" läßt auch auf ein gewisses Inter-

esse bei der Mehrheit der Zielpersonen schließen. Bei den Befragten, die diese "weder/ 

noch"-Antwortkategorie wählten, will der Verfasser dies keineswegs als "Irrelevanz-

Antwort" im Sinne des Umgehens einer eindeutigen Stellungnahme oder als "Protest-

Antwort" deuten, als ob die Befragten sich nicht um eine Antwort bemüht hätten 

(Mummendey 1987, S. 56 f.). Es läßt sich hier eher "Unsicherheit" oder "Zaghaftig-

keit" bzw., wie in einem Interview dargelegt wurde, auch zu wenig berufliches Kon-

frontiertsein und Wissen gegenüber manchen Antwortkategorien feststellen, wodurch 

die Zielpersonen veranlaßt wurden, hier anzukreuzen (Mummendey 1987, S. 57). Ins-

gesamt ermöglichte die angewandte Skalierung dem Befragten genügend Spielraum, 

um sich für eine bestimmte "Einzelangabe" bezogen auf eine Antwortkategorie des 

jeweiligen Problems 'Duales System' zu entscheiden (vgl. Selltiz et al. 1972, S. 166).  

Bei der Darstellung der Inhaltsergebnisse der Fragebogenuntersuchung will der Ver-

fasser keine konkreten Effizienzmessungen nach statistisch mathematischen Methoden 

durchführen, sondern versuchen, durch Auszählung der Antwortkategorien mit Hilfe 

einer tabellarischen Auswertung Trendaussagen zu erstellen (vgl. Bojanowski 1988, 

S. 173). Durch Verwerten von Zitaten und Kommentaren der Befragten sollen "Di-

stanz und Engagement" dieser Zielpersonen verdeutlicht werden (Bojanowski 1988, 

S. 173). Obwohl der Verfasser versuchte, bei dem Empfänger des Fragebogens "eine 

möglichst klare Vorstellung vom Diskussionsgegenstand" (Maccoby, E.E./Maccoby, 
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N. 1972, S. 46) herbeizuführen, blieben einige offene Fragen und Antwortkategorien 

unbeantwortet. Dafür wurden in mehreren Begleitschreiben bei der Rücksendung 

hauptsächlich Zeitgründe angegeben. Der Verfasser möchte auch für dieses Verhalten 

weder "Unmöglichkeit" noch "bewußtes Verweigern einer einzelnen Antwort" oder 

Formulierungsschwierigkeiten verantwortlich machen (Erbslöh 1972, S. 65). Eine 

Zielperson verdeutlicht dem Verfasser in einem Interviewgespräch, daß nur wenige 

Befragte in der Lage seien, einen solchen Fragebogen im Detail zu beantworten. Er-

schwerend wirke, daß in der Einschätzung der Themenpunkte zum Teil generelle Ge-

sichtspunkte und dann wiederum kaufmännische Aspekte angesprochen würden. Nach 

Ansicht des Verfassers mögen auch für die Antwortreaktionen Verständnisprobleme 

wegen einer eventuell komplizierten Frageformulierung maßgebend gewesen sein. 

Denn einige der Befragten waren mit der Fragestellung und auch mit der Skalierungs-

vorgabe nicht einverstanden und änderten bestimmte Formulierungen ab bzw. ergänz-

ten sie. Die vom Verfasser eingesetzten Ergänzungsaufgaben wie z.B. 'Weitere Krite-

rien ..., Sonstige Gründe ..., Sonstiges bitte eintragen, Begründen Sie bitte kurz bzw. 

Weitere Möglichkeiten ...' wurden von einigen Zielpersonen gut genutzt. Bei den offe-

nen Fragen bzw. Aufgaben am Ende einiger Hauptfragen des Fragebogens verwiesen 

etliche Experten auf beigefügte Literatur bzw. Informationsmaterial und ließen die 

betreffenden Fragen unbeantwortet. Hierauf mußte der Verfasser bei den Leitfadenin-

terviews gesondert eingehen. 

2.2. Verlauf der Experteninterviews 

Bei allen Interviews ergab sich eine angenehme, ruhige und freundliche Gesprächsat-

mosphäre, die insbesondere durch die Antwortbereitschaft der Befragten begründet 

wurde. Zwei Interviews waren zwar durch dienstliche Notwendigkeiten wie Telefon-

gespräch und etwas zeitlichem Druck wegen einer nachfolgenden unvorhergesehenen 

Konferenz etwas beeinflußt, was sich aber keineswegs auf den Interviewverlauf und 

das Ergebnis negativ auswirkte. Insgesamt gesehen erwiesen sich die Experteninter-

views mit Unterstützung des Leitfadens als gute Möglichkeit, die entsprechenden Un-

tersuchungskriterien und Themen anzusprechen und damit auch die Antworten ver-

schiedener Expertinnen und Experten zu vergleichen.  

Bevor der Verfasser die Ergebnisse der Fragebogenuntersuchung und der Expertenin-

terviews zu den einzelnen Fragenkomplexen 1 bis 19 darstellt, hält er es für bedeut-

sam, die Expertenaussagen zu den drei Einführungsfragen wegen ihrer Relevanz zum 

Gesamtthema der Untersuchung darzulegen. Hierbei werden die Expertenaussagen 
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ohne Namensangabe allgemein unter AGV (Arbeitgeberverbände) und G (Gewerk-

schaften) zitiert. Die drei Einführungsfragen lauteten: 

– Worin sehen Sie das Hauptproblem des dualen Systems der Berufsausbildung? 

– Welche zentrale Position zur dualen Berufsausbildung vertritt Ihre Organisation? 

– Wie sehen Sie die Position des anderen Sozialpartners? 

Zur ersten Einführungsfrage bzgl. des Hauptproblems des dualen Systems wird von 

seiten der Expertin des KWB die unterschiedliche Trendentwicklung seit Ende der 

80er Jahre herausgestellt, die eine Störung der engen Verbindung von Bildungs- und 

Beschäftigungssystem und somit ein gefährliches Auseinanderdriften auslöste. Wenn 

das duale System, das sich zweifelsohne bewährt habe, in Zukunft der "zentrale Be-

rufsbildungsgang für die Mehrheit der Jugendlichen sein soll", dann müßten "Bil-

dungs- und Beschäftigungssystem enger aufeinander zuorientiert" werden. Für andere 

Arbeitgeberverbände ergibt sich als Hauptproblempunkt die Schwierigkeit, qualifizier-

ten Nachwuchs für den kaufmännischen Bereich zu bekommen. Einen "Dauerrenner in 

der Diskussion" sehen Experten der Arbeitgeberverbände in dem manchmal gestörten 

Verhältnis zwischen Ausbildungsbetrieben und Berufsschulen. Obwohl dies oft auch 

recht gut funktioniere, beklagen sie andererseits die mangelnde Bereitschaft der schu-

lischen Seite, die Interessen der Wirtschaft im schulischen Bereich entsprechend um-

zusetzen. Auch könne der Berufsschulunterricht keineswegs immer mit den "Anforde-

rungen der Wirtschaft Schritt halten" (AGV). Wie bei den Arbeitgeberverbänden fin-

den wir bei den Gewerkschaftsvertretern ebenso deutlich positive Interviewaussagen 

zu dem "bewährten dualen System" (G). Bedenklich sei allerdings das Verhalten der 

Arbeitgeberseite, in Fragen der Ausbildungsplätze allein entscheiden zu wollen (G). 

Einige Kommentare hierzu lauten: "Das duale System als eine hervorragende Kon-

struktion aus dem Jahre 1969 mit dem BBiG und dem Arbeitsförderungsgesetz und 

mit seinen beiden bewährten Lernorten Betrieb und Berufsschule sowie als bedeuten-

der Standortvorteil Deutschlands soll politisch demontiert werden" (G). "Es kann nicht 

sein, daß all das, was von Arbeitgebern, Politikern und Gewerkschaften gemeinsam 

festgelegt wurde, durch Herunterfahren des Berufsschulunterrichts mit Veränderungen 

der Zeiteinheiten bei den Lernorten und dem Abbau der angeblich zu hohen Ausbil-

dungsvergütungen" jetzt plötzlich nicht mehr gelten soll (G). Dies dürfe nicht zu "qua-

litativen Einbrüchen führen und schon gar nicht unter Kostenaspekten, wie sie die Ar-

beitgeberverbände anführen". Andererseits sehen die Gewerkschaftsexperten ein 

Hauptproblem in der "Vielfalt der bis zu fast 380 im dualen System angebotenen Aus-

bildungsberufe", was eine "Überforderung für die Jugendlichen" darstelle, "sich zu-
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rechtzufinden". So gebe es z.B. im Bereich "Textil und Bekleidung allein bis zu 40 

Berufe, deren fachliche Ausbildungsbetreuung eine Überforderung auch für die Be-

rufsschule" darstelle (G). Die Jugendlichen müßten unter zeitlichen und finanziellen 

Belastungen in Landes- und Bundesfachklassen betreut werden, wobei in den meisten 

Fällen die Arbeitgeber nicht bereit seien, hierfür Fahrt- und Internatskosten zu über-

nehmen. Die staatlichen Zuschüsse reichten auch bei weitem nicht aus, um die Kosten 

zu decken. Die Berufe in manchen Bereichen wie z.B. der Textil- und Bekleidungsin-

dustrie müßten "stärker gebündelt" werden. Es seien "einheitliche Grundberufe zu 

schaffen mit Spezialisierungsrichtungen und einer verbesserten schulischen Betreuung 

vor Ort" (G). 

Die zweite Einführungsfrage nach der zentralen Position der jeweiligen Organisation 

gegenüber dem dualen System wurde von allen interviewten Experten beider Sozial-

partner grundsätzlich positiv beantwortet. Befragte der Arbeitgeberverbände halten das 

duale System für ein Berufsausbildungssystem, das gerade wegen der besonderen Ver-

antwortung in der Wirtschaft verankert sei. Für besonders bedeutsam hält der Verfas-

ser die Äußerung eines dieser Experten hierzu: "Die Tatsache, daß die Betriebe die 

Ausbildungsverträge abschließen und letztlich dafür verantwortlich sind, was auf der 

Grundlage der Ausbildungsordnung vermittelt werden muß, ist als besonderer Kern 

des dualen Systems im Vergleich zu der Schulausbildung mit Betriebspraktika, wie sie 

in anderen EU-Ländern praktiziert wird, zu verstehen". Somit sei das duale System 

eine hervorragende Voraussetzung für eine gute Fachkräftequalifizierung, die nicht so 

ohne weiteres durch "rein schulische Bildungssysteme ersetzt" werden könne. Das 

duale System sollte beibehalten und weiterentwickelt werden, um auch für die Zukunft 

eine wichtige "Grundlage für die berufliche Qualifizierung und eine wichtige Voraus-

setzung für den Standortvorteil der deutschen Wirtschaft" darzustellen (AGV). Zur 

Gewährleistung einer solchen beruflichen Qualifizierung, so betonen einige Vertreter 

der Arbeitgeberverbände, sei es auch weiterhin notwendig, daß die Hauptverbände in 

ihren Gremien die von den Firmen herangetragenen divergierenden Anschauungen 

und Änderungsvorstellungen hinsichtlich der Ausbildungsbedingungen berücksichtig-

ten. "In gemeinsamen Gesprächsrunden mit Vertretern der Gewerkschaften, Kammern, 

Schulen und Behörden werden dann diese Änderungs- und Vorstellungswünsche um-

gesetzt. Bisher hat dieses Vorgehen für das duale System nur Vorteile gebracht" 

(AGV). Allerdings seien "Speziallösungen wie z.B. die überbetriebliche Finanzierung 

im Bauhandwerk mit eigener Ausprägung" nicht so ohne weiteres auf "andere Berei-

che zu übertragen" (AGV). Gerade diese überbetriebliche Finanzierungsform der Be-

rufsausbildung wird von Gewerkschaftsseite verstärkt gefordert, da nur sie "die Quali-
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tät der beruflichen Ausbildung positiv beeinflussen" könne (G). Bedeutsam erscheint 

dem Verfasser auch der warnende Hinweis eines Gewerkschaftsexperten, der sich wie 

folgt äußert: "Es ist zu bedauern, daß die zur Zeit stattfindende Abkehr von einem In-

dustriestaat hin zu einem Dienstleistungssystem verbunden mit einem starken Abbau 

von Arbeits- und Ausbildungsplätzen auch das duale System beeinträchtigen wird." 

Zur dritten Einführungsfrage an die Interviewbefragten, wie sie die Position des ande-

ren Sozialpartners zum dualen System einschätzen, werden unterschiedliche Vorstel-

lungen und deutliche Meinungsverschiedenheiten bzgl. der Durchsetzung der dualen 

Berufsausbildung betont. So sei nach Ansicht eines Gewerkschaftsexperten das derzei-

tige Verhalten der Arbeitgeberseite hinsichtlich des Abbaus von Ausbildungsplätzen 

und des Berufsschulunterrichts "zugunsten von höheren Verbleibstunden im Betrieb 

äußerst kontraproduktiv" und für das "duale System schädlich" (G). Andererseits wird 

aber von beiden Expertengruppenvertretern im Interview die "gemeinsame, kooperati-

ve und fruchtbare Zusammenarbeit in Fragen der Berufsausbildung und Weiterbil-

dung" herausgestellt. Entscheidend sei, daß man "sozialpartnerschaftlich miteinander 

umgeht", so ein Gewerkschaftsexperte. Der Vertreter eines Arbeitgeberverbandes sieht 

die Gewerkschaften zwar als notwendigen Faktor im Rahmen der Berufsausbildung, 

fordert aber gleichzeitig von ihnen mehr Bereitschaft "aus ihrer gesellschaftlichen Po-

sition heraus, Sorgfaltspflichten zu übernehmen und Verantwortung mitzutragen". Im 

Vergleich zu der distanzierten Haltung der Gewerkschaften gegenüber dem dualen 

System in den 70er Jahren wird von der Arbeitgeberseite heute das "eindeutige Be-

kenntnis der Gewerkschaften zum dualen System als eine wichtige Grundlage der 

Fachkräftequalifizierung" angesehen. Dies seien gute Voraussetzungen für die "Wei-

terentwicklung des dualen Systems der Berufsausbildung" (AGV). 

2.3. Auswertungsergebnisse und Interpretation 

Im Rahmen der Interpretation der Untersuchungsergebnisse versucht der Verfasser im 

folgenden, die Ergebnisse zu bewerten, indem er durch Gegenüberstellung der Aussa-

gen beider Sozialpartner feststellen will, inwiefern deren Positionen übereinstimmen 

bzw. wo Dissonanzen bestehen. Als Anknüpfungs- und Bezugspunkte sollen hierbei 

die eigenen empirischen Untersuchungsergebnisse der Fragen 1 bis 19 dienen. Wäh-

rend die ausführliche Formulierung der einzelnen Frage bzw. der Aufgabenstellung 

aus dem Fragebogen (Anhang 1) zu ersehen ist, ergibt sich dessen tabellarische Aus-

wertung aus Anhang 7 "Tabellarische Auswertung der Fragebogenuntersuchung". 
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Die Verteilung der Einstufungsmerkmale hinsichtlich der Antwortkategorien erfolgt 

nach auf- bzw. abgerundeten Prozentangaben, die waagrecht eingetragen sind. Die 

Äußerungen der Befragten im Fragebogen und bei den Interviews werden in der fol-

genden Ausarbeitung jeweils in Anführungsstrichen zitiert. 

Der Verfasser berücksichtigt auch aktuelle Diskussionsaspekte anhand der Literatur 

aus Sicht der Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften. Hauptziel bleibt die Überprü-

fung der Ausgangshypothese, ob die Krise des dualen Systems durch eine von Arbeit-

geberverbänden und Gewerkschaften getragenen Reform überwunden werden kann. 

2.3.1. Reform durch Stärkung und Weiterentwicklung des dualen Systems 

Bei Frage 1 kritisiert ein Experte der Arbeitgeberverbände den Begriff "Fachkreise" 

und ergänzt im Fragebogen hierzu "Welche Fachkreise?" Im Interview stellt der Be-

fragte dann fest, daß er sich selbst als Mitarbeiter eines Arbeitskreises der kaufmänni-

schen Ausbildungsleiter für die Wirtschaft und für das KWB hier einbezogen sehe. Er 

habe die Frage zur Reform des dualen Systems (Fragebogen) dahingehend verstanden, 

daß viele "Fachkreise" beabsichtigten, das duale System "unter Staatsaufsicht zu stel-

len und einen Teil der kaufmännischen Berufe abschaffen" wollten. So sei auch zu 

verstehen, daß er bei dieser Frage überall die Skalierung trifft überhaupt nicht zu an-

gekreuzt habe. Ein Gewerkschaftsexperte sieht diese Bezeichnung als eine "Unterstel-

lung" und lehnt die Beantwortung der Frage ab. Für die Interviewexpertin des KWB 

ist der Begriff "Reform" mißverständlich, denn Angriffspunkt einer Reform sei für sie 

"etwas, was wesentlich verändert werden soll, d.h. was von seinen Grundstrukturen 

her schon falsch" sei. Reform sei die Schaffung von etwas "Umwälzendem". Dies alles 

treffe für das duale System nicht zu, da es sich ja "bewährt" habe. Für diese Zielperson 

ist also eine grundlegende Reform im eigentlichen Sinne nicht notwendig, denn es gä-

be ihrer Meinung nach viele Perspektiven, die im Berufsbildungssystem angelegt sei-

en, aber nicht genützt würden. Man müßte diese positiven Gesichtspunkte beachten 

und sie stärker berücksichtigen, wie z.B. die gegebenen Möglichkeiten des BBiG voll 

auszuschöpfen. Dies betreffe die "zweijährigen Berufe wie auch Differenzierungsmög-

lichkeiten nach Fachrichtungen". Ein Interviewpartner der Druckindustrie erwähnt 

demgegenüber Reformmöglichkeiten mit dem Ziel, die "bürokratischen Strukturen, die 

die Ordnungsverfahren schwerfällig und zeitaufwendig" machten, "zu entrümpeln und 

geschmeidiger zu gestalten", um schneller "die aktuellen Anforderungen in die Ord-

nungsmittel" aufnehmen zu können. Hierbei sollten die "Ordnungsverfahren weniger 

unter bildungspolitischen als vielmehr unter sachlich fachlichen Aspekten" ablaufen. 
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In diesem Zusammenhang bezeichnet dieser Experte die "geringe Flexibilität des ge-

setzlichen Regelwerks" des dualen Systems als "starren Formalismus". Bedingt durch 

die rasante Entwicklung der letzten Jahre wirke dies sogar "ausbildungshemmend". Es 

verwundere daher keineswegs, daß sich Unternehmen der Druckindustrie "nach neuen 

Bildungsformen" umsähen. Geplant sei diesbezüglich eine Art "Modulsystem" im  

Sinne eines "Bausteinkonzepts", das allerdings von den englischen bzw. schottischen 

Modulsystemen zu unterscheiden sei. Innerhalb einer dreijährigen Berufsausbildung 

eines bestimmten anzustrebenden Berufes sollen die Module in "zwei Drittel Pflicht- 

und ein Drittel Wahlpflichtbereiche" aufgeteilt werden. Dies könnte eine bessere 

Übereinstimmung der Betriebe mit den Ausbildungsrichtlinien bewirken. Die Expertin 

eines Wirtschaftsverbandes hält es schließlich für notwendig, daß die Ausbildung 

"kontinuierlich den Anforderungen an die Qualifikation angepaßt" werden sollte, in-

dem sich die Unternehmen in ihrer Ausbildung und damit auch in der "Erfüllung der 

Ausbildungsordnungen flexibel" zu verhalten hätten.  

Wie die tabellarische Auswertung zu Frage 1 zudem zeigt, trifft für die Mehrheit der 

Arbeitgeberverbändevertreter und der Gewerkschaftsexperten kaum bzw. überhaupt 

nicht zu, daß das duale System die notwendigen Qualifikationen nicht mehr vermitteln 

könne (Item 1: AGV: 25% trifft kaum zu und 37% trifft überhaupt nicht zu / G: 36% 

trifft kaum zu und 14% trifft überhaupt nicht zu). Nach Meinung eines anderen Inter-

viewpartners (AGV) müßte auch der "Verbindungsbereich zwischen Berufsschule und 

Wirtschaft" reformiert werden. Da die Berufsschule heute ein "zu ausgeprägtes domi-

nantes Übergewicht in der Festlegung der Berufsinhalte im schulischen Bereich" habe, 

blieben oft die "aus Betrieben eingebrachten Anliegen und Gesichtspunkte im schuli-

schen Teil der Ausbildung unberücksichtigt" (AGV). Auch den Arbeitgeberverbänden, 

die für die "Ausbildung ihrer Mitglieder verantwortlich sind", müßte das Recht zuge-

standen werden, "als Vertreter der Wirtschaft viel mehr und viel intensiver Vorschlä-

ge" gegenüber dem schulischen Bereich durchsetzen zu können. "Alles ist ein Geben 

und Nehmen zwischen Wirtschaft und Berufsschule" (AGV).  

Beide Sozialpartner erachten auch die mangelhafte Abstimmung zwischen Bildungs- 

und Beschäftigungssystem mit den Wertungen AGV: 50% trifft teilweise zu und  

G: 29% trifft voll zu und 50% trifft teilweise zu (Item 2) als wesentlichen Grund für 

eine Reform des dualen Systems. Eine Interviewpartnerin (AGV-KWB) bezeichnet in 

ihrem Gespräch mit dem Verfasser das Abstimmungsproblem zwischen Bildungs- und 

Beschäftigungssystem als das Kernproblem überhaupt, das mitunter verursacht werde 

durch eine gewisse "Erstarrungshaltung des Bildungssystems, das sich immer mehr in 
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vielen Entwicklungen von den Anforderungen des Beschäftigungssystems abgekop-

pelt" habe. Ein anderer Interviewpartner (AGV) weist darauf hin, daß wohl viele Bil-

dungsumfragen in Berufsschulen und Technikerschulen wie auch Bedarfsermittlungen 

in den Betrieben durchgeführt würden. "Die richtigen Zahlen" seien jedoch wegen  

einer "zu wenig vorausschauenden Personalpolitik in den Kleinbetrieben" nicht erfaß-

bar. Jeweils ein Befragter der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften machen 

im Interview deutlich, daß ihrer Meinung nach eigentlich keine mangelhafte Abstim-

mung zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem bestünde. Vielmehr sei durch 

das Konsensprinzip bei der Erarbeitung der neuen Ordnungsmittel gewährleistet, daß 

Erfahrungen der betrieblichen Praxis sowie unter Mitarbeit der Gewerkschaften und 

der Abstimmung mit dem KMK-Rahmenlehrplanausschuß Vorschläge bei dem BIBB 

eingebracht würden. Dies bedeute auch eine "echte Verzahnung von Theorie und Pra-

xis". Schließlich warnt ein Gewerkschaftsexperte vor der Gefahr, bei der Vermittlung 

von Kenntnissen und Fertigkeiten "zu sehr auf die fachliche Komponente zu setzen" 

und unter Bevorzugung von "Fachtheorie und Fachpraxis" die Vermittlung von All-

gemeinbildung zu vernachlässigen, denn diese sei für vielseitig einzusetzende zukünf-

tige kaufmännische Fachkräfte neben der Fachbildung unerläßlich. In den 60er und 

70er Jahren wurde oftmals die Frage gestellt, ob das Wirtschaftssystem ein "solches 

Ausmaß von weiterführender schulischer Bildung, höherer Fachausbildung und Hoch-

schulausbildung benötige, wie durch die Bildungsexpansion angeboten werde" (Teich-

ler 1983, S. 16). Auf heute bezogen ist jedenfalls eine schulische und berufliche Quali-

fizierung erforderlich, um den erhöhten Anforderungen der beruflichen Praxis zu ge-

nügen. Wichtig hierzu ist ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Bildungssystem und 

Beschäftigungssystem. Wenn auch "Bildungs- und Arbeitssystem" als "Teilsysteme" 

selbständig funktionieren, müssen sie trotz vielfältiger "Friktionen" wie "Fehl-, Über- 

und Unterqualifizierung, Mangel an Arbeits- und Ausbildungsplätzen und Überaka-

demisierung" gegenseitig reagieren, um eine entsprechende Qualifizierung im Bil-

dungs- und Ausbildungssystem sicherzustellen (Neumann 1996a, S. 3). Ohne die Exi-

stenz dieser "gesonderten Systeme" würde das "gesellschaftliche Leistungsniveau" wie 

auch das "Niveau personaler Bildung" gemindert werden (Neumann 1996a, S. 3). Al-

lerdings operieren die einzelnen Teilsysteme nach eigenen Ordnungsprinzipien. So 

"reproduziert die Wirtschaft Zahlungsfähigkeit", die "Wissenschaft wahre Einsichten" 

und die "Bildung Leistungsauswahl", wobei mit vermehrter "funktionaler Differenzie-

rung" auch die "Autonomie der Teilsysteme" entsprechend beeinflußt wird. Gleichzei-

tig ergibt sich eine erhöhte "wechselseitige Abhängigkeit", da das Wirtschafts- und 

Arbeitssystem eine "Qualifizierung und Auslese" geeigneter Ausbildungsabsolventen 
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erwartet (Neumann 1996a, S. 3). Die staatliche Bildungs- und Beschäftigungspolitik 

kann allerdings keine "übergeordnete, direkt eingreifende Funktion" für sich beanspru-

chen, um nicht der Politik eine zu starke Bedeutung im "Verhältnis von Arbeit und 

Bildung" zuzugestehen (Neumann 1996a, S. 4). Eher muß eine "grundsätzliche funk-

tionale Gleichberechtigung der gesellschaftlichen Teilsysteme" akzeptiert werden, was 

jedoch der Realität entsprechend dem Wirtschaftssystem keineswegs eine dominantere 

Rolle absprechen kann. Trotzdem werden dadurch die "grundlegenden Reprodukti-

onsmuster anderer sozialer Teilsysteme" nicht beeinträchtigt werden (Neumann 1996a, 

S. 4). Somit müssen dann im "Rahmen einer durch Abstimmung und Steuerung ope-

rierenden Re-Integration von beruflicher Bildung und Beschäftigung" pädagogische 

Entscheidungen des Berufsbildungssystems an "ökonomischen Prozessen" orientiert 

werden (Neumann 1996a, S. 10). Gleichzeitig nutzt der Berufsbildungsbereich die aus 

einer Vielzahl anderer Bereiche stammenden "Vorteile funktionaler Differenzierung", 

die dann auf einem "höheren Niveau intersystemischer Abstimmung und Steuerung" 

abzusichern sind (Neumann 1996a, S. 10). Hierbei könnten sicherlich entsprechende 

Unterstützungsmöglichkeiten und Lösungsansätze durch die Bundesanstalt für Arbeit 

sowie durch ein besseres Funktionieren der Verbindung Berufsschule und Ausbil-

dungsbetrieb mit organisatorischer Unterstützung der Kammern erfolgen. Aufgabe der 

Bildungspolitik wird es sein, insbesondere in Zeiten einer Beschäftigungskrise "Zwi-

schenweg[e]" zu finden und zu nutzen, damit das "Bildungssystem gegenüber dem 

Beschäftigungssystem" nicht in einer "passiven Haltung" verharrt (Teichler 1987, 

S. 51). 

Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften sehen auch in dem geänderten Bildungsver-

halten der Jugendlichen einen Grund für eine Reform bzw. für eine Weiterentwicklung 

des dualen Systems (Item 3: AGV: 25% trifft voll zu, 37% trifft teilweise zu, G: 29% 

trifft voll zu, 50% trifft teilweise zu). Die Expertin eines Wirtschaftsverbandes ist je-

doch trotz der Folgen des geänderten Bildungsverhaltens der Jugendlichen der Auffas-

sung, daß dies keineswegs eine mögliche "Veränderung der kaufmännischen berufli-

chen Ausbildung" bedeuten würde.  

Eine "zu geringe Differenzierung der Bildungswege" (Item 4) ist für beide Sozialpart-

ner kaum bzw. überhaupt nicht zutreffend, um das duale System zu reformieren 

(AGV: 25% und 37% trifft kaum/überhaupt nicht zu; G: 22% und 36% trifft kaum/ 

überhaupt nicht zu). Nur ein Befragter der Arbeitgeberverbände kritisiert die seiner 

Ansicht nach "zu geringe Differenzierung der Bildungswege nach dem Niveau der 

Schüler" und empfiehlt, Klassen mit Schülern nach Hauptschul-, Sonderschulabschluß 
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bzw. mit Mittlerer Reife und Abitur zu bilden. Notfalls müßten dann trotz unterschied-

licher Regierungsbezirke von mehreren Schul- oder IHK-Bereichen diese Gruppen 

gerade auch im Zeichen einer immer mehr "um sich greifenden Mobilität am Arbeits-

platz" zusammengeführt werden. "Bürokratische Hemmnisse" von seiten der Schul-

verwaltung wären hier natürlich zu überwinden. 

Das stark ausgeprägte Bildungsstreben nach Abitur- und Hochschulabschluß wird si-

cherlich manche Korrekturen und Veränderungen im allgemeinbildenden Schulwesen 

mit Rückwirkung auf das duale System der Berufsausbildung bewirken. Hierbei zei-

gen sich zwischen den Vertretern der beiden Sozialpartner gegensätzliche Positionen. 

So werten die Arbeitgeberverbände die Antwortkategorie "Krisensituation des deut-

schen Schulsystems" (Item 5) im Fragebogen auch nur mit 37% trifft teilweise zu als 

Grund für eine Reform. Nach Ansicht einer Expertin eines Wirtschaftsverbandes sei 

zudem der Begriff "Krisensituation des deutschen Schulsystems" zu hart formuliert. 

Nirgends gäbe es eine "ideale Schule" und jeder habe "kritische Anmerkungen zum 

Schulsystem". Dies könne jedoch so differenziert sein, so daß es unmöglich sei, dies 

mit einem Begriff zu kennzeichnen. Die Krisensituation des deutschen Schulsystems 

ist allerdings für die Gewerkschaftsexperten mit einer Zustimmung von 29% trifft voll 

zu und 43% trifft teilweise zu als Grund für eine Reform anzusehen. Ein Gewerk-

schaftsexperte ergänzt die vorgegebenen Items noch durch zwei eigene Kritikpunkte. 

Hierbei verweist er auf die größtenteils mangelhafte Ausbildungsplatzsituation, die 

fehlende Durchlässigkeit des deutschen Bildungswesens sowie die mangelnde Ab-

stimmung zwischen den beiden Lernorten Betrieb und Berufsschule. Bezüglich des 

geänderten Bildungsverhaltens der Jugendlichen und der Krisensituation des deutschen 

Schulsystems wird auch aus mehreren Interviewaussagen von Befragten der Arbeitge-

berverbände deutlich, daß man dies "alles nicht so isoliert, sondern in Zusammenhang 

mit dem Arbeitsmarkt sehen" müsse, auch wenn das "zeitversetzt zu Buche schlägt". 

Die Wirtschaftsvertreter wollen die ihrer Meinung nach bewährte Dreigliedrigkeit des 

Schulwesens mit starker Förderung der Hauptschule erhalten, während die Gewerk-

schaften das dreigliedrige Schulsystem durch die verstärkte Einführung von Gesamt-

schulen ersetzen wollen. Auch die Realisierung der Forderung nach einem Abiturab-

schluß nach zwölfjähriger Schulzeit würde nach Meinung des Verfassers erhebliche 

Probleme für das duale System verursachen. Eine solche Verkürzung der Schulzeit 

wird zur Zeit von seiten der Gewerkschaften abgelehnt. Der gewerkschaftlichen Auf-

fassung entsprechend müßten zuvörderst die "Inhalte von Schule diskutiert und das 

gegliederte Schulwesen aufgegeben" (Witte 1994, S. 84) werden. In Anlehnung an 

Untersuchungsergebnisse aus Hessen seien zudem auch die "Einspareffekte" (Witte 
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1994, S. 83) äußerst gering. Eine Verkürzung der gymnasialen Oberstufe würde sich 

auf die durchschnittlich dreijährige berufliche Erstausbildung insofern auswirken, als 

die Nachfrage Jugendlicher mit Sekundarstufe I-Abschluß nach einer dualen Be-

rufsausbildung stark nachlassen könnte. Interviewexperten der Arbeitgeberverbände 

deuten in diesem Zusammenhang auch an, daß es arbeitsmarktpolitisch für die Arbeit-

geber enttäuschend sei, wenn viele Abiturienten nach einer dualen Berufsausbildung 

ein Studium ergriffen. Aus eigener Berufserfahrung kann aber der Verfasser diesbe-

züglich die Argumente eines Gewerkschaftsexperten und eines Experten der Arbeitge-

berverbände unterstreichen, daß man doch mit einer betrieblichen Berufsausbildung 

und dualem Ausbildungsabschluß den Anforderungen eines Studiums besser entspre-

chen könne. Trotz dieses kleinen Umweges sind auch die Karrierechancen für solche 

jungen Leute weitaus besser als nur mit Studienabschluß. Wenn aber andererseits dua-

len Ausbildungsabsolventen mit Abitur nach ihrer Berufsausbildung entsprechende 

berufliche Perspektiven mit Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen geboten würden, 

verblieben sicherlich mehr im erlernten Beruf. Bedeutsam erscheint dem Verfasser 

hierzu die Äußerung eines Experten der Arbeitgeberverbände: "Was nützen uns nur 

Hochschulabgänger? Der Bedarf muß aus dem Bereich des dualen Systems gedeckt 

werden." 

Die Reform des dualen Systems als einem Bildungssystem könnte bewirken, daß eine 

"soziale Ungleichheit" sich vermindert und eine "Humanisierung der Arbeits- und Le-

bensbedingungen" herbeigeführt wird (Hartung/Nuthmann/Teichler 1981, S. 56). Mit 

einer reformierten und somit "verbesserten Bildung" für alle Mitbürger werden dann 

sicherlich die noch existenten "Bedingungen der Arbeitsteilung und ungleichen" Ar-

beitsentlohnung "im Bewußtsein der Beteiligten ihre Selbstverständlichkeit allmählich 

verlieren" (Hartung/Nuthmann/Teichler 1981, S. 57). Allerdings können die Arbeitge-

ber auf Reformen im Sektor der Berufsausbildung empfindlich reagieren, wenn sich 

dadurch Veränderungen in der "produktionsorientierten Ausbildungspraxis" (Neumann 

1979, S. 31) ergeben würden. In diesem Fall befürchten die Arbeitgeber, ihren Einfluß 

auf "Ziele, Formen und Inhalte der beruflichen Erstausbildung" (Neumann 1979, 

S. 31) einzubüßen. Sicherlich werden Reformen, die die betrieblichen Ausbildungsko-

sten für die Ausbildungsbetriebe erhöhen, bei den Unternehmen dann "Gegenreaktio-

nen" hervorrufen (vgl. Neumann 1979, S. 31). Trotzdem wird in der gegenwärtigen 

Lage eine Reformbedürftigkeit des dualen Systems der Berufsausbildung nicht nur von 

Gewerkschaftsseite, sondern auch von seiten der Unternehmer bestätigt. So fordern bei 

einer im Auftrag der Bertelsmann Stiftung durchgeführten Umfrage des Bielefelder 

Meinungsforschungsinstituts EMNID "60% der Ausbildungsverantwortlichen" (Hänel 
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1999, S. 2) von 200 Firmen dringende Verbesserungen. Keinesfalls soll das duale Sy-

stem "über Bord" geworfen werden, denn 86% der Befragten halten es für reformfähig 

(vgl. Hänel 1999, S. 2). Hinsichtlich der Reformmöglichkeiten des dualen Systems 

ergeben sich unterschiedliche Auffassungen der Experten. Die Arbeitgeberverbände 

fordern ein schnelleres Reagieren der Lernorte auf die Wandlungen der Arbeitswelt 

sowie eine Verbesserung der inneren Flexibilität des dualen Systems, gekoppelt mit 

einer besseren Nutzung der betrieblichen Ausbildungsmöglichkeiten. Hierbei sollten 

die Verfahren mehr fachlich und weniger politisch ausgerichtet sein. Die deutschen 

Industrie- und Handelskammern und der DIHT empfehlen neuerdings im Rahmen ih-

res 1999 entwickelten Satellitenmodells auch eine "größere Flexibilität und betriebli-

che Differenzierung", damit für die "jeweiligen Berufsprofile" besser "fachliche Quali-

fikationen vermittelt, vertieft und erweitert" werden könnten (DIHT 1999b, S. 7). Die 

Gewerkschaften hingegen befürchten mit dieser "totalen Flexibilisierung" der Ausbil-

dungsinhalte und Ausbildungsverträge eine "Auflösung der allgemeinverbindlichen 

Ausbildungsstandards", um den Kammern die "Oberhoheit" zu sichern (Heimann/ 

Ehrke 1999, S. 26). Außerdem werde dem dualen System durch eine solche Flexibili-

sierung mehr Schaden zugefügt. 

Die Gewerkschaftsexperten fordern im Fragebogen und in den Interviews als zentrale 

Punkte im Rahmen von Reformen eine solidarische Umlagefinanzierung per Gesetz, 

verbunden mit einem Leistungsausgleich zwischen ausbildenden und nicht ausbilden-

den Unternehmen, denn nur dadurch könne das eigentliche Krisensymptom des dualen 

Systems, nämlich ein zu geringes Angebot an Ausbildungsplätzen, verbessert bzw. 

gelöst werden. Außerdem sollte eine Gleichwertigkeit von Abitur und Berufsabschluß 

erreicht werden. Die Berufsschule sei von der Pflichtschule zur Angebotsschule zu 

entwickeln und entsprechend zu modernisieren, der Aus- und Weiterbildungsbereich 

der Ausbilder müßte erweitert und die Prüfungen wesentlich vereinfacht werden. Fer-

ner erwarten die Gewerkschaftsvertreter, daß die Qualitätsstandards verstärkt gesichert 

bleiben und zwar unter dem Aspekt, aussichtsreiche Zukunftsberufe zu schaffen und 

eine bessere Verzahnung der Aus- und Weiterbildung zu gewährleisten. Berechtigter-

weise warnt ein Gewerkschaftsexperte vor dem Problem, immer mehr Zukunftsberufe 

zu fordern und die heutigen Ausbildungsberufe zu vernachlässigen, wobei es über-

haupt schwierig sei festzustellen, welcher Beruf zukunftsorientiert sei und welcher 

nicht. Hierbei genüge es nicht, neue Ausbildungsberufe zu schaffen und dann auf ent-

sprechende Ausbildungsplätze zu hoffen. Diesem Argument kann zugestimmt werden, 

denn die Bundesanstalt für Arbeit, die Kammern und Betriebe können wohl neue Be-

rufe propagieren, diese müßten aber am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt schließlich 
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Akzeptanz finden. Im Gegensatz zu den Experten der Arbeitgeberverbände fordern die 

Gewerkschaftsexperten auch dringend eine Reform des BBiG insbesondere wegen 

einer fehlenden Regelung der Finanzierung der Berufsbildung. Auch diese Forderung 

ist zu befürworten, da doch bis heute im Geltungsbereich dieses Gesetzes öffentlich-

rechtliche Dienstverhältnisse sowie die Berufe der erzieherischen, fürsorgerischen und 

kirchlichen Bereiche nicht einbezogen sind. Den Auswertungsergebnissen der Ge-

werkschaftsexperten entsprechend sollten ferner geeignete Reformmaßnahmen des 

dualen Systems entsprechende Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer vorsehen. In 

dieser Hinsicht wäre es notwendig, insbesondere die Mitbestimmungsrechte bei den 

Berufsbildungsausschüssen, bei Ordnungsfragen der beruflichen Bildung und bei Prü-

fungsregelungen zu verstärken. Allerdings müßten die Gewerkschaften auch ihre Mit-

bestimmungs- und Mitwirkungsrechte im Betrieb stärker nutzen. 

2.3.2. Steigerung und Sicherung der Attraktivität des dualen Systems 

Für äußerst wichtig erachtet der Verfasser die mehrheitliche Zustimmung der Experten 

beider Sozialpartner für eine attraktivere Gestaltung der dualen Berufsausbildung, wo-

bei sich hinsichtlich der Auswertungsergebnisse bei den Items übereinstimmende und 

unterschiedliche Positionen ergeben. 

Bezogen auf Frage 2 (Item 1) sehen im Gegensatz zu den Gewerkschaften (100% voll 

zutreffend) die Experten der Arbeitgeberverbände mehrheitlich keinen Anlaß, die Kon-

junkturabhängigkeit der Berufsausbildung zu mildern (37% weder/noch, 25% keine 

Angabe). Im Interview vertreten nahezu alle Arbeitgeberexperten die Auffassung, daß 

die Konjunkturabhängigkeit der Berufsausbildung nicht unbedingt ein "gravierendes 

Problem" darstelle. "Ausbildung" sei immer eine "Frage des Bedarfs und auch der Ko-

sten". Zudem könne das duale System gewisse Konjunkturschwankungen auch mit 

Einschränkungen im Ausbildungssektor verkraften. Wenn man die Ausbildung aus-

schließlich in den "staatlichen Sektor" eingliedere, würden sich auch Konjunktur-

schwankungen durch "unterschiedliches Steueraufkommen" bemerkbar machen. Unter 

der Voraussetzung geeigneter Rahmenbedingungen könnten sicherlich konjunkturab-

hängige Entwicklungen der Berufsausbildung gelöst werden. Auch wenn die Betriebe 

nach Überbedarf ausbildeten, könnten sie die konjunkturellen Probleme kurzfristig 

bewältigen, sofern die Rahmenbedingungen stimmten. Nach Meinung des Verfassers 

bleibt hier jedoch kritisch zu fragen, warum dann viele Unternehmen bei schwächerer 

Konjunktur Ausbildungsstellen reduzieren bzw. Ausbildungskapazitäten ganz aufge-

ben sowie von ausgebildeten Fachkräften nur ein Teil übernommen wird. Zu gegebe-



 151 

ner Zeit fehlen dann bestimmte Fachkräfte und auch an einer Berufsausbildung inter-

essierte Jugendliche. Im Gegensatz zur Auffassung der Experten der Arbeitgeberver-

bände sollte entsprechend der Wertung und Interviewaussagen der Gewerkschaftsex-

perten die Konjunkturabhängigkeit der Berufsausbildung gemildert werden. Schon aus 

dem Verhalten vieler Unternehmen in der Zeit bisheriger Wirtschaftskrisen wie auch 

in der gegenwärtigen Situation ergebe sich, daß das duale System konjunkturabhängig 

sei und "steuernde" sowie "regelnde Eingriffe" offensichtlich notwendig mache (IG 

Metall 1993c, S. 278). Aus gewerkschaftlicher Sicht müsse die Berufsausbildung zu-

künftig stärker konjunkturunabhängiger gestaltet werden. Der betriebliche Teil des 

beruflichen Bildungswesens dürfe nicht vollständig an die "Wirtschaftskraft von Be-

trieben und Branchen" (Heimann 1994, S. 301) angekoppelt werden. Auch betonen die 

Gewerkschaftsexperten, daß es nachteilig sei, wenn die angebotenen Berufe sich zu 

stark an brancheneigenen Bedingungen orientierten und deshalb bei Konjunkturein-

brüchen sehr arbeitsplatzgefährdet seien. Von Interviewpartnern der Gewerkschaften 

wird gegen Konjunkturanfälligkeit eher eine Ausbildung in "funktionsübergreifenden 

Berufen" anstelle von "Branchenberufen" befürwortet. Nur eine "funktionsorientierte 

Qualifikation" im Rahmen einer "betriebs- und branchenunabhängigen Ausbildung" 

sichere eine "qualifizierte berufliche Mobilität und Flexibilität". Die Vorstellung der 

Gewerkschaften, im kaufmännischen Bereich Industriekaufleute und Bürokaufleute 

mit Kaufleuten für Bürokommunikation in einem "Fachrichtungsmodell" zusammen-

zufassen, sei bisher am Widerstand der Arbeitgeber gescheitert, die den "branchenori-

entierten" Industriekaufmann so belassen wollten. Auch das Vorhaben der Gewerk-

schaften, Bank- und Versicherungskaufleute in dem sog. "Allfinanzberuf" zusammen-

zufassen, sei von den Banken und Versicherungen bisher verhindert worden, obwohl 

viele Banken Versicherungsdienstleistungen und Versicherungen ihrerseits Finanz-

dienstleistungen verstärkt durchführten. 

Bei dem Item hinsichtlich der Realisierung der Gleichwertigkeit von Berufs- und All-

gemeinbildung stimmen die Experten beider Sozialpartner mehrheitlich zu (Item 2: 

AGV: 37% trifft voll zu, 38% trifft teilweise zu, G: 100% trifft voll zu). Auch im Inter-

view sehen sie diese Frage als eine wichtige Forderung, die alle an der Berufsbildung 

Beteiligten betreffe. Die Befragten der Arbeitgeberverbände betonen dabei insbeson-

dere, daß die vermittelten Qualifikationen in der Ausbildung und im allgemeinbilden-

den Bereich sich unterscheiden müßten. Von Gewerkschaftsseite wird als positiv zum 

Problem Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung betont, daß in Zu-

sammenarbeit mit der KMK in den Bundesländern eine Gleichstellung des Ausbil-

dungsabschlusses mit der Mittleren Reife als Sekundarstufe I-Abschluß erreicht wür-
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de. Auch der Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte ohne Abitur wird von den 

Gewerkschaftsexperten positiv gewertet. 

Die Experten der Arbeitgeberverbände betonen insbesondere, daß Gleichwertigkeit 

keineswegs Gleichartigkeit bedeute. In der Ausbildung sollte nicht dieselbe Qualifika-

tion vermittelt werden wie im allgemeinbildenden Bereich. Es müsse vielmehr deut-

lich werden, daß die Ausbildungsabsolventen fachbezogene andere Qualifikationen 

erwerben, die aber vom Anspruch und von der Bedeutung her gleichwertig seien. Hin-

sichtlich der Vermittlung allgemeinbildender Kenntnisse sollte zwar in der Berufsaus-

bildung eine gewisse Fortsetzung der Allgemeinbildung erfolgen, aber Grundlagen-

kenntnisse können in der Berufsschule nicht wegen gewisser Schwierigkeiten der 

Hauptschule zu Lasten der Berufsschule nachgeholt werden. Diesbezüglich verweist 

der Verfasser auf das äußerst knapp bemessene Zeitdeputat in der Berufsschule, so daß 

die Vermittlung entsprechender Allgemeinbildung nur beschränkt erfolgen kann. Au-

ßerdem lassen die vielfach mangelhaften Kenntnisse der Hauptschüler die Aussage zu, 

daß nur ein Teil dieser Schüler für eine Qualifikation im kaufmännisch-verwaltenden 

Bereich geeignet ist. Nach Auffassung der Gewerkschaften sei das Bildungssystem so 

weiterzuentwickeln, damit die "Berufsausbildung keine Bildungssackgasse" (Ehrke 

1994, S. 245) darstelle und die Trennung von Berufs- und Allgemeinbildung über-

wunden werden könne. In dieser Hinsicht fordern DGB und IG Metall sogar die 

"Gleichstellung der Berufsabschlüsse mit dem Abitur" (Ehrke 1994, S. 245), d.h. die 

allgemeine Studienberechtigung für alle Absolventen der Sekundarstufe II. Diesbezüg-

lich kann der Verfasser den Argumenten zweier Gewerkschaftsexperten nur zustim-

men, beruflich Qualifizierte ohne Abitur zunächst doch eher durch praxisorientierte 

Aufbaukurse zu fördern, bevor diese überstürzt ein Studium beginnen. 

Nahezu übereinstimmend befürworten die Sozialpartner sowohl in ihrer Fragebogen-

wertung als auch in den Interviewgesprächen, daß ein Beitrag zur Gleichwertigkeit 

auch in dem Aufzeigen von Karriereperspektiven für Auszubildende zu sehen wäre 

(Item 3: AGV: 25% trifft voll zu, 37% trifft teilweise zu, G: 79% trifft voll zu, 14% 

trifft teilweise zu). Insbesondere sollte die jeweilige Branche für die Jugendlichen "in-

teressant gemacht werden, um überhaupt geeignete Auszubildende zu bekommen" 

(AGV). So berichtet der Interviewpartner der Bundesvereinigung der Arbeitgeber im 

Bundesverband Bekleidungsindustrie, daß im gewerblichen Bereich dieser Branche 

seit kurzem die beiden neuen Berufsbezeichnungen "Modenäherin und Modeschneide-

rin" mit entsprechend verbesserten Bedingungen die Ausbildung für diese Berufe at-

traktiver machen sollen. Man versuche jetzt auch, dies auf die kaufmännische Ausbil-
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dung auszudehnen. Ein anderer Befragter (AGV) begründet im Interview sein Nicht-

ankreuzen des Itempunktes "Es müssen bessere berufliche Karriereperspektiven für die 

Lehrstellennachfrager aufgezeigt werden" (Fragebogen) mit den seiner Meinung nach 

bereits vorhandenen guten Karriereaussichten wie im kaufmännischen Bereich der 

Bauindustrie. Jeder, der sich bemühe und vorhandene Fort- und Weiterbildungsange-

bote wie Baufachwirt, Personalfachwirt, Bilanzbuchhalter u.a. nutze, könne auch ohne 

Studium Karriere machen. Auch ein Gewerkschaftsexperte hat diesen Unterpunkt im 

Fragebogen (Frage 2) nicht beantwortet, da es seiner Ansicht nach für Jugendliche in 

diesem Schulalter zu früh sei, Karrierevorstellungen für die berufliche Bildung aufzu-

bauen. Er äußert sich weiterhin: "Sie können noch keine Vorstellung über all das, was 

auf sie zukommt, entwickeln." Andere Vertreter der Gewerkschaftsseite ergänzen im 

Fragebogen die Forderung nach mehr betrieblichen Ausbildungsstätten und erwarten 

eine "betriebliche Karriereplanung schon während der Ausbildung" und die Garantie 

einer Übernahme nach der Ausbildung in qualifizierte Tätigkeiten sowie eine "zeitna-

he Gestaltung des Prüfungswesens". Für eine betriebliche Karriereplanung schon wäh-

rend der Erstausbildung, wie von einem Gewerkschaftsexperten gefordert, spricht 

wohl das Argument, daß das duale System durch eine entsprechende Verzahnung mit 

der beruflichen Weiterbildung eine gewisse Aufwertung erfahren könnte. Der Hinweis 

zweier Gewerkschaftsexperten, die Unternehmen zur grundsätzlichen Übernahme aller 

Ausgebildeten in qualifizierte Tätigkeiten zu verpflichten und dies zu garantieren, ist 

wohl vom sozialen Aspekt her gesehen positiv. Nach Meinung des Verfassers würde 

dies allerdings die Unternehmen in ihren betriebsinternen und personalpolitischen Pla-

nungen stark einengen und möglicherweise das Ausbildungsgeschehen hinsichtlich der 

Ausbildungskapazitäten einschränken. 

Die Forderung, den wirtschaftlichen Entwicklungen bildungspolitisch besser zu ent-

sprechen, wird im Fragebogen von beiden Sozialpartnern zwar mehrheitlich für not-

wendig erachtet (Item 4: AGV: 50% trifft voll zu, 25% trifft teilweise zu, G: 14% trifft 

voll zu, 50% trifft teilweise zu). Im Interview betonen allerdings die befragten Experten 

beider Seiten, daß es äußerst schwierig sei, dies zu realisieren, zumal auch die Kultur-

hoheit der Länder einheitliche bildungspolitische Lösungen erschwere. Bedeutsam ist 

auch die Warnung der Gewerkschaftsexperten vor der Gefahr, daß das Bildungswesen 

nicht einseitigen wirtschaftlichen Unternehmensinteressen unterworfen werden dürfe. 

In diesem Zusammenhang gilt es auch zu beachten, daß eine echte "Harmonie im ab-

soluten Sinne einer totalen Entsprechung von Bildungsprozessen mit Erfordernissen 

des Arbeitsmarktes wohl nicht erstrebenswert" (Hartung/Teichler 1981, S. 55) sei und 

nach Meinung des Verfassers auch nahezu unmöglich sein wird, herbeizuführen. Zu-



 154 

dem bereitet Bildung nicht nur auf die Berufstätigkeit vor, sondern beeinflußt und be-

stimmt ebenfalls das Leben in anderen gesellschaftlichen Bereichen und somit auch 

den gesellschaftlichen Status (vgl. Hartung/Teichler 1981, S. 55 f.). 

Für die Befragten der Gewerkschaften sollte mehrheitlich mit einer Wertung von 14% 

trifft voll zu und 50% trifft teilweise zu das Bewerberpotential aufgrund unterschiedli-

cher Eingangsvoraussetzungen erweitert werden (Item 5), während die Vertreter der 

Arbeitgeberverbände nur mit 25% trifft voll zu dies befürworten. Einige Experten der 

Arbeitgeberverbände ergänzen ihre Wertung auf dem Fragebogen mit dem Zusatz, daß 

sie dies nicht für notwendig erachteten, da für den "kaufmännischen Bereich genügend 

Nachfrager und Ausbildungsstellen zur Verfügung" stünden. Im Vergleich hierzu be-

tonen jedoch die Vertreter der Bau- und Bekleidungsindustrie (AGV und G) die be-

sonderen Schwierigkeiten ihrer Verbände, qualifizierten Nachwuchs für eine kauf-

männische Berufsausbildung zu bekommen. Gewisse Begabungsreserven würden ins-

besondere junge Frauen und Männer, Zuwanderer, ausländische Jugendliche, Unge-

lernte und Angelernte in den Betrieben betreffen, die je nach Eignung, Begabung und 

Interesse sowohl für kaufmännische Berufe als auch für gewerbliche Berufe qualifi-

ziert werden können (vgl. Schlaffke 1994, S. 23). Grundsätzlich müssen mehr Jugend-

liche breiter zur Berufsausbildung motiviert werden, so daß sich die "Ausbildungs-

wünsche" vieler Jugendlicher nicht weiterhin nur auf wenige Ausbildungsberufe kon-

zentrieren (vgl. KWB 1999, S. 9). Für die Zielgruppe der Leistungsstärkeren und Be-

gabten sollten neben Ausbildungszeitverkürzung Zusatzqualifikationen angeboten 

werden, die als "Wahlbausteine gestaltet" und von der Wirtschaft "zertifiziert" werden 

könnten (KWB 1999, S. 12). Entsprechend den Anmerkungen einiger Experten der 

Arbeitgeberverbände zur Frage 2 und aufgrund ihrer Interviewaussagen habe sich bis-

her in manchen Branchen als sehr vielversprechend bewährt, daß der Auszubildende 

im letzten Lehrjahr mit anderen Mitarbeitern bewußt in die Gestaltung des Unterneh-

menskonzeptes einbezogen wurde. Ein solcher "verläßliche[r] Karriereweg" auf der 

Basis einer dualen Berufsausbildung beweist, daß die bislang "subjektiv empfundene 

und objektiv nachweisbare Sackgasse duales System" offener gestaltet werden kann 

(Kiesel 1994b, S. 5). 

2.3.3. Verwirklichung gleicher Chancen in der dualen Berufsausbildung 

Ein Vertreter der Arbeitgeberverbände lehnt die Beantwortung der Frage 3 des Frage-

bogens "Besteht Ihrer Meinung nach in der dualen Berufsausbildung eine Ungleichheit 

der Bildungschancen?" wegen der angeblich "schwarz/weißen" Ausprägung der Frage-
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stellung vollständig ab. Die Itemaussagen hätten ein zu breites Spektrum von Aspekten 

ergeben, und bei der Frage werde auch nicht deutlich, ob sich dies nur auf die Einstel-

lung oder auch auf spätere Perspektiven beziehe. Zwei weitere Experten (AGV) be-

gründen ihre Nichtbearbeitung der Frage 3 mit dem Argument, daß ihrer Meinung 

nach die hier angegebenen Statements nicht allein die duale Berufsausbildung, sondern 

auch andere Bildungsgänge wie auch das Studium beträfen. Aus der tabellarischen 

Auswertung zu Frage 3 sind deutlich gegensätzliche Einschätzungen der Sozialpartner 

ersichtlich. Eine nahezu vollständige Ungleichheit der Bildungschancen bezüglich der 

gegebenen Items bejahen alle Gewerkschaftsvertreter, indem sie bei trifft voll und trifft 

teilweise zu in der Spanne von 7% und mehr bis 93% (43% + 50%) ankreuzen. Diese 

Items umfassen die Bestenauslese der Bewerber, eine oft auftretende ungleiche Be-

handlung Auszubildender je nach Geschlecht, nicht empfehlenswerte Ausbildungsan-

gebote, ungünstige Beschäftigungs- und Aufstiegsperspektiven für Ausbildungsabsol-

venten, eine Benachteiligung des dualen Ausbildungsabschlusses gegenüber dem 

Hochschulabschluß sowie Einkommensdifferenzen unterschiedlicher Qualifikations-

ebenen. Demgegenüber verneinen einige Experten der Arbeitgeberverbände mit ihrer 

Wertung der einzelnen Items hinsichtlich der Einstufung trifft kaum zu bzw. überhaupt 

nicht zu eine Ungleichheit der Bildungschancen. Alle Befragten (AGV) bewerten zu je 

50% bei jedem Item keine Angaben, während andere auch die weder/noch-Position 

vertreten. Aus verschiedenen Zusätzen im jeweiligen Fragebogen ist die Meinungs-

vielfalt einiger Experten deutlich zu erkennen. So sieht ein Vertreter der Arbeitgeber-

verbände eine Ursache der Ungleichheit der Bildungschancen in der "mangelnden in-

haltlichen Abstimmung zwischen Betrieb und Berufsschule", da die heutige Wirtschaft 

durch die "kurzen Innovationszyklen" gezwungen sei, sich ständig neu zu informieren, 

während der Lernort Berufsschule "mit dieser Entwicklung kaum Schritt halten" kön-

ne.  

Hinsichtlich der Ausprägung einzelner Items betonen einige Interviewpartner (AGV), 

daß das Verfahren der Bestenauslese in der Wirtschaft unterschiedlich gehandhabt 

werde. Im Gegensatz zu "Modebranchen" wie Banken und Versicherungen könne der 

Handwerksbereich meistens nur Auszubildende einstellen, die "gerade noch zur Ver-

fügung" stünden. Eine Bestenauslese sei hier nicht möglich, wobei auch noch das "ne-

gative Image einiger Berufsbereiche" eine Rolle spiele. Der Verfasser hält insbesonde-

re die Interviewaussage einer Expertin (AGV) zu dem Problem der Bestenauslese 

(Item 1) für bemerkenswert, daß man den Unternehmen nicht anlasten dürfe, wenn sie 

die Besten nach Eignung und Fähigkeit unter den Bewerbern auswählten. Als generel-

le Verhaltensweise sei doch unzumutbar, entgegenkommenderweise nur schwächere 
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Bewerber zu nehmen. Andere Unternehmen würden bewußt keine Einser-Abiturienten 

allein wegen einer Ausbildung einstellen. Schließlich werden auch die besten IHK-

Abschlußprüfungen nicht unbedingt von den besten Abiturienten erzielt. Für solche 

Unternehmen sind sicherlich Überlegungen wegen eines langfristigen Verbleibs der 

Ausbildungsabsolventen im Ausbildungsunternehmen entscheidend. Allgemein läßt 

sich auch bestätigen, daß viele Unternehmen neben guten Ausbildungsbewerbern auch 

schwächere Ausbildungsinteressenten bewußt einstellen. Im Gegensatz zu den Exper-

ten der Arbeitgeberverbände ist die aus Sicht der Gewerkschaftsexperten von vielen 

Betrieben immer noch stark praktizierte Bestenauslese als punktuelle Auslese ein we-

sentlicher Faktor der Ungleichheit der Bildungschancen. Allgemein gilt zwar, daß 

"Arbeit und erforderliches Arbeitsvermögen im Bildungssystem als Qualifikation 

wahrgenommen werden müssen und daß die darauf zielende Qualifizierung durch Se-

lektion dann reagiert, wenn der Kontext Beschäftigung als Qualifikationsprogramm 

rekombiniert wird" (Neumann 1996b, S. 34). Nach Meinung der Gewerkschafts-

experten sei Selektion jedoch keine sichere Methode, um die Aufgabe der Qualifikati-

on zukünftiger kaufmännischer Fachkräfte zu bewältigen. Die Rolle der Einstellungs-

tests müsse gemindert werden, um für die Erstausbildung gleiche Bildungschancen zu 

eröffnen. Die Betriebe sollten im Sinne einer Förderung differenzierte "Lernvorausset-

zungen" berücksichtigen und "individuelle und schichtenspezifische Unterschiede 

ausgleichen" (DGB 1983, S. 10). Ein Gewerkschaftsexperte gibt im Interview zu be-

denken, daß die Bestenauslese als "punktuelle Auslese" ein "zweischneidiges Schwert" 

darstelle. Sein Argument: "Es ist keine Gewähr, wenn jemand im Ausleseverfahren 

mit gut oder sehr gut abschneidet, daß er bzw. sie sich in der Praxis auch unbedingt 

bewährt". Andererseits gäbe es auch "Personen, die in Prüfungen versagten, in der spä-

teren Berufspraxis sich jedoch gut bewährten" (G).  

Bezüglich Item 2 bestätigen alle Experten der Arbeitgeberverbände im Gespräch, daß 

man heute von einer ungleichen Behandlung männlicher und weiblicher Auszubilden-

der fast nicht mehr sprechen könne, obwohl bei den jungen Frauen ganz "konkrete Be-

rufswünsche in ein sehr beschränktes Spektrum" hineinreichten. Kaufmännische Beru-

fe würden verstärkt von Frauen, jetzt aber auch von Männern bevorzugt, wobei dieser 

"Trend zu white-collar-Berufen das Image der gewerblichen Berufe" sehr beeinträchti-

ge. Berufsausbildung und auch Modellversuche hätten bisher diesbezüglich fast nichts 

ändern können. So blieben auch im gewerblichen Bereich trotz knapper Lehrstellensi-

tuation immer noch Lehrstellen frei. Für die Arbeitgeberseite sei auch die Beschäfti-

gung zu vieler Frauen hinsichtlich familiärer Gegebenheiten doch ein gewisser Unsi-

cherheitsfaktor. In diesem Zusammenhang fordert ein Gewerkschaftsexperte in seinem 
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Fragebogen, daß "gewisse Mindestanteile für bestimmte Gruppen durch Quotierun-

gen" im Ausbildungsbereich gesichert werden sollten. Insbesondere im Rahmen der 

Neuordnung von Berufen wird es infolge eines voraussichtlich steigenden Bedarfs an 

gut ausgebildeten Fachkräften "ökonomisch sinnvoll" sein, auch für junge weibliche 

Fachkräfte gute Ausbildungs- und Aufstiegschancen sowie "qualifizierte Teilzeitstel-

len" und Wiedereinstiegsmöglichkeiten nach Berufsunterbrechungen zu bieten 

(Damm-Rüger 1994, S. 205). 

Bemerkenswert ist die Reaktion der Interviewexperten der Arbeitgeberverbände auf 

die Frage "Nicht empfehlenswerter Ausbildungsangebote" (Item 3). Sie bezeichnen 

nämlich "alle Ausbildungsangebote als recht gut und den Branchen angemessen", was 

aus Sicht des Verfassers als etwas übertrieben angesehen werden kann. Damit der 

Fachkräftenachwuchs für die Wirtschaft auch weiterhin gesichert bleibt, sollten "An-

gebote für Lern- und Leistungsstarke" durch weitere "Differenzierungen der Bildungs-

profile" verbessert werden (Spitzenverbände der Deutschen Wirtschaft 1993, S. 26). 

Ferner ist eine dringende "Umsetzung einer weiteren Differenzierung der Berufsaus-

bildung durch die Bundesregierung" (BMBF 1996, S. 23) erforderlich, um lern- und 

leistungsschwächeren Jugendlichen bessere Ausbildungsangebote unterbreiten zu kön-

nen. Die von Gewerkschaftsseite vielfach als unzumutbar kritisierten Ausbildungsan-

gebote werden im Fragebogen verstärkt als Ursache der Ungleichheit bestätigt. Wenn 

nun von einem Interviewexperten (G) eine Wertigkeit der Ausbildungsberufe im Sinne 

einer Berufsskala wie Verkäufer/-in, Einzelhandels-, Groß- und Außenhandelskaufleu-

te, Industrie- sowie Bank- und Versicherungskaufleute gefordert wird, so könnte da-

durch das Problem innerhalb des dualen Systems etwas entschärft werden. Um nun 

Jugendliche von der Attraktivität des dualen Systems zu überzeugen, sei es notwendig, 

eine "konsequente Steigerung der betrieblichen Ausbildungsqualität in allen Ausbil-

dungsbereichen" (Ehrke/Semmler 1993, S. 617) anzustreben. Ferner müßten "Pro-

blemberufe des Ausbildungsmarktes" entweder "abgeschafft oder auf einen zukunfts-

orientierten Standard" angehoben werden (Ehrke/Semmler 1993, S. 617).  

Hinsichtlich des hier auch angesprochenen Problems der Übernahmemöglichkeiten 

von Ausbildungsabsolventen (Item 4) ist für die Vertreter der Arbeitgeberverbände 

eindeutig der Unternehmensbedarf entscheidend. Es gäbe "hier nicht vieles zu verbes-

sern". Als Ausgebildeter sollte man wohl das Angebot der Übergangsverträge bzw. 

befristeten Arbeitsverträge akzeptieren, da zu irgendeinem Zeitpunkt die Möglichkeit 

doch bestünde, in ein "festes Arbeitsverhältnis einzusteigen". "Einen bekannten Be-

werber nimmt man eher als jemanden von außen", so ein weiteres Argument. Sicher-
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lich bemühen sich die Spitzenverbände der Wirtschaft immer wieder, den Unterneh-

men bewußt zu machen, daß nur durch eine betriebliche Berufsausbildung nach dua-

lem Konzept ein "kontinuierlicher Fachkräftenachwuchs" (BMBW 1994c, S. 23) ent-

sprechend mittelfristiger Bedarfsaspekte gewährleistet werden könne. Von Arbeitge-

berseite aus betrachtet muß allerdings der Grundsatz "Ausbildung vor Übernahme" 

gelten (vgl. BMBW 1994c, S. 23). Die Gewerkschaftsexperten stellen im Gegensatz 

zu den Experten der Arbeitgeberverbände eine deutliche Ungleichheit der Bildungs-

chancen bezüglich mangelhafter Beschäftigungs- und Aufstiegsperspektiven für Aus-

bildungsabsolventen fest. Ein Gewerkschaftsexperte kritisiert demgegenüber, daß viele 

Unternehmen sowie Banken und Versicherungen in den letzten Jahren hohe Gewinne 

erzielten, jedoch nicht bereit waren, Auszubildende nach dem Ausbildungsabschluß zu 

übernehmen, so daß leider für die Zukunft auch eine Zunahme der Arbeitslosigkeit zu 

erwarten sei. So formuliert ein Gewerkschaftsexperte: "Man bildet die Jugendlichen 

aus, und laut Entscheidung der Führungsspitze werden von zwanzig Absolventen nur 

acht übernommen." Aufstiegsperspektiven müßten auch in Zusammenhang mit weiter-

führenden Möglichkeiten im Rahmen der beruflichen Weiterbildung gesehen werden. 

So fordert ein Gewerkschaftsexperte für Ausbildungsabsolventen einen Teilnahmean-

spruch an beruflichen Weiterqualifizierungsmaßnahmen. Dadurch könnte der Verbleib 

in der beruflichen Praxis attraktiver und die Tendenz zum Studium reduziert werden. 

Auch sollten Nachwuchsförderungs- und Traineeprogramme den Übergang von der 

Ausbildung in den Beruf sichern. Allerdings müßte dies durch mehr Engagement und 

Fürsprache von seiten der Personalchefs und Ausbildungsleiter zugunsten ausgebilde-

ter Jugendlicher forciert werden. Durch den Erwerb ergänzender Teilqualifikationen 

könnten die Ausbildungsabsolventen dann ihre beruflichen Chancen auf dem Arbeits-

markt verbessern. 

Eine gesellschaftlich ungleiche Bewertung des dualen Ausbildungsabschlusses gegen-

über einem Fachhochschul- und Hochschulabschluß wird von Experten der Arbeitge-

berverbände als weniger zutreffend gesehen (Item 5: AGV: 13% trifft voll zu und 37% 

trifft teilweise zu) im Vergleich zu den Gewerkschaftsexperten (G: 86% trifft voll zu 

und 7% trifft teilweise zu). Nach Meinung eines Interviewexperten der Arbeitgeber-

verbände sollte dies keineswegs überbewertet werden. Sicherlich sei dies in Zusam-

menhang zu sehen mit der Tatsache, daß zu viele Fachhochschul- und Hochschulab-

solventen an die Wirtschaft herangeführt und dadurch dual Ausgebildete ins Abseits 

gedrängt würden. Die duale Berufsausbildung in Deutschland sei aber ein sehr "hoch-

wertiges und hochqualifiziertes System", so daß ein dual Ausgebildeter bei Nutzung 

guter Weiterbildungschancen aussichtsreiche Berufsperspektiven hätte. Zudem bleibt 
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zu beachten, daß ein dual Ausgebildeter einen zeitlichen Vorsprung von etwa 5 Jahren 

hat, den er bei entsprechender Nutzung als gute Voraussetzung für eine berufliche 

Karriere sehen muß. Gewisse Unterschiede zwischen dualer Berufsausbildung und 

Hochschulstudium können sich somit wieder ausgleichen, wenn auch Hochschulab-

solventen meistens eine bessere Allgemeinbildung und nach Meinung eines Gewerk-

schaftsexperten ein geschliffeneres Benehmen hätten. Wichtig ist schließlich, daß eine 

"Gleichwertigkeit zwischen berufspraktischer und schulisch-theoretischer Ausbildung" 

(Buttler/Tessaring 1993, S. 472) am besten durch eine deutliche Anerkennung in der 

Berufstätigkeit erreicht werden kann. Kaufmännische Fachkräfte aus dem dualen Sy-

stem müssen zukünftig von den Unternehmen aussichtsreichere Perspektiven erhalten 

(vgl. Buttler/Tessaring 1993, S. 472). 

Hinsichtlich der Einkommensdifferenzen unterschiedlicher Qualifikationsebenen be-

steht für die Gewerkschaftsexperten deutlicher eine gewisse Ungleichheit der Bil-

dungschancen (Item 6: G: 43% trifft voll zu und 50% trifft teilweise zu) im Vergleich 

zu den Experten der Arbeitgeberverbände (AGV: 13% trifft teilweise zu). Ein Gewerk-

schaftsvertreter ergänzt hierzu in seinem Fragebogen, daß durch eine sogenannte "Ent-

geltsreform" mit weniger Lohn-Gehaltsgruppen und einer geringeren "tariflichen Dif-

ferenzierung" "klare und einheitliche Systeme" geschaffen werden müßten. Auch be-

tont ein Interviewexperte der Gewerkschaften im Gespräch, daß durch entsprechende 

Tarifvertragsabschlüsse Verbesserungen für die Arbeitnehmer zu erreichen seien. Für 

eine Behebung bzw. Verbesserung einer bestehenden Ungleichheit der Bildungschan-

cen hinsichtlich der Einkommensdifferenzen sei in erster Linie das Angebot der Ar-

beitgeber maßgebend, das die Gewerkschaften allerdings nur marginal beeinflussen 

könnten. Die Arbeitgeberverbände müßten politische und sozialpolitische Grundsätze 

sowie dem Grundgesetz verpflichtende Regelungen stärker beachten. Allerdings kön-

nen die Unternehmen auch nicht gezwungen werden, in Humankapital zu investieren. 

Grundsätzlich muß vom Beschäftigungssystem der "Beleg der Gleichwertigkeit" 

(DAG 1993, S. 44/364 = S. 9) erbracht werden, indem beruflich Qualifizierte die glei-

chen Einkommenschancen erhalten sollten wie Hochschul- und Fachhochschulabsol-

venten. Auch Mitarbeiter/-innen, die sich durch Weiterbildung weiterqualifizieren und 

ihre "Qualifikationszuwächse in die Arbeitsbedingungen einbringen", müssen für ihre 

"zusätzlichen Kompetenzen" honoriert werden (DAG 1993, S. 44/364 = S. 9). Im In-

terviewgespräch sehen einige Experten (AGV) die Einkommenschancen mithin auch 

als Ursache für den Trend zu höheren Bildungsabschlüssen. Wollte man diesem Trend 

wirksam begegnen, dann müßten die Einkommens- und Besoldungsregelungen über-

prüft und neu bestimmt werden. Insbesondere gilt es, bestehende Einkommensdiffe-
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renzen zwischen kaufmännischen und gewerblich-technischen Berufen sowie unter-

schiedliche Einkommensstrukturen zwischen "beruflich- und schulisch-akademisch 

Qualifizierten" (Adler/Dybowski/Schmidt 1994, S. 546) zu korrigieren. 

2.3.4. Wertevermittlung in der kaufmännischen Ausbildung 

Beide Expertengruppen zeigen in ihrer Beurteilung dieser Frage eine deutliche Über-

einstimmung hinsichtlich des Wertewandels bei den heutigen Jugendlichen. Diesbe-

züglich fordern mehrere Interviewexperten, der heutigen Wertorientierung der kauf-

männischen Auszubildenden in der dualen Berufsausbildung besser zu entsprechen 

und positive Ansätze zu entwickeln. Sicherlich kann man bei den heutigen Jugendli-

chen einen gewissen Werteverlust, andererseits aber auch positive Aspekte ihrer sozia-

len Haltung und ihrer Einstellung zu Arbeit und Beruf feststellen. Die meisten Jugend-

lichen wollen keineswegs mehr "passive Empfänger von Instruktionen und Unterwei-

sungen" sein, sondern schon während ihrer Ausbildungszeit eine aktive Rolle in dem 

"kontinuierlichen Lernprozeß" spielen (Spitzenverbände der Deutschen Wirtschaft 

1993, S. 46). Mehrere Interviewexperten der Arbeitgeberverbände betonen, daß man 

die Jugendlichen nicht als homogene Gruppe, sondern als heterogene Gruppe sehen 

müsse. Die vorgegebenen Antwortkategorien der Frage 4 träfen wohl für einen Teil 

der Jugendlichen zu, man dürfe jedoch nicht verallgemeinern. Die meisten Jugendli-

chen seien "sehr selbstbewußt, am Berufsgeschehen stark interessiert und in ihrer Ar-

beit auch engagiert" (AGV). Auch die Gewerkschaftsexperten bezeichnen die heutigen 

Jugendlichen als aufmerksam und kritisch, die ihren Vorgesetzten gegenüber "nicht 

mehr so obrigkeitsgläubig" seien, wie dies früher der Fall war. Hinsichtlich der Bear-

beitung dieser Frage im Fragebogen geben einige Gewerkschaftsexperten mangelnde 

persönliche Erfahrung für ihr Nichtankreuzen einiger Items an.  

Bei dem ersten Item "Oft starke Ablehnung fremdbestimmter Arbeit" ergibt die Aus-

wertung nur eine geringe Zustimmung (25% trifft teilweise zu) durch die Befragten der 

Arbeitgeberverbände. Nach Meinung eines Interviewpartners (AGV) resultiere eine 

solche Ablehnung auch oft aus der "schulischen Gestaltung des Unterrichtsablaufs der 

Ausbildungsgänge". Für die Gewerkschaftsexperten ist eine "oft starke Ablehnung 

fremdbestimmter Arbeit" mit 50% trifft voll zu und 21% trifft teilweise zu ein wesent-

lich bedeutenderes Kriterium. Wenn auch die Jugendlichen nicht mehr so "gehorsam" 

seien wie früher, so betont ein Gewerkschaftsexperte im Interview, zeigten sie den-

noch eine ebenbürtige Leistungsbereitschaft verglichen mit früheren Generationen. 

Trotzdem sollten alle Verantwortlichen aus Gesellschaft, Staat und Wirtschaft erken-
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nen, daß "Bildung und Ausbildung den Sektor Erziehung" (DIHT 1994b, S. 27) wieder 

stärker beachten müssen. Auch eine "Vermittlung rein fachlicher Qualifikationen" ist 

unzureichend, denn infolge eines "erhöhten Bedarfs an Schlüsselqualifikationen" kann 

keineswegs auf "Orientierungen und Wertevermittlung" verzichtet werden (DIHT 

1994b, S. 27). So fordern beide Expertengruppen auch eine stärkere Vermittlung von 

Schlüsselqualifikationen, insbesondere von Handlungskompetenz und Sozialkompe-

tenz. In Anlehnung an Mertens sind Schlüsselqualifikationen "Kenntnisse, Fähigkeiten 

und Fertigkeiten, die  

a) die Eignung für eine große Anzahl von Positionen und Funktionen als alternative 

Optionen zum gleichen Zeitpunkt herstellen und  

b) die Eignung für die Bewältigung einer Sequenz von (meist unvorhergesehenen) 

Änderungen von Anforderungen im Laufe eines Lebens enthalten" (Mertens 1974, 

S. 207).  

Nach Meinung eines Gewerkschaftsexperten sollte den Jugendlichen auch verständlich 

gemacht werden, daß ihre Vorstellungen über die Gestaltung von eigenbestimmter Ar-

beit, Selbstverwirklichung und Kreativität in der Berufsausbildung und im späteren 

Beruf einer Korrektur bedürfen. 

Ein kritisches Verhalten der Jugendlichen zu Forderungen und Erwartungen ihnen ge-

genüber (Item 2) bezeichnen die Experten beider Sozialpartner wiederum überein-

stimmend als zutreffend (AGV: 13% trifft voll zu und 62% trifft teilweise zu, G: 21% 

trifft voll zu und 43% trifft teilweise zu). Interviewexperten (G) weisen darauf hin, daß 

die Jugendlichen "ihre eigene Ausbildung in Abstimmung mit dem Ausbildungsplan 

und Ausbildungsrahmenplan und dem BBiG überwachen", wobei meistens darauf ge-

achtet werde, "nur mit den Ausbildungsinhalten beschäftigt zu werden, die dem Be-

rufsziel des Auszubildenden dienen", um gute Prüfungsergebnisse zu erzielen. Hierbei 

wird es auch notwendig sein, daß die Jugendlichen die zu erfüllenden Aufgaben selb-

ständiger bearbeiten, um durch selbstbestimmtes Lernen mehr Sicherheit zu erlangen 

und gleichzeitig auch Verantwortung zu übernehmen. Nach Meinung einer Interview-

expertin der Arbeitgeberverbände sei es doch entscheidend, wie weit man als Jugend-

liche(r) die Bereitschaft zeige, selbst Eigenverantwortung zu übernehmen. 

Bei den restlichen Items 3 bis 5 "Forderungen nach neuen Formen des Arbeitslebens 

...", "Egoistische Verhaltensweisen ..." und "Berufsarbeit soll interessant sein und der 

Selbstentfaltung dienen" zeigt sich eine deutlich mehrheitliche Zustimmung beider 

Befragtengruppen als voll bzw. teilweise zutreffend. Im Interview akzeptiert ein Be-
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fragter der Gewerkschaften wohl die Ansichten vieler Jugendlicher über Selbstver-

wirklichung, da dies auch in seinem Bereich der Textil- und Bekleidungsindustrie eine 

große Rolle spiele. Seiner Meinung nach müsse den Jugendlichen aber verständlich 

gemacht werden, daß ihre "Vorstellungen über die Gestaltung einer eigenbestimmten 

Arbeit, Selbstverwirklichung und Kreativität im Rahmen ihrer Berufsausbildung und 

eventuellen späteren Berufsarbeit" etwas "korrigiert" werden müßten. Im eigentlichen 

Arbeitsleben werde doch eine Arbeit "grundsätzlich aus der Sache heraus fremdbe-

stimmt bleiben". "Auftragsbestand, Kundenwünsche und andere betriebsbedingten 

Zwänge" sowie Wirtschaftslage und gewisse "Regularien staatlicher Art" seien doch 

Faktoren, die hier großen Einfluß ausübten. Dies alles müsse der Jugendliche bereits in 

seiner Ausbildung erkennen lernen. 

Für die Befragten beider Sozialpartner haben die Forderungen nach neuen Formen des 

Arbeitslebens große Bedeutung in der Werthaltung der heutigen Jugendlichen erlangt 

(Item 3). Hieraus ergibt sich für Ausbildungsleitung und Ausbilder die Aufgabe, daß 

ein "pädagogisch sinnvoller, d.h. dem Entwicklungs- und Eignungsprofil angepaßter 

und an Lernzielen ausgerichteter Weg" (Spitzenverbände der Deutschen Wirtschaft 

1993, S. 47) zur Unterstützung der Auszubildenden verfolgt werden muß. Die Inter-

viewexperten der Gewerkschaften empfehlen diesbezüglich, den Auszubildenden mehr 

Mitsprache- und Mitgestaltungsmöglichkeiten den Ausbildungsplatz betreffend einzu-

räumen. 

Gewisse egoistische Verhaltensweisen (Item 4) der Jugendlichen werden von den Ge-

werkschaftsexperten etwas stärker konstatiert als von den Befragten der Arbeitgeber-

verbände, andererseits aber auch persönliches Engagement und Interesse an der Be-

rufsarbeit herausgestellt. Deshalb sollte der Jugendliche schon als zukünftiger Mit-

arbeiter gesehen und ihm eine betriebliche Identifikation vermittelt werden, auch wenn 

man heute wegen der wirtschaftlichen Situation keinen Lebensarbeitsplatz mehr an-

bieten kann. Von seiten der Jugendlichen wird oft auch eine "neue Qualität von An-

sprüchen nach Selbstverwirklichung und sozialen Kontakten an die Berufstätigkeit"  

(Dittrich 1994, S. 356) gestellt. Hierbei sollte der gewählte Ausbildungsberuf ihnen 

entsprechende Möglichkeiten bieten, damit sie ihre Ziele realisieren können (vgl.  

Dittrich 1994, S. 356). Ein Gewerkschaftsexperte unterstreicht hier deutlich, daß die 

beiden Lernorte Betrieb und Berufsschule unterstützend bei der Aufgabenbewältigung 

helfen müßten. Auch ein Experte der Arbeitgeberverbände betont diesbezüglich, daß 

insbesondere der Berufsschullehrer Vertrauensperson und Ansprechpartner bei entste-

henden Problemen und Differenzen sein sollte. 
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Die Wertungen zu Item 5 "Berufsarbeit soll interessant sein und der Selbstentfaltung 

dienen" ergeben eine deutlich zustimmende Aussage durch beide Expertengruppen. 

Entsprechend den Hinweisen einiger Interviewexperten (AGV und G) sollte die heuti-

ge Arbeitswelt den subjektiven Wünschen der Auszubildenden, ihre Berufs- und Ar-

beitsorientierung mit ihrer Familienplanung und damit Privatinteressen zu vereinbaren, 

mehr entgegenkommen. Schließlich zeigten die Jugendlichen oft auch Bereitwilligkeit 

und Entschlußkraft. Mehrheitlich investieren sie sogar viel Energie und viele private 

Zeitanteile, um die "bestehende berufliche Situation" (DGB 1988, S. 44/331) aufrecht-

zuerhalten oder sie zu verbessern. Im Rahmen eines "Spannungsfeld[es]" beeinflussen 

sich somit gegenseitig die "Wertegerüste" der Wirtschaft und der Auszubildenden, 

wodurch die "Werte/Anforderungen" der Unternehmen und die "Werte/Erwartungen" 

der Auszubildenden angeglichen werden können (Hollenbach/Hüppe/Rapp 1995, 

S. 33 f.). Diesbezüglich erwähnen die Interviewexperten gewisse Möglichkeiten wie 

z.B. Projektarbeit, Rollenspiele, interdisziplinäre Lerninseln (kaufmännisch, naturwis-

senschaftlich, technisch), Seminare zur Wertevermittlung, Workshops "von Auszubil-

denden zu Auszubildenden", "Patenschaften und Aufenthalte in Schullandheimen" 

(Hollenbach/Hüppe/Rapp 1995, S. 34). Durch solche kollektiven Veranstaltungen 

können dann stärkere emotionale Bindungen an Betrieb und Berufsschule durchaus 

begründet und gefördert werden (vgl. Hollenbach/Hüppe/Rapp 1995, S. 34).  

2.3.5. Qualifikationsanforderungen an die kaufmännische Berufsausbildung 

aufgrund des Strukturwandels der Wirtschaft 

Mit Ausnahme einer Arbeitgeberposition ist aus der tabellarischen Auswertung zur 

Frage 5 deutlich eine positive Haltung beider Sozialpartner als voll bzw. teilweise zu-

treffend zu den ersten drei Items zu erkennen. Als berücksichtigungsnotwendig bei der 

kaufmännischen Berufsausbildung gelten hier: Veränderungen durch Bildschirmar-

beitsplätze, computerisierte Textverarbeitung (Item 1: AGV: 75% und 13%, G: 79% 

und 21%), Item 2: Vernetzung der verschiedenen Produktions- und Verwaltungsberei-

che zu Großsystemen (AGV: 62% und 25%, G: 79% und 21%) und Item 3: verstärkte 

Rationalisierungsmöglichkeiten in Büro und Verwaltung (AGV: 62% und 25%,  

G: 43% und 50%). Dagegen zeigen sich bei der letzten Itemposition 4: "Intensive Nut-

zung und Kontrollierbarkeit des qualifizierten Personals" unterschiedliche Einschät-

zungen innerhalb beider Befragungsgruppen. Die Prozentsätze für voll bzw. teilweise 

zutreffend betragen für die Arbeitgeberverbände 13% und 25% und für die Gewerk-
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schaften 14% und 29%. Die anderen Prozentanteile verteilen sich uneinheitlich über 

die restliche Skalierung.  

Die Frage, wie die durch die neuen Informations- und Kommunikationstechniken 

(Iu.K-Techniken) geschaffenen Bedingungen den Büro- und Verwaltungsbereich und 

damit auch die Gestaltung der betrieblichen Ausbildung beeinflussen, wird von den 

Interviewexperten der Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften durchaus positiv ge-

sehen. Vertreter beider Sozialpartner befürworten im Fragebogen "aktuelle Berufsbil-

der" mit "flexiblen Ausbildungsordnungen und Ausbildungsplänen". Zwei Gewerk-

schaftsexperten fordern im Rahmen der Erstausbildung eine "Neuordnung der Berufe" 

mit einer "kaufmännischen Grundausbildung" und wenig spezialisierter Fachausbil-

dung. Einige Interviewpartner beider Expertengruppen betonen, daß diese Fragen ins-

besondere bei der Neuordnung der Büroberufe und auch anderer kaufmännischer Be-

rufe breit diskutiert wurden und daß auch weiterhin die Techniken und damit die Ver-

netzung der Kommunikationswege eine entscheidende Rolle spielen würden. Man se-

he dies nicht so problematisch, denn der PC, mit dem doch schon alle Büros und 

Werkstätten ausgestattet sind, sei für unsere Jugendlichen "nichts Exotisches, sondern 

eher etwas Selbstverständliches". Gemäß den Anmerkungen eines Befragten (AGV) in 

seinem Fragebogen sollten im Rahmen der heutigen Ausbildung "technik-unabhängige 

Qualifikationen" vermittelt werden, wie "genaues Ausführen einer Arbeitsaufgabe, 

eigenständige und leistungsorientierte Arbeitsweise, verantwortliches Handeln, Den-

ken in Zusammenhängen, Fähigkeiten zur Problemlösung und die Bereitschaft zur 

Kooperation und Kommunikation". Ähnlich fordert ein Gewerkschaftsexperte für alle 

Auszubildenden eine "gute Informatikausbildung" unter Berücksichtigung einer ge-

wissen "Organisationsentwicklung und Beteiligung". Unter dem Grundsatz "morali-

schen Lernens" sollte "innovatives Handeln und kritisches Denken" gefördert werden, 

so weitere Ergänzungen im Fragebogen. Im Interview fordern mehrere Experten bei-

der Sozialpartner, daß der Jugendliche Interesse zeigen und bereit sein müßte zu ler-

nen. Sicherlich würden ihm im Rahmen einer intensiven Schulung während der Be-

rufsausbildung entsprechende Fertigkeiten und Kenntnisse vermittelt werden. Von  

einem Vertreter der Arbeitgeberverbände wird in diesem Zusammenhang betont, daß 

sein Verband den Unternehmen für "jeden zu erlernenden Beruf einen kaufmännischen 

und technischen Ausbildungsleitfaden mit unterstützenden Materialien zur Verfügung" 

stelle, an dem sich jedoch nur wenige Betriebe orientierten. "Die Betriebe setzen dies 

nicht immer so um, wie es notwendig wäre", so seine Interviewaussagen. Die Kosten-

situation, Personalprobleme, Personalausfälle, Krankheit und andere betriebliche Fak-

toren würden ebenfalls geplante Ausbildungsmaßnahmen verhindern. 
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Aus der Sicht des Interviewexperten (G) des Bereiches Textil und Bekleidung müßte 

in Verbindung mit den neuen Iu.K-Techniken in der Ausbildung für diese Branche 

mehr Wert gelegt werden auf "selbständiges Handeln, Planen und eigenständiges Kon-

trollieren des eigenen Ergebnisses". Durch den Wandel der Textil- und Bekleidungsin-

dustrie von einer "produzierenden Industrie in eine weltweit Handel treibende Indu-

strie" sei auch der Bereich der "Disposition" in der Ausbildung unbedingt zu berück-

sichtigen. So würden heute z.B. Bestellungen von Kollektionen weltweit getätigt und 

auch internationale Vergleiche von Betriebsergebnissen durchgeführt. Auf die Zusatz-

frage, ob das Ausbildungspersonal hinsichtlich der Strukturveränderungen der Wirt-

schaft genügend qualifiziert sei, weisen die Gewerkschaftsexperten auf die Schwierig-

keiten mit der raschen Entwicklung der Datenerfassungssysteme hin. Deshalb halten 

sie es für jeden Ausbilder für erforderlich, sich im Sinne eines "lebenslangen Lernens" 

immer wieder neu zu qualifizieren. Auch einige Interviewpartner der Arbeitgeberver-

bände sehen hier einen noch zu verbessernden Aufgabenbereich, wobei es natürlich 

von Unternehmen zu Unternehmen Unterschiede gäbe, insbesondere bei Großbetrie-

ben mit qualifiziertem Ausbildungspersonal und bei Kleinbetrieben ohne qualifizierte 

hauptamtliche Ausbildungskräfte. Es fehle auch oft eine echte Bereitschaft der Sach-

bearbeiter, sich für die Ausbildung der ihnen anvertrauten Auszubildenden entspre-

chend einzusetzen. Bezeichnend ist die Feststellung: "Es will sich nicht jeder Sachbe-

arbeiter heute mit der Jugend am Arbeitsplatz auseinandersetzen." Die Interviewpart-

ner beider Gruppen bestätigen auch gute Zugangschancen für dual kaufmännisch Aus-

gebildete zu Arbeitsplätzen mit hochqualifizierten Aufgabenfeldern. Bedenken werden 

hier geltend gemacht, daß dies von der Unternehmensgröße und der Organisation ab-

hängig sei. Jeder habe aber aufgrund der Durchlässigkeit unseres Bildungssystems die 

Chancen, sich weiterzubilden und zu qualifizieren. Zukünftige kaufmännische Sachbe-

arbeiter sollen ferner fähig sein, die Zusammenhänge ihres "konkreten Arbeitshan-

delns" (Dedering 1994, S. 55) zu verstehen und zu beherrschen. Hierzu erforderlich 

sind "Qualifikationen wie logisches Denken, Diagnose- und Planungsfähigkeit, Phan-

tasie und Kreativität, ein Wissen um Sinnkriterien und Wertvorstellungen, Konfliktbe-

reitschaft, Kooperations- und Kommunikationsfähigkeit, Anpassungs- und Umstel-

lungsfähigkeit" (Dedering 1994, S. 55). 

Eine Expertin (AGV) betont in ihrem Interviewgespräch, daß es bei den durch die 

Strukturveränderungen entstandenen Iu.K-Techniken durchaus neuen, ja sogar diffe-

renzierten Qualifikationsbedarf gäbe, der insbesondere betriebliche Bedingungen be-

rücksichtigen müsse. So soll durch den neuen Beruf Informatikkaufmann ein Multipli-

katorberuf geschaffen werden, der bei kaufmännischen Problemlösungen einzelner 
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Fachaufgaben Hilfestellung leisten kann. Vor dem Hintergrund der Iu.K-Techniken 

werden sich also durchaus neue Qualifikationsmöglichkeiten mit kaufmännischen 

Schwerpunkten auch für die Ausbildung ergeben. Hinsichtlich besonderer Fähigkeiten 

und besonderer Persönlichkeitsmerkmale würde es nach Meinung der Expertin sicher-

lich einige hochkarätige Spezialisten bei den Iu.K-Techniken mit fachspezifischem 

Know-how geben müssen, um neue Softwareentwicklung zu betreiben. Da man die 

DV-Systeme immer anwendungsfreundlicher gestalte, wären nicht extrem höhere An-

forderungen an die Fachkräfte zu stellen. Nach Meinung des Verfassers müssen solche 

Fachkräfte allerdings ein ausgeprägtes Verständnis für Iu.K-Techniken haben und die-

se Systeme gut anwenden und nutzen können. Im Rahmen einer "flexiblen Qualifizie-

rung" sollten auch Qualifikationen vermittelt werden, die "nicht auf spezifische Posi-

tionen und Tätigkeiten fixiert sind", sondern die es gestatten, eine "Vielfalt von Tätig-

keiten" auszuüben (Hartung/Nuthmann/Teichler 1981, S. 88). Dadurch ließen sich 

schließlich "Beschäftigungsrisiken" vermeiden bzw. verringern und eine gewisse "be-

rufliche Flexibilität und Mobilität" gewährleisten (Hartung/Nuthmann/Teichler 1981, 

S. 88 f.).  

Bei der etwas verhaltenen Zustimmung der Befragten zu Item 4 "Intensive Nutzung 

und Kontrollierbarkeit des qualifizierten Personals" berücksichtigen die Experten si-

cherlich, daß mit den Strukturveränderungen gerade im kaufmännisch-verwaltenden 

Bereich die "Entscheidungskompetenz" der Mitarbeiter und somit auch die "Konse-

quenzträchtigkeit der Entscheidungen" zunimmt (Feldhoff/Jacke/Simoleit 1995, 

S. 371). Mit Ausnahme von stichprobenmäßigen Überprüfungen entfällt doch immer 

mehr "die routinemäßige Einschaltung des Vorgesetzten im papierlosen Büro" (Feld-

hoff/Jacke/Simoleit 1995, S. 371). 

2.3.6. Verbesserung der Voraussetzungen im Ausbildungsstellenbereich 

Als interessanten Beitrag sieht der Verfasser folgende von einigen Experten (AGV) 

ergänzte Itemvorschläge (Antwortkategorien) im Fragebogen wie z.B. "zu starre Aus-

bildungsstrukturen, zu geringe Anpassungsfähigkeit an sich verändernde Qualifikati-

onsanforderungen, Mangel an geeigneten Bewerbern und rückläufige Zeit für betrieb-

liche Ausbildung". Allerdings haben diese Experten es versäumt, eine entsprechende 

Einstufung nach Merkmalen durch Ankreuzen vorzunehmen. Mit Ausnahme der von 

seiten der Arbeitgeberverbände bei den beiden Antwortkategorien "Zu geringes be-

triebliches Angebot an Ausbildungsplätzen im Büro- und Dienstleistungsbereich (Item 

2: AGV: 0% und 62%, G: 64% und 22%) und "Kurzfristiges Bedarfs- und Ertragsden-
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ken der Unternehmen (Item 4: AGV: 13% und 37%, G: 71% und 22%) differierenden 

Antworten, ergibt sich bei den anderen Positionen eine von beiden Seiten der Befrag-

ten nahezu mehrheitlich voll bzw. teilweise zutreffende Zustimmung zu den im Frage-

bogen angegebenen Gründen für die jetzige Situation der kaufmännischen Ausbil-

dungsstellen. Diese angegebenen Gründe betreffen eine "mangelnde Anpassung der 

staatlichen schulischen Bildung an den Bedarf der Wirtschaft" (Item 1: AGV: 25% 

und 62%, G: 7% und 57%) sowie "berufliche und regionale Ungleichgewichte auf dem 

Ausbildungsmarkt" (Item 3: AGV: 37% und 50%, G: 64% und 29%). Die Frage, ob 

die staatliche schulische Bildung mehr an den Bedarf der Wirtschaft angepaßt werden 

sollte, wird von einem Großteil der Befragten der Arbeitgeberverbände noch einmal 

im Interview bejaht, zumal doch hinsichtlich der Interessen der Wirtschaft eingehend 

Schwerpunkte gesetzt werden müßten. Demgegenüber macht eine Expertin der Ar-

beitgeberverbände deutlich, daß außer der Forderung, die "Grundfertigkeiten richtig 

lesen, schreiben und rechnen" zu erfüllen, sonst "kein Bedarf der Wirtschaft" bestünde 

(vgl. auch KWB 1999, S. 9). 

Die Schulabgänger müßten hinsichtlich ihrer Ausbildungsreife besser schulisch vorbe-

reitet und beraten werden, um eine Ausbildung in einem ihrer Begabung und Eignung 

entsprechenden Beruf wählen zu können. Fraglich ist natürlich, ob man den Schulen 

diesbezüglich wesentliche Versäumnisse unterstellen kann. Allerdings könnten die all-

gemeinbildenden Schulen mit mehr Kompetenzen ausgestattet werden, um stärker als 

bisher die Ausbildungsreife ihrer Jugendlichen durch "frühzeitige Kontakte zur regio-

nalen Wirtschaft" (Woortmann 2000, S. 7) zu verbessern. Schließlich könne man aber 

die Wirtschaft nicht für das Fehlen von kaufmännischen Ausbildungsplätzen für unge-

eignete Bewerber verantwortlich machen, argumentiert ein Interviewexperte der Ar-

beitgeberverbände. Auf keinen Fall dürfe man ungeeignete Ausbildungsbewerber in 

kaufmännische Berufe hieven. Dies wäre wirtschafts- und gesellschaftspolitisch nicht 

vertretbar und eine totale Fehllenkung. Ausbildungsinteressenten sollten auch nicht so 

massiv in zu enge Ausbildungsbereiche des kaufmännischen Sektors drängen. Aus 

Sicht eines Gewerkschaftsexperten sollte eine "Anpassung der staatlichen schulischen 

Bildung weniger an den Bedarf der Wirtschaft" erfolgen, sondern vielmehr an die "Si-

tuation der Technikentwicklung und Weiterentwicklung der kaufmännischen Abläu-

fe". Hinsichtlich der Problematik der Ausbildungsplatzsituation berichtet eine Inter-

viewexpertin (KWB), daß mit der Änderung der wirtschaftlichen Situation Anfang der 

90er Jahre und einer einsetzenden Explosion der Personalkosten sowie einer Schmäle-

rung der Gewinne in den Betrieben im Zuge von Rationalisierungsmaßnahmen Ar-

beitsplätze abgebaut und somit auch Ausbildungsstellen reduziert worden seien. Ob-
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wohl im Zuge der Veränderungen durch die Iu.K-Techniken der Kaufmann heute in 

vielen Bereichen von Verwaltungsaufgaben entlastet werde und sich wieder zu einem 

"echten Kaufmann" bzw. zu einem "Dienstleister an der Kundenfront" entwickle, ver-

hindere der Rückgang der Wachstumschancen auf den Absatzmärkten eine Auswei-

tung der Ausbildungsplätze im dualen System. Somit sei der Bedarf an Qualifikationen 

und Beschäftigung im Büro- und Verwaltungsbereich etwas rückläufig. Zudem wür-

den verstärkt Hochschulabsolventen wirtschaftswissenschaftlicher Fachrichtungen in 

Sachbearbeiterfunktionen bei den Unternehmen einsteigen und somit die Chancen dual 

Ausgebildeter schmälern. Andere Experten der Arbeitgeberverbände sehen das Pro-

blem der Überbedarfsausbildung mit der Folge, daß die Unternehmen nicht alle Aus-

gebildeten übernehmen könnten, sonst würden im Extremfall die bestehenden Arbeits- 

und Ausbildungsplätze gefährdet werden. Weiterhin wird von Befragten der Arbeitge-

berverbände im Gespräch geltend gemacht, daß die Krisensituation in deutschen Un-

ternehmen mit Insolvenzen und Konkursfällen sowie die Verlagerung deutscher Pro-

duktionen und Aufträge ins Ausland die Existenz deutscher Unternehmen gefährdeten 

und somit auch das Ausbildungsverhalten solcher Betriebe beeinflußten. Der Experte 

des Bundesverbandes der Bekleidungsindustrie warnt aber auch vor den Folgen eines 

Ausbildungsstopps. Auch in Zeiten einer Rezession mit erheblichem Umsatzminus sei 

es aus Gründen einer zukünftigen Nachwuchsvorsorge für die Unternehmen wie auch 

aus sozialpolitischen Aspekten unerläßlich, weiter auszubilden. Dazu müßten wirksa-

me Informationen für die Berufsberatung, für Betriebe und Schulen erstellt werden. In 

ihrem Fragebogen empfehlen zwei Experten (AGV), daß zur Verbesserung der Aus-

bildungsplatzsituation in bestimmten Zeitabständen an die "Steigerung der Ausbil-

dungsplatzangebote" unter Angabe von "aktuellen Zahlen" appelliert werden sollte. 

Zwei andere Experten der Arbeitgeberverbände fordern auch hier die Schaffung "neu-

er Berufe" und die Erstellung "bedarfsgerechter Ausbildungskonzepte". In allen Berei-

chen müßten ihrer Meinung nach die Kosten der betrieblichen Ausbildung gesenkt 

werden, um dadurch mehr Ausbildungsplätze anbieten zu können. 

Obwohl in der Befragung 62% der Vertreter der Arbeitgeberverbände das betriebliche 

Angebot an Ausbildungsplätzen (Item 2) doch als teilweise zu gering ansehen, wird 

aus Sicht der Wirtschaft die Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt der letzten 

Jahre positiv mit einer voraussichtlichen Tendenz "zur weiteren Verbesserung" 

(BMBF 1999, S. 31) beurteilt. Jeder ausbildungswillige und -fähige Jugendliche soll 

auch in Zukunft ein Ausbildungsplatzangebot erhalten. Die Betriebe könnten aller-

dings Ausbildungsplätze nur anbieten, wenn eine "arbeitsplatzschaffende Ausgestal-

tung der Steuer-, Sozial- und Tarifpolitik" (BMBF 1999, S. 31) als entsprechende 
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Rahmenbedingung dies unterstütze. Um Engpässe auf dem Ausbildungsstellenmarkt 

zu beheben, haben die Spitzenorganisationen der Wirtschaft, auch unter Mitwirkung 

der Gewerkschaften, bereits mehrere Aktionen und Maßnahmen in den letzten Jahren 

unternommen. Es waren dies das "Bündnis für Ausbildung", die "Lehrstellenaktion 

Plus", die "Aktion neue Berufe" und das "Zukunftsbündnis Lehrstellen", wodurch die 

Betriebe verstärkt für eine Nutzung und Erweiterung ihrer Ausbildungskapazitäten 

motiviert werden sollten (DIHT 1996a, S. 7 f.). Allerdings hat dieses bisherige Bemü-

hen, die Ausbildungsbereitschaft der Unternehmen bedeutend zu forcieren, "kein[en] 

durchgreifende[n] Erfolg" (BMBF 1999, S. 26) gebracht. Außerdem bleibt zu beach-

ten, daß jedes Jahr ausbildungsplatzunversorgte Jugendliche in sogenannten "Warte-

schleifen" verharren müssen, die zudem "keinen Berufsabschluß" vermitteln und somit 

keineswegs eine "wirkliche Alternative zur dualen Berufsausbildung" sind (BMBF 

1999, S. 26). Eine Steigerung der Ausbildungsplatzangebote sollte nicht nur durch die 

Wirtschaftsunternehmen erfolgen, sondern auch der öffentliche Dienst, die Kammern 

und Gewerkschaften müßten verstärkt Ausbildungsverhältnisse abschließen. Hier bie-

tet sich doch die Möglichkeit, Ausbildungschancen für die Berufe Bürokaufleute und 

Kaufleute für Bürokommunikation zu nutzen (vgl. o.V. 1997b, S. 12). Schließlich 

bleibt festzustellen, daß die entsprechend dem Niedersachsen-Modell erfolgte Umor-

ganisation des Berufsschulunterrichts in einigen Bundesländern bisher keine Steige-

rung des Ausbildungsengagements bei den Betrieben bewirkt hat (vgl. BIBB 1998a, 

S. 16). Ebenso sollte man bedenken, daß die von vielen Wirtschaftsvertretern geforder-

te Senkung bzw. das Einfrieren der Ausbildungsvergütung ohne weiteres zu starken 

sozialen Nachteilen für die Betroffenen führen würde (vgl. BIBB 1998a, S. 16). Nach 

dem "Aktionsprogramm Berufsbildung" sollten die Arbeitgeberverbände vereinbaren, 

daß bei Senkung der Vergütungen, insbesondere in den Wirtschaftsbranchen, die An-

zahl der Ausbildungsstellen erhöht werden müßte (vgl. o.V. 1997b, S. 12). Schließlich 

ist man auf Arbeitgeberseite optimistisch, daß für die kommenden Jahre die ihrer Mei-

nung nach positive Entwicklung auf dem Ausbildungsstellenmarkt anhält. Man rechnet 

mit einem Anstieg von "3% auf etwa 330000 neue Ausbildungsverträge" (o.V. 1999d, 

S. 2). Allerdings müsse in den neuen Bundesländern und in der Bauwirtschaft allge-

mein mit Rückgängen gerechnet werden, wofür sicherlich branchenkonjunkturelle 

Gründe maßgebend sind (vgl. o.V. 1999d, S. 2). Für eine Erhöhung der Ausbildungs-

stellen insgesamt wird letztendlich die weitere Entwicklung der bisher erfolgreichen 

Aktion "Neue Berufe" entscheidend sein. "Die bisherige Bilanz mit 28 neuen Berufen 

und rund 25.000 Ausbildungsverträgen" (BMBF 1999, S. 31) wird als durchaus erfolg-

versprechend gesehen. Die Arbeitgeberverbände erwarten diesbezüglich von den Ge-
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werkschaften, daß diese ihre "Zurückhaltung gegenüber neuen Ausbildungsberufen" 

aufgeben sollten, denn die bisher neu geschaffenen Ausbildungsberufe für "neue Be-

schäftigungsfelder" entsprächen dem "Bedarf der Wirtschaft und den Interessen der 

Jugendlichen" (KWB 1999, S. 4). 

Für die Gewerkschaftsexperten ist das ihrer Ansicht nach immer noch zu geringe be-

triebliche Angebot an Ausbildungsplätzen im Büro- und Dienstleistungssektor maßge-

bend für das große Ausbildungsplatzdefizit insgesamt. Deshalb sei es wichtig, dem 

Trend zum Ausbildungsplatzabbau und der rückläufigen Ausbildungsbereitschaft der 

Betriebe und Verwaltungen entgegenzuwirken. Ausreichend Ausbildungsstellen könn-

ten nur durch ein Umlageverfahren per Ausbildungsabgabe erreicht werden, was durch 

Ländergesetze bzw. durch ein Bundesrahmengesetz abgesichert sein müßte. Diese 

Forderung steht in krassem Gegensatz zur Auffassung der Arbeitgeberverbände. Für 

die neuen Bundesländer ergibt sich wegen des zu geringen Angebotes an betrieblichen 

Ausbildungsstellen die "prekär[e]" Situation, daß fast nur überbetriebliche Ausbil-

dungsverhältnisse abgeschlossen werden können, wodurch es bisher unmöglich war, 

ein umfassendes echtes duales System der Berufsausbildung aufzubauen (vgl. Dede-

ring 1997, S. 13). Wenn auch für eine gewisse Übergangszeit die außerbetriebliche 

Ausbildung noch notwendig sein wird, fordern auch hier die Gewerkschaften die Be-

rücksichtigung "regionale[r] Beschäftigungsmöglichkeiten" (DGB 1999, S. 2) nach 

dem Ausbildungsabschluß. Dadurch könnte das "Beschäftigungsrisiko an der zweiten 

Schwelle" (DGB 1999, S. 2) reduziert bzw. sogar ausgeschlossen werden. 

Von beiden Befragtengruppen werden die beruflichen und regionalen Ungleichge-

wichte auf dem Ausbildungsmarkt als wesentliche Gründe für die gegenwärtige Situa-

tion der Ausbildungsstellenkrise angesehen (Item 3). Deshalb müßten notgedrungen 

überbetriebliche Ausbildungseinrichtungen stärker genutzt werden, um die notwendi-

gen Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln. Auch sollten kleinere Betriebe sich in 

Ausbildungsangelegenheiten gegenseitig mehr Unterstützung gewähren. Diesbezüg-

lich fordern mehrere Experten der Arbeitgeberverbände eine größere Aktivität der 

Kammern hinsichtlich Beratung und fachlicher Betreuung der Ausbildungsbetriebe. 

Weiterhin sehen die Interviewexperten der Gewerkschaften ähnlich wie die Experten 

der Arbeitgeberverbände Möglichkeiten, daß im Bedarfsfall "mehr überbetriebliche 

Ausbildungseinrichtungen die notwendigen Fertigkeiten und Kenntnisse vermitteln" 

sollten, da dies in "kleineren Betrieben nur bedarfsbezogen und betriebsegoistisch" 

erfolge. "Es genügt zwar die Ausbildungsordnung, aber es ist zu wenig, was hier pas-

siert", so ein Gewerkschaftsexperte. Unterschiedliche Betriebe müßten bereit sein, in 
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Ausbildungsanliegen sich gegenseitig zu unterstützen. Von Staats- und Behördenseite 

wäre es auch notwendig, administrative Hindernisse zu beseitigen und Fördermaß-

nahmen gezielt einzusetzen. Ein Interviewpartner der Gewerkschaften gibt auch zu 

bedenken, daß Ausbildung nicht nur im Hinblick auf die "Wirtschaft zur Deckung des 

Fachkräftebedarfs", sondern auch als "Aufgabenverpflichtung gegenüber dem Men-

schen" gesehen werden müßte. Oft würden "Wirtschaft und Mensch verwechselt" 

werden. 

Während die Experten der Arbeitgeberverbände ein kurzfristiges Bedarfs- und Er-

tragsdenken der Unternehmen (Item 4) weniger als Grund für die gegenwärtige Aus-

bildungsstellenkrise anerkennen, wirke sich dies nach Meinung der Gewerkschaftsex-

perten deutlich negativ auf die Ausbildungsstellensituation aus. Grundsätzlich warnen 

auch die Spitzenverbände der Wirtschaft vor einem weiteren Abbau der Ausbildungs-

kapazitäten, denn wenn "Ausbildung nur unter kurzfristigen Kostenaspekten" (BDA 

1995b, S. 114) betrachtet wird, zahle sich dies nicht aus. Gegenüber der neuen Bun-

desregierung kritisiert die Wirtschaft die ihrer Meinung nach zu starke steuerliche Be-

lastung der ausbildungsfähigen mittelständischen Unternehmen, die dann wiederum zu 

spät steuerlich entlastet würden (vgl. Pieper 1999, S. 2). Wirtschaftsvertreter fordern 

deshalb von der neuen Bundesregierung verbesserte "wirtschafts- und steuerpolitische 

Rahmenbedingungen" (Pieper 1999, S. 2), um den Unternehmen eine erfolgreiche 

Ausbildungspolitik zu ermöglichen. Nach Berichten der Bundesanstalt für Arbeit habe 

das Sofortprogramm der Bundesregierung zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 

"entscheidend zur Verbesserung der Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt beigetra-

gen" (o.V. 1999b, S. 1). Demgegenüber bewertet die Bundesvereinigung der Deut-

schen Arbeitgeberverbände das Sofortprogramm "nur als teilweise erfolgreich" (o.V. 

1999b, S. 1). Nach Aussage von Präsident Hundt seien die "wirklichen Problemgrup-

pen" (o.V. 1999b, S. 1) nicht ausreichend genug erreicht worden! Trotzdem hat die 

Bundesregierung im Dezember 1999 die Fortführung des Sofortprogramms beschlos-

sen. Man müßte allerdings Betrieben, die arbeitslose Jugendliche einstellen und fort-

bilden, die dafür anfallenden Kosten erstatten (vgl. CEDEFOP 1999b, S. 11). Grund-

sätzlich sollten jegliche Förderungsmaßnahmen die Vermittlung einer betrieblichen 

Ausbildung und eine anschließende Berufstätigkeit anstreben (vgl. CEDEFOP 1999b, 

S. 11). 
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2.3.7. Förderung benachteiligter Jugendlicher im Rahmen der dualen Berufs-

ausbildung 

Bei dieser Frage kritisiert ein Gewerkschaftsexperte den Begriff "duale Ausbildungs-

chancen", während andere Experten beider Befragtengruppen die Frage 7 unbeantwor-

tet lassen, da sie ihrer Meinung nach "mit dieser Skalierungs-Vorgabe" nicht zu be-

antworten sei. Außerdem ersetzen zwei Befragte der Arbeitgeberverbände und der 

Gewerkschaften die vom Verfasser vorgegebene Skalierung trifft voll zu, trifft teilwei-

se zu, weder/noch, trifft kaum zu, trifft überhaupt nicht zu, keine Angabe durch eigene 

Vorschläge wie "sehr gut - gut - mittel - weniger günstig - ungünstig" bzw. "alle Chan-

cen - keine Chancen", lösen aber doch alle Antwortkategorien durch entsprechendes 

Ankreuzen. In der tabellarischen Auswertung zur Frage 7 läßt der hohe Prozentanteil 

des Einstufungsmerkmals keine Angabe bei beiden Expertengruppen die Schlußfolge-

rung zu, daß die meisten der Befragten Schwierigkeiten mit der Zuordnung hatten, 

obwohl doch andere Experten die Chancen für Jugendliche der vorgegebenen Gruppen 

bei den Antwortkategorien entsprechend einordnen konnten. Beide Befragtengruppen 

befürworten im Rahmen der geführten Interviews gleiche Ausbildungschancen für be-

nachteiligte Gruppen im dualen System. Sie unterscheiden sich aber deutlich in ihrer 

Wertung hinsichtlich bestimmter Eignungskriterien für den kaufmännischen Bereich. 

Es sei sehr schwierig, eine "pauschale Antwort" zu geben, denn man müsse dies "mehr 

berufsspezifisch, unternehmensspezifisch und branchenspezifisch differenziert" sehen, 

so der Kommentar einer Expertin der Arbeitgeberverbände. 

Für die Befragten der Arbeitgeberverbände ergeben sich gewisse Chancen einer dualen 

kaufmännischen Berufsausbildung nur für Studienabbrecher (13% voll und 37% 

teilweise zutreffend), Ausbildungsabbrecher (25% teilweise zutreffend), Jugendliche mit 

Kenntnisdefiziten (13% teilweise zutreffend) und ausländische Jugendliche (50% teil-

weise zutreffend). Dagegen seien Ungelernte und Jugendliche ohne Hauptschulab-

schluß sowie jugendliche Aussiedler ohne genügend Deutschkenntnisse und straffällig 

gewordene Jugendliche chancenlos (0%). Hier muß im allgemeinbildenden Schulbe-

reich die Zahl solcher Schulabgänger durch Senkung der Klassenfrequenzen, durch 

differenzierte Förderangebote und Erhöhung des Lehrerbestandes reduziert werden. 

Durch Ausbau des Arbeitslehreunterrichts und durch Schülerbetriebspraktika kann 

unter Begleitung einer Art "Schulsozialarbeit" der Übergang in die Ausbildung besser 

vorbereitet werden (vgl. Kuda 1993, S. 140). Alle Befragten der Arbeitgeberverbände 

unterstreichen in ihren Interviewaussagen das Problem, daß sich eben "nicht jeder In-

teressent für den kaufmännischen Beruf eigne". Einige Kommentare hierzu lauten: 



 173 

"Durch den sehr starken Leistungs- und Wettbewerbsdruck, der auf den Betrieben la-

stet, sind diese auch nicht bereit, Jugendliche ohne entsprechende Voraussetzungen in 

kaufmännische Ausbildungsgänge mit hohen theoretischen Ansprüchen reinzuneh-

men." Realität sei, daß auch Jugendliche mit gutem Haupt- bzw. Realschulabschluß 

schon Schwierigkeiten hätten, sich mündlich zu artikulieren oder schriftlich einen 

Sachverhalt darzulegen. 

Von allen Gewerkschaftsexperten wird im Interviewgespräch immer wieder das 

"Recht auf Bildung eines jeden Staatsbürgers" betont. Auch im kaufmännisch-verwal-

tenden Bereich seien "sogenannte Benachteiligte ausbildbar", wobei allerdings die 

Wertigkeit der Berufe eine große Rolle spiele. Aufgrund individueller eingeschränkter 

Möglichkeiten sei aber der "Zugang zu bestimmten Berufen mit Höchstanforderun-

gen" nur schwer realisierbar. So vermerken zwei Gewerkschaftsvertreter in ihrem Fra-

gebogen ihre Bedenken und räumen solchen Jugendlichen nur begrenzte Chancen ein. 

Die einzelnen Wertungen der Gewerkschaftsexperten lauten: Jugendliche mit Kennt-

nisdefiziten (0%), Ausbildungsabbrecher (36% trifft teilweise zu), Studienabbrecher 

(36% trifft voll zu und 21% trifft teilweise zu), Ungelernte (14% trifft teilweise zu), 

benachteiligte Jugendliche ohne Hauptschulabschluß (0%), jugendliche Aussiedler mit 

Sprachschwierigkeiten (14% trifft teilweise zu), straffällig gewordene Jugendliche (7% 

trifft teilweise zu) und ausländische Jugendliche (43% trifft teilweise zu). Gewerk-

schaftsvertreter geben im Gespräch auch zu bedenken, daß ein Wechsel in einen ande-

ren kaufmännischen Beruf nicht verurteilt werden dürfe, denn viele Jugendliche hätten 

bei ihrer Berufswahl keine Vorstellung davon, was sie in der Praxis erwarte. Man soll-

te ihnen weitere duale Ausbildungschancen bieten. Studienabbrecher könnten nach 

überwiegender Meinung aller Befragten in eine kaufmännische Berufsausbildung auf-

genommen werden. Entscheidend sei, welche Berufsrichtung der Ausbildungsinteres-

sent studiert habe und ob er sich für den kaufmännischen Beruf eigne. Für Ungelernte, 

Sonderschüler ohne Hauptschulabschluß, Jugendliche mit Sprachschwierigkeiten und 

Kenntnisdefiziten ergäben sich bessere Chancen im gewerblich-technischen und 

handwerklichen Bereich. Hier würden die meisten Auszubildenden den "Status, als be-

nachteiligt zu gelten", eher "verlieren". Wenn sie aber einen kaufmännischen Beruf 

erlernen wollten, dann seien sie "wohl benachteiligt", so ein Interviewpartner der Ar-

beitgeberverbände. Straffällig gewordene und ehemals drogenabhängige Jugendliche 

seien wegen der "knappen Personaldecke heute nur schwer und mit besonderem Enga-

gement der Unternehmen in die Betriebe zu integrieren". Nach gewerkschaftlicher 

Auffassung sollten auch im Rahmen von staatlichen Förderprogrammen für die Be-

nachteiligten in unserer Gesellschaft offene Chancen für einen berufsqualifizierenden 
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Abschluß gewahrt bleiben. Ein Interviewpartner einer Gewerkschaft äußert sich hier-

zu: "Es kommt immer wieder auf die sozialpädagogische Förderung und Betreuung an, 

die man bei Problemberufen einbeziehen muß." Insbesondere durch betriebliche Aus-

bilderbetreuung und entsprechende Hilfen seien doch schon erhebliche schulische De-

fizite aufgearbeitet und das Bestehen der kaufmännischen Abschlußprüfung erreicht 

worden. 

Die Ausbildungszeit benachteiligter Jugendlicher darf nicht verkürzt werden, sie benö-

tigen eher "mehr Zeit zum Lernen" (DGB 1999, S. 3). Sie dürfen keineswegs in "Ni-

schen des Ausbildungsmarktes abgeschoben" (DGB 1999, S. 3) werden. Nach Ansicht 

eines Gewerkschaftsexperten würden allerdings viele dieser Jugendlichen immer mehr 

als Ausbildungsplatz- und Arbeitsplatzverlierer auf die "bad jobs" verwiesen. Nach 

Meinung einiger Experten der Arbeitgeberverbände sollten "Ausbildungsabbrecher 

erst nach Überprüfung der Gründe des Ausbildungsabbruchs eine nochmalige Chance" 

erhalten. Allgemein sei aber für alle diese Problemgruppen schließlich auch der "per-

sönliche Eindruck" ausschlaggebend. Zwei Interviewexperten der Arbeitgeberverbän-

de fordern schließlich für bestimmte Zielgruppen "entsprechende kaufmännische Aus-

bildungsgänge mit geringeren theoretischen Ansprüchen". In Form einer Stufenausbil-

dung mit der Chance, sich weiterqualifizieren zu können, bzw. durch die Schaffung 

"neuer Modelle" sollten Sonderschüler und andere Benachteiligte, die "keine komplet-

te kaufmännische Ausbildung absolvieren können", die Möglichkeit erhalten, "ausbil-

dungs- und abschlußfähig" gemacht zu werden. Eine solche Berufstätigkeit wie z.B. 

als "Bürohilfskraft" könnte "intern Hilfsarbeiten im Büro" umfassen. 

Der Vorschlag der Interviewpartner der Arbeitgeberverbände, Ausbildungsgänge mit 

geringeren theoretischen Ansprüchen zu schaffen, dürfte sich nach gewerkschaftlicher 

Auffassung jedoch mehr als Klassifizierung der kaufmännischen Ausbildung auswir-

ken, womit niemandem gedient wäre. Schließlich gilt zu beachten, daß aus Sicht der 

Gewerkschaften zweijährige "Kurzausbildungsgänge" ohne Perspektive für die Betrof-

fenen sind, da sie "Benachteiligungen eher festschreiben" anstatt sie zu "mindern" 

(Dedering 1997, S. 13). So argumentiert auch Görner (DGB), daß Jugendliche als spä-

tere Arbeitnehmer eher "höher qualifiziert" und auf "Flexibilitätsanforderungen" vor-

bereitet werden müßten (CEDEFOP 1999c, S. 14). Die "Patchwork-Biographien" der 

Zeit- und Leiharbeitskräfte erforderten geradezu eine höhere Qualifikation, damit sol-

che Arbeitnehmer "nicht an den Rand des Systems" gedrängt würden (CEDEFOP 

1999c, S. 14). 
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Die gemeinsamen Befragungsergebnisse zu Frage 7 werden auch bestätigt durch den 

Beschluß der Bundesregierung, der Wirtschaftsverbände und der Gewerkschaften, die 

im Bündnis für Arbeit "gemeinsame Leitlinien und Umsetzungsschritte zur Weiter-

entwicklung der beruflichen Förderung" (CEDEFOP 1999a, S. 15) von benachteiligten 

Jugendlichen entwickelt haben. Hierbei sollen wesentliche Verbesserungen, die von 

der "Motivation über Berufsvorbereitung und Berufsausbildung bis zur Nachqualifi-

zierung junger Erwachsener ohne Berufsabschluß reichen" (CEDEFOP 1999a, S. 15), 

die Ausbildungschancen für Jugendliche ohne Schulabschluß und mit ausgeprägten 

"Verhaltens- und Lernproblemen" steigern. Zu den Maßnahmen, für die Sozialpartner 

und Bundesregierung Einigung erzielten, gehört z.B. die "Entwicklung und Verbrei-

tung regionaler und lokaler Kooperationsnetze" (CEDEFOP 1999a, S. 15) zur Förde-

rung benachteiligter Jugendlicher.  

2.3.8. Bedarfsorientierte Ausbildungsplanung und Nachwuchssicherung 

Abgesehen von geringen Abweichungen läßt sich aus der tabellarischen Auswertung 

zu Frage 8 eine nahezu übereinstimmende Beantwortung der Itempositionen durch 

beide Expertengruppen erkennen. Die Beurteilung nach den Einstufungskriterien um-

faßt größtenteils eine voll bzw. teilweise zustimmende Einschätzung, wie eine konti-

nuierliche Nachwuchssicherung in den Unternehmen gewährleistet werden könnte. So 

befürworten die Experten (AGV) im Fragebogen eine "bedarfsorientierte Planung der 

Berufsausbildung" (Item 1) mit einer Wertung von 62% trifft voll zu und 25% trifft 

teilweise zu. Eine Expertin der Arbeitgeberverbände kommentiert dazu, daß die "Be-

rufsausbildung insbesondere in Klein- und Mittelbetrieben, die mehr als zwei Drittel 

der Ausbildungsplätze stellen, unmittelbar in die betriebliche Planung integriert" wer-

den sollte. Die Personalplanungen in den Unternehmen erfolgten "maximal nur mittel-

fristig", und deshalb sei es schwierig, eine "kontinuierliche Nachwuchssicherung" für 

die Unternehmen auf drei oder vier Jahre "festzulegen". Auch der schnelle technische 

Wandel bereite den Unternehmen große Schwierigkeiten, langfristig zu planen (AGV). 

Im Interviewgespräch geben einige Experten der Arbeitgeberverbände deutlich zu ver-

stehen, daß sie zu der schwierigen Frage der "Sicherstellung des zukünftigen kauf-

männischen Fachkräftebedarfs" keine "Patentrezepte" geben könnten. Andere Inter-

viewpartner der gleichen Befragtengruppe sehen gewisse Möglichkeiten nur in einer 

"bedarfsgerechten Ausbildung", wobei Wirtschaftslage und Konjunktur maßgebend 

seien. Insbesondere viele Kleinbetriebe suchten sich Auszubildende erst dann, wenn 

sie diese benötigten. Solche Betriebe würden auch selten ihren Bedarf dem betreffen-
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den Arbeitgeberverband und dem Arbeitsamt melden, wodurch sich auch falsche Stati-

stiken als Basis für weitere Entscheidungen ergäben. Ein anderer Interviewpartner 

(AGV) warnt vor den Folgen, wenn Unternehmen im kaufmännischen Bereich ihren 

Nachwuchsbedarf nicht kontinuierlich sicherten. Sein Kommentar hierzu: "Sie haben 

dann à la longue keine Chance. Man kann nicht immer von dem leben, was andere Un-

ternehmen über Bedarf ausbilden." Zudem könne man nicht nur von der Stammbeleg-

schaft ausgehen, wenn man in fünf Jahren Nachwuchskräfte benötige. Die Gewerk-

schaftsexperten halten mit 57% voll zutreffend und 29% teilweise zutreffend eine "sy-

stematische Bedarfs- und Personalplanung" zur Nachwuchssicherung für erforderlich. 

Ein Befragter der Gewerkschaften ist mit einer bedarfsorientierten Planung der Be-

rufsausbildung nur unter der Bedingung einverstanden, daß der "Bedarf vernünftig 

geklärt" werden müsse. Zwei andere Zielpersonen der Gewerkschaften ergänzen in 

ihrem Fragebogen, daß bei einer "systematischen Bedarfs- und Personalplanung" Fort- 

und Weiterbildungsmöglichkeiten für Fachkräfte berücksichtigt werden müßten. Im 

Interviewgespräch bezweifeln die Gewerkschaftsexperten schließlich, ob es bei mittel-

ständischen Betrieben überhaupt einen Personal- oder Ausbildungsplan gäbe. Man 

biete zwar Ausbildungsplätze nach dem gerade jetzt anstehenden Bedarf, aber nicht im 

Hinblick auf benötigtes qualifiziertes Personal für die Zukunft an. Erst recht sei Aus-

bildungsplanung schwer, wenn die Beschäftigtenzahl wie z.B. in der Textil- und Be-

kleidungsindustrie von 1991 bis 1996 von 400.000 auf 250.000 Arbeitnehmer abge-

baut würde und auch versäumt werde, durch "Kreativität in der Ausbildung und Wer-

bung das Image dieser Branche zu verbessern und sich zukunftsorientiert darzustellen" 

(G). 

Nur eine "enge Abstimmung zwischen Ausbildung und Beschäftigung", gewährleistet 

durch eine "bedarfsorientierte Planung", sei nach Ansicht der Interviewpartner der Ar-

beitgeberverbände die Voraussetzung für eine Weiterentwicklung (Item 2). Dies wird 

auch durch die Fragebogenwertung der Experten (AGV) mit 62% trifft voll zu und 

25% trifft teilweise zu bestätigt. Dabei dürfen notwendige Kürzungen der Ausbil-

dungskapazitäten gewisse "Mindestumfänge in der Berufsausbildung" nicht unter-

schreiten, damit die "erforderliche Effizienz" nicht gefährdet wird (Cramer 1994a, 

S. 8). Entscheidend ist auch, daß sich das Wirtschafts- bzw. Beschäftigungssystem bei 

diesem Abstimmungsprozeß in einer "Unabhängigkeitsposition" befindet, denn sein 

"Arbeitskräftebedarf" bestimmt über die "Qualifikationsnachfrage am Markt" (Neu-

mann 1996b, S. 17). Demgegenüber ist die "Bildungsplanung" "bedarfsabhängig", so 

daß Abstimmung mehr als "Anpassung an die Anforderungen des Wirtschaftssystems" 

zu verstehen ist (Neumann 1996b, S. 17). Eine enge Abstimmung von Ausbildung und 
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Beschäftigung wird von den Gewerkschaftsexperten demgegenüber noch deutlicher 

durch die Wertung 71% trifft voll zu und 29% trifft teilweise zu gefordert. Dabei will 

ein Gewerkschaftsexperte eine solche Abstimmung "in allen Betrieben durchgeführt" 

wissen. Es gelte auch, die "Reflexion betrieblicher und schulischer Erfahrungen in der 

Ausbildung – auch vom jeweils anderen Partner zu nutzen" (Kiesel 1994a, S. 160). 

Die duale Berufsausbildung muß gewährleisten können, daß Betriebe und Berufsschu-

len mit "erforderlichen Handlungsspielräumen" für "bedarfsgerechte Berufsbildungs-

maßnahmen" ausgestattet werden (Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbs-

fähigkeit 2000, S. 23). Nur so kann im Sinne der Zukunftschancen der Jugendlichen 

ein "drohendes Auseinanderdriften von Berufsbildungs- und Beschäftigungssystem" 

(Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 2000, S. 23) verhindert 

werden. Auch die Bündnispartner vertreten die Auffassung, daß für Ausbildungsab-

solventen der "Übergang in eine Beschäftigung" (Bündnis für Arbeit, Ausbildung und 

Wettbewerbsfähigkeit 2000, S. 23) im Anschluß an die Ausbildung ermöglicht werden 

muß.  

Zu Item 3 "Übernahme aller ausgebildeten Fachkräfte" ergibt sich nur eine geringe 

Zustimmung durch die Experten der Arbeitgeberverbände (50% trifft teilweise zu), die 

eher die Betriebe von einem derartig "massiven Druck" (Hagedorn 1996, S. 4) ver-

schont wissen wollen. Entsprechend ihrer Interviewaussagen dürften die Unternehmen 

nicht durch Übernahmeverpflichtungen schon im voraus in ihren Ausbildungsent-

scheidungen gehemmt werden. Schließlich müsse einem Unternehmen freigestellt 

bleiben, sich von einem Ausgebildeten nach der Ausbildungszeit aus gegebenen Grün-

den trennen zu können. Man könne doch zufrieden sein, wenn Betriebe überhaupt aus-

bildeten, denn die Kostenbelastung aus Sicht der Unternehmen und die Übernahme-

problematik veranlaßten Verantwortliche in den Unternehmen, vorsichtig zu disponie-

ren. Größere Betriebe und noch weniger die Klein- und Mittelbetriebe könnten in den 

seltensten Fällen eine Übernahme aller ausgebildeten Kräfte garantieren. Auch würden 

nur wenige Betriebe eine "echte Betriebsabrechnung" über die Ausbildungskosten 

durchführen. Die vollständige Garantie einer Übernahme nach der Ausbildung wird 

auch von den Spitzenverbänden der Wirtschaft abgelehnt, wobei sie als besonders 

sachgerecht "Einstiegstarife für neu eingestellte Ausgebildete sowie Formen des suk-

zessiven Hineinwachsens von Teilzeit- in Vollzeitarbeit" (DIHT 1996a, S. 13) emp-

fehlen. Die Gewerkschaftsexperten fordern mit einer Wertung von 65% trifft voll zu 

und 14% trifft teilweise zu die Übernahme aller ausgebildeten Fachkräfte. Zumindest 

sollten sie, wie bei Gesamttextil praktiziert, so lange in einem artverwandten Beruf 

beschäftigt werden, bis ein entsprechender Arbeitsplatz frei werde (Interview G). Nach 
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Meinung der Gewerkschaftsexperten könnte im Rahmen der Beschäftigungs- und 

Nachwuchssicherung die Übernahme aller ausgebildeten Fachkräfte durch eine geziel-

te langfristige Personalplanung geregelt werden. Von Gewerkschaftsseite wird auch 

bedauert, daß die Zeiten eines sicheren Arbeitsplatzes leider vorbei seien und eine 

starke Fluktuation einzelner Arbeitnehmer zwischen den Branchen und Firmen heute 

vorherrsche. 

In ihrer Wertung zu Item 4 stimmt nur eine geringe Mehrheit der Vertreter der Ge-

werkschaften mit 36% trifft voll zu und 22% trifft teilweise zu für eine Überbe-

darfsausbildung. So ergänzt auch ein Gewerkschaftsexperte, daß dies von dem Vor-

handensein von "Kapazitäten in den Unternehmen" abhängig sei. Ein anderer Befrag-

ter (G) verbindet Überbedarfsausbildung mit dem Problem der Übernahme aller Aus-

gebildeten und kommentiert in seinem Fragebogen den Zusammenhang zwischen bei-

den Antwortmöglichkeiten wie folgt: "Ich kann spitz planen und dann alle ausgebilde-

ten Fachkräfte übernehmen oder ich bilde über Bedarf aus, was eine Bestenauslese bei 

der Übernahme ermöglicht." Im Interview wird aus den Äußerungen mehrerer Ge-

werkschaftsexperten deutlich, daß die Unternehmen insbesondere bei hohen Schulent-

laßzahlen schon aus gesellschaftlicher und sozialpolitischer Verpflichtung über Bedarf 

ausbilden müßten. Hierzu seien alle Unternehmen den jungen Leuten gegenüber ver-

pflichtet, "um sie nicht auf der Straße zu lassen". Erst recht, wenn die Ertragslage bei 

den Betrieben günstig sei, Geschäftsführer und Manager gut bezahlt würden sowie 

durchschnittlich fast jeder Handwerksbetrieb 250.000 DM in Luxemburg angelegt ha-

be, dann wäre ein Abbau der Ausbildungsplätze und ein Übernahmestopp ein Wider-

spruch in sich. "Leider ist die soziale Marktwirtschaft mit sozialem Aspekt vorbei. Es 

geht nur noch um das reine materielle Wohl der Aktionäre", so die weiteren Ausfüh-

rungen. Nur wenige vernünftige Leute der Unternehmensseite wären bereit, dies ein-

zusehen (G)! Von den Vertretern der Arbeitgeberverbände stimmen ebenfalls nur 50% 

für eine Überbedarfsausbildung, um eine kontinuierliche Nachwuchssicherung ge-

wahrt zu wissen. Im Interview betonen einige Experten (AGV), daß eine Überbe-

darfsausbildung ihrer Meinung nach wohl ein gesellschaftspolitisches Anliegen sei, 

aber weniger ein Thema der Nachwuchssicherung. Für beachtlich hält der Verfasser 

die Interviewaussage eines Experten der Arbeitgeberverbände zugunsten einer Über-

bedarfsausbildung: "Wenn auch eine Überbedarfsausbildung wirtschaftlich nicht ver-

tretbar ist, so ist es wünschenswert und beachtlich, wenn doch einige Betriebe über 

Bedarf ausbilden, um den jungen Leuten ein Standbein zu geben, denn sie sind unsere 

Zukunft. Wenn wir nicht über Bedarf ausbilden, werden wir zu einem Volk der Anal-

phabeten." 
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2.3.9. Verbesserung der Ausbildungssituation der Berufsschule 

Wie aus der tabellarischen Auswertung zu Frage 9 zu ersehen ist, haben mehrere 

Experten beider Sozialpartner keine Wertung durch ihr Ankreuzen bei der Einstufung  

keine Angaben vorgenommen, wofür der Verfasser wiederum Schwierigkeiten bei der 

Zuordnung der Antwortmöglichkeiten zu der jeweiligen Problemstellung vermutet. Da 

ein Experte eines Arbeitgeberverbandes mit den vorgegebenen Einstufungsmerkmalen 

nicht einverstanden ist, läßt er alle Antwortkategorien unbeantwortet. Ein Gewerk-

schaftsexperte bezeichnet die drei ersten Statements "Personelle Versorgung mit Lehr-

kräften, Sachliche und räumliche Ausstattung" mit "je nach Bundesland und Berufsbe-

zeichnung als teilweise gut oder schlecht" und läßt diese drei Antwortkategorien offen. 

Ein anderer Gewerkschaftsexperte vermerkt bei dem Statement "Differenzierung des 

Berufsschulunterrichts nach Vorbildung" den Zusatz "schafft neue Differenzen", gibt 

aber trotzdem durch sein Ankreuzen einen Lösungsvorschlag. Als weitere Kriterien 

erwarten Experten der Arbeitgeberverbände eine "bessere Organisation" des Berufs-

schulunterrichts in "verstärkter Abstimmung mit den Betrieben" (AGV). Von Gewerk-

schaftsseite wird die Mehrheit der Antwortkategorien zu Frage 9 als voll bzw. teilweise 

zutreffend für die Ausbildungssituation der Berufsschulen angesehen, während die Ex-

perten der Arbeitgeberverbände hier differenziert reagieren. Interviewpartner der Ar-

beitgeberverbände warnen bei der Berufsschulsituation vor Verallgemeinerungen, da 

oft ungewiß sei, ob bestimmte Probleme "tatsächlich flächendeckend oder nur als Ein-

zelfälle" auftreten würden. Wichtig sei, daß die Berufsschule auch in Zukunft "ihre 

Rolle im dualen System ausfüllen" müßte. Insbesondere sollten personelle Versor-

gung, sachliche und räumliche Ausstattung sowie die Vermittlung von Fachbildung 

dem Bedarf der Wirtschaft besser entsprechen. So ergeben sich bei den ersten drei 

Items hinsichtlich der personellen Versorgung, der sachlichen und räumlichen Ausstat-

tung in dieser Reihenfolge für voll und teilweise zutreffend folgende Ergebnisse: AGV: 

0% und 25% / G: 21% und 29%, AGV: 0% und 37% / G: 15% und 43%, AGV: 0% 

und 37% / G: 15% und 43%. 

Um den teilweise noch bestehenden hohen Unterrichtsausfall zu beseitigen, muß der 

Lehrermangel behoben und der Lehrernachwuchs gesichert werden. Außer regulär 

ausgebildeten Wirtschaftspädagogen könnten "Hochschulabsolventen wirtschaftswis-

senschaftlicher Fachrichtung mit pädagogischer Zusatzausbildung" mit "gezielten fi-

nanziellen Anreizen" angeworben werden (Nordhaus 1995, S. 182). Nach Meinung 

einiger Experten der beiden Sozialpartner sollte hinsichtlich der fachlichen Qualifika-

tion eine abgeschlossene kaufmännische Berufsausbildung Voraussetzung sein für den 
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Berufsweg Berufsschullehrer im kaufmännisch-verwaltenden Bereich. Die Gewerk-

schaftsexperten betonen im Interviewgespräch, daß im Rahmen einer betriebsorientier-

ten Fortbildung der kaufmännischen Lehrkräfte, insbesondere wegen der fachlichen 

Inhalte einzelner Branchen, ein Erfahrungsaustausch der Lehrkräfte mit den Betrieben 

unerläßlich sei. Allerdings müßte von seiten der Wirtschaft durch Informationsvermitt-

lung unterstützend hierauf eingewirkt werden. Um den Branchenbedingungen entge-

genzukommen, könnten sich die Schulträger auf die jeweilige Ausstattung spezialisie-

ren, die von Auszubildenden "der vor Ort vertretenen Branchen" (Woortmann 2000, 

S. 7) benötigt werden. Ferner wäre es möglich, "spezialisierte Berufsschullehrer" 

(Woortmann 2000, S. 7) an andere Berufsschulen auszuleihen. Funktionen, die von 

einzelnen Berufsschulen nicht erfüllt werden können, müßten an "private Bildungsträ-

ger" übertragen werden, um eine "optimale" Nutzung der Ausstattungsbedingungen in 

der Region zu sichern (Woortmann 2000, S. 7). 

Uneinheitlich ist die Haltung der Vertreter der Arbeitgeberverbände zur vierten Item-

aussage: "Die Position der Berufsschule als dualer Partner gegenüber dem Betrieb" sei 

zu schwach. Nur 25% sehen dies als teilweise zutreffend an. Im Vergleich hierzu wird 

dies von den Gewerkschaftsvertretern mit 50% trifft voll zu und 43% trifft teilweise zu 

bestätigt. Von der Auslegung des dualen Systems her betrachtet ist die Berufsschule 

für beide Interviewpartner ein gleichberechtigter Lernort. "Entscheidend ist", wie eine 

Expertin der Arbeitgeberverbände argumentiert, "wie sich die Berufsschule durch ihr 

Engagement verhält". Ihrer Meinung nach sei das Engagement der Berufsschulen als 

gleichberechtigter Lernort ein entscheidender Faktor in der Berufsausbildung. Die Be-

rufsschule müsse ihre Rolle in Zukunft voll ausfüllen, um den ihr übertragenen Aufga-

ben im Rahmen der dualen Berufsausbildung voll zu entsprechen. Die Interviewpart-

ner der Arbeitsgeberverbände erwarten in regionaler Hinsicht für die Berufsschule 

mehr Autonomie, so daß sie auch als Dienstleister in der Region akzeptiert werden 

könne. Dadurch wäre sie besser in der Lage, sich flexibel auf die Bedürfnisse der aus-

bildenden Unternehmen einzustellen. Durch eine "Umstrukturierung der Mittelzuwen-

dungen" (Hänel 1999, S. 2) an die Berufsschulen ließen sich andererseits deren Bud-

getentscheidungen unabhängiger gestalten. Diesbezüglich waren bei einer Umfrage 

des Bielefelder Meinungsforschungsinstituts EMNID 74% der Befragten der Ansicht, 

daß Berufsschulen mit "eigener Budgetverantwortung bessere Partner in der Be-

rufsausbildung" (Hänel 1999, S. 2) wären. Nahezu 78% würden "Mittelzuweisungen" 

auch von der Leistung abhängig machen (vgl. Hänel 1999, S. 2). Für die Gewerk-

schaftsexperten ist die theoretische Bildungsvermittlung in der Berufsschule gleich-
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rangig zu der praktischen Bildungsvermittlung im Betrieb. Auf keinen Fall dürfe die 

Berufsschule ein "Randereignis oder Stiefkind der Bildungspolitik" sein. 

In Zusammenhang mit der Problematik des zweiten Berufsschultages (Item 6) ist die 

Aussage der Experten der Arbeitgeberverbände zu der Vermittlung allgemeinbildender 

Kenntnisse (Item 5) zu sehen. Für sie ist diese Vermittlung mit nur 25% trifft teilweise 

zu mehr als ausreichend, da sie andererseits eine "Ausweitung der Stundenzahl" be-

fürchten. Dagegen ist für die Gewerkschaftsvertreter die Vermittlung allgemeinbilden-

der Kenntnisse mit 36% voll und 43% teilweise zutreffend zu gering. Ebenso im Inter-

view fordert die gewerkschaftliche Seite die "Weiterführung und Weitervermittlung 

der Allgemeinbildung", zumal die Jugendlichen doch bis zum 18. Lebensjahr berufs-

schulpflichtig seien. Dies kann als Zeichen gewertet werden, allgemeinbildenden Fä-

chern mehr Bedeutung in der gegenwärtigen Berufsbildungspolitik beizumessen. Die 

duale Ausbildung wird sich den Formen der allgemeinen Bildung gegenüber öffnen 

müssen (vgl. Dedering/Feig 1996, S. 393). So fordern beide Expertengruppen im In-

terviewgespräch auch einen verstärkten Fremdsprachenunterricht in der beruflichen 

Erstausbildung. Mithin muß das Ziel verfolgt werden, den "berufsbezogenen Fremd-

sprachenunterricht" als Pflichtstundenanteil einzufügen und im Rahmen der "Ab-

schlußprüfung bzw. durch Zusatzprüfung zu zertifizieren" (Weichhold 1995, S. 4). 

Eine sehr deutliche Abgrenzung zu den Gewerkschaftsexperten (86% trifft voll zu und 

7% trifft teilweise zu) ergibt sich bei dem Item "Einführung des zweiten Berufsschul-

tages", den nicht alle Vertreter der Arbeitgeberverbände (50% trifft überhaupt nicht zu 

und 12% keine Angabe) für notwendig halten. Die meisten Interviewexperten (AGV) 

vertreten die "Standposition verschiedener Betriebe und Branchen", die bei einer wei-

teren Regelung mit dem zweiten Berufsschultag ihre Ausbildungstätigkeit einstellen 

würden. Das Hauptargument der Praxis sei immer wieder die ihrer Meinung nach zu 

geringe Anwesenheit der Auszubildenden im Betrieb. Überraschend ist nun für den 

Verfasser die Interviewaussage zweier Experten der Arbeitgeberverbände, die den 

zweiten Berufsschultag gewahrt wissen wollen, um von der "Realität oder Sachlichkeit 

her das gewünschte Anforderungsprofil an Schule auf zwei Tage zu verteilen". Grund-

sätzlich dürfe wohl die betriebliche Ausbildungszeit nicht weiter verkürzt werden. Ei-

nerseits erwarte der Betrieb von der Berufsschule bestqualifizierte Leute ausgebildet, 

andererseits sollte die Berufsschulzeit aber so gering wie möglich sein. Die Gewerk-

schaftsvertreter halten die Forderung der Arbeitgeberverbände, die Berufsschulstun-

denzahl zu verringern, für "pädagogisch unsinnig und verfehlt". Bezeichnend ist der 

Interviewbeitrag eines Gewerkschaftsexperten: "Es darf nicht sein, daß der Berufs-

schultag auf neun oder mehr Unterrichtsstunden an einem Tag ausgedehnt wird. Der 
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zweite Berufsschultag ist notwendig, erst recht, wenn die Unternehmensleitung von 

der Berufsschule erwartet, bestqualifizierte junge Leute zur Verfügung zu stellen." 

Den Interviewaussagen einiger Vertreter der Gewerkschaften zufolge, sollten Betrieb 

und Berufsschule trotz unterschiedlicher Theorieanteile einzelner kaufmännischer 

Ausbildungsberufe gleiche Zeiten für die Vermittlung von Fertigkeiten und Kenntnis-

sen zur Verfügung haben. Beide Auffassungen stehen sich somit konträr gegenüber 

und werden jeweils auch durch offizielle Stellungnahmen und Diskussionsbeiträge 

gestützt. Gemäß der Regelung in Niedersachsen sollte die "jahrgangsübergreifende 

Flexibilisierung" eine "Angebotsvariante" für die Ausbildungsbetriebe darstellen 

(KWB 1999, S. 14). Auch das BMBF hat die Bundesländer aufgefordert, die Berufs-

schulzeiten "betriebsfreundlicher" (BMBF 1997b, S. 15) zu gestalten. Bei der Rege-

lung von Niedersachsen sollten allerdings die Verantwortlichen bedenken, daß insbe-

sondere für kaufmännische Ausbildungsberufe mit hohem Theorieanteil sieben Stun-

den an einem Unterrichtstag vollauf genügen, da doch jede weitere Stunde die "Effi-

zienz des Unterrichts" (Weichhold 1995, S. 2) beträchtlich reduziert und der Unter-

richtserfolg damit beeinträchtigt wird (vgl. Weichhold 1995, S. 2). Nach Meinung der 

Gewerkschaften würden außerdem diese Bestrebungen die bei Neuordnungsverfahren 

durch die Sachverständigen und die beteiligten Fachverbände beider Sozialpartner "in-

haltlich und pädagogisch für notwenig gehaltenen Berufsschulzeiten" (Benetreu 1996, 

S. 10) außer acht lassen. Außerdem hätten sich die "Erwartungen" an die Berufsschule 

genauso erhöht wie die an die betriebliche Ausbildung, so daß solche Kürzungsmaß-

nahmen "Bildungsdumping auf Kosten der Auszubildenden" bedeuteten (Kiesel 1996, 

S. 68). Auch der Verfasser vertritt aufgrund seiner beruflichen Erfahrung die Auffas-

sung, daß weiterhin zwei Unterrichtstage an der Berufsschule für alle drei Ausbil-

dungsjahre erhalten bleiben sollten. 

Für "Neuere Ausbildungs- und Unterrichtsmethoden" (Item 7) stimmen mehrheitlich 

nahezu alle Experten beider Sozialpartner (AGV: 37% trifft voll zu und 38% trifft teil-

weise zu / G: 64% trifft voll zu und 22% trifft teilweise zu). Sie fordern im Interview-

gespräch eine deutlichere Berücksichtigung ganzheitlicher Aspekte im Ausbildungsge-

schehen der Berufsschule. Insbesondere sollte Handlungskompetenz als "Unterrichts-

prinzip dort, wo es sich fachspezifisch anbietet" (KWB 1995d, S. 2), umgesetzt wer-

den. Gefordert sind hierbei "neue Organisationsformen des Lernens und Arbeitens, der 

fächerintegrierenden Projektarbeit" (Kiesel 1994a, S. 161). Insbesondere hat sich das 

Künzelsauer Modell im Sinne einer Verwertung des "Projektgedankens" mit der Ver-

knüpfung "fächerverbindende[r] Aspekte" als erfolgreiche "Konzeption" des hand-

lungsorientierten Lernens erwiesen (Hilt 1994, S. 115). Im Rahmen einer dualen Zu-
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sammenarbeit betreuen Lehrkräfte der Kaufmännischen Schule Künzelsau (Berufs-

schule, Wirtschaftsschule, Berufskollegs) und Praktiker der Betriebe die Auszubilden-

den dieser Betriebe und die Vollzeitschüler der Schule. Die Juniorenfirma nimmt im 

Gegensatz zu "simulierten Abläufen bei Scheinfirmen, Fallstudien und Börsenspielen" 

(Hilt 1994, S. 115) am Marktgeschehen real teil und muß somit auch die Marktbedin-

gungen beachten. Hierbei erfahren und erkunden die Auszubildenden und Schüler eine 

durch entscheidungsorientiertes Lernen erprobte Ernstfallsituation der betrieblichen 

"Vorgänge und Abläufe" mit "gesellschaftspolitischen Auswirkungen" (Hilt 1994, 

S. 115). Bei dem "Künzelsauer Modell" haben der Hohenlohekreis als Träger der 

Kaufmännischen Schule Künzelsau und vier Ausbildungsbetriebe gemeinsam eine 

GmbH gegründet (vgl. Abbildung 7; Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg 

1992, Projekt-Nr. 17). Sie bringen gemeinsam das Stammkapital auf und unterstützen 

die Juniorenfirma. Den von der Versammlung der Gesellschafter bestellten Geschäfts-

führern stehen Manager zur Seite, die die Junioren beim Betreiben der Juniorenfirma 

betreuen. Die Juniorenfirma ist in eine Stabstelle (PR/Öffentlichkeitsarbeit) und drei 

Hauptabteilungen (Materialwirtschaft, Marketing/Vertrieb und Rechnungswesen) mit 

Unterabteilungen gegliedert. Auch kleinere und mittlere Betriebe, die sich eine eigene 

Juniorenfirma nicht leisten können, erhalten durch die Mitarbeit in einer Juniorenfirma 

Vorteile im Rahmen ihrer Ausbildungstätigkeit eingeräumt (vgl. Wirtschaftsministeri-

um Baden-Württemberg 1992, Projekt-Nr. 17). 
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Abb. 7: Organisationsmodell der Juniorenfirma "Junior Trading Künzelsau" (JTK) 

der Kaufmännischen Schule Künzelsau 

    GmbH     
    Gesellschafter     
        
                            
Hohenlohekreis  Fa. Bükert Kreissparkasse  Fa. Stahl Fa. Ziehl-Abegg 
Kaufmännische Schule              
Künzelsau   Ingelfingen Künzelsau   Künzelsau Künzelsau 

                            

  Gesellschaftsvertrag   

          

  Geschäftsführung und Vertretung 
Vertreter von Schule und Ausbildungs-

betrieben 

  

          

  Manager 
2 Vertreter der Ausbildungsbetriebe 

1 Lehrer der Kaufm. Schule Künzelsau 

  

          

  Junioren 
5 Schüler der Kaufm. Schule Künzelsau 

je 3 Azubis der Ausbildungsbetriebe 
Halbjähriger rollierender Wechsel 

  

        
        
        
      PR 

Öffentlichkeitsarbeit 
 

        
        
        
        
        

Materialwirtschaft   Marketing/Vertrieb    Rechnungswesen  

                        
                        

  Einkauf     Waren      Buchhaltung  

                        
                        

  Verkauf     Dienstleistungen     Kalkulation  

              
              

       DV 
(eventuell später) 

Quelle: Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg 1992, Projekt-Nr. 17. 
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Eine "Differenzierung des Berufsschulunterrichts nach Vorbildung" (Item 8) wird von 

beiden Befragtengruppen summarisch zu je 50% (AGV: 25% und 25% / G: 7% und 

43%) voll und teilweise zutreffend befürwortet. Allerdings wäre hierfür eine Kompe-

tenzerweiterung für die Berufsschule erforderlich. Den Vorschlag eines Interviewex-

perten (AGV), anstelle von Lehrzeitverkürzungen Zusatzqualifikationen anzubieten, 

hält der Verfasser für beachtenswert. Zusatzunterricht in Form von freiwilligen Ar-

beitsgemeinschaften, teilweise in der Freizeit der Auszubildenden praktiziert, würde 

sicherlich den Neigungen und Vorstellungen der Jugendlichen entgegenkommen. Da-

gegen scheint ein anderer Vorschlag eines Interviewexperten (AGV), eine Differenzie-

rung nach der Ausbildungsvertragsdauer vorzunehmen, schwer realisierbar zu sein. 

Von seiten der Wirtschaft wird außerdem empfohlen, daß der allgemeinbildende Un-

terricht bei Abiturienten entfallen sollte. Hier wäre es bei entsprechendem "Differen-

zierungsbedarf" (KWB 1999, S. 14) sicherlich hilfreich, eine Art Kurssystem einzu-

richten. Ebenso befürworten einige Interviewexperten der Gewerkschaften, daß die 

durch die Heterogenität der Lerngruppen bedingten unterschiedlichen Voraussetzun-

gen im Lernprozeß integrativ berücksichtigt werden müßten. Nach Ansicht des Ver-

fassers wären hierzu allerdings geringere Klassenmeßzahlen erforderlich. Ein Inter-

viewexperte der Gewerkschaften erwartet, daß für Hauptschulabsolventen, trotz der 

Konkurrenz durch die Abiturienten, gleiche Chancen für eine kaufmännische Berufs-

ausbildung über eine Art Quotenregelung gewahrt werden sollten. 

Die Bildungspolitik muß eine moderne Entwicklung der Berufsschule gewährleisten. 

Hierzu gehört insbesondere ein "bildungspolitisch begründete[s] Gesamtcurriculum" 

(Neumann 1979, S. 48) für die Berufsausbildung bezogen auf die beiden Lernbereiche 

Betrieb und Berufsschule. Das Berufsschulcurriculum könnte als "konkreter Schul-

plan" erstellt werden, wobei Lehrkräfte, Schüler, Eltern und Kommunalpolitiker aktiv 

vor Ort zusammenarbeiten, um "regionale und schulische Besonderheiten bei den Cur-

ricula" deutlich werden zu lassen (Dedering 1994, S. 62). Von der staatlichen Berufs-

schulpolitik her gesehen genüge es, wenn sie nur "allgemeine Handlungsanleitungen 

und Empfehlungen" (Dedering 1994, S. 62) vorgeben würde. Aufgabe der Berufsschu-

le wäre es dann, völlig autonom das "berufsschulische Curriculum" (Dedering 1994, 

S. 62) mit Ausbildungsplänen der Betriebe abzustimmen. Insgesamt würde die Berufs-

schule sicherlich ihre Position gegenüber den anderen Lernorten verbessern und da-

durch im Bildungssystem größere Bedeutung erlangen (vgl. Dedering 1994, S. 63). 
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2.3.10. Bewahrung und Verbesserung der hohen Qualität der Ausbildung 

Die tabellarische Auswertung zur Frage 10 zeigt uns von der Gewerkschaftsseite deut-

lich eine überwiegend volle bzw. teilweise Zustimmung zu den in der Aufgabe vorge-

gebenen Antwortkategorien. Dies überwiegt zwar ebenso auf der Arbeitgeberseite, 

doch haben hier einige der Befragten auch die mittlere Einstufung weder/noch bzw. 

trifft kaum zu und überhaupt nicht zu gewählt sowie bei keine Angabe angekreuzt. Von 

einigen Befragten der Arbeitgeberverbände wird betont, daß eine "effektive betriebli-

che Erstausbildung" abhängig sei von der Form des Berufsschulunterrichts (Teilzeit- 

oder Blockunterricht) sowie von der "tariflichen Arbeitszeit" des Auszubildenden. Ei-

ne Verbesserung der Qualitätsbedingungen der betrieblichen Erstausbildung ist ande-

rerseits für einen Experten der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften insbe-

sondere im Hinblick auf die "ausländische Konkurrenz" wichtig (AGV), da doch 

"Fachkräfte von morgen" unter dem Aspekt Europa die Chance haben müßten, sich 

"bei jedem Betrieb einer Branche bewerben zu können" (G). Ein Befragter der Ge-

werkschaften vermerkt auch im Fragebogen, daß die betriebliche Ausbildungsqualität 

immer mehr von den "Kostenentscheidungen der Vorstände" abhängig gemacht werde 

und die "Senkung der Ausbildungskapazitäten" sowie "theoriegeminderte Schmal-

spurberufe" eine falsche Weichenstellung für den Standort Deutschland seien.  

Die Gewerkschaftsexperten halten mit ihrer Fragebogenwertung die "Vermittlung be-

trieblicher Gesamtzusammenhänge" (Item 1) dringender für notwendig (93% trifft voll 

zu und 7% trifft teilweise zu) als die Experten der Arbeitgeberverbände (25% trifft voll 

zu und 37% trifft teilweise zu). Im Interview fordern die Gewerkschaftsexperten, daß 

während der Berufsausbildung weniger "sachfremde Inhalte", sondern "mehr Inhalte 

bezogen auf die vorhandene Ausbildungsordnung" deutlich gemacht werden sollten. 

Auch bei der Umsetzung neuer Ausbildungsordnungen müßte der Auszubildende 

durch "Aufzeigen der Verbindungen zwischen den Betriebsabteilungen" das Funktio-

nieren des Betriebsgeschehens als einheitliches Ganzes erfahren, wozu die betriebliche 

Ausbildung mit dem betrieblichen Unterricht die "spezifischen Besonderheiten büro-

technischer und kaufmännischer Arbeitsabläufe" (Wirtschaftsvereinigung Stahl 1991, 

S. 30) im Gesamtunternehmen deutlich machen muß. Hierzu fordern die Ausbildungs-

ordnungen der neuen Büroberufe, daß "komplette Aufträge" (Hans-Böckler-Stiftung 

1991b, S. 9) von den Lernenden bearbeitet werden sollen. Dabei müssen die Auszubil-

denden den Grund ihres Tuns erkennen, in welchen "Gesamtzusammenhang" diese 

Aufgabe einzuordnen ist und woran sie selbst den "Erfolg ihrer Arbeit" feststellen 

können (Hans-Böckler-Stiftung 1991b, S. 10). Hierbei ist es auch möglich, eine stärke-
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re Verzahnung von Theorie und Praxis herzustellen, um das Erlernte in "konkrete 

Handlungssituationen" umzusetzen, was wiederum eine "Stärkung der Handlungs-

kompetenz" bedeutet (Dierk 1992, S. 81). Vielfach fehle bei kleinen und mittleren Un-

ternehmen eine "organisierte theoretische Ausbildung im kaufmännischen Bereich", 

weshalb man auf unterstützende Mithilfe durch die überbetriebliche Ausbildung an-

gewiesen sei. Dies könnten auch entsprechende Einrichtungen wie z.B. die Beklei-

dungsfachschule Aschaffenburg im Bereich Textil und Bekleidung übernehmen. 

"Branchenegoistisch" gesehen sollten dem zukünftigen Kaufmann neben dem kauf-

männischen Wissen auch technisch fachliche Kenntnisse vermittelt werden. Begün-

stigt durch die neuen Iu.K-Techniken seien nach Ansicht einiger Interviewbefragter 

der Arbeitgeberverbände "die Gesamtzusammenhänge in einem Kleinbetrieb durch-

schaubarer" geworden. Großbetriebe versuchten durch "Projektarbeiten und Work-

shops in realen Übungsformen" betriebliche Gesamtzusammenhänge zu vermitteln. 

Entscheidend sei jedoch auch eine "qualifizierte Ausbildertätigkeit im Betrieb" sowie 

die "engagierte Mithilfe  der Berufsschule in gleichberechtigter Partnerschaft". 

Hinsichtlich der "Ausnutzung der Regelausbildungsdauer" (Item 2) ist bei den Exper-

ten der Arbeitgeberverbände sowohl bei der Fragebogenwertung mit 13% trifft voll zu 

und 50% trifft teilweise zu als auch bei den Interviews keine einheitliche Meinung 

festzustellen. Einige Experten (AGV) fordern mehr eine "verstärkte Ausnutzung der 

Regelausbildung", andere wiederum befürworten eine Verkürzung der Ausbildungs-

zeit bei entsprechender Leistung. Die Gewerkschaftsexperten stimmen eindeutiger mit 

43% trifft voll zu und 36% trifft teilweise zu im Fragebogen und auch in ihren Inter-

viewaussagen für die Einhaltung der Regelausbildungsdauer von drei Jahren, da eine 

"zweijährige Ausbildung sich zu stark an den betrieblichen Erfordernissen" orientiere, 

so daß "betriebsübergreifende Inhalte" zu kurz kämen. Zu beachten ist hier, daß ein zu 

hoher Anteil von Ausbildungsverkürzern eine ordnungsgemäße Ausbildungsorganisa-

tion belastet und auch die Vermittlung des Berufsbildes gefährdet. Ein Gewerkschafts-

experte kommentiert hierzu: "Die Ausbildungsordnung ist nicht für einen Betrieb al-

lein erstellt, sondern für alle Branchen." Es könnte sich eines Tages allerdings die 

Ausbildung insofern ändern, daß "in einer zweijährigen Ausbildung nur Grundvoraus-

setzungen vermittelt würden und sich eine modulare Fortbildung anschließe" (G). Ent-

sprechend dem Satellitenmodell des DIHT sollte nun die Ausbildungszeit für alle Be-

rufe "flexibilisiert" werden, um dem betriebsindividuellen Ausbildungsbedarf und dem 

"individuellen Leistungsvermögen" des Auszubildenden besser zu entsprechen (DIHT 

1999b, S. 8). Außerdem müßte zukünftig im Rahmen eines "Zeitkorridors" (DIHT 

1999b, S. 8) eine dreijährige Berufsausbildung in mindestens zwei, jedoch höchstens 
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dreieinhalb Jahren absolviert werden können. Dadurch würden "Wahloptionen für Be-

trieb und Ausbildungsinteressent" hinsichtlich Ausbildungszeit und "betrieblich/indivi-

duelle[m] Qualifikationspaket" ermöglicht werden (DIHT 1999b, S. 8). Nach gewerk-

schaftlicher Auffassung werde jedoch bei diesem DIHT-Modell der "allgemeinver-

bindliche Rahmen des Berufsbildes" (Heimann/Ehrke 1999, S. 26) gemäß BBiG auf-

gegeben. Der DIHT befürworte nur noch "berufsprofilgebende Standardanforderun-

gen" in Form von zeitlich verkürzten beruflichen Grundqualifikationen. Da diese 

Kurzausbildung noch in "Wahl- und Wahlpflichtbausteine" zergliedert werden könne, 

wäre es keineswegs möglich, von einem "einheitlichen Curriculum" zu sprechen (Hei-

mann/Ehrke 1999, S. 26). 

Im Gegensatz zu den Vertretern der Arbeitgeberverbände fordern die Gewerkschafts-

experten deutlicher die Beseitigung der zwischen den Betrieben oft bestehenden unter-

schiedlichen Ausbildungsqualität (Item 3: 64% trifft voll zu und 29% trifft teilweise 

zu). Wie die Fragebogenauswertung mit 25% trifft voll zu und 25% trifft teilweise zu 

(AGV) erkennen läßt, sind nicht alle Experten der Arbeitgeberverbände der Meinung, 

daß die Ausbildungsqualität in Klein- und Mittelbetrieben schlechter als in Großbe-

trieben sei. Dies sei doch mehr ein Vorurteil (AGV). Sicher habe ein Kleinunterneh-

mer weniger qualifizierte Ausbilder, aber entscheidend sei das Engagement der einzel-

nen Betriebe und deren Möglichkeiten. So äußern sich die Experten im Interview: 

"Wird ein Auszubildender in einem Kleinbetrieb in die konkrete Ernstsituation inte-

griert, dann lernt er ständig, Handlungen auszuführen. Im Großbetrieb dagegen werden 

meistens viele Dinge aufgrund der unterschiedlichen Strukturen und einer begrenzten 

Handlungskompetenz nicht so vermittelt wie im Kleinbetrieb." In der Vergangenheit 

sei auch oft vernachlässigt worden, "durch innere Differenzierungsmöglichkeiten ent-

sprechend den konkreten Aktions- und Tätigkeitsbereichen der Unternehmen die Qua-

lität zu verbessern". Ausbildungsordnungen aus den 80er Jahren seien oft "zu eng for-

muliert" und würden die "betrieblichen Ausbildungsmöglichkeiten einengen". Hin-

sichtlich der betrieblich unterschiedlichen Ausbildungsqualität ist der Beitrag des In-

terviewexperten des Bundesverbandes der Bekleidungsindustrie beachtenswert, der 

betont, daß die Sicherung der Qualität infolge der globalen Fertigung für diese Bran-

che eine existentielle Herausforderung darstelle. Aus der Unternehmenspolitik müsse 

die Qualitätspolitik abgeleitet und für alle Beteiligten im Unternehmen und somit auch 

für Auszubildende ein echtes Qualitätsbewußtsein entwickelt werden. Hierbei ist auch 

zu beachten, daß eine Qualitätssicherung der dualen Berufsausbildung von elementarer 

Bedeutung für die Chancenwahrung auf dem europäischen Arbeitsmarkt ist. Die Ge-

werkschaften betonen auch im Interviewgespräch, daß die betriebliche Ausbildungs-
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qualität keineswegs von den Kostenentscheidungen der Vorstände abhängig gemacht 

werden dürfe. Zweifellos müssen hier die Kammern, Berufsbildungsausschüsse, Aus-

bilder, Ausbildungsberater und Betriebsvertreter mithelfen, die Unterschiede in der 

Ausbildungsqualität zu mildern. Sollte eine organisierte theoretische Ausbildung im 

kaufmännischen Bereich kleiner und mittlerer Unternehmen nicht vorhanden sein, 

dann müsse verstärkt eine überbetriebliche Ausbildung in Anspruch genommen wer-

den. Aus Sicht der Gewerkschaften erscheint es zudem wichtig, daß die zur Verbesse-

rung der Ausbildungsqualität im Betriebsverfassungsgesetz geregelten "Mitbestim-

mungsmöglichkeiten für Betriebs- und Personalräte" sowie für "Jugend- und Auszu-

bildendenvertretungen" stärker genutzt werden (DGB 1994b, S. 8). 

"Moderne betriebliche Lehr- und Lernmethoden" (Item 4) werden von den Gewerk-

schaftsexperten stärker gefordert (71% trifft voll zu und 29% trifft teilweise zu) als von 

den Vertretern der Arbeitgeberverbände (50% trifft voll zu). Auch erwartet die Exper-

tin eines Arbeitgeberverbandes eine "bessere Ausschöpfung betriebsspezifischer Lern-

möglichkeiten". Um "Theorie und Praxis verzahnt zu vermitteln", sollten die Voraus-

setzungen für Ausbilder und Auszubildende durch entsprechende Lernmethoden ver-

bessert werden. Hierzu ergänzen zwei Vertreter der Arbeitgeberverbände im Inter-

viewgespräch, daß man zwar den Betrieben Vorschläge machen, aber ihnen nicht vor-

schreiben könne, welche Methode sie anzuwenden bzw. wie sie auszubilden hätten. 

Ein Gewerkschaftsexperte betont insbesondere den Einsatz "moderner betrieblicher 

Lehr- und Lernmethoden", da die sogenannte "Beistell-Lehre" im kaufmännischen Be-

reich immer noch vorherrsche. Seiner Meinung nach müsse der Anspruch einer Ver-

wirklichung des "Zieles Sachbearbeiterfunktion" bereits in der Ausbildung deutlich 

werden. Durch moderne Lehr- und Lernmethoden kann auch den Bedingungen des 

Arbeitsmarktes und gleichzeitig der Interessenlage der im Betrieb beschäftigten Ju-

gendlichen hinsichtlich einer "sinnvollen beruflichen Tätigkeit" (Semmler 1989, 

S. 485) eher entsprochen werden. Dies bedeutet auch, daß ebenso "fachübergreifende 

Qualifikationen wie problemorientiertes Lernen, Teamarbeit, selbständiges Denken 

und Handeln sowie Lernenlernen" stärker einzusetzen sind, wodurch die "Chancen-

gleichheit" nur verbessert werden kann (Semmler 1989, S. 485). Neben der berufs-

fachlichen Qualifikation fordert doch die Arbeitswelt ebenso "Schlüsselqualifikationen 

und EDV-Kompetenzen", wobei insbesondere die neueren "computergestützten Lern-

formen" zunehmende Bedeutung erlangen (KWB 1999, S. 19). 

Im Rahmen der Verbesserung der betrieblichen Erstausbildung empfehlen die Gewerk-

schaftsexperten eindeutiger die Beachtung objektiver Beurteilungskriterien (Item 5) 
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(64% trifft voll zu und 29% trifft teilweise zu) im Vergleich zu den Vertretern der Ar-

beitgeberverbände (37% trifft voll zu und 13% trifft teilweise zu). Obwohl ein Teil der 

Experten der Arbeitgeberverbände objektive Beurteilungskriterien zugunsten der Aus-

zubildenden befürworten, ist der Zustimmungsanteil der Gewerkschaftsexperten hierzu 

erheblich größer. In vielen Betrieben werden wohl "eigens konzipierte Beurteilungs-

verfahren für Auszubildende" (Spitzenverbände der Deutschen Wirtschaft 1993, S. 47) 

praktiziert, die sowohl für Auszubildende als auch für Ausbilder wertvolle Anhalts-

punkte geben hinsichtlich gewisser Lerndefizite, Lernfortschritte, Anerkennung und 

Kritik (vgl. Spitzenverbände der Deutschen Wirtschaft 1993, S. 47). Demgegenüber 

lehnen die Gewerkschaften spezielle "Beurteilungssysteme" ab und fordern statt des-

sen die "Ausbildungsstandkontrolle ASK bzw. auch Lernzielkontrolle LZK" genannt 

(Jentgens 1993, S. 179). Wie von mehreren Interviewexperten der Gewerkschaften be-

tont, dürfen von der ASK subjektive Kriterien im Sinne einer Persönlichkeitsbeurtei-

lung nicht aufgenommen werden. Als vorteilhaft erweist sich, daß die ASK keine No-

tenbewertung, sondern den Ausbildungsstand zu einem bestimmten Ausbildungszeit-

punkt mit Verbesserungsvorschlägen geben will (vgl. Jentgens 1993, S. 180 f.). Dies 

würde sicherlich ein objektiveres Beurteilungsverfahren für die zukünftige Ausbil-

dungspraxis darstellen. 

Auch bei Item 6 fordern die Gewerkschaftsexperten, stärker den Zusammenhang zwi-

schen beruflicher Erstausbildung und Weiterbildungsinteressen zu beachten (G: 79% 

trifft voll zu und 21% trifft teilweise zu). Für eine eventuelle Weiterbildung befürwor-

ten sie im Interview, daß die Auszubildenden in der Erstausbildung bereits spätere 

Weiterbildungsmöglichkeiten aufgezeigt bekommen sollten. Hierdurch könnte sicher-

lich eine gewisse "Wißbegierde und Neugierde der Jugendlichen" gefördert werden. 

Nach Meinung des Verfassers dürfe allerdings nicht versäumt werden, rechtzeitig den 

engen Zusammenhang zwischen beruflicher Erstausbildung und Weiterbildung abzu-

stimmen. Bedeutsam ist diesbezüglich der Hinweis eines Gewerkschaftsexperten, dem 

Auszubildenden auch die Vor- und Nachteile einer studiengerichteten beruflichen 

Weiterbildung mit der Weiterqualifikation in der betrieblichen Praxis zu verdeutlichen. 

Die Wertung der Vertreter der Arbeitgeberverbände ergibt 25% trifft voll zu und 37% 

trifft teilweise zu, wobei diese die "Berufsausbildung auf das beschränkt" wissen wol-

len, was man "für den Einstieg in eine Sachbearbeitertätigkeit" benötige. Dadurch 

werde aber eine "Entfrachtung der Berufsausbildung" notwendig. Der Verfasser hält 

diese Aussage, die Berufsausbildung auf nur notwendige Sachbearbeitertätigkeitsqua-

lifikationen zu beschränken, für zu arbeitsplatzbezogen und damit nicht umfassend 

genug. Andererseits gibt es auch in Unternehmen bereits Bestrebungen, über die För-
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derung "fachlicher und fachübergreifender Qualifikationen" (Wirtschaftsvereinigung 

Stahl 1991, S. 37) hinaus in der Ausbildung Voraussetzungen zu schaffen, damit der 

Auszubildende bereit ist, eine eigene Weiterbildung später als notwendig für eine wei-

tere berufliche Tätigkeit zu akzeptieren (vgl. Wirtschaftsvereinigung Stahl 1991, 

S. 37). 

2.3.11. Verbesserung einer kooperativen Abstimmung zwischen Betrieb und 

Berufsschule 

Bei dieser Frage erweitert ein Experte der Arbeitgeberverbände in seinem Fragebogen 

die vorgegebenen Items durch die Feststellung, daß "branchenbedingte Besonderheiten 

der Wirtschaftszweige, insbesondere der Industriezweige", eine Abstimmung zwischen 

Betrieb und Berufsschule erschwerten. Mit ihrer Fragebogenwertung bestätigen die 

Experten beider Sozialpartner mehrheitlich, daß ihrer Meinung nach meistens nur eine 

"punktuelle und unsystematische Kooperation" (Item 1) vorherrschend sei (AGV: 13% 

trifft voll zu und 75% trifft teilweise zu / G: 57% trifft voll zu und 43% trifft teilweise 

zu). Mehrere Experten der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften ergänzen 

auch zu dieser Frage in ihrem Fragebogen, daß zur Verbesserung des Kooperations-

verhältnisses eine "laufende Abstimmung der Lernorte", bessere "Kontakte" und ein 

entsprechender "Informationsaustausch" (AGV) sowie eine Einrichtung von "Arbeits-

kreisen" notwendig sei. Nach dem "Vorbild Holland" sollten "Ausbilder auch in schu-

lischen Arbeitskreisen" mitarbeiten. Hierfür könnte man an der jeweiligen Berufsschu-

le einen "Bildungsausschuß" mit Berufsschullehrern und betrieblichen Ausbildern 

nach "paritätischen Grundsätzen" einrichten (G). Auch nach Auffassung der Bündnis-

partner sollten insbesondere auf "regionaler Ebene" durch das Zusammenwirken von 

Kammern, Innungen, Fachverbänden und Schulverwaltungen sowie Betrieben und 

Berufsschulen weitere Möglichkeiten der Kooperation zwischen den Lernorten "ent-

wickelt und erprobt" werden, die den einzelnen "spezifischen" Bedingungen adäquat 

sind (Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 2000, S. 26). Als wei-

tere Abstimmungsmöglichkeiten für die beiden Lernorte werden in der allgemeinen 

Berufsbildungsdiskussion "offene Gesprächskreise und Infotage in Schulen und Be-

trieben" (Perczynski 1995, S. 364) mit einem Austausch von Unterlagen und gegensei-

tigen Hospitationen vorgeschlagen. Die Lernorte sollten sich auf ihren "Eigenwert be-

sinnen" und nicht versuchen, "alles machen zu wollen" (G). Es müßten auch "verbind-

lichere Regelungen" mit "Kontrollmechanismen" geschaffen werden, um eine bessere 

"bundeseinheitliche Abstimmung" zu erreichen (G). Die Experten beider Sozialpartner 
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betonen schließlich im Interviewgespräch, daß es bei diesem Abstimmungsproblem 

wesentlich auf den "Faktor Mensch" ankomme. "Motivation, Leistungsbereitschaft 

und good will" der einzelnen verantwortlichen Personen seien mitentscheidend. Auch 

Regionalseminare, wie sie von Gewerkschaftsseite für Ausbilder, Berufsschullehrer, 

Betriebsräte, Jugend- und Auszubildendenvertretung angeboten werden, dienten die-

sem Zweck. Um eine verbesserte Abstimmung beider Lernorte im gegenseitigen Kon-

sens zukünftig zu erreichen, werden nach Meinung des Verfassers noch eingehend 

Modellversuche und Konzeptvarianten in einer entsprechenden Kooperationsatmo-

sphäre, unterstützt durch Kultusbehörden und Wirtschaft, zu erproben sein. 

Das Fehlen eines "zeitlichen Gleichlaufs zwischen Betrieb und Berufsschule bei der 

Vermittlung kaufmännischer Ausbildungsinhalte" wird von Gewerkschaftsseite etwas 

stärker gewichtet im Vergleich zur Meinung der Arbeitgeberverbände (Item 2: AGV: 

25% trifft voll zu und 25% trifft teilweise zu / G: 36% trifft voll zu und 50% trifft teil-

weise zu). Auch im Interviewgespräch gibt es zustimmende Äußerungen, aber auch 

solche, die auf Probleme hinweisen. Nach Meinung der Gewerkschaftsexperten könne 

eine "Verzahnung von Praxis und Theorie" nur durch eine "Abstimmung betrieblicher 

Ausbildungsinhalte mit den schulischen Ausbildungsinhalten" erreicht werden. Eine 

Verzahnung werde aber durch die "zeitlichen Abstände der Lernorte zueinander" im-

mer schwieriger. Von einigen Experten der Arbeitgeberverbände wird in den Inter-

viewäußerungen ein zeitlicher Gleichlauf zwischen Schule und Betrieb im Sinne einer 

curricularen Abstimmung nahezu für unmöglich gehalten, da die Betriebe in ihrer 

Ausbildung sich zeitlich und fachlich nicht am Unterrichtsplan der Berufsschule orien-

tieren könnten. Sie argumentieren auch, daß die Betriebe heute vielmehr bestrebt sei-

en, die Auszubildenden in die Arbeit zu integrieren und sie nicht im Schonraum einer 

Ausbildungsabteilung oder -werkstatt auszubilden. Wollte man einen Gleichlauf zur 

Berufsschule einhalten, dann müßte man für kaufmännische Auszubildende eine spe-

zielle Ausbildungsabteilung einrichten, damit die schulischen Lehrinhalte auch in der 

betrieblichen Praxis behandelt werden könnten. Dies ist jedoch in den Ausbildungs- 

und Fachabteilungen der Praxis nahezu unmöglich zu realisieren. Auch nach Meinung 

der Bündnispartner erfordert die "Dualität der Lernorte" keineswegs einen "permanen-

ten zeitgleichen und inhaltlichen Gleichschritt der Lerninhalte" in Betrieb und Berufs-

schule (Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 2000, S. 26). Da 

sich die "Effizienz der Lernorte" durch zeitliche Blockeinteilung durchaus steigern 

läßt, müßten Möglichkeiten einer Gliederung des Blockunterrichts nach "inhaltlichen 

Blöcken" erprobt werden (Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 

2000, S. 26). 



 193 

Eine "zu geringe Abstimmung betrieblicher Ausbildungspläne mit Lehrplänen der Be-

rufsschule" (Item 3) wird von Experten der Arbeitgeberverbände weniger als Schwä-

che des Kooperationsverhältnisses zwischen Betrieb und Berufsschule gesehen (50% 

trifft teilweise zu) als von der Gewerkschaftsseite (29% trifft voll zu und 50% trifft 

teilweise zu). In diesem Zusammenhang hätten ausschließlich zentrale Regelungen 

ohne Berücksichtigung regionaler Abstimmungen keinen Sinn. Hierzu lauten die Äu-

ßerungen eines Gewerkschaftsexperten: "Es geht nicht an, daß im zentralen Bereich 

auf Bundesebene Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne erstellt werden, die 

dann auf Länderebene wieder verändert und in den Schulen je nach Schwerpunkten 

der Lehrer noch einmal verändert werden." Ein anderer Gewerkschaftsexperte kriti-

siert diesbezüglich, daß die Betriebe sich zwar an ihre "bundesweit herausgegebenen 

Rahmenregelungen" hielten, aber manchmal würde in den "Berufsschulen etwas ganz 

anderes gemacht". Eine "zu stark unterschiedliche Interpretation der Rahmenlehrplä-

ne" sei hier mitverantwortlich. Weiterhin argumentiert ein Gewerkschaftsexperte: 

"Sollte es bei der Berufsschule, den Kammern und bei der Wirtschaft nicht funktionie-

ren, dann muß sich der zuständige Wirtschaftsminister bzw. Kultusminister eben ein-

schalten." Zur Festigung des dualen Systems und auch zur "Anerkennung der Wertig-

keit der Lernorte" müßte eine "stärkere Verbindlichkeit der bundeseinheitlichen KMK-

Rahmenlehrpläne" durchgesetzt werden (Vojta 1996, S. 93). Hierbei ergibt sich die 

Notwendigkeit, in den Ordnungsmitteln, in den Richtlinien der Berufsschulen und in 

den betrieblichen Ausbildungsplänen geeignete "Abstimmungsmodalitäten im Rahmen 

des Konsensprinzips zu vereinbaren" (Vojta 1996, S. 94). Bemerkenswert ist in diesem 

Zusammenhang, daß einige Vertreter der Arbeitgeberverbände die Erstellung eines 

Gesamtcurriculums befürworten. Dies sei für Betrieb, Berufsschule und Industrie- und 

Handelskammer mit einer gemeinsamen Abschlußprüfung eine ideale Möglichkeit, 

nach außen hin die Ausbildungsaufgabe besser deutlich zu machen und somit auch in 

die gemeinsame Verantwortung eingebunden zu werden. Nach dem Vorschlag des 

Interviewexperten des Bundesverbandes Druck sollte dies ein in gemeinsamer Arbeit 

erstellter einheitlicher Plan sein, der mit praktischen und theoretischen Ausbildungsin-

halten eine jeweilige regionale Schwerpunktsetzung Betrieb, Berufsschule und überbe-

triebliche Ausbildung berücksichtigen müsse. Von den Vertretern der Arbeitgeberver-

bände wird zwar auch ein verstärkter Kontakt zwischen Betrieben und Berufsschulen 

gefordert, der jedoch unsystematisch und unregelmäßig sein sollte. Durch "Studien-

gänge mit Fachpraxis" im Rahmen der Lehrerausbildung sowie durch "Betriebsprakti-

ka für aktive Lehrkräfte" könnte eine Basis der Zusammenarbeit zwischen Betrieb und 

Berufsschule aufgebaut und gepflegt werden. Auch auf höherer Beamtenebene beim 
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Staat müßte begriffen werden, daß keine Ausbildung ohne die Wirtschaft durchgeführt 

werden könne, denn sie sei doch für die Ausbildung zuständig, so andere Befragte der 

Arbeitgeberverbände. 

Der geringe "Einfluß des Betriebes auf die Unterrichtsgestaltung" (Item 4) wird von 

beiden Expertengruppen nur teilweise als Schwäche des Kooperationsverhältnisses 

gesehen (AGV: 37% trifft voll zu und 13% trifft teilweise zu / G: 7% trifft voll zu und 

50% trifft teilweise zu). Nach Auffassung der Gewerkschaften könne der Betrieb nicht 

noch mehr Einfluß auf die Unterrichtsgestaltung in der Berufsschule haben, da dies 

"an die Grenzen des Grundgesetzes" reichen würde und die Kulturhoheit doch eindeu-

tig bei den Ländern liege. Die Gewerkschaften seien zudem "inhaltlich durch das Kon-

sensprinzip mit der gemeinsam erarbeiteten Ausbildungsordnung bei den Curricula in 

einer optimalen Verzahnung", so daß der Rahmenlehrplan der Berufsschule mit den 

betrieblichen Erfordernissen abgestimmt würde. Außerdem seien für die schulischen 

Rahmenlehrpläne die KMK und die entsprechenden Ländervertretungen zuständig. 

Eine gegenseitige Einflußnahme und Absprache müssen sich mehr auf organisatori-

sche Maßnahmen wie z.B. Teilzeit-Blockunterricht, aber auch auf eine "ökonomische 

und pädagogische Verbesserung" (Cramer/Müller 1994, S. 30) des Berufsschulunter-

richts beziehen (vgl. Cramer/Müller 1994, S. 30). 

Eine "ungenügende Anerkennung der Ausbildungstätigkeit von betrieblichen Ausbil-

dern und Berufsschullehrern" (Item 5) offenbart durch die Auswertung stark differie-

rende Meinungen (AGV: 37% trifft teilweise zu / G: 21% trifft voll zu und 79% trifft 

teilweise zu). Beide Expertengruppen wollen im Interview hierauf nicht eingehen und 

verweisen auf ihre Wertung im Fragebogen. Auf nochmaliges Fragen des Verfassers 

hin ergänzen Interviewpartner der Arbeitgeberverbände, daß besonders in kleinen und 

mittleren Unternehmen sogar die "Stammannschaft der Ausbilder häufig nicht die 

Kenntnisse habe, die vermittelt werden sollen". Auch sei sich "nicht jeder nicht haupt-

amtliche Ausbilder, der im Auftrage des Chefs einen Auszubildenden an seinem Ar-

beitsplatz mit ausbilden soll, der Tragweite seiner Aufgabe bewußt, um sie entspre-

chend wahrzunehmen". Ebenso deuten die Experten der Arbeitgeberverbände im In-

terview an, daß eher das Kooperationsverhältnis zwischen Ausbildern und Berufs-

schullehrern beeinträchtigt sei. In der aktuellen Diskussion wird allerdings vielfach 

argumentiert, daß die Unternehmen und ihre Ausbilder mit der "flexiblen und diffe-

renzierten Ausbildung" (Woortmann 2000, S. 7) stärker Verantwortung für die inner-

betriebliche Ausbildungsgestaltung übernehmen müßten. Auch sollten sie intensiver 

die "individuellen Begabungen und das Leistungsvermögen" (Woortmann 2000, S. 7) 
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der Auszubildenden berücksichtigen. Berufsbildungspolitik, Wirtschaft und Kultus-

verwaltungen müssen gemeinsame Maßnahmen der Ausbilder und Berufsschullehrer 

unterstützen, um deren Image als Repräsentanten der beruflichen Ausbildung aufzu-

bessern. Die Gewerkschaftsvertreter fordern eine Reform der inzwischen teilweise 

doch veralteten AEVO. Viele Regelungen würden durch die Arbeitgeber blockiert 

werden, so daß auch hier vieles zugunsten der Qualifikation der Ausbilder verbessert 

werden müsse. 

2.3.12. Sonderausbildungsgänge der Wirtschaft in Konkurrenz zur dualen 

Erstausbildung 

Von den meisten Experten der Gewerkschaften wird die in der Frage enthaltene Be-

hauptung einer grundsätzlichen Bevorzugung der Sonderausbildungsgänge der Wirt-

schaft gegenüber der dualen Ausbildung bezweifelt bzw. verneint. Sie verneinen 

mehrheitlich die Behauptung: "Das duale System" könne "hochqualifizierte kaufmän-

nische Fachkräfte nicht mehr bereitstellen" (G: 43% trifft kaum zu und 36% trifft über-

haupt nicht zu, Item 1). Bei den Vertretern der Arbeitgeberverbände zeigt sich demge-

genüber eine etwas geringere Wertung von 12% trifft kaum zu und 37% trifft über-

haupt nicht zu. Insgesamt ergibt sich mit den Interviewaussagen eine mehrheitliche 

Zustimmung zugunsten der dualen Berufsausbildung durch beide Expertengruppen. Es 

sei doch nur eine Minderheit von Unternehmen, die eine Ausbildung an Berufsakade-

mien, Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien praktizierten. Von seiten der Arbeitge-

berverbände wird argumentiert, daß man die kaufmännischen Berufe differenziert se-

hen müßte. In manchen kaufmännischen Bereichen sei die duale kaufmännische Aus-

bildung zwar ohne Konkurrenz wie z.B. im Einzelhandel, bei Bürokaufleuten und 

Kaufleuten für Bürokommunikation. In anderen kaufmännischen Bereichen mit höhe-

ren Theorieanforderungen, in welche die Fachhochschul- und Hochschulabsolventen 

als Konkurrenten hineindrängten, sei die Situation ganz anders. Schon von der Ein-

gangsvoraussetzung Abitur her gesehen sei die Berufsausbildung auch durchaus hö-

herwertiger im Vergleich zur einfachen dualen Ausbildung, so argumentieren die Ex-

perten beider Befragtengruppen. 

Die Gewerkschaftsexperten kritisieren, daß bei einer Berufsausbildung durch diese 

Sonderausbildungsgänge die Auszubildenden "frühzeitig an den Betrieb gebunden" 

würden. Durch eine starke theoretische Ausbildung könnten die Absolventen wohl als 

"Vollprofis in das Erwerbsleben einsteigen", man habe jedoch inzwischen erkannt, daß 

man nicht nur "geniale Führungskräfte ausbilden" könne "ohne die eigentliche Mann-
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schaft". So würde auch die "Welle dieser Berufsausbildung" bereits wieder abebben. 

Schließlich sei diese Welle einer "Modeerscheinung vergleichbar", weil viele Betriebe 

auch hauptsächlich Abiturienten einstellten und sich die Gefahr ergäbe, daß das "ge-

samte Hierarchiegefüge von der Sachbearbeitung her in den Bereich der beruflichen 

Weiterbildung abrutschen" würde (G). 

Auch die Itemaussage 2 "Das duale System vermittelt nur noch in den Großbetrieben 

ausreichend Theorie und Praxis" wird von seiten der Experten der Arbeitgeberverbän-

de mehrheitlich als kaum zutreffend (62%) bzw. überhaupt nicht zutreffend (12%) be-

urteilt. Dagegen ist man auf Gewerkschaftsseite diesbezüglich unterschiedlicher Mei-

nung. Zwar bejahen 36% der Gewerkschaftsexperten als teilweise zutreffend diese Be-

hauptung, der restliche Prozentanteil verneint jedoch diese Feststellung bzw. ist sich 

nicht ganz sicher (14% weder noch, 22% trifft kaum zu, 21% trifft überhaupt nicht zu 

und 7% keine Angabe). Ergebnisse berufsbildungspolitischer Diskussionen wie auch 

von Gesprächen mit Vertretern von Ausbildungsbetrieben lassen erkennen, daß es 

wohl einige Betriebe gibt, die auf die herkömmliche Berufsausbildung wie z.B. zum 

Industriekaufmann verzichten, weil sie angeblich keineswegs den sich in ihrem "Be-

trieb stellenden Anforderungen" (Engelhardt 1992, S. 362) genügt. Sie bevorzugen 

dann meistens Absolventen der Sonderausbildungsgänge, um einen Teil ihres Bedarfs 

an Mitarbeitern abzudecken. Andererseits zeigen Befragungen von Vertretern vieler 

Klein-, Mittel- und Großbetriebe, daß die "traditionelle duale Ausbildung" zum Indu-

striekaufmann zwar "verbesserungswürdig" sei, jedoch das "bisher praktizierte" duale 

Ausbildungssystem sich bewährt habe und deshalb erhalten bzw. ausgedehnt werden 

müßte (Engelhardt 1992, S. 362). Andererseits hält ein Experte der Arbeitgeberver-

bände in seinen Interviewaussagen besonders die "duale Berufsausbildung als qualifi-

zierte Basisausbildung" auch für Abiturienten vor Aufnahme eines Studiums für not-

wendig. Wenn nun viele Abiturienten eine Ausbildung an den Berufsakademien oder 

sonstigen Sonderausbildungsgängen der Wirtschaft anstrebten, ohne eine duale Aus-

bildung absolviert zu haben, dann "gibt dies draußen ein minderes Verständnis für das 

duale System", so sein Kommentar. Berufsakademien und Verwaltungs- und Wirt-

schaftsakademien sollten als Aufnahmebedingung besser den Abschluß einer dualen 

Berufsausbildung festlegen. 

Auch bei dem Problem der "Einsatzflexibilität" (Item 3) sind beide Expertengruppen 

unterschiedlicher Ansicht. Während von seiten der Arbeitgeberverbände mehrheitlich 

den Absolventen der Sonderausbildungsgänge eine bessere Einsatzflexibilität zuge-

standen wird (AGV: 62% trifft teilweise zu) sind es bei den Gewerkschaften 7% mit 
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trifft voll zu und 43% trifft teilweise zu als Wertung. Ergänzend wird hierzu im Frage-

bogen vermerkt, daß dieses Problem ebenso für Absolventen von Fachhochschulen 

und Universitäten mit wirtschaftswissenschaftlicher und technischer Ausbildung gelte. 

Von vielen Unternehmen wird die Ausbildungs- und Personalpolitik, zukünftigen Mit-

arbeitern eine "berufsbegleitende Ausbildung zum Diplom-Betriebswirt" (o.V. 1999a, 

S. 65) z.B. an einer staatlichen Berufsakademie zu bieten, durchaus positiv gesehen. 

Nach Meinung einiger Interviewexperten der Arbeitgeberverbände bestünde in den 

Unternehmen doch ein gewisser Bedarf an Absolventen der Sonderausbildungsgänge, 

die dann meistens im Hinblick auf zu besetzende Positionen bevorzugt würden. Die 

Ausbildung durch Sonderausbildungsgänge sei auch stärker bedarfsorientiert im Ver-

gleich zur einfachen kaufmännisch dualen Berufsausbildung. Einige Interviewexperten 

der Arbeitgeberverbände argumentieren auch, daß manche Betriebe wohl die Zusam-

menarbeit mit den Berufs-, Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien bevorzugten, da 

sie hinsichtlich der Einsatzmöglichkeiten der Absolventen besser planen könnten. So 

seien auch die Kontakte zwischen den Betrieben und den Veranstaltern dieser Sonder-

ausbildungsgänge oft ausgeprägter im Vergleich zu den staatlichen Berufsschulen. 

Beachtenswert ist in diesem Zusammenhang die vor der Presse dargelegte Ausführung 

zweier IHK-Geschäftsführer, K.P. Abt und M. Swoboda, zur Gründung von Wirt-

schaftsakademien, daß die mittelständische Wirtschaft eine "qualifizierte unterneh-

mensnahe Ausbildung ihres Führungsnachwuchses" (o.V. 1994b) benötige. Dies ent-

spricht auch der von beiden Expertengruppen gegebenen Wertung einer teilweise bes-

seren Einsatzflexibilität in Item 3.  

Hinsichtlich der offenen Frage, ob die Sonderausbildungsgänge der Wirtschaft die Zu-

kunft der herkömmlichen dualen Berufsausbildung gefährdeten, befürchten die Be-

fragten beider Sozialpartner ihren Äußerungen im Fragebogen und Interview entspre-

chend "keine Gefahr für das duale System als Gesamtsystem". Die Größenordnungen 

seien nicht vergleichbar, die Konkurrenzsituation begrenze sich nur auf bestimmte Be-

rufe, und die Ausbildung an den Berufsakademien z.B. entspräche keineswegs der 

Praxisbezogenheit verglichen mit der normalen dualen Berufsausbildung. Ein Experte 

der Arbeitgeberverbände betont insbesondere in seinem Fragebogen, daß die Ausbil-

dung an Berufsakademien z.B. mehr eine "sinnvolle Ergänzung der dualen Ausbil-

dung", aber "keinen Ersatz" darstelle. Außerdem seien diese Ausbildungsgänge auf die 

"Schulqualifikation Abitur" bezogen, wodurch doch Ausbildungsplätze nur Abiturien-

ten angeboten werden könnten. Schließlich könne eine Ausbildung an Berufsakademi-

en "schon wegen mangelnder Ausbildungskapazitäten eine duale Berufsausbildung 

zahlenmäßig nicht ersetzen". Außerdem ergäben sich durch die Berufsakademien für 
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viele "Funktionen ernste Probleme der Überqualifizierung". Nach Meinung einiger 

Gewerkschaftsexperten sei es fraglich, ob die Ausbildung an den Berufsakademien 

zum Bereich der eigentlichen dualen Berufsausbildung eingeordnet werden dürfe. Ei-

nige ihrer Kommentare im Fragebogen hierzu lauten: "Das duale System ist mit der 

Berufsakademie als Sonderausbildungsgang nicht vergleichbar. Hier wird für unter-

schiedliche Qualifikationen bzw. Funktionen ausgebildet." – "Eine Gefährdung ist kei-

neswegs gegeben, wenn die Ausbildung auf allen Ebenen dualisiert wird." – Diese 

Sonderausbildungsgänge sind ein "anderer Weg für eine bestimmte Zielgruppe. Ver-

mutlich geht der Weg vom Dualen zum Pluralen Bildungssystem". Andererseits sind 

aus den Äußerungen einiger Gewerkschaftsexperten gewisse Bedenken zu erkennen, 

da doch die Ausbildung nach den "Maßgaben der Wirtschaft in der jeweiligen Region" 

erfolge. Auch seien "kaum einheitliche Abschlüsse möglich", so daß auch die "Zertifi-

zierung absolut unterschiedlich" sei. Im Interview kritisiert ein Gewerkschaftsexperte, 

daß bei dieser "pluralen Anbieterstruktur" auch unklar sei, wer die "Hoheit bei der 

Verleihung der Titel und der Zertifikate" habe. Insbesondere die Berufsakademie habe 

sich in einer Art "Grauzone" entwickelt und sei nicht überschaubar. Da die Abschlüsse 

der Berufsakademien zwischen den einzelnen Bundesländern nicht vergleichbar wä-

ren, forderten die Gewerkschaften diesbezüglich mehr Klarheit. 

Schließlich seien die Sonderausbildungsgänge ohne die Mitwirkung der Sozialpartner 

und des BIBB erstellt worden, ihre Profile sehr schmal und auf kurzfristige Anforde-

rungen der Wirtschaft ausgerichtet. Nach Ansicht der Gewerkschaften müßten aber 

z.B. die Berufsakademien "unterschiedlichster Ausprägung" mit Risiken und Chancen 

wohl akzeptiert werden (vgl. DGB 1996d, S. 20). Sie lehnen allerdings ein "Konzept 

der gesonderten Hochschulart Berufsakademie" (DGB 1996d, S. 21) ab und fordern 

deren Umwandlung in Fachhochschulen. Bedeutsam erscheint dem Verfasser auch die 

Auffassung der Gewerkschaft ÖTV, Berufsakademien nicht unbedingt für notwendig 

zu erachten, da die "Einrichtungen des sekundären und tertiären Bildungsbereiches" 

(DGB 1996d, S. 22) genügend Möglichkeiten bieten würden, jegliche für das Berufs-

leben erforderliche Qualifikation zu erwerben. Nach Meinung des Verfassers sollte 

hierbei auch die neueste Grundposition des KWB beachtet werden, daß in Zukunft 

mehr "duale Ausbildungs- und Kooperationsmodelle mit Fachhochschulen" (KWB 

1999, S. 8), entwickelt werden müßten. Schwerwiegende Probleme für das duale Sy-

stem können schließlich entstehen, wenn zukünftig ein härterer Wettbewerb zwischen 

dem dualen System und der Berufsausbildung in Sonderausbildungsgängen sich ent-

wickeln würde. Fehlende Übernahme- und Aufstiegsmöglichkeiten für dual Ausgebil-

dete könnten sich dann wegen einer noch stärkeren Bevorzugung von Absolventen der 
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Sonderausbildungsgänge für das duale System nachteilig auswirken (vgl. Koch-Bantz 

1996, S. 26). 

2.3.13. Der Einfluß außer- und überbetrieblicher Ausbildung auf die duale 

Berufsausbildung 

Für eine Expertin der Arbeitgeberverbände ist bezüglich der Frage 13 das Problem der 

"Verlagerung der betrieblichen Anteile in außer- und überbetriebliche Ausbildungs-

stätten systemrelevant". Sie erwartet "keine Veränderungen der Rahmenbedingungen", 

da dies höchstens nur in "Sondersituationen" vorübergehend in Frage kommen könne 

(AGV). Aus der tabellarischen Auswertung zur Frage 13 läßt sich ersehen, daß nur 

wenige der Befragten der Arbeitgeberverbände für eine Veränderung der in den Items 

vorgegebenen Bedingungen sind. Die meisten lehnen dies durch ihr Ankreuzen bei 

trifft kaum zu und bei trifft überhaupt nicht zu ab. Ein hoher Prozentsatz von ihnen 

(37% und 38%) macht keine Angabe, während einige auch die mittlere Einstufungspo-

sition weder/noch wählen. Nach Ansicht des Verfassers ist jedoch eine Realisierung 

dieser Bedingungen dringend notwendig. Von einer überbetrieblichen Ausbildung 

müßte man auch eine umfassende Ausbildung hinsichtlich der Ausbildungsinhalte und 

der Ausbildungsvorschriften erwarten. Ausbildung darf sich keineswegs nur auf die 

Ausübung bestimmter anfallender Tätigkeiten beschränken. 

Auch die Gewerkschaftsexperten befürworten mehrheitlich eine solche Veränderung 

hinsichtlich der Itempositionen 1 bis 5 ("Tarifvertragliche Regelungen für Auszubil-

dende und Ausbilder, Praxisbezug, Vertretung der Auszubildenden, öffentliche Kon-

trolle und Mitbestimmung für Berufsschulen und Gewerkschaften"). Eine ausschließli-

che "Vergabe der schulischen Ausbildung an Berufsschulen" (Item 6) wird zwar von 

insgesamt 51% der Gewerkschaftsexperten – davon als voll zutreffend 36% bzw. teil-

weise zutreffend 15% – für notwendig erachtet, die restlichen 49% verteilen sich fast 

gleichwertig auf die anderen Skalierungsmerkmale. Alle Experten halten das duale 

System wegen der Verlagerung des schulischen Anteils in überbetriebliche Ausbil-

dungsstätten nicht für gefährdet, da die betriebliche Ausbildung hierdurch nur ergänzt 

würde. Auch im Interview betonen sie, daß vom "Grundsatz und vom Grundverständ-

nis" des dualen Systems her gesehen die außer- und überbetriebliche Berufsausbildung 

nur als Notlösung betrachtet werden könne. Einige Gewerkschaftsexperten vermerken 

in ihrem Fragebogen, daß in Ostdeutschland schon seit einigen Jahren das duale Sy-

stem durch die außer- und überbetriebliche Berufsausbildung "außer Kraft" gesetzt 

werde. Bis zu "75% der geförderten Erstausbildung" sei "außerbetriebliche staatliche 
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Förderung". Es bliebe auch zu befürchten, daß die "West-Unternehmen immer mehr 

den Staat zur Kasse bitten", was allerdings "nur in Ausnahmefällen" erfolgen sollte 

(BVerfG-Urteil vom 10.12.1980). Dieser Ausnahmefall werde jedoch zur Zeit immer 

mehr die Regel. Einschränkend wird zwar vermerkt, daß es wohl auf die "Region" und 

das "Ausmaß" ankäme, aber eine allgemeine Änderung sei nur durch die "Ausbil-

dungsabgabe" im Rahmen der Umlagefinanzierung möglich. 

Ein Gewerkschaftsexperte sieht durch die Entwicklung der a+ü-Ausbildungsstätten ein 

"triales System" entstehen und warnt vor der Gefahr einer "unechten Praxis". Nach 

Meinung eines Vertreters eines Arbeitgeberverbandes werde sich die überbetriebliche 

Ausbildung zu einem dritten Lernort etwa erst in fünf Jahren und zwar hauptsächlich 

für die mittelständischen Betriebe entwickeln. Nach den Anmerkungen eines Gewerk-

schaftsexperten im Fragebogen sei dagegen die außerbetriebliche Ausbildung "grund-

sätzlich systemwidrig", zumal doch die Ausbildung "Aufgabe der Wirtschaft und da-

mit der Betriebe" sei. Er ergänzt hierzu im Interview, daß Ausbildungsabsolventen und 

Umschüler wegen des "fehlenden Praxisbezugs" größte "Schwierigkeiten beim Über-

gang in das Wirtschaftsleben" hätten. In einem weiteren Interviewgespräch betont ein 

anderer Gewerkschaftsexperte: "Außerbetriebliche Ausbildung ist nicht von den Ar-

beitgebern, sondern vom Staat und von der Gesellschaft finanziert. Erinnern wir doch 

die Arbeitgeber an ihre Pflicht, Ausbildungsstellen zu schaffen und Berufsausbildung 

zu betreiben. Sie sollen für ihren eigenen Nachwuchs sorgen, da sie ja letzten Endes 

auch davon profitieren." Hinsichtlich einer Verbesserung bestimmter Regelungen bei 

außer- und überbetrieblichen Ausbildungsstätten verweisen die Interviewexperten auf 

die von ihnen im Fragebogen bearbeiteten Antwortkategorien. Der Verfasser konnte 

auch nicht erwarten, daß die Interviewpartner noch einmal auf alle Itempunkte geson-

dert eingehen würden. Erwähnenswert ist schließlich, daß von allen Interviewbefrag-

ten eine Stärkung der Position der Berufsschule in bezug auf die außer- und überbe-

trieblichen Ausbildungsstätten befürwortet wird. Bei den Experten der Arbeitgeber-

verbände ergibt sich diesbezüglich allerdings keine Übereinstimmung mit ihrer Frage-

bogenwertung. Die Interviewexperten (G) fordern auch von den Industrie- und Han-

delskammern, die Verlagerung bestimmter Ausbildungsteile in überbetriebliche Aus-

bildungsstätten zu organisieren, wobei eine Umlagefinanzierung nur förderlich sein 

könnte. Schließlich verweile der Auszubildende bei der überbetrieblichen Ausbildung 

nur teilweise in der Ausbildungsstätte, so daß der betriebliche Ausbildungsplatz erhal-

ten bliebe. Man sollte dies von vornherein in jeder Ausbildungsordnung und im Aus-

bildungsrahmenplan festlegen. Dies werde jedoch von den Spitzenverbänden KWB 

und DIHT aus Sicht ihrer Haltung gegenüber der Einführung einer Umlagefinanzie-
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rung abgelehnt. Die Förderung der überbetrieblichen Berufsbildungsstätten durch 

Bund und Länder wird auch weiterhin erfolgen müssen, denn insbesondere kleine und 

mittlere Betriebe, die doch "mehr als zwei Drittel aller Jugendlichen im dualen Sy-

stem" (BMBF 1999, S. 116) ausbilden, sind auf diese öffentliche Unterstützung ange-

wiesen. Trotzdem befürworten die Experten beider Befragtengruppen, daß grundsätz-

lich betriebliche Berufsausbildung Priorität haben müsse, auch wenn der Betrieb die 

Bedingungen nur schwer erfüllen könne. Dem ist ohne weiteres zuzustimmen, sonst 

wäre ja der besondere Aspekt der dualen Ernstsituation mit der Vermittlung betriebs-

praktischer Erfahrung in Frage gestellt. 

Um zwischen der betrieblichen und überbetrieblichen Ausbildung eine bessere Ab-

stimmung zu erreichen, wäre es sicher vorteilhaft, Ausschüsse mit Vertretern der Ar-

beitgeberverbände, Gewerkschaften und Berufsschulen einzurichten. Arbeitgeberver-

bände und Kammern, die Bundesanstalt für Arbeit, die Gewerkschaften und die Bun-

desregierung fordern auch verstärkt die Möglichkeit der Verbundausbildung anzubie-

ten und zu unterstützen, um einer Erhöhung der Ausbildungsqualität besser zu entspre-

chen (vgl. BMBF 1997b, S. 18 f.). Dadurch wäre es auch möglich, "Organisation und 

Curricula der verschiedenen Lernorte" gegenseitig besser abzustimmen und gewisse 

"Lernvorteile" gut zu nutzen (Dedering 1997, S. 14). Hierbei bieten "Leitbetriebe" 

"fachliche Spezialisierungen", die durch Ausbildung in den "Partnerbetrieben" ergänzt 

werden, so daß insgesamt auch eine intensive Prüfungsvorbereitung der Auszubilden-

den gewährleistet werden kann (Dedering 1997, S. 14). Durch die Verbundausbildung 

kann auch das Problem der fehlenden Ausbildungsplätze gemildert und die Ausbil-

dung "vielseitig und praxisnah" (Hans-Böckler-Stiftung 1989, S. 186) gestaltet wer-

den. 

2.3.14. Prüfungsgerechtigkeit und Neuorganisation des Prüfungswesens 

Gemäß der tabellarischen Auswertung stimmen die Experten beider Sozialpartner voll 

bzw. teilweise nahezu einmütig zu, daß die Prüfungen den veränderten Ausbildungs- 

und Qualifikationsanforderungen entsprechen sollten (Item 1: AGV: 75% trifft voll zu 

und 13% trifft teilweise zu / G: 64% trifft voll zu und 29% trifft teilweise zu). Aus Sicht 

der Arbeitgeberverbände sollte man im Rahmen des Prüfungswesens der kaufmänni-

schen Ausbildung keine großen Veränderungen vornehmen. Die Interviewpartner 

verweisen ausdrücklich darauf, daß bei der Neuschaffung der Büroberufe auch die 

Prüfungsordnungen und Prüfungsbedingungen gegenüber früher neu strukturiert wur-

den. Dies müsse für einige Jahre existent bleiben, damit man auch "gewisse Flexibili-
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täten für Prüfungen ausschöpfen" könne. In einigen Jahren wäre es sicherlich dann 

möglich, in einer "kompletten Reform der kaufmännischen Berufsbereiche auch das 

Prüfungswesen zu erfassen". Dies widerspricht jedoch der offiziellen Stellungnahme 

des KWB, wonach die Prüfungen "betriebliche Veränderungen praxisgemäß und zeit-

nah aufnehmen" sollen, um auch künftig "Aussagefähigkeit, Vergleichbarkeit und Ob-

jektivität der Prüfungen" zu gewährleisten (KWB 1999, S. 13). Bemerkenswert ist 

auch die Haltung der Bündnispartner zu den Zwischenprüfungen, die vielfach an "Be-

deutung eingebüßt" (Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 2000, 

S. 26) hätten. Um hier etwas zu verbessern, müßten "handlungsorientierte Aufgaben" 

anstatt bisher noch an "Fächern orientierte" Aufgaben in den Prüfungen eingesetzt 

werden (Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 2000, S. 26). Es 

bleibt abzuwarten, wie die Bundesregierung und die Sozialpartner über die weitere 

Notwendigkeit von Zwischenprüfungen entscheiden. Bei den Abschlußprüfungen wird 

insgesamt auch bedeutsam sein, wie bei veränderten Prüfungsverfahren die Möglich-

keiten des Einsatzes "neuer Medien" (Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbe-

werbsfähigkeit 2000, S. 26). genutzt werden. Nach den "Leitlinien Ausbildungsre-

form" sollen Ausbildungsprüfungen zukünftig auch eine "bundesweite Vergleichbar-

keit und Transparenz von Ausbildungsleistungen" auf erhöhtem Qualifikationsniveau 

gewährleisten (DIHT 1999b, S. 9). Hier werden sich jedoch nach gewerkschaftlicher 

Auffassung Schwierigkeiten ergeben, da eventuell von Betrieben "nur noch die Aus-

bildungsinhalte" angeboten werden könnten, die ihren "unmittelbaren Verwertungsin-

teressen entsprechen" (Heimann/Ehrke 1999, S. 28). 

Ähnlich wie bei Item 1 werten beide Befragtengruppen, daß eine stärkere Orientierung 

der Abschlußprüfung an der Feststellung übergreifender Qualifikationen erfolgen müs-

se (Item 2: AGV: 37% trifft voll zu und 50% trifft teilweise zu / G: 71% trifft voll zu 

und 29% trifft teilweise zu). Dies ist um so bedeutsamer, da die Abschlußprüfung auch 

eine "Eingangsprüfung" (Spitzenverbände der Deutschen Wirtschaft 1993, S. 27) für 

die zukünftige Berufstätigkeit darstellen soll. Von gewerkschaftlicher Seite wird auch 

eine stärkere Orientierung an dem Qualifikationsziel Planen, Durchführen und Kon-

trollieren beruflicher Aufgaben gefordert, um den Bedingungen "komplexe[r] berufli-

che[r] Handlungssituationen" (Brötz 1997, S. 17) unter Berücksichtigung entsprechen-

der Schlüsselqualifikationen zu entsprechen. 

Wegen des Problems der "Abfragbarkeit" bezweifelt eine Expertin der Arbeitgeber-

verbände in ihrer Anmerkung im Fragebogen, ob diese Orientierung der Abschlußprü-

fung wie auch die Forderung einer stärkeren Berücksichtigung des persönlichkeitsbe-
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zogenen Bereichs der Ausbildung (Item 3) überhaupt realisiert werden können. Der 

Anteil der Befragten der Arbeitgeberverbände, die dieser letzten Forderung zustim-

men, ist geringer (13% trifft voll zu und 12% trifft teilweise zu) als der Anteil der Ge-

werkschaftsexperten (36% trifft voll zu und 43% trifft teilweise zu). Schließlich könn-

ten aber doch Möglichkeiten beachtet werden, um im mündlichen und praktischen Teil 

einer Abschlußprüfung gewisse Verhaltensweisen wertmäßig zu erfassen. Diesbezüg-

lich wäre es ohne weiteres möglich, qualifizierte Aussagen von Lehrkräften, Ausbil-

dern bzw. von Meistern zur Beurteilung "schlüsselqualifikatorische[r] Aspekte" mit 

heranzuziehen, da dieser Personenkreis über längere Zeit den Ausbildungsweg und 

damit den "Lernprozeß" des Jugendlichen begleitet hat (Bojanowski/Brater/Dedering 

1991b, S. 97). 

Für eine Ablösung der punktuellen Abschlußprüfung durch verschiedene Abschnitts-

prüfungen sprechen sich die Gewerkschaftsvertreter mit 57% trifft voll zu und 36% 

trifft teilweise zu aus, während die Haltung der Experten der Arbeitgeberverbände nur 

mit 37% teilweise zustimmend ist (Item 4). Damit wird dieser Aspekt von beiden Ex-

pertengruppen kontrovers beurteilt. Die Vertreter der Arbeitgeberverbände halten die 

punktuelle Abschlußprüfung für eine "sinnvolle Sache", da hierdurch konkret eine 

komplexe Eigenschaft geprüft werde, "ob der Prüfling auch wirklich einsatzfähig" sei. 

Dies sei mit den von den Gewerkschaften geforderten Abschnittsprüfungen nicht zu 

gewährleisten, zumal auch durch die punktuelle Prüfung das Verzahnen von Theorie 

und Praxis besser berücksichtigt werde. Der weitere Kommentar eines Interviewexper-

ten hierzu lautet: "Es gibt keine Non-plus-ultra-Lösungen für Prüfungen. Man muß die 

bestmögliche Prüfungsform, auch unter Effizienzaspekten betrachtet, finden." Für die 

Gewerkschaftsexperten stellt jedoch die punktuelle Abschlußprüfung als Momentauf-

nahme keine geeignete Art des Prüfens dar und müßte ihrer mehrheitlichen Wertung 

entsprechend durch verschiedene Abschnittsprüfungen ersetzt werden. Hierbei könne 

nach dem Modell der IG Metall eine Orientierung an "in sich geschlossenen Qualifika-

tionsfeldern (Ausbildungsabschnitten)" (IG Metall 1994a, S. 29) erfolgen. Dabei wür-

de die gesamte Prüfung mit zwei Abschnittsprüfungen und der abschließenden "Be-

rufseingangsprüfung" in drei Prüfungsteile gegliedert sicherlich dem Leistungsbild der 

Auszubildenden und den Bedingungen der neugeordneten Berufe besser entsprechen 

als die jetzige punktuelle Abschlußprüfung (vgl. IG Metall 1994a, S. 29).  

Mit der Wertung von 36% trifft voll zu und 36% trifft teilweise zu wollen die meisten 

der Gewerkschaftsexperten die während der Ausbildungszeit in Betrieb und Berufs-

schule erbrachten Leistungen bei den Prüfungen berücksichtigt wissen (Item 5). Die 
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Meinungen der Experten der Arbeitgeberverbände zu dieser Frage der Anrechnung 

vorerbrachter Leistungen sind allerdings eher uneinheitlich, teils zustimmend (25% 

trifft voll zu und 37% trifft teilweise zu) und teilweise ablehnend (13% weder/noch, 

12% trifft überhaupt nicht zu und 13% keine Angabe). Im Interviewgespräch machen 

allerdings zwei Experten (AGV) Bedenken geltend, daß Probleme der Vergleichbar-

keit hinsichtlich unterschiedlicher Bewertungskriterien entstehen könnten, wenn Be-

trieb, Berufsschule und Kammer Teilergebnisse in eine Gesamtabschlußprüfung ein-

brächten. Sicherlich scheint dies problematisch zu sein, wenn man auch noch berück-

sichtigt, daß sich für alle Beteiligten erhebliche Zeitprobleme hinsichtlich gemeinsa-

mer Besprechungen und Zeugniskonferenzen ergäben. Vermutlich wird auch die Wirt-

schaftspraxis negativ auf eventuelle Veränderungen reagieren, denn nach Erfahrung 

des Verfassers ist nicht jeder Betrieb bereit, noch mehr Zeitopfer und Prüfungsauf-

wand als bisher zu tragen. Nach Ansicht der Interviewexperten der Gewerkschaften 

wäre eine Berücksichtigung der vorerbrachten Leistungen in der Abschlußprüfung in 

Form eines Punktekontingents ohne weiteres möglich. Eine solche Ausbildungsab-

schlußbewertung sei gerechter, da die jetzige Prüfungsform als Tagesergebnis oft die 

Anstrengungen und die Arbeit von drei Ausbildungsjahren auf den Kopf stelle. Es 

bleibt nun abzuwarten, wie die Bündnispartner entscheiden werden, ob und gegebe-

nenfalls wie Leistungsbeurteilungen der verschiedenen Lernorte bei der Abschlußprü-

fung berücksichtigt werden können (vgl. Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbe-

werbsfähigkeit 2000, S. 26). Die Interviewfrage des Verfassers bezüglich einer ge-

meinsamen Abschlußprüfung aller an der Berufsausbildung Beteiligten mit einer ge-

meinsamen Zeugnisbewertung durch IHK, Betrieb und Berufsschule wird von seiten 

der Gewerkschaftsexperten stärker unterstützt als von seiten der Befragten der Arbeit-

geberverbände. Letztere Auffassung erscheint um so erstaunlicher, da schon seit 1993 

eine "gemeinsame Dokumentation von Kammerzeugnis, Berufsschulzeugnis und be-

trieblichem Zeugnis" (Spitzenverbände der Wirtschaft 1993, S. 28) von seiten der 

Wirtschaft befürwortet wird. Auch in den vom DIHT neu erstellten "Leitlinien Ausbil-

dungsreform" (DIHT 1999b, S. 10) wird im Rahmen einer "Neugestaltung des Ab-

schlußzeugnisses" angeboten, neben Ausbildungsleistungen die "Themen von prakti-

schen Prüfungsteilen, Situationsaufgaben und besondere betriebliche Ausbildungslei-

stungen" anzuführen (DIHT 1999b, S. 10). 

Beide Expertengruppen stimmen etwa gleichwertig für die Beibehaltung von bundes-

einheitlichen und überregional erstellten programmierten Prüfungsaufgaben (Item 6). 

Von den Befragten der Arbeitgeberverbände stimmen zwar 50% voll zu, der restliche 

Anteil verteilt sich in der Wertung fast gleichmäßig auf den mittleren und unteren Ska-
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lierungsbereich. Für mehrere Gewerkschaftsexperten ist entsprechend ihrer Anmer-

kungen im Fragebogen die Frage der programmierten Prüfungsaufgaben schwer zu 

beantworten, da ihrer Meinung nach die "Kammern und der DIHT sehr unflexibel" 

seien. Trotzdem stimmt die Mehrheit der Gewerkschaftsexperten voll mit 57% und 

teilweise mit 8% einer Beibehaltung solcher programmierten Prüfungen zu. Die Hal-

tung der Gewerkschaftsexperten scheint diesbezüglich etwas außergewöhnlich zu sein, 

zumal in der allgemeinen gewerkschaftlichen Diskussion rein programmierte Prüfun-

gen in den kaufmännischen Berufen wegen ihrer "scheinobjektiven Punkte-Rechnerei" 

(Mönig-Raane 1993, S. 73) größtenteils abgelehnt werden. Bestimmte Ausbildungs-

ziele neugeordneter Berufe wie z.B. "berufliche Handlungsfähigkeit und Problemlö-

sungsfähigkeit" würden dadurch auch "in ihr Gegenteil verkehrt" werden (Mönig-

Raane 1993, S. 73). Ein stärkerer Praxisbezug durch betriebsnahe Aufgaben würde 

hier sicherlich die Prüfungsbedingungen hinsichtlich der Aufgabenstellung verbessern 

(vgl. Mönig-Raane 1993, S. 74).  

2.3.15. Qualifikationsanforderungen und Neuordnung der kaufmännischen 

Berufsausbildung 

Die Vertreter der Gewerkschaften haben sich bei Item 1 eindeutig zugunsten der Not-

wendigkeit von Neuordnungen mit 79% trifft voll zu und 21% trifft teilweise zu ent-

schieden, während die Experten der Arbeitgeberverbände dies nur teilweise befürwor-

ten (AGV: 37% trifft voll zu und 13% trifft teilweise zu). Eine Weiterentwicklung der 

Qualität der Berufsausbildung in den Neuordnungsregelungen der kaufmännischen 

Ausbildungsberufe sollte nach Interviewaussagen der Gewerkschaftsexperten haupt-

sächlich die technischen Kommunikationswege in den Ausbildungsordnungen auf dem 

neuesten Stand erfassen. Hinsichtlich eines selbständigen Planens, Ausführens, Korri-

gierens und Bewertens müßten die "Inhalte mit mehr Leben" ausgestaltet werden. Ein 

ergänzender Kommentar eines Gewerkschaftsexperten hierzu lautet: "Dies bringen die 

Ausbildungsordnungen noch nicht in dem Maße, wie es sein müßte." Dabei muß bei 

der Erarbeitung von Ausbildungsordnungen die "langfristige technische, ökonomische 

und gesellschaftliche Entwicklung" (Neumann 1979, S. 24) berücksichtigt werden. 

Aus Sicht der Praxis wird hier allerdings sehr oft der Unterschied zwischen den in der 

Ausbildungsordnung geforderten "zukunftsorientierten Zielen und Inhalten" (Neu-

mann 1979, S. 24) und deren tatsächlicher Realisierung in Betrieb und Berufsschule 

deutlich. Es entsteht hieraus dann sehr oft ein gewisses "Konfliktpotential" (Neumann 

1979, S. 24). Bedeutsam erscheinen hierzu auch die Aussagen der Interviewexperten 
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der Arbeitgeberverbände, indem sie die Qualitätsanforderungen der Berufsausbildung 

als ein unantastbares Element der Berufsausbildung bezeichnen. Entscheidend sei 

schließlich, in welchem Ausmaß und Niveau die Ordnungsmittel in ihren Inhalten um-

gesetzt würden. Die Qualitätsanforderungen dürften nicht ständig herabgesetzt werden, 

auch wenn schwächere Auszubildende sich redlich, aber vielfach umsonst bemühten, 

die Ausbildungsanforderungen zu erfüllen. Bei allen Diskussionen und Entscheidun-

gen seien auch mehr fachliche Gesichtspunkte anstelle bildungspolitischer Auseinan-

dersetzungen zu beachten. Diesbezüglich gewann der Verfasser bei den Interviews den 

Eindruck, daß die Experten der Arbeitgeberverbände sich bei ihrer Bewertung zu stark 

von der Diskussion um die Neuordnung des Ausbildungsberufes Industriekaufmann 

beeinflussen ließen. Bedeutsam ist in diesem Rahmen die Äußerung eines Gewerk-

schaftsexperten, die Weiterentwicklung und Verbesserung der Berufsausbildung in 

den Neuordnungen müsse grundsätzlich den neuesten Stand der Iu.K-Technik erfas-

sen. Weiterhin dürfe sich das Interesse nicht zu stark auf die Entwicklung neuer Aus-

bildungsberufe konzentrieren, es sollte vielmehr verstärkt auf die Anpassung beste-

hender Ausbildungsberufe an "technische, organisatorische, wirtschaftliche und gesell-

schaftliche Erfordernisse" (Oppel 1997, S. 10) ausgerichtet sein. Wie die Interview-

aussagen zeigen, erweise sich aus Sicht der Experten der Arbeitgeberverbände eine 

Neuordnung erst als sinnvoll, wenn Änderungen eingetreten seien und die Flexibilität 

der alten Ausbildungsordnung nicht mehr genüge. Nach Meinung des Verfassers müß-

te hier aber auch geprüft werden, ob ein echter Neuordnungsbedarf vorliegt oder ob es 

sich um Anpassungen handelt. 

Hinsichtlich der Wertung von Item 2 fordern beide Expertengruppen im Fragebogen 

wie auch im Interview eindeutig kürzere Verfahrenswege bei der Erarbeitung und dem 

Erlaß der Ausbildungsordnungen, da schon die Entwicklung der neuen Technik, wie 

z.B. für neue Informations- und Kommunikationsberufe, dies notwendig mache (AGV: 

62% trifft voll zu und 25% trifft teilweise zu / G: 50% trifft voll zu und 43% trifft teil-

weise zu). Beide Befragtengruppen entsprechen damit auch der Forderung, ein "straf-

fe[s] Neuordnungsverfahren von Ausbildungsberufen" (Bündnis für Arbeit, Ausbil-

dung und Wettbewerbsfähigkeit 2000, S. 24) zu beachten. Als Zeitspannen sollen zu-

künftig höchstens zwölf Monate für Modernisierungsverfahren von Ausbildungsberu-

fen und vierundzwanzig Monate für Entwicklungsverfahren neuer Ausbildungsberufe 

maßgebend sein. Allerdings werden hierzu beschleunigte Vorverfahren zur Klärung 

und Abstimmung offener Problemfragen und ein effizienter Erfahrungsaustausch über 

veränderte Qualifikationsanforderungen notwendig sein. Außerdem müssen die Sozi-

alpartner und Ländervertreter rechtzeitig und regelmäßig informiert werden (vgl. 
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Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 2000, S. 24). Nach den 

Worten der Bildungsministerin Bulmahn sollten die Ausbildungsordnungen stärker auf 

den "tatsächlichen Arbeitsprozeß orientiert" (o.V. 1999c, S. 2) sein. Auch wäre es vor-

teilhaft, wenn die zu "vermittelnden Kenntnisse und Fähigkeiten" (o.V. 1999c, S. 2) 

weniger detailliert festgelegt würden. 

Die Auswertungsergebnisse von Item 3 "Eignung von Ausbildungsordnungen für alle 

Klein-, Mittel- und Großbetriebe" zeigen bei beiden Befragtengruppen ähnliche pro-

zentuale Einstufungsanteile (AGV: 75% trifft voll zu / G: 93% trifft voll zu und 7% 

trifft teilweise zu). Hierzu gibt ein Gewerkschaftsexperte zu bedenken, daß dies nicht 

auf der Basis des "kleinsten gemeinsamen Nenners" erfolgen dürfe. Günstig wäre es, 

schon während der Neukonzeption von Berufsbildern "praktikable" (Lorentz 1995, 

S. 32) Umsetzungsmöglichkeiten zu entwickeln. Dies beträfe die "Qualifizierung der 

Ausbilder", die "Synchronisierung der schulischen und betrieblichen Umsetzung der 

neugeordneten Berufe" und die "Abstimmung der Prüfungsausschüsse" mit nebenamt-

lichen Ausbildern (Lorentz 1995, S. 33). 

Eine ständige "Aktualisierung der Ordnungsmittel" (Item 4) wird von Gewerkschafts-

experten stärker gefordert als von seiten der Vertreter der Arbeitgeberverbände (AGV: 

37% trifft voll zu und 25% trifft teilweise zu / G: 57% trifft voll zu und 36% trifft teil-

weise zu). Für zwei Befragte der Arbeitgeberverbände ist die Aktualisierung der Ord-

nungsmittel hauptsächlich von den "formulierten Lernzielen" abhängig. Wie ein Ex-

perte (AGV) im Interviewgespräch deutlich macht, wäre es auch besser, eine Aktuali-

sierung der Ordnungsmittel von Fall zu Fall zu entscheiden. Überprüfung müsse wohl 

immer wieder erfolgen, dies sei aber auch möglich, "ohne einen Mechanismus einzu-

bauen". Um Verzögerungen zu vermeiden, sollte man aber doch beachten, daß schon 

die schnelle Entwicklung der neuen Techniken wie z.B. bei den Iu.K-Technik-Berufen 

kürzere und in gewissen Zeitabständen überprüfte Verfahrenswege erfordere.  

Exkurs: Aktueller Stand der Ordnungsarbeit 

Unter Bezug auf den aktuellen Stand der Ordnungsarbeit wurden in den letzten Jahren 
etwa hundert Berufe modernisiert und mehr als dreißig neue Berufe eingeführt (vgl. 
KWB 1999, S. 5). Neuordnungsregelungen im kaufmännischen Bereich betreffen z.B. 
die Berufsbilder für Bankkaufleute, Groß- und Außenhandelskaufleute, Kaufleute im 
Eisenbahn- und Straßenverkehr sowie Fachkräfte für Lagerwirtschaft und für Brief- 
und Frachtverkehr bzw. den/die Postverkehrskaufmann/-frau (vgl. DIHT 1999a, S. 12). 
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Während voraussichtlich eine überarbeitete Ausbildungsordnung Industriekaufmann 
zum 1. August 2001 in Kraft treten wird, kann eine Neuordnung der Berufsausbildung 
im Einzelhandel wegen der unterschiedlichen Auffassungen der Arbeitgeberverbände 
und der Gewerkschaften zur Frage der zweijährigen Berufe erst bis etwa 2005 erfolgen 
(vgl. DIHT 1999a, S. 12). Hinsichtlich der 1991 erfolgten Neuordnung der Büroberufe 
Bürokaufmann und Kaufmann für Bürokommunikation bietet das Modell der Sockel-
qualifikationen als ein neuer "Typ von ausbildungsbegleitender Grundbildung" (Ehrke 
1992c, S. 108) eine enge Verzahnung von Theorie und Praxis ohne Verschulungsten-
denzen. Durch die Sockelqualifikationen wird bei beiden Büroberufen eine gewisse 
"berufliche Flexibilität" und eine "breite kaufmännische Qualifikation" abgesichert 
(Dedering/Feig 1996, S. 389). Ihre Vermittlung erfolgt "schwerpunktmäßig" im ersten 
Ausbildungsjahr, während im zweiten und dritten Ausbildungsjahr zu einer Erweite-
rung und Vertiefung der Sockelqualifikationen noch "fachspezifische Qualifikationen" 
(Dedering/Feig 1996, S. 389) ergänzt werden. Mit den vier neuen IT-Berufen wie IT-
Fachinformatiker/-in, IT-Systemelektroniker/-in, IT-Systemkaufmann/-frau und Infor-
matikkaufmann/-frau (Erlaß 1997) bemüht sich die betriebliche Ausbildung, den star-
ken Fachkräftemangel in Wirtschaft und Verwaltung zu beheben (vgl. DIHT 2000, 
S. 3). Zur Zeit erhalten etwa 25.200 Auszubildende ihre Berufsausbildung in diesen 
vier neuen IT-Berufen (Stand 31. August 1999). Im Laufe des Jahres 2000 werden et-
wa 4.800 und im Jahre 2001 voraussichtlich mehr als 9.000 "betriebsnah" (DIHT 
2000, S. 3) ausgebildete Fachkräfte den Betrieben zur Verfügung stehen. 

Besonders in bezug auf diese vier neuen IT-Berufe werden zur Zeit im Rahmen einer 
modernen Gestaltung der Berufsausbildung verschiedene Modelle diskutiert. Bei einer 
vom Bielefelder Meinungsforschungsinstitut EMNID durchgeführten Umfrage befür-
worten 77% der von 200 befragten Firmen zuständigen Vertreter eine konzeptionelle 
Änderung des dualen Systems, indem im ersten Ausbildungsabschnitt "Kernqualifika-
tionen für inhaltlich verwandte Berufsbilder zu vermitteln" (Hänel 1999, S. 2) seien. 
Diese "breit angelegten Basiskenntnisse" müßten dann durch "spezielle Bausteine er-
gänzt" werden (Hänel 1999, S. 2). Vermutlich entspricht dieses Konzept dem vom 
DIHT in seiner Veröffentlichung "Leitlinien Ausbildungsreform" (1999) dargelegten 
Satellitenmodell, dessen wesentliche Aspekte mit den von Ehrke diskutierten Ergeb-
nissen bezüglich der IT-Berufe nun verglichen werden sollen. Dabei ist es notwendig, 
die Begriffe Kernqualifikationen und Kernkompetenzen einer näheren Betrachtung zu 
unterziehen (vgl. hierzu Ausbildungszeit mit Wahloptionen, Wahl- und Wahlpflicht-
bausteinen in Abschnitt C.2.3.10 "Bewahrung und Verbesserung der hohen Qualität der 
Ausbildung"). Der DIHT-Vorschlag, sich für das schulische Bildungsangebot freiwil-
lig zu entscheiden, bedeutet, daß die betriebliche Ausbildung über den Wettbewerb 
zwischen "staatlichen Berufsschulen mit privaten Berufsschulen, Akademien, betrieb-
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licher Eigenleistung oder Angeboten freier Träger" (DIHT 1999b, S. 10) ergänzt wer-
den müßte.  

Nach dem DIHT-Satellitenmodell gelten als Kernqualifikationen alle "Qualifikationen 
fachlicher und fachübergreifender Art, die zur vollen Berufsfähigkeit führen" (DIHT 
1999b, S. 6) sollen. Im Rahmen der vier neu geschaffenen IT-Ausbildungsberufe wird 
als Grundlage für eine Zeit von 18 Monaten die Vermittlung "gemeinsamer Kernkom-
petenzen" durchgeführt, auf denen dann eine 18monatige "berufsspezifische Fachbil-
dung" aufbauen kann (Ehrke 1996b, S. 13). Hierbei können die Betriebe ergänzend zu 
den "betriebsspezifischen Inhalten ihre eigenen Schwerpunkte entsprechend den Pro-
duktsparten/Geschäftsfeldern" (Ehrke 1996b, S. 13) legen. Besondere Bedeutung er-
langen die Kernkompetenzen, indem sie als Schlüsselqualifikationen für alle DV/IT-
Berufe "identische Basisqualifikationen" vertreten und dazu beitragen sollen, "berufli-
che Flexibilität sowie Lernfähigkeit" zu sichern (Ehrke 1996b, S. 14). Die Kernkom-
petenzen umfassen ein "ganzheitliches Aufgabenverständnis und Ausbildungskon-
zept", wobei die Ausbildungsinhalte keineswegs gebunden sind an "ein Produkt, einen 
technischen Standard, eine Programmiersprache, ein Geschäftsfeld, einen Organisati-
onstyp oder eine Marketingstrategie" (Ehrke 1996b, S. 14). Die vier Kernkompetenzen 
"Kundenorientierung, Qualitätsorientierung, Innovationsorientierung und Mitarbeiter-
orientierung" (Strasmann/Schüller 1996, S. 28 f., S. 65 f., S. 97 f., S. 119 f., zit. nach 
Ehrke 1996b, S. 14) sind heute im Sinne einer "Kombination funktionsübergreifender 
Fähigkeiten" (Ehrke 1996b, S. 14) grundlegend für die Existenz eines Unternehmens. 
Weiterhin beinhalten die Kernkompetenzen als "gemeinsamer Sockel" der neuen IT-
Berufe "allgemeine Berufskompetenz, Informatik-Kompetenz, IT-Englisch, betriebs-
wirtschaftliche Kompetenz, Produkt- und Systemkompetenz, Projekt- und Teamkom-
petenz" (Ehrke 1996b, S. 15). Eine bedeutsame Neuerung ist schließlich mit dem Kon-
zept der Kernkompetenzen dahingehend verbunden, daß durch die "gemeinsame Ba-
sisqualifizierung" die "traditionelle Trennung zwischen kaufmännischen und techni-
schen Ausbildungsberufen" aufgegeben wird (Ehrke 1996b, S. 14).  

Bei einem Vergleich der Begriffe Kernqualifikationen, Kernkompetenzen und Schlüs-
selqualifikationen bleibt zu beachten, daß diese Begriffe im Sinne von Basisqualifika-
tionen in der Ordnungsarbeit oft synonym verwendet werden (vgl. Ehrke 2000, S. 1). 
Der Unterschied zwischen den IT-Berufen und dem Satellitenmodell ist keineswegs in 
der Anerkennung von Basisqualifikationen zu sehen. Denn der DIHT hält ebenfalls 
eine breit angelegte Grundbildung für notwendig, allerdings unter dem Gesichtspunkt, 
die Berufsausbildung auf zwei Jahre zu beschränken. Soll die Ausbildung in einem 3. 
und 4. Ausbildungsjahr fortgeführt werden, so ist dies individuell zwischen Ausbil-
dungsbetrieb und Auszubildendem zu vereinbaren und wird dann in Form der bereits 
erwähnten Wahlbausteine durchgeführt (vgl. Ehrke 2000, S. 1). Eine wichtige Unter-
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scheidung hierzu ist die bei den IT-Berufen auch weiterhin gültige "einheitliche Aus-
bildungsdauer", sicherlich unter dem Gesichtspunkt, daß eine "Individualisierung der 
Ausbildungsdauer" keineswegs die "Einheitlichkeit des Berufes und die Transparenz 
der Abschlüsse" wahren würde (Ehrke 2000, S. 2). Kernqualifikationen werden außer-
dem im Verlaufe der gesamten Ausbildungsdauer vermittelt, da es sich um anspruchs-
volle Inhalte und nicht um Anfängerwissen handelt (vgl. Ehrke 2000, S. 2). Die IT-
Berufe repräsentieren somit kein Stufenmodell mit Grundbildung (1. Stufe), Fachbil-
dung (2. Stufe) und Spezialisierung (3. Stufe), sondern vielmehr eine ausbildungsbe-
gleitende Verzahnung von Kernqualifikationen und Fachqualifikationen mit gegensei-
tiger Ergänzung und der Vermittlung beruflichen Könnens während der Ausbildung 
(vgl. Ehrke 2000, S. 2). Die Gewerkschaften befürworten keineswegs viele Wahlbau-
steine für die Berufsausbildung, denn sehr leicht können ihrer Meinung nach Über-
sichtlichkeit, Transparenz und Vergleichbarkeit der Qualifikationen verloren gehen 
(vgl. Ehrke 2000, S. 2). Zudem haben die Auszubildenden in den Betrieben keine 
Möglichkeit, viel zu wählen. Das Satellitenmodell eignet sich eher für Großbetriebe, 
die z.B. in einem Berufsbildungszentrum Lehrgänge nach Art des Kurssystems anbie-
ten. Die IT-Berufe enthalten auch ein neues Flexibilitätsmodell, indem im 3. Ausbil-
dungsjahr die Betriebe durch ein sogenanntes "Betriebsfenster" den Auszubildenden 
bis zu 9-monatige Einsatzmöglichkeiten in bestimmten "Geschäftsfeldern" bzw. Abtei-
lungen bieten (Ehrke 2000, S. 2). Somit liegt den IT-Berufen ein "entwicklungslogi-
scher Ausbildungsaufbau" zugrunde, denn durch Kernqualifikationen, Fachqualifika-
tionen und Vertiefung in einem Einsatzgebiet entwickelt sich der Auszubildende vom 
"Anfänger zur qualifizierten Fachkraft" (Ehrke 2000, S. 2).  

Im Vergleich zu diesem "ganzheitlichen Modell" der IT-Berufe bewerten die Gewerk-
schaften das DIHT-Satellitenmodell als ein "additives Modell", bei dem durch ein un-
systematisches Ansammeln von Wahlbausteinen der Bezug zu einer beruflichen "Ge-
samtqualifikation" fehlt (Ehrke 2000, S. 2). Dem Jugendlichen gegenüber wird auch 
keine Garantie für eine "Vollausbildung" (Ehrke 2000, S. 3) gegeben. Er muß viel-
mehr wegen einer Verlängerung nach der Grundausbildung persönlich verhandeln. Die 
Folge wäre nach gewerkschaftlicher Auffassung eine schleichende Auflösung der 
Facharbeiterberufe und eine deutliche Benachteiligung der Position der Ausbildungs-
bewerber (Ehrke 2000, S. 3). In bezug auf die vom Bielefelder Meinungsforschungsin-
stitut EMNID durchgeführte Umfrage zeigen die Betriebe, daß sie die "Forderung 
nach breiter Basisqualifikation", wie auch von den Gewerkschaften erhoben, ebenfalls 
befürworten und im "berufsspezifischen Teil" mehr Flexibilität wollen (Ehrke 2000, 
S. 3). Es ist allerdings fraglich, ob die 77% Zustimmung der Befragten als Zustim-
mung zu einem "spezifischen Modell" gesehen werden kann, denn schließlich ist die 
Haltung der großen Arbeitgeberverbände dem Satellitenmodell des DIHT gegenüber 
sehr reserviert (vgl. Ehrke 2000, S. 3). Nach Meinung der IG Metall, aber auch von 
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Gesamtmetall und den Industrieverbänden ZVEI und VDMA besteht derzeit keine 
Absicht, das Satellitenmodell bei den wichtigen Neuordnungsverfahren zu akzeptieren 
(vgl. Ehrke 2000, S. 1). Auch für die Elektroberufe sowie für die Neuordnung des 
Ausbildungsberufes Industriekaufmann wurde inzwischen vereinbart, das "Grundmo-
dell der IT-Berufe" zu übernehmen. Ferner hat der Bundesarbeitgeberverband Chemie 
dieser Positionsänderung beim Industriekaufmann zugestimmt (vgl. Ehrke 2000, S. 1). 
Mit den neuen IT-Berufen wurden "Zukunftsberufe" (Ehrke 1996a, S. 24) geschaffen, 
die für ausbildungswillige Jugendliche gute berufliche Perspektiven bieten und einen 
"wichtigen Berufsbildungsbeitrag zum aktuellen Strukturwandel" (Ehrke 1996a, S. 25) 
darstellen. 

2.3.16. Kostenbelastung durch die betriebliche Berufsausbildung und Nutzen-

erwägungen 

Die Kostenfrage der betrieblichen Berufsausbildung wird von beiden Expertengruppen 

sehr kontrovers beurteilt. So ist für die Vertreter der Arbeitgeberverbände die "zu star-

ke Kostenbelastung durch die betriebliche Berufsausbildung" (Item 1) mithin eine 

wichtige "Ursache des Abbaus von Ausbildungsplätzen" (13% trifft voll zu und 62% 

trifft teilweise zu). Demgegenüber ist dies für die Befragten der Gewerkschaften mit 

43% kaum und ebenso 43% überhaupt nicht zutreffend. Ein Gewerkschaftsexperte be-

zeichnet sogar die angeblich zu hohe Kostenbelastung "in Wahrheit als harmlos", sie 

sei nur ein "vorgeschobenes Argument". Der Auszubildende würde sich "mit seinem 

Anteil an Arbeitsleistung für den Betrieb in jedem Ausbildungsjahr total rechnen". So 

habe die Untersuchung einer großen Handwerkskammer für die Beschäftigung eines 

Auszubildenden pro Ausbildungsjahr ein Plus von 1.700 DM ergeben. Eben weil die 

Ausbildung sich rechne, integrierten selbst Großbetriebe wie z.B. Bosch ihre Ausbil-

dungswerkstätten in den Produktionsablauf mit ein. Manche Unternehmen wie z.B. im 

Hotel- und Gaststättengewerbe stellten auch weniger vollwertige Arbeitskräfte und 

mehr bzw. nur Auszubildende ein. Positiv vermerkt ein anderer Gewerkschaftsexperte, 

daß vom pädagogischen Standpunkt her gesehen der angemessene Einsatz der Auszu-

bildenden im Betriebsablauf sehr wertvoll sei, da dies ihre "Motivation für den Aus-

bildungserfolg und ihre Zufriedenheit in der Ausbildung" beträchtlich erhöhe. Die In-

terviewfrage, ob die betriebliche Ausbildung für die Betriebe zu teuer sei, so daß fort-

an Ausbildungsplätze abgebaut bzw. die Berufsausbildung aufgegeben werden müßte, 

wird von allen Befragten beider Interviewgruppen eindeutig verneint. 
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Wer als Unternehmer ausbilde, so ein Vertreter der Arbeitgeberverbände, treffe eine 

unternehmerische Entscheidung und müsse mit einer entsprechenden Kostenbelastung 

rechnen. Diese sei jedoch für Betriebe keinesfalls allein ausschlaggebend, um den Ent-

schluß zu fassen, Ausbildungsplätze abzubauen bzw. die Berufsausbildung aufzu-

geben. Bezeichnend ist hierzu die Äußerung eines Interviewpartners eines Arbeitge-

berverbandes: "Die Kostenfrage spielt in der Berufsausbildung nicht die alleinent-

scheidende Rolle. Denn was hätten die Betriebe davon, wenn sie nicht selbst ausbilden 

würden und hinterher teurere ausgebildete Leute einstellen müßten." Er ergänzt aller-

dings, daß bei den Arbeitgeberverbänden hierzu unterschiedliche Meinungen vertreten 

würden und deshalb bei Tagungen und Besprechungen harte Diskussionen entstünden. 

Denn die Überlegungen und Vorstellungen hinsichtlich der vorherrschenden Bedin-

gungen und Entscheidungen seien bei einem mittelständischen Verband anders als bei 

Verbänden, die Großbetriebe zu betreuen hätten. Auch würden deutsche Unternehmen, 

die im Ausland arbeiten, eine Ausbildung vor Ort nach deutschen Ausbildungsvor-

schriften, wie z.B. in der Schuhindustrie, durchführen. Deshalb sei die Höhe der Ko-

stenbelastung durch die Ausbildung unterschiedlich. In der Bauindustrie sei die Aus-

bildungsvergütung mit 1500 DM/Monat im dritten Lehrjahr zwar hoch, sie werde aber 

durch die überbetriebliche Finanzierung im Umlageverfahren wesentlich gemildert. 

Zudem müsse beachtet werden, daß die konjunkturelle Lage, bedingt durch wirtschaft-

liche Veränderungen wie z.B. weltweite Arbeitsteilung, auch Personalentscheidungen 

und somit Kürzungen im Arbeitsplatzbereich beeinflußten, die sich wiederum auf den 

Ausbildungssektor auswirkten. Die Gewerkschaftsexperten lehnen durch ihre Frage-

bogenwertung die Kostenbelastung als Ursache des Ausbildungsplatzabbaus grund-

sätzlich ab. Sie akzeptieren wohl, daß Ausbildung für den Betrieb einen gewissen 

"Kostenfaktor" (Neumann 1979, S. 41) darstelle, der sich aber keineswegs als eine zu 

hohe Kostenbelastung mit solchen Auswirkungen erweise. Dies würde sich sogar rela-

tivieren, wenn man die Lasten auf alle Betriebe verteile, die "ausgebildetes Personal 

einstellen und damit von gut ausgebildeten Fachkräften profitieren". Die Betriebe zeig-

ten sich jedoch dem Umlagefinanzierungssystem allgemein nicht zugänglich, obwohl 

bei einigen Handwerkskammern wie in Dortmund eine gewisse Umlagefinanzierung 

für einen Teil der überbetrieblichen Ausbildung praktiziert werde. 

In dieser Hinsicht zeigen auch die Ergebnisse von vier Forschungsprojekten aus den 

Jahren 1993/94, daß in den Großbetrieben das "Kostenbewußtsein" in bezug auf Aus- 

und Weiterbildung zwar gestiegen sei, jedoch keineswegs "Entscheidungen gegen 

Aus- und Weiterbildung" bedeuten müßte (BMBW 1993/94, S. 4). Besonders betonen 

die Experten der Arbeitgeberverbände die Ausbildungsvergütungen als beträchtlichen 
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Teil der Personalkosten, da diese seit Anfang der 80er Jahre weit überproportional ge-

genüber den Gehältern angestiegen seien. Dieser Kostenfaktor käme erst recht zum 

Tragen, wenn man über Bedarf ausbilde. Außerdem erhöhe sich diese Kostenbelastung 

bei einer inzwischen zeitlich geringer gewordenen betrieblichen Verweildauer der 

Auszubildenden durch Arbeitszeitverkürzung und Ausweitung des Berufsschulanteils. 

Einige Interviewexperten (AGV) befürworten sogar die Wiedereinführung der Erzie-

hungsbeihilfe, da die Ausbildungsvergütung kein Lohn sei. Andere Experten fordern 

eine Senkung der Ausbildungsvergütungen auf BAföG-Sätze unter Inanspruchnahme 

staatlicher Förderungsmöglichkeiten bzw. sogar eine wöchentliche Arbeitsausbil-

dungszeit von 40 Stunden für Auszubildende bei Teilzeitunterricht. Nach Meinung des 

Verfassers würde dies jedoch eine erhebliche Überforderung der Auszubildenden be-

deuten und keinesfalls die erhoffte Wirkung bringen, sondern eher eine weitere Be-

nachteiligung für die Auszubildenden zur Folge haben. Man beachte auch, daß "nied-

rige Ausbildungsvergütungen sowenig eine Garantie für zusätzliche Ausbildungsstel-

len wie niedrige Löhne für neue Arbeitsplätze" (Görner 1996, S. 27) sind. Interview-

experten der Gewerkschaften argumentieren auch, daß Auszubildende in den Betrie-

ben oft vollwertige Arbeitskräfte im Werte der Ausbildungsvergütungen vertreten 

müßten, was doch eher eine Kostenentlastung bedeute. Schließlich hat die Ausbil-

dungsvergütung als "Zuschuß zum Lebensunterhalt" (Tully 1997, S. 16) auch Kosten 

für Fahrt, Kleidung und Lehrmaterial abzudecken. 

Daß eine "unterlassene betriebliche Berufsausbildung nur kurzfristig zu Kostenredu-

zierungen" (Item 2) führe und bei weiterem "Abbau der Ausbildungsplätze mittel- und 

langfristig" dagegen "höhere Kosten" entstünden (Item 3), wird von beiden Experten-

gruppen jeweils mehrheitlich für voll bzw. teilweise zutreffend erachtet (AGV: 25% 

und 62% / G: 79% und 14% / AGV: 25% und 62% / G: 86% und 14%). Im Fragebo-

gen finden sich auch Äußerungen von Experten der Arbeitgeberverbände, daß bei  

einem "geringer werdenden Bedarf an ausgebildeten Fachleuten mit nachfolgender 

Personalreduzierung" eine "gleichbleibende Ausbildungszahl den Kostenanteil der 

Auszubildenden zu hoch ansteigen" ließe. Erst recht würde eine "Verpflichtung zur 

Übernahme nach der Ausbildung" die Kosten wiederum extrem erhöhen (AGV). Als 

positiver Aspekt erweist sich hier, daß einige der Befragten beider Sozialpartner an die 

soziale Verantwortung von Wirtschaft und Gesellschaft für eine Ausweitung der Aus-

bildungs- und Arbeitsplätze appellieren. Allerdings geben einige Experten der Arbeit-

geberverbände auch zu bedenken, daß insbesondere bei der Unternehmensentschei-

dung über Bedarf auszubilden oder nicht, die Frage der Ausbildungskosten schließlich 

mitbestimmend sei. 
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Beide Expertengruppen bewerten auch deutlich zustimmend die Antwortkategorie, ob 

"bei den Kostenüberlegungen zur betrieblichen Berufsausbildung auch der durch die 

Auszubildenden erbrachte Nutzen" (Item 4) "berücksichtigt werden müßte" (AGV: 

62% trifft voll zu und 25% trifft teilweise zu / G: 93% trifft voll zu und 7% trifft teil-

weise zu). Alle Interviewpartner der Arbeitgeberverbände haben schließlich dem Ver-

fasser deutlich gemacht, daß Kosten-Nutzen-Überlegungen bei der betrieblichen Be-

rufsausbildung eine große Rolle spielten und ein Zusammenhang zwischen Kosten, 

Nutzen und Bedarf bestünde. So lauten die Kommentare einiger Experten der Arbeit-

geberverbände: "Wichtig ist doch der zukünftige Bedarf des Unternehmens. Wenn ich 

keinen Bedarf mehr hätte, dann müßte ich im Prinzip auch nicht mehr ausbilden. 

Wenn auch viele Unternehmen nur nach kurzfristigen Bedarfsgesichtspunkten ausbil-

den, so muß doch eine Ausbildung für die Zukunft, für den Fortbestand des Nach-

wuchses sowie vielfach wegen der Auslandsverlagerungen in mehreren Branchen 

stattfinden." Für einen anderen Experten der Arbeitgeberverbände habe eigentlich die 

ganze Kosten-Nutzen-Problematik in der Presse nichts zu suchen, denn durch die Be-

hauptung "Die Ausbildung bringt keinen Nutzen" werde "viel Porzellan zerschlagen". 

Man diskreditiere dadurch Betriebe, schließlich wüßte doch jeder Betrieb, warum er 

ausbilde. Auch seien die von den Betrieben durchgeführten Kosten-Nutzen-Rechnun-

gen in Wirklichkeit keine exakten Kosten-Nutzen-Rechnungen, sondern eher Zu-

kunftsüberlegungen für Ausbildungsentscheidungen zur Eigensicherung des Betriebes 

(AGV). Der Interviewpartner eines Arbeitgeberverbandes will das Kosten-Nutzen-

Thema besser nicht angesprochen wissen. Sein Kommentar hierzu: "Ob und welchen 

Nutzen ein Betrieb wirklich aus der Ausbildung zieht, sollte man ihm selbst überlas-

sen." Andere Experten der Arbeitgeberverbände fordern von den Betrieben eine wirt-

schaftlichere und effizientere Gestaltung mancher Ausbildungsteile, damit die Be-

rufsausbildung langfristig doch mehr Nutzen als Kosten erbringen könne. Nach Mei-

nung des Verfassers sind die Interviewäußerungen zweier Experten der Arbeitgeber-

verbände beachtenswert. Sie geben zu verstehen, daß nur wenige Betriebe bereit seien, 

den Nutzen der Berufsausbildung offenzulegen und damit transparenter zu machen. 

Sie ergänzen: "Wenn jemand nicht mit dem Herzen für die Jugend etwas tun will, dann 

scheitert dies alles. Auf keinen Fall aber darf der Jugendliche als billige Arbeitskraft 

gesehen werden" (AGV). Dem neuen Positionspapier des KWB entsprechend wird es 

schließlich für die Zukunft entscheidend sein, den Ausbildungsbetrieben den "erhebli-

chen Nutzen der Berufsausbildung" (KWB 1999, S. 6) und die durch die Mitarbeit der 

Auszubildenden erbrachten Erträge und Vorteile der Ausbildung deutlich zu machen 

(vgl. KWB 1999, S. 6). Auch die Gewerkschaftsexperten fordern im Interviewge-
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spräch, den durch die Auszubildenden erbrachten Nutzen bei Kostenüberlegungen 

transparenter zu machen. Durch Kosten-Nutzen-Untersuchungen könnten sicherlich 

Zahlen auf der Basis einheitlicher Grundlagen über längere Zeiträume verglichen und 

für wichtige Entscheidungen ausgewertet werden. Die auf diese Weise erzielten Er-

gebnisse wären dann hinsichtlich der Kosten-Nutzen-Relation bedeutend aussagekräf-

tiger. In diesem Rahmen wird für die Zukunft auch entscheidend sein, das durch die 

Ausbildungsinvestitionen "erzielbare hohe Qualifikationspotential der Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen" (BMBF 1995b, S. 90) langfristig als Nutzenvorteil zu erkennen. 

2.3.17. Geeignete Finanzierungsform der betrieblichen Berufsausbildung 

Auf die offene Frage hin (Fragebogen) "Wie sollte Ihrer Meinung nach die qualifizier-

te duale Berufsausbildung finanziert werden?" antworten die Experten beider Sozial-

partner sehr differenziert. Übereinstimmend befürworten mehrere Vertreter der Arbeit-

geberverbände, die "bisher bewährte einzelbetriebliche Finanzierung" der Berufsaus-

bildung beizubehalten, denn diese sei ein "unverzichtbarer Bestandteil eines in der 

Wirtschaft verankerten Ausbildungssystems". Die von den Gewerkschaften vertretene 

Umlage- bzw. Fondsfinanzierung würde die Ausbildung eher belasten. Ein Experte 

argumentiert dann: "Hier ergibt sich die Gefahr einer Verlagerung der Gesamtausbil-

dung in schulische Ausbildungsgänge oder die Möglichkeit einer alternierenden Aus-

bildung in Form eines Betriebspraktikums mit schulischer Betreuung, wobei dann der 

Staat noch mehr zahlen muß." Außerdem verfolgten die Gewerkschaften das Ziel, über 

die Umlagefinanzierung mehr Einflußmöglichkeiten geltend zu machen (AGV). Eine 

Expertin der Arbeitgeberverbände verdeutlicht hierzu wie folgt: "Viele Unternehmen 

werden dann sagen, wenn wir nicht mehr über unsere Ausbildung bestimmen können 

und doch etwas bezahlen müssen, dann geben wir das Geld in den Fonds und bilden 

eben nicht mehr aus. Sicherlich bedeutet dies den Tod des dualen Systems." Zum Pro-

blem der nicht ausbildenden Betriebe argumentiert ein anderer Experte (AGV), daß 

dies "sich von selbst nivelliere". Schließlich könne von der "Man Power" her betrach-

tet nicht jeder Betrieb ausbilden. Der Experte des BV Druck bestätigt ebenfalls die 

Ablehnung des Umlagesystems durch seinen Verband. Man sei den Betrieben aber 

durch Senkung der Verbandsbeiträge entgegengekommen und appelliere immer wie-

der an ihre Bereitschaft, mehr Ausbildungsplätze zu schaffen. 

Die Gewerkschaftsexperten vertreten im Fragebogen wie auch in ihren Interviewaus-

sagen einheitlich die Meinung, daß die Finanzierung der Berufsausbildung zukünftig 

nur durch eine "gesetzliche Ausbildungsabgabe aller Betriebe und Verwaltungen bzw. 
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als Umlage- oder Fondsfinanzierung" durchgeführt werden müßte. Schließlich müßten 

doch die "Ungerechtigkeiten", die durch das "Abschöpfungsverhalten der nutznießen-

den nicht ausbildenden Betriebe" entstünden, "beseitigt" (G) werden. Man sollte auch 

bedenken, daß ohne eine Regelung über die Ausbildungsabgabe die "staatliche Ein-

griffstiefe in das duale System" (DGB 1996b, S. 11) in den kommenden Jahren sich 

noch stärker auswirken könnte. Dies würde dann eintreten, wenn die bereits jetzt schon 

zu hohe "Subventionierungsquote" (DGB 1996b, S. 11) nicht mehr erhöht werden 

kann. Die Folge eines weiteren betrieblichen Ausbildungsplatzmangels wären eine 

noch stärkere "Verschulung" der Berufsausbildung und die Gefahr einer "Verstaatli-

chung des dualen Systems" (DGB 1996b, S. 11). Ferner betonen die Interviewexperten 

der Gewerkschaften, daß die Entscheidung der Arbeitgeber für eine einzelbetriebliche 

Finanzierung diese dann auch verpflichte, die Ausbildungskosten zu übernehmen. Je-

doch könnten die Schwierigkeiten der Ausbildungsbelastung für die etwa 25% tatsäch-

lich nur ausbildenden Betriebe durch eine gesetzliche Umlagefinanzierung besser be-

wältigt werden. Der Gewerkschaftsexperte der IG Bauen, Agrar und Umwelt betont 

auch, daß sich das System der tariflichen Ausbildung mit einem teilweise rückvergüte-

ten Ausbildungsanteil an die Betriebe und Verbände des Bauhandwerks – bei überbe-

trieblicher Ausbildung – im Rahmen der Wiedervereinigung Deutschlands gut bewährt 

habe, da in den neuen Ländern die Berufsausbildung durch Mittel der westlichen Be-

triebe finanziert werden mußte. 

Hinsichtlich des Kriteriums "Finanzierung der dualen Berufsausbildung als öffentliche 

Aufgabe" (Item 1) gibt es von seiten der Arbeitgeberverbände mehrheitlich eine ab-

lehnende Haltung (75% trifft überhaupt nicht zu). Dagegen liegt bei den Gewerkschaf-

ten eine Zustimmung von 21% trifft voll zu und 30% trifft teilweise zu vor. Die restli-

chen Prozentanteile verteilen sich auf die anderen Einstufungsmerkmale. Nach Mei-

nung der Experten der Arbeitgeberverbände dürfe die Verantwortung der Arbeitgeber 

im Ausbildungsbereich nicht durch eine öffentliche staatliche Finanzierung beeinträch-

tigt werden. Der DGB und seine Gewerkschaften verfolgen jedoch weiterhin eine Fi-

nanzierungsreform der betrieblichen Ausbildung, um mit einer "Ablösung der einzel-

betrieblichen Finanzierung" eine "qualifizierte Berufsausbildung für alle" sowie die 

Garantie einer ausreichenden Ausbildungsplatzversorgung zu gewährleisten (DGB 

1983, S. 35). Die Vertreter der Arbeitgeberverbände bezweifeln dies in ihren Inter-

viewaussagen und machen deutlich, daß durch eine Umlage- bzw. Fondsfinanzierung 

keineswegs mehr Ausbildungsplätze geschaffen werden könnten, sondern eher der 

Ausbildungsbereich noch stärker belastet würde. 
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Die Frage, ob die "Konjunkturanfälligkeit der Ausbildungsplatzsituation über die Fi-

nanzierung der Berufsausbildung geändert werden" könne (Item 2), wird von den Ex-

perten der Arbeitgeberverbände ebenfalls ablehnend beurteilt (75% trifft überhaupt 

nicht zu), während eine deutliche Mehrheit der Gewerkschaftsexperten (58% trifft voll 

zu und 21% trifft teilweise zu) dies als zutreffend bewertet. Während die Vertreter der 

Arbeitgeberverbände die Fähigkeit der Umlagefinanzierung, die betriebliche Ausbil-

dung weniger abhängig von konjunkturellen Schwankungen zu machen, bezweifeln, 

sei dies nach Aussage der Gewerkschaftsexperten durchaus möglich. Vielleicht bewir-

ken einzelbetriebliche Entscheidungen doch eine zu starke konjunkturbedingte Abhän-

gigkeit des Ausbildungsgeschehens, so daß sich eine Fondsfinanzierung eventuell kon-

junkturunabhängiger erweisen könnte. 

Die Gewerkschaftsvertreter fordern auch mit einer Mehrheit (86% trifft voll zu und 7% 

trifft teilweise zu) einen "überbetrieblichen Lastenausgleich von nicht ausbildenden 

Unternehmen und Verwaltungen" (Item 3), was von den Befragten der Arbeitgeber-

verbände mit leichter Mehrheit (50% trifft überhaupt nicht zu und 13% weder/noch) 

verweigert wird. Das Argument der Arbeitgeberverbände, die meisten nicht ausbilden-

den Betriebe würden nicht die gesetzlichen Eignungsvoraussetzungen erfüllen, ist 

durchaus anzuerkennen (vgl. KWB 1995c, S. 7). Hierzu gehören Kleingewerbetrei-

bende wie z.B. selbständige Taxifahrer, Imbißstuben und Beteiligungsgesellschaften 

sowie Unternehmen, die zu einer umfassenden Ausbildungsvermittlung in einem be-

stimmten Beruf nicht in der Lage sind (vgl. KWB 1995c, S. 7). Nach Meinung der Ex-

perten der Arbeitgeberverbände würde auch ein Betrieb, der unfähig ist, auszubilden, 

durch eine Ausbildungsabgabe nach dem Umlageverfahren bestraft werden. Ebenso 

ergäbe sich für die Mehrzahl der kleineren und mittleren Betriebe eine zu starke Ko-

stenbelastung. Wie bei ihrer Fragebogenwertung vertreten demgegenüber die Gewerk-

schaftsexperten ebenfalls im Interview die Auffassung, daß im Sinne eines überbe-

trieblichen Lastenausgleichs nicht ausbildende Unternehmen und Verwaltungen als 

Nutznießer der Ausbildung Ausbildungskosten übernehmen müßten. Obwohl auch die 

ehemalige Bundesregierung den Standpunkt der Arbeitgeberverbände vertrat und so-

mit eine Umlagefinanzierung ablehnte, zeigen die Ergebnisse einer EMNID-Unter-

suchung vom Herbst 1997, daß "69% der CDU/CSU-Anhänger und 79% der FDP-

Anhänger" (Laux 1998, S. 17) die Auffassung vertraten, daß von nicht ausbildenden 

Betrieben eine Ausbildungsabgabe gefordert werden sollte. Ebenfalls befürworteten 

"74% der Bundesbürger" einen Lastenausgleich zwischen ausbildenden und nicht aus-

bildenden Betrieben, um die "Marktbenachteiligung der ausbildenden Unternehmen" 
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zu beseitigen und den Jugendlichen eine bessere Ausbildungsperspektive zu verschaf-

fen (Laux 1998, S. 17). 

Die Experten der Arbeitgeberverbände vertreten eindeutig die Auffassung, daß eine 

"öffentliche Finanzierungsform die Ausbildung durch neue Bürokratien verteuern" 

würde (Item 4: 87% trifft voll zu und 13% trifft teilweise zu). Dies wird jedoch von den 

Gewerkschaftsvertretern mit nur 14% trifft voll zu und 7% trifft teilweise zu bejaht, 

wobei auch die Wertung von 14% trifft kaum zu und 44% trifft überhaupt nicht zu aus-

sagekräftig erscheint. Die Experten der Arbeitgeberverbände sehen bei Festlegung  

einer Ausbildungsabgabe auch die Gefahr, daß die betriebliche Ausbildung eingestellt 

und in außerbetriebliche und schulische Ausbildungsgänge verlagert werden könnte, 

wodurch sich die finanzielle Belastung für den Staat noch verstärken würde. Es gäbe 

dann auch keine Ausbildung über Bedarf mehr, und der besondere Vorteil des dualen 

Systems, "die enge Verbindung von Bildung und Beschäftigung" (KWB 1999, S. 5), 

würde nicht mehr bestehen. Die Gewerkschaftsexperten weisen hingegen eine Ver-

teuerung der Ausbildung durch neue Bürokratien entschieden zurück. Insbesondere 

durch die Bundesanstalt für Arbeit mit ihrem "flächendeckenden Netz von Dienststel-

len" (DGB 1996b, S. 4) könnte zur Bewältigung der "Bewirtschaftung und Verwaltung 

eines Ausbildungsfonds" (DGB 1996b, S. 9) eine gewisse Selbstverwaltung aller an 

der Berufsbildung Beteiligten ermöglicht werden. Für die Arbeitgeber bestünde auch 

jederzeit die Möglichkeit, die Verwendung der von ihnen aufgebrachten Geldmittel zu 

überprüfen (vgl. DGB 1996b, S. 4). 

Die "unternehmerische Planung" (Item 5) würde nach Meinung von 21% und 29% der 

Gewerkschaftsexperten "durch eine öffentliche Finanzierung der dualen Berufsausbil-

dung" kaum bzw. keineswegs "beeinträchtigt" werden. Von ihnen nehmen 29% hier 

eine auffallend hohe prozentuale neutrale Position (weder/noch) ein. Die Befragten der 

Arbeitgeberverbände dagegen deuten mehrheitlich eine solche Beeinträchtigung als 

voll (50%) bzw. teilweise (25%) zutreffend an. Dies zeige sich auch am Beispiel ge-

lenkter Volkswirtschaften mit staatlichen Eingriffen und demzufolge mangelhaften 

Ergebnissen, daß ein Zwangsumlageverfahren anstelle einer einzelbetrieblichen Finan-

zierung einen "massive[n] Eingriff in betriebliche Personal- und Investitionspläne" 

(KWB 1996, o.S.) darstelle. Andererseits verweisen die Interviewexperten der Wirt-

schaftsvereinigung Bauindustrie NRW e.V. und der IG Bauen-Agrar-Umwelt auf die 

in dieser Branche seit mehr als 20 Jahren erfolgreich praktizierte tarifvertragliche Um-

lagefinanzierung. Besonders zu beachten ist auch, daß die in Dänemark und Frank-

reich übliche gesetzliche Umlagefinanzierung positiv bewertet und als wesentlich für 
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das dortige Ausbildungswesen gesehen wird (vgl. DGB 1996b, S. 12). Zu erwähnen 

sind auch die in den Niederlanden durch Kollektivverträge in bestimmten Wirtschafts-

sektoren eingerichteten Fonds, die hauptsächlich die "Ausbildungskosten der zumeist 

kleinen und mittleren Betriebe refinanzieren" (Kruse et al. 1996, S. 40) und die Aus-

bildungsstandards und den Bestand ausreichender Ausbildungsstellenkapazität sichern 

sollen (vgl. Kruse et al. 1996, S. 40). 

2.3.18. Sicherung einer qualifikationsgerechten beruflichen Weiterbildung im 

Betrieb 

Die Gewerkschaftsexperten sehen die betriebliche Weiterbildung teilweise in das dua-

le System einbezogen, da bereits das dritte Ausbildungsjahr die Basis für eine wirkli-

che Weiterbildung darstelle. Bedeutsam sind hier die von deutschen Unternehmen in 

den letzten Jahren jeweils "über 35 Mrd. DM" (KWB 1999, S. 7) investierten Finanz-

mittel für die betriebliche Weiterbildung. In diesem Zusammenhang kritisieren die 

Gewerkschaftsexperten, daß trotz der hohen betrieblichen Investitionen in die berufli-

che Weiterbildung die Finanzmittel vorzugsweise für die mittlere und oberste Füh-

rungsschicht in den betrieblichen Hierarchieebenen unter Vernachlässigung der einfa-

chen kaufmännischen Angestellten, Facharbeiter sowie Ungelernten und Angelernten 

verwendet würden. 

In Verbindung mit der beruflichen Erstausbildung spielt der "Aufbau einer systemati-

schen Weiterbildung" (Item 1) und deren effektive "Unterstützung durch schulische 

und betriebliche Rahmenbedingungen" (Item 2) eine wichtige Rolle für die Vertreter 

der beiden Sozialpartner (AGV: 25% trifft voll zu und 50% trifft teilweise zu / G: 79% 

trifft voll zu und 14% trifft teilweise zu, Item 1; AGV: 25% trifft voll zu und 37% trifft 

teilweise zu / G: 64% trifft voll zu und 22% trifft teilweise zu, Item 2). Eine Expertin 

der Arbeitgeberverbände unterstreicht hier allerdings, daß die Situation in Großbetrie-

ben sowie in kleinen und mittleren Unternehmen differenziert zu sehen sei. Hierbei 

wird die "kontinuierliche Aktualisierung und Weiterentwicklung beruflicher Qualifika-

tionen" (KWB 1999, S. 7) aufgrund der Veränderungen in technischen und wirtschaft-

lichen Bereichen immer bedeutsamer. Um ihrer Aufgabenerfüllung gerecht zu werden, 

wird die berufliche Weiterbildung "rasch und praxisnah" (KWB 1999, S. 7) reagieren 

müssen. Hierzu erwarten die deutschen Unternehmen, daß ihre "Eigenverantwortung" 

(KWB 1999, S. 7) für den Bestand und die Förderung der Qualifikationen ihrer Be-

triebsangehörigen wie auch für die Durchführung der betrieblichen Weiterbildung ge-

wahrt bleibt (vgl. KWB 1999, S. 7). Insbesondere betonen diesbezüglich die Inter-
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viewexperten der Arbeitgeberverbände, dem Auszubildenden bereits während der 

Ausbildungszeit bewußt zu machen, ob und wie er die ihm nach seiner Ausbildung 

offenstehenden Weiterbildungschancen in persönlicher Verantwortung nutzen könne. 

Bemerkenswert erscheint auch der Hinweis einiger Gewerkschaftsexperten, daß 

grundsätzlich allen Arbeitnehmern über die berufliche Weiterbildung die Chance ge-

boten werden müßte, ihre einmal erworbenen Qualifikationen zu verwerten und zu 

aktualisieren. Insbesondere Mitarbeitern mit Bildungsdefiziten sollte diese Chance 

gewährt werden. Nach Meinung der Gewerkschaftsexperten sei jedoch die berufliche 

Weiterbildung weniger eine persönliche Angelegenheit des einzelnen Arbeitnehmers, 

da dieser bei dem schnellen technischen Wandel keinesfalls die damit verbundenen 

Belastungen tragen könne. Um die berufliche Erstausbildung nicht durch einen stärker 

werdenden Bedeutungszuwachs der betrieblichen Weiterbildung zu gefährden, müßte 

im Sinne einer Erhöhung der Attraktivität des dualen Systems mit dem "Berufsab-

schluß auch ein allgemeiner Bildungsabschluß (Hauptschulabschluß, Fachoberschul-

reife, Fach- oder allgemeine Hochschulreife)" (Dedering 1997, S. 14) vermittelt wer-

den. 

Im Vergleich zu der uneinheitlichen Wertung durch die Zielpersonen der Arbeitgeber-

verbände (25% voll und 25% teilweise zutreffend und 25% trifft überhaupt nicht zu, 

Item 3) gestehen die Gewerkschaftsexperten mit 58% trifft voll zu und 14% trifft teil-

weise zu deutlicher der Berufsschule eine zukünftige Funktion im beruflichen Weiter-

bildungsbereich zu. Die Antworten auf die Interviewfrage, ob die Berufsschule zu-

künftig eine bestimmte Funktion im Rahmen der beruflichen Weiterbildung überneh-

men sollte, ergeben ebenfalls unterschiedliche Beurteilungen. Im Interviewgespräch 

erhielt der Verfasser von beiden Befragtengruppen zustimmende und ablehnende 

Antworten. Von Gewerkschaftsseite lautet z.B. der Kommentar: "Unter der Vorausset-

zung entsprechender Qualifikation des Lehrpersonals und unter Nutzung vorhandener 

Berufsschuleinrichtungen kann die Berufsschule ohne weiteres stärker in den Weiter-

bildungsbereich einbezogen werden. Die Berufsschule hat hierzu echte Chancen, sie 

muß allerdings ihre Angebote und ihre Gestaltung entsprechend ausrichten." Auch 

könnte dadurch eine weitgehende Verzahnung der beruflichen Erstausbildung mit der 

Weiterbildung mit Hilfe von Schlüsselqualifikationen im Sinne "berufsweltübergrei-

fender Befähigungen" (DGB 1996a, S. 7) ermöglicht werden. Da man bereits heute 

schon Kapazitätsausstattungen der Berufsschule für Weiterbildungszwecke nutzt, dür-

fe eigentlich die Funktionsaufgabe für die Weiterbildung nicht allein dem Zuständig-

keitsbereich der Kammern und den überbetrieblichen Ausbildungszentren übertragen 

bleiben. Ein anderer Gewerkschaftsexperte verweist auf das Problem der ländergesetz-
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lichen Regelung des Berufsschulwesens, worauf Gewerkschaften und Arbeitgeberver-

bände im Rahmen einer beruflichen Weiterbildung fast keine Mitbestimmungsmög-

lichkeiten hätten. Äußerst bedenklich sei, wenn Arbeitnehmer mit "erworbenen Quali-

fikationen" letztendlich damit "nichts anfangen" könnten (G). Auch ein Interviewpart-

ner der Arbeitgeberverbände fordert, daß die "Berufsschule im beruflichen Weiterbil-

dungsbereich ein zukünftiges Betätigungsfeld finden" müßte, zumal teilweise "obskure 

Institute" sich des Weiterbildungsfeldes bisher angenommen hätten. Einige Experten 

der Arbeitgeberverbände gestehen der Berufsschule allerdings erst dann wesentliche 

Chancen für den Weiterbildungsbereich zu, wenn im Berufsschulbereich Verbesserun-

gen und Fortschritte erzielt wären. Man könne den Weiterbildungsbereich nicht so oh-

ne weiteres der Berufsschule übertragen, da die Arbeitgeberverbände eigene Träger für 

Weiterbildungsmöglichkeiten hätten, die mit den Kammern und überbetrieblichen 

Ausbildungszentren diesen Bereich abdeckten. Zwei Interviewexperten (AGV) sehen 

zudem in einem verfrühten Engagement der Berufsschule im Weiterbildungsbereich 

die Gefahr, daß die Berufsschule ihre eigentliche Aufgabe im dualen System vernach-

lässigen könnte. 

Insbesondere wegen der "steigenden Qualifikationsanforderungen" halten beide Grup-

pen der Sozialpartner übereinstimmend zu 100% (AGV: 75% und 25% / G: 93% und 

7% trifft voll  und teilweise zu, Item 4) eine ständige Mitarbeiterweiterbildung für er-

forderlich. Hierbei wird das "Lernen lernen" die Bedeutung einer "zentralen Schlüs-

selqualifikation" erlangen, um als Chance erkannt zu werden, "individuelle Berufs-, 

Arbeitsmarkt- und Lebensperspektiven" zu erhalten (KWB 1999, S. 16). Um die Be-

reitschaft der Jugendlichen zur beruflichen Weiterbildung anzuregen und zu fördern, 

sollte nach dem Vorschlag eines Interviewexperten (AGV) jeder Ausbildungsabsol-

vent einen Rahmenplan für Weiterbildung erhalten, der die Chancen mit beruflichen 

Karrieremöglichkeiten aufzeigen müßte. Dabei wäre es auch Aufgabe der Sozialpart-

ner, in Verbindung mit den Kammern entsprechende Wege aufzuzeigen. 

Bei dem Kriterium einer eventuell "bundeseinheitlichen Regelung" des betrieblichen 

Weiterbildungsbereiches (Item 5) sind die Ansichten jedoch stark gegensätzlich. Ein 

zustimmender Anteil der Gewerkschaftsexperten von 58% und 14% bekräftigt dies 

unter Hinweis auf die Forderung des DGB nach einem Rahmengesetz für eine solche 

Regelung. Interviewexperten der Gewerkschaften betonen, daß vor dem Hintergrund 

einer oft fehlenden betrieblichen Personalplanung, Bildungsplanung und erst recht 

Weiterbildungsplanung die Säule Weiterbildung mehr als staatliche Aufgabe wahrge-

nommen werden müßte. Fortdauernd seien Verbesserungen im Sinne einer Weiterbil-
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dungsentwicklung im Fortbildungsbereich der Fachwirtebene notwendig. Allerdings 

dürften die Arbeitnehmer nicht durch die zertifizierte Weiterbildung nur auf eine Be-

triebsebene bezogen spezialisiert sein, sondern müßten bundeseinheitlich verbindliche 

Fortbildungsprüfungen mit tarifmäßiger Wirksamkeit absolvieren und anerkannt be-

kommen. Von Arbeitgeberseite sprechen sich 50% (trifft überhaupt nicht zu) gegen 

eine bundeseinheitliche Regelung aus, 12% kreuzen keine Angabe an und 25% sind für 

die mittlere Position weder/noch. Ein von Gewerkschaftsseite gefordertes "Weiterbil-

dungsrahmengesetz" würde die notwendigen "Freiräume" und "Gestaltungsmöglich-

keiten" der Betriebe einschränken, die "Flexibilität und Effizienz" beeinträchtigen und 

"Fehlsteuerungen" im Berufsbildungsbereich der Wirtschaft heraufbeschwören (KWB 

1999, S. 7). 

Alle Befragten der Arbeitgeberverbände (13% trifft voll zu und 87% trifft teilweise zu) 

befürworten, daß die Arbeitnehmer ihre Freizeit für Weiterbildungszwecke nutzen 

sollten (Item 6), von Gewerkschaftsseite stimmen hier nur 7% und 29% voll bzw. teil-

weise zu und 36% bzw. 14% halten dies kaum bzw. überhaupt nicht für notwendig. 

Nach Ansicht zweier Interviewexperten (AGV) eröffneten sich hierzu gute Möglich-

keiten durch die neuen Arbeitszeitregelungen. Allerdings müßten diesbezüglich besse-

re Voraussetzungen geschaffen werden. Zu akzeptieren wäre der Vorschlag zweier 

Gewerkschaftsexperten, von der normalen Arbeitszeit doch einen gewissen Anteil für 

berufliche Weiterbildungszwecke zu verwenden. Zu beachten ist hier auch der Hin-

weis eines Gewerkschaftsexperten, der eine "Differenzierung nach Zielgruppen" ver-

langt. 

Typisch gegensätzlich ist wiederum die Haltung beider Sozialpartner gegenüber der 

"gesetzlichen Regelung des Arbeitnehmerweiterbildungsgesetzes (Bildungsurlaub)" 

(Item 7). Unter Hinweis auf eine allzu geringe Inanspruchnahme sehen die Gewerk-

schaftsvertreter einmütig hier überhaupt keine hohe finanzielle Belastung für die Un-

ternehmen (21% trifft kaum zu und 79% trifft überhaupt nicht zu) und fordern auch 

weiterhin dessen Ausbau in allen Bundesländern (vgl. DGB 1995b, S. 4). Die Experten 

der Arbeitgeberverbände bezeichnen eine solche Belastung jedoch als zutreffend (62% 

trifft voll zu und 25% trifft teilweise zu). Der sogenannte Bildungsurlaub sei ohne ent-

sprechenden Nutzen, und der Arbeitgeber würde auch gezwungen werden, über "be-

zahlte Freistellungen" rein gewerkschaftliche "closed-shop-Veranstaltungen" zu ge-

statten (Schiefer 1998, S. 290). Die Arbeitgeberverbände fordern eine "völlige Neuori-

entierung" des Bildungsurlaubs, wobei die Notwendigkeit ernsthaft zu prüfen sei, ob 
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das "Luxusgut" Bildungsurlaub angesichts der Wirtschafts- und Sozialprobleme über-

haupt weiterverfolgt werden sollte (Schiefer 1998, S. 290).  

Wiederum gegensätzlich sind die Auswertungsergebnisse des letzten Statements bzgl. 

der Frage der Mitbestimmung bei der betrieblichen Weiterbildung. Während 86% der 

Gewerkschaftsexperten für eine Mitbestimmung der Gewerkschaften, der Kammer-

verbände und des Staates voll zutreffend stimmen, lehnen 13% der Arbeitgeberverbän-

de dies als kaum zutreffend und 50% als überhaupt nicht zutreffend ab, denn sie be-

fürchten, daß "Flexibilität und Berufsadäquanz" durch den Einfluß "betriebsferne[r] 

Entscheidungsfaktoren" beeinträchtigt werden könnten (Gottsleben 1991, S. 249). Im 

Gegensatz hierzu erwarten die Gewerkschaftsexperten, daß Mitwirkungs- und Mitbe-

stimmungsmöglichkeiten im Hinblick auf die betriebliche Weiterbildung nicht nur den 

Kammerverbänden, sondern auch den Gewerkschaften und dem Staat gewährt werden 

müßten. Man gestehe zwar den Unternehmen ein "existentielles Interesse" an einer 

"bedarfsgerechten" Weiterbildung und deren Qualitätssicherung sowie "effiziente[n] 

Ressourcenverwendung" zu, müsse aber auch das Interesse des Arbeitnehmers beach-

ten (Gottsleben 1991, S. 249). 

2.3.19. Das duale System der Berufsausbildung im Wettbewerb der europäi-

schen Bildungssysteme 

Hinsichtlich der Probleme für das deutsche duale System im Rahmen des Konkurrenz-

verhältnisses zu den vollzeitschulischen Berufsbildungssystemen in der EU zeigen 

sich in den Einschätzungen beider Befragtengruppen einige Meinungsunterschiede. So 

ergibt sich bei den Gewerkschaftsexperten eine volle bzw. teilweise Zustimmung von 

jeweils 29% bezüglich der Schwierigkeiten durch die Dreigliedrigkeit des deutschen 

Sekundarschulwesens (Item 1) und eine Wertung von 15% trifft voll zu und 57% trifft 

teilweise zu bezüglich einer zu geringen Vermittlung allgemeinbildender Inhalte 

(Item 2). Beide Items werden von den Befragten der Arbeitgeberverbände mehrheit-

lich als kaum bzw. überhaupt nicht zutreffend beurteilt (Item 1: 13% und 50%; Item 2: 

25% und 37%). So darf nach Auffassung der Experten der Arbeitgeberverbände diese 

Dreigliedrigkeit nicht beeinträchtigt oder gar beseitigt werden. Entsprechend der Fra-

gebogenauswertung sehen sie auch für das duale System keinen Widerspruch zur voll-

zeitschulischen Berufsausbildung in anderen EU-Ländern und somit auch weniger 

Schwierigkeiten für das deutsche System. Da jedoch in Europa unterschiedliche 

Schulsysteme immer noch zu "Eingliederungs- und Anerkennungsproblemen" führen, 

entspricht die "vorherrschende Dreigliedrigkeit" des dualen Bildungssystems keines-
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wegs bis zu einem "mittleren Niveau" den Schulsystemen anderer Nachbarländer 

(Baur/Wolff/Wordelmann 1991, S. 149). Von Gewerkschaftsseite werden nun deutli-

che Schwierigkeiten für das duale System wegen der Dreigliedrigkeit und der Tren-

nung zwischen allgemeinbildendem Schulwesen und beruflicher Erstausbildung er-

kannt. Unter europäischem Aspekt und im Hinblick auf die Probleme des Hauptschul-

sektors könnte in Deutschland in der Sekundarstufe I ein "zweigliedriges Schulsystem" 

in der Form einer "gemeinsamen Haupt- und Realschule parallel zum gymnasialen 

Bildungsgang" geschaffen werden (Bojanowski 1996, S. 550). Um auch die Krisensi-

tuation des dualen Systems zu bewältigen und dessen Attraktivität zu erhöhen, muß 

der "duale Bildungsgang doppeltqualifizierend" gestaltet werden. Mit der erreichten 

Doppelqualifikation Kaufmannsgehilfenbrief/Facharbeiterbrief und Fachhochschulrei-

fe hätten die Jugendlichen die Chance, "neue Lernverzweigungen" (Bojanowski 1996, 

S. 550) nach der Ausbildungszeit zu nutzen. Nach Meinung einiger Interviewexperten 

beider Seiten werde jedoch in der nationalen und internationalen Diskussion, insbe-

sondere wegen der strukturellen Veränderungen in Wirtschaft und Gesellschaft, eine 

verstärkte Einbeziehung der Allgemeinbildung in die Berufsausbildung gefordert.  

Außerdem halten die Gewerkschaftsexperten eine Annäherung der unterschiedlichen 

Berufsbildungssysteme im EU-Raum für möglich und auch nötig, denn für die voll-

zeitschulischen Systeme sei eine weitere Berufsausbildung nur mit stärkerem Praxis-

bezug durchzuführen. Andererseits müßte die duale Berufsausbildung über die Berufs-

schule mehr Allgemeinbildung vermitteln, wofür wiederum die Unterrichtszeit zu er-

weitern sei. Dies wollen jedoch die meisten Arbeitgeberverbände und Unternehmer 

durch ihre Ablehnung des zweiten Berufsschultages verhindern. 

"Bilaterale Austauschmöglichkeiten für kaufmännische Auszubildende" sind nach An-

sicht der Gewerkschaftsseite schwer zu realisieren (Item 3: 15% trifft voll zu und 57% 

trifft teilweise zu), während die Experten der Arbeitgeberverbände hierzu geteilter 

Meinung sind (13% trifft voll zu und 25% trifft teilweise zu). Hoch ist deren Anteil mit 

25% bei weder/noch und 25% bei trifft überhaupt nicht zu. Bereits bei der Verwirkli-

chung des Lingua-Programms entstanden bei der "Aufteilung von Austauschmaßnah-

men für Jugendliche in der beruflichen Bildung" schon bedeutende Probleme hinsicht-

lich der "Modalitäten und Verfahren" und der "Zuständigkeiten und Mittel für be-

stimmte Adressatengruppen bzw. Träger von Maßnahmen" (Kehm/Teichler 1994, 

S. 144). Um nun zukünftige Führungs- und Fachkräfte auf internationale Anforderun-

gen einzustellen, werden Fremdsprachenkenntnisse und Auslandsaufenthalte in der 

Berufsbildung immer mehr Bedeutung erlangen (vgl. KWB 1999, S. 20). Deshalb soll-

ten verstärkt "Austauschprogramme" in die Bereiche der Aus- und Weiterbildung ein-
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bezogen werden, wodurch zweifellos "duale Ausbildungselemente" in anderen EU-

Ländern gefördert würden (DGB 1996c, S. 9). Die bisherigen Bemühungen mit Hilfe 

des PETRA-Netzes für Ausbildungspartnerschaften werden im Rahmen des LEO-

NARDO-Programms auch weiterhin gefördert, um "gemeinsam Ausbildungseinheiten 

durch die Zusammenlegung bestmöglicher Praktiken der Mitgliedstaaten" (Samland 

1993, S. 55) durchzuführen. 

Eine "bevorzugte Förderung beruflicher Vollzeitschulen in anderen EU-Ländern 

(Item 4)" bewerten die meisten Befragten der Gewerkschaften (21% trifft voll zu und 

36% trifft teilweise zu) als Schwierigkeit für das duale System, während nur wenige 

Zielpersonen der Arbeitgeberverbände (13% trifft voll zu und 25% trifft teilweise zu) 

diesem Argument zustimmen. Im Interviewgespräch sehen allerdings die Experten der 

Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften das duale System in der europäischen Situa-

tion keineswegs durch die vollzeitschulischen Bildungsgänge gefährdet. Sicherlich 

sprechen hierfür auch die geringe Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland und gewisse 

Nachteile einer rein vollzeitschulischen Berufsausbildung. Ebenso habe die duale Be-

rufsausbildung einen wichtigen Konkurrenzvorteil gegenüber den vollzeitschulischen 

Bildungsgängen, da sich eine praxisbezogene und betriebsrelevante, auf den Arbeits-

platz abgestimmte Qualifikation ergäbe. Allerdings müßten entscheidende Reformen 

mithelfen, die jetzigen Strukturen der dualen Berufsausbildung zu verbessern und zu 

modernisieren. Auch sollten alle Bestrebungen darauf gerichtet sein, die enge Verbin-

dung von Bildungs- und Beschäftigungssystem wiederherzustellen. Zudem wären vie-

le EU-Länder froh, wenn sie eine duale Berufsausbildung anstelle der Vollzeitausbil-

dung hätten. Deutschland und Österreich sollten zusammen sehr selbstbewußt am dua-

len System festhalten (G). Auf keinen Fall, so argumentiert eine Expertin der Arbeit-

geberverbände, dürfe eine europäische Vereinheitlichung angestrebt werden. Außer-

dem ergäben sich Schwierigkeiten, im Ausland so ohne weiteres das duale System 

etablieren zu wollen. Sie zieht Parallelen zu der Ingenieurausbildung in England, 

Frankreich und Deutschland und betont im Verlaufe des Interviewgespräches, daß 

auch hier aufgrund der völligen Verschiedenheit in Form "komplizierter Diagramme" 

eine Vereinheitlichung unmöglich sei. Ihr weiterer Kommentar lautet: "Warum sollen 

wir unser gutes, bewährtes duales System aufgeben und uns ein schlechteres schuli-

sches System einhandeln, nur um eine Standardisierung auf europäischer Ebene zu 

erreichen? Die Deutschen sollen selbständig handeln und Selbstbewußtsein zeigen. 

Zudem enthalten die Paragraphen 126 und 127 des Maastrichter Vertrages keine For-

derung, daß etwas aufgegeben werden müßte." Somit müsse Deutschland verstärkt für 

das duale System gegenüber dem Ausland eintreten, da eine rein vollzeitschulische 
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Ausbildung die Schüler total überfordere und sie in keiner Hinsicht befähige, das theo-

retisch Gelernte umzusetzen. "Die Folgen sind Verwirrung, Unfähigkeit und Unsi-

cherheit, sich in einem Betrieb überhaupt zurechtzufinden. Der Betrieb muß später von 

neuem beginnen", argumentiert der Interviewpartner der Wirtschaftsvereinigung Bau-

industrie e.V. NRW. Es ließen sich wohl betriebliche Ausbildungsgänge in den Part-

nerländern nach dem dualen Prinzip aufbauen und über ein europäisches Berufsbil-

dungsgesetz eine Gleichstellung der dualen Ausbildung zu den anderen Berufsbil-

dungssystemen erreichen. Damit hätte man dann auch eine gute Basis für zukünftige 

europäische Berufsbilder wie auch für gemeinsame Richtlinien und Verordnungen. 

Sollte man in anderen EU-Ländern das duale System auf Dauer nicht übernehmen, so 

ein Gewerkschaftsexperte, sei die Finanzierung nicht allein das entscheidende Kriteri-

um. Es würden dann sicherlich kulturpolitische und ideologische Gründe für die 

Nichtaufnahme maßgebend sein. Zu beachten ist auch, daß wegen der Bewahrung des 

freien Wettbewerbs der Bildungssysteme in Europa die unterschiedlichen Berufsbil-

dungssysteme in den EU-Mitgliedsstaaten nicht zwangsweise harmonisiert werden 

dürfen, da die Europäische Gemeinschaft kein "originäres Bildungsrecht" (Eckgold/ 

Kümmerlein/Lewis 1992, S. 38) beanspruchen kann. Nach Meinung einer Interview-

expertin der Arbeitgeberverbände seien hinsichtlich des Problems der Harmonisierung 

allerdings bestimmte Bedingungen zu beachten, wie z.B. die historische und traditio-

nelle Verankerung des Bildungssystems eines jeden Landes, seine Akzeptanz in der 

Gesellschaft, bei den Unternehmen und bei den Auszubildenden selbst. Schließlich 

fehlt aber auch in anderen Ländern die traditionelle Verantwortung der Wirtschaft für 

die Berufsausbildung wie in Deutschland. 

Beide Befragtengruppen deuten jeweils die "Beschreibung der beruflichen Ausbil-

dungsanforderungen (Entsprechungsregelungen) mit Anerkennung der Ausbildungs-

abschlüsse" (Item 5) als Schwierigkeiten für das duale System (AGV: 13% trifft voll 

zu und 37% trifft teilweise zu / G: 36% trifft voll zu und 22% trifft teilweise zu). Auf 

die Frage (Fragebogen) wie man auf europäischer Ebene eine qualifizierte kaufmänni-

sche Berufsausbildung schaffen könnte, sehen zwei Experten der Arbeitgeberverbände 

gegenwärtig nur "geringe Chancen", da die "Voraussetzungen hierfür noch zu unter-

schiedlich" seien. Ein Gewerkschaftsexperte (Interview) sieht in diesem Zusammen-

hang die Zukunft der dualen Berufsausbildung besonders negativ beeinflußt, wenn 

Kritiker in Deutschland das duale System der Berufsausbildung immer wieder in Frage 

stellen. Er argumentiert: "Wie wollen wir dann andere davon überzeugen, daß das dua-

le System das erfolgreichste System ist?" Im Vergleich zum Vermerk eines Experten 

(AGV) im Fragebogen "eine einheitliche Ausbildung ist vorerst gar nicht erforder-



 227 

lich", fordern alle anderen Experten der beiden Sozialpartner, daß auf lange Sicht die 

EU-Länder die duale Berufsausbildung verstärkt übernehmen sollten. So verdeutlicht 

ein Gewerkschaftsexperte: "Sollen die anderen Länder uns doch nacheifern und das 

duale System bei sich ebenfalls installieren. Dies ergibt für das deutsche duale System 

und die deutsche Wirtschaft zwar mehr Konkurrenz, dies muß uns dann aber um so 

mehr anstrengen und anspornen." Ähnlich fragt eine Interviewpartnerin eines Arbeit-

geberverbandes: "Weshalb sollten wir eigentlich unser duales System ändern? Wir 

haben doch wahrlich andere Probleme zu bewältigen, damit die betrieblichen Ausbil-

dungsmöglichkeiten weiterhin praxisbezogen genutzt werden können." Ein Gewerk-

schaftsexperte führt dann weiterhin aus: "Keinesfalls dürfen die Ausbildungszeiten ge-

kürzt und das Niveau des dualen Systems qualitativ abgesenkt werden. Das duale Sy-

stem darf sich nicht auf einen minderqualifizierenden Standard hinabbegeben. Nur mit 

einem Mindeststandard werden wir unsere Konkurrenzfähigkeit verlieren." Dabei gilt 

als wesentlich, daß das bisherige Entsprechungsverfahren "keine große Resonanz" 

(Kümmerlein 1992, S. 8) bei den Arbeitgebern und Arbeitnehmern gefunden hat. Man 

lehnte sich bei den bisherigen Entsprechungsverfahren zu streng an das "französische 

Stufenmodell" an, wodurch die "breite Ausbildung nach dem dualen System" nicht den 

ihr zustehenden "Stellenwert" erhielt (Kümmerlein 1992, S. 8). Ein Gewerkschaftsex-

perte ergänzt auch im Interviewgespräch, daß es schwierig sei, aufgrund der unglei-

chen Wirtschaftssysteme und der unterschiedlichen Bildungssysteme in den europäi-

schen Ländern eine Angleichung der Gleichwertigkeit der Berufsausbildung und der 

Berufsabschlüsse herbeizuführen. Auch seien Breite und Tiefe der Ausbildung im Ver-

gleich noch nicht zufriedenstellend gelöst, da die Qualität der Ausbildung sich nicht 

leicht erfassen ließe. Heutige Abkommen legten wohl eine gegenseitige Anerkennung 

der Abschlüsse in Deutschland und z.B. in Frankreich fest, nach den Vorstellungen der 

Gewerkschaften sollten jedoch auch der Bund, die Länder und die Sozialpartner 

gleiche Regelungen finden. Für eine Reform und Weiterentwicklung des dualen 

Systems wird schließlich entscheidend sein, ob eine gewisse "Transparenz beruflicher 

Qualifikationen" die "Freizügigkeit" in den EU-Staaten und "Mobilität" auf dem euro-

päischen Arbeitsmarkt begünstigt (KWB 1999, S. 20). So versuchen auch die EU-Mit-

gliedstaaten mit dem Europaß deutlich zu machen, daß mit einer alternierend "ar-

beitsbegleitenden" Berufsbildung den Jugendlichen am besten "arbeitsmarktnahe Qua-

lifikationen" vermittelt werden können. Die Wirtschaft erwartet von der Einführung 

des Europasses, einer Bescheinigung für auf "freiwilliger Basis" (KWB 1999, S. 20) 

im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen, wertvolle Impulse. Auch könnten in 

einem europäischen Berufsbildungspaß Prüfungszeugnisse und Betriebszeugnisse 
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"dokumentiert" (KWB 1999, S. 20) werden. Die nationalen Berufsbildungssysteme in 

Europa werden trotz des "Wettbewerbs um die besten Problemlösungen" (Hans-

Böckler-Stiftung 1991a, S. 4) Gemeinsamkeiten zur Bewältigung des Strukturwandels 

entwickeln müssen, die allerdings der Unterstützung durch die "europäische Politik-

ebene" (Hans-Böckler-Stiftung 1991a, S. 28) bedürfen. 

3. Zusammenfassung 

Als wesentlich kann festgestellt werden, daß insgesamt die vom Verfasser ermittelten 

Befragungsergebnisse sich mit den von den Experten beider Sozialpartner dargelegten 

Perspektiven decken. In der folgenden Zusammenfassung beabsichtigt der Verfasser, 

die Auswertungsergebnisse des Fragebogens und der Interviews im Vergleich der So-

zialpartner gegenüberzustellen. Dabei sollen die Positionen der Arbeitgeberverbände 

und der Gewerkschaften deutlich machen, wo Konsens besteht und wo keine Überein-

stimmung vorliegt. 

Das duale System entspricht nach Ansicht beider Befragtengruppen den Zukunftser-

wartungen im Sinne einer entsprechenden Qualifikationsvermittlung, bedarf jedoch 

ihrer Meinung nach einer dringenden Reform, damit die Strukturen des Systems sich 

flexibler erweisen (Frage 1). Eine solche Reform muß in Verbindung mit einer Reform 

des gesamten deutschen Bildungssystems erfolgen. Als wesentliche Gründe für eine 

Reform bzw. Weiterentwicklung des dualen Systems erkennen sie gemeinsam die 

mangelhafte Abstimmung zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem sowie das 

geänderte Bildungsverhalten der Jugendlichen. Das Bildungssystem sollte sich mehr 

den Anforderungen des Beschäftigungssystems gegenüber öffnen. Beide Experten-

gruppen halten die Bildungswege im deutschen Schulsystem für genügend differen-

ziert, so daß eine Reform des dualen Systems diesbezüglich weniger notwendig er-

scheint. Für die Gewerkschaftsexperten erfordert insbesondere die Krisensituation des 

deutschen Schulsystems eine Reform der dualen Berufsausbildung, während die Ver-

treter der Arbeitgeberverbände nur teilweise hierin einen Grund sehen. Die Ursache 

für diese unterschiedliche Position ist sicherlich in der gegenteiligen Auffassung zur 

Dreigliedrigkeit des deutschen Schulsystems begründet. Nach Meinung der Arbeitge-

berverbände soll die Dreigliedrigkeit erhalten bleiben, während die Gewerkschaftsex-

perten anstelle des dreigliedrigen Schulsystems die verstärkte Einführung der inte-

grierten Gesamtschule fordern. Beide Befragtengruppen erwarten erhöhte Anstrengun-

gen, um eine verbesserte Ausbildungsreife der Schüler zu erreichen. 
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Die Experten beider Sozialpartner halten eine attraktivere Gestaltung der dualen Be-

rufsausbildung für notwendig (Frage 2). Dies sollte realisiert werden durch eine echte 

Gleichwertigkeit von Berufsbildung und Allgemeinbildung, durch verläßliche berufli-

che Karriereperspektiven für Ausbildungsinteressenten sowie durch eine stärkere bil-

dungspolitische Berücksichtigung der Erfordernisse der wirtschaftlichen Entwicklung. 

Die Gewerkschaftsvertreter fordern mehrheitlich eine Milderung der Konjunkturab-

hängigkeit der dualen Berufsausbildung durch steuernde und regelnde Eingriffe. Da-

gegen sehen die Experten der Arbeitgeberverbände hierzu keinen Anlaß, da ihrer Mei-

nung nach konjunkturelle Schwankungen grundsätzlich auch den Ausbildungsbereich 

beeinflussen würden und schließlich nicht verhindert werden könnten. Nach gewerk-

schaftlicher Auffassung sollte die Berufsausbildung betriebs- und branchenunabhängig 

sein und nicht zu stark an die Wirtschaftskraft von Betrieben oder Branchen angekop-

pelt werden. Demgegenüber erwarten die Experten der Arbeitgeberverbände eine ver-

stärkte Unternehmensidentifikation bereits in der Berufsausbildung. Wenn auch beide 

Expertengruppen die Zulassung von Berufspraktikern ohne Abitur zur Hochschule 

befürworten, vertreten sie jedoch verschiedene Meinungen hinsichtlich der Zulas-

sungsbedingungen. Die Vertreter der Arbeitgeberverbände sprechen sich nur für eine 

geringe Erweiterung des Bewerberpotentials für die duale Berufsausbildung aus, wäh-

rend die Gewerkschaftsexperten hierfür stärker eintreten.  

Für beide Expertengruppen ergibt sich hinsichtlich des Problems Ungleichheit der Bil-

dungschancen (Frage 3) eine leicht übereinstimmende Beurteilung bezüglich einer ge-

sellschaftlich ungleichen Bewertung des dualen Ausbildungsabschlusses im Vergleich 

zum Fachhochschul- und Hochschulabschluß. Dabei werten die Gewerkschaftsexper-

ten eine solche ungleiche Bewertung für wesentlich stärker zutreffend. Im Gegensatz 

zu den Experten der Arbeitgeberverbände sehen die Gewerkschaftsvertreter wesentlich 

ungleiche Bildungschancen in Zusammenhang mit Problemen der Bestenauslese von 

Bewerbern. Die Gewerkschaften fordern anstelle der betrieblichen Bestenauslese bei 

Ausbildungsbewerbern, daß die Betriebe differenzierte Lernvoraussetzungen berück-

sichtigen sollten. Ungleiche Bildungschancen zeigen sich nach Auffassung der Ge-

werkschaftsexperten auch hinsichtlich einer ungleichen Behandlung männlicher und 

weiblicher Auszubildender, nicht empfehlenswerter Ausbildungsangebote, mangelhaf-

ter Beschäftigungs- und Aufstiegschancen für Ausgebildete sowie bezüglich gewisser 

Einkommensdifferenzen unterschiedlicher Qualifikationsebenen. Für die Mehrheit der 

Vertreter der Arbeitgeberverbände besteht diesbezüglich keine Ungleichheit der Bil-

dungschancen in der dualen Berufsausbildung. 
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Beide Expertengruppen bezeichnen die heutigen Jugendlichen als sehr selbstbewußt 

und an Beruf und Arbeit interessiert, so daß deren Wertorientierung in Betrieb und 

Schule besser entsprochen werden müßte (Frage 4). Für die Vertreter der Arbeitgeber-

verbände ist eine starke Ablehnung fremdbestimmter Arbeit durch die Jugendlichen 

weniger zutreffend, während die Gewerkschaftsexperten dies besonders als wesentli-

ches Merkmal betonen. Übereinstimmend erkennen die Befragten bei den heutigen 

Auszubildenden oft egoistische Verhaltensweisen und ein kritisches Verhalten gegen-

über Forderungen und Erwartungen, die an sie gestellt werden. Sie bestätigen auch den 

Wunsch der meisten Auszubildenden nach neuen Formen des Arbeitslebens und nach 

einer interessanten Berufsarbeit, die ihren Selbstentfaltungswünschen entsprechen soll-

te. Andererseits seien von den Jugendlichen aber auch betriebnotwendige Aspekte zu 

berücksichtigen. Beide Sozialpartner erwarten weiterhin eine stärkere Förderung der 

Schlüsselqualifikationen sowie eine stärkere Unterstützung der Jugendlichen hinsicht-

lich ihrer Eigeninitiative, um sie besser zu befähigen, eigenständig Verantwortung 

übernehmen zu können. 

Strukturveränderungen der heutigen Wirtschaft (Frage 5) müssen nach Meinung beider 

Sozialpartner in der dualen Berufsausbildung berücksichtigt werden, wie z.B. büro-

technische Veränderungen durch PC-Tätigkeit und computerisierte Textverarbeitung, 

Vernetzungsformen der verschiedenen Produktions- und Verwaltungsbereiche zu 

Großsystemen sowie entsprechende Rationalisierungserfordernisse in Büro und Ver-

waltung. Durch arbeitsplatzbezogenes Lernen soll nach Auffassung beider Experten-

gruppen eine Verzahnung von Theorie und Praxis erreicht werden, wozu im Sinne  

einer ganzheitlichen, handlungsorientierten Berufsausbildung eine gleichgewichtige 

Vermittlung von Fach-, Methoden- und Sozialkompetenz notwendig wird. Die Inter-

viewexperten beider Gruppen bestätigen auch gute Zugangschancen für dual kauf-

männisch Ausgebildete zu Arbeitsplätzen mit hochqualifizierten Aufgabenfeldern. Sie 

fordern neben aktuellen Berufsbildern eine stärkere Flexibilität in der Gestaltung der 

Ausbildungsordnungen und Ausbildungspläne. Auch die Qualifizierung des Ausbil-

dungspersonals sollte den aktuellen Strukturveränderungen der Wirtschaft entspre-

chen. Eine leicht differierende Wertung ergibt sich hinsichtlich des Kriteriums einer 

intensiven Nutzung und Kontrollierbarkeit des qualifizierten Personals, was von Ge-

werkschaftsseite etwas stärker gewichtet wird. 

Als ursächlich für die derzeitige Situation auf dem kaufmännischen Ausbildungsstel-

lenmarkt (Frage 6) sehen beide Expertengruppen eine mangelnde Anpassung der staat-

lichen schulischen Bildung an den Bedarf der Wirtschaft sowie berufliche und regio-
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nale Ungleichgewichte auf dem Ausbildungsmarkt. Beide Sozialpartner halten ferner 

einen zügigeren Aufbau der betrieblichen Ausbildung in den neuen Bundesländern im 

Rahmen des dualen Systems für äußerst dringlich. Das Ausbildungsplatzangebot der 

Wirtschaft im Büro- und Dienstleistungsbereich wird von den Vertretern der Arbeitge-

berverbände im Gegensatz zu den Gewerkschaftsexperten für ausreichend einge-

schätzt. Demgegenüber sehen die Gewerkschaftsexperten ein kurzfristiges Bedarfs- 

und Ertragsdenken der Unternehmen eher als Ursache für die jetzige Ausbildungsstel-

lensituation im Vergleich zu der anderen Befragtengruppe. Sicherlich sind hier unter-

nehmensstrategische Bedarfskriterien für Ausbildungsplatzentscheidungen maßge-

bend, die auch durch die wirtschaftliche Unternehmenssituation beeinflußt werden. 

Chancen einer dualen kaufmännischen Berufsausbildung für benachteiligte Jugendli-

che (Frage 7) erwarten beide Sozialpartner nur für Studienabbrecher und begabte aus-

ländische Jugendliche. Etwas geringere Chancen einer weiteren kaufmännischen Aus-

bildung sehen sie noch für Ausbildungsabbrecher. Sonstige benachteiligte Jugendliche 

ohne Hauptschulabschluß, Sonderschüler und solche mit deutlichen Kenntnisdefiziten, 

Ungelernte, Aussiedler mit Sprachschwierigkeiten, straffällig gewordene und ehemals 

drogenabhängige Jugendliche seien im kaufmännischen Bereich nahezu chancenlos. 

Der Grund sind sicherlich eingeschränkte Eignungskriterien dieser Bewerber für kauf-

männische Berufe. Beide Expertengruppen befürworten jedoch, solchen Interessenten 

Ausbildungschancen für andere Berufe zu gewähren. Eine stark gegensätzliche Auf-

fassung zeigt sich im Interviewgespräch mit beiden Expertengruppen. Während die 

Vertreter der Arbeitgeberverbände die Wiedereinführung zweijähriger Ausbildungs-

gänge als Stufenausbildung mit geringeren theoretischen Anforderungen für benachtei-

ligte Jugendliche fordern, lehnen die Gewerkschaftsexperten dies ab, da solche Aus-

bildungsgänge mit minderem Berufsbildungsabschluß deren Absolventen auf dem 

weiteren Berufsweg benachteiligen würden. 

Die Vertreter der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften sehen gemeinsam eine 

kontinuierliche Nachwuchssicherung (Frage 8) in den Unternehmen eher gewährleistet 

durch eine bedarfsorientierte Planung der Berufsausbildung sowie durch eine enge 

Abstimmung von Ausbildung und Beschäftigung. Nahezu übereinstimmend halten 

beide Expertengruppen auch eine Überbedarfsausbildung durch die Unternehmen für 

notwendig. Insbesondere sei dies nach Meinung der Interviewexperten der Gewerk-

schaften bei hohen Schulentlaßzahlen und steigender Jugendarbeitslosigkeit erforder-

lich. Einschränkend geben hierzu die Interviewexperten der Arbeitgeberexperten zu 

bedenken, daß dies von der Kapazität des Unternehmens abhängig gemacht werden 
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müßte. Im Gegensatz zu einem geringeren Prozentsatz der Experten der Arbeitgeber-

verbände erwarten die Gewerkschaftsexperten die Übernahme aller ausgebildeten 

Fachkräfte im erlernten Beruf, wohingegen von Arbeitgeberseite im Bedarfsfall eher 

Einstiegstarife für neu eingestellte Ausgebildete sowie Teilzeitarbeit als Überbrük-

kungsmöglichkeiten befürwortet werden. 

Nahezu übereinstimmend betrachten beide Sozialpartnerexperten die Ausbildungssi-

tuation der Berufsschule (Frage 9) hinsichtlich personeller Versorgung sowie sachli-

cher und räumlicher Ausstattung für verbesserungsnotwendig. Insbesondere betonen 

sie im Interviewgespräch die Behebung des Lehrermangels und die Sicherung des 

Lehrernachwuchses. Einig sind sie sich auch bezüglich des Einsatzes innovativer und 

handlungsorientierter Ausbildungs- und Unterrichtsmethoden sowie einer Differenzie-

rung des Berufsschulunterrichts nach Vorbildungskriterien. Ebenso fordern die Inter-

viewexperten von einem Berufsschullehrer des kaufmännischen Bereiches neben der 

fachlichen Qualifikation berufspraktische Kenntnisse, die durch betriebsorientierte 

Weiterbildung vertieft werden müßten. Beide Expertengruppen sehen die Berufsschule 

auch als gleichwertigen Lernort zum Betrieb. Demgegenüber wird jedoch die Position 

der Berufsschule als dualer Partner gegenüber dem Betrieb von den Gewerkschaftsver-

tretern im Vergleich zu den Experten der Arbeitgeberverbände als zu schwach be-

zeichnet. Letztere halten auch die Vermittlung allgemeinbildender Kenntnisse für aus-

reichend, da sie sonst eine Ausweitung der Unterrichtsstundenzahl befürchten. Im Ge-

gensatz zu den Gewerkschaftsexperten ist für sie mehrheitlich die Einführung des 

zweiten Berufsschultages nicht erforderlich, da sie dadurch eine Erhöhung des betrieb-

lichen Ausbildungsanteils erhoffen. Dies sei jedoch nach gewerkschaftlicher Auffas-

sung für die duale Berufsausbildung sehr nachteilig. 

Vertreter der Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften halten gemeinsam eine Ver-

besserung der betrieblichen Erstausbildung für erforderlich (Frage 10). Hierbei betrifft 

eine notwendige Verbesserung der Qualitätsbedingungen eine entsprechende Vermitt-

lung betrieblicher Gesamtzusammenhänge wie auch eine stärkere Ausnutzung der Re-

gelausbildungsdauer, um den Bedingungen des Berufsbildes besser zu entsprechen. 

Der Zusammenhang zwischen beruflicher Erstausbildung und Weiterbildungsinteres-

sen der Auszubildenden sollte ebenfalls nach Meinung beider Sozialpartner stärker 

beachtet werden. Eine grundsätzlich zustimmende Wertung beider Expertengruppen 

ergibt sich auch hinsichtlich der Beseitigung einer zwischen den Betrieben oft beste-

henden unterschiedlichen Ausbildungsqualität und des Einsatzes moderner betriebli-

cher Lehr- und Lernmethoden. Hierbei ist allerdings die zustimmende Wertung dieser 
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Items durch die Gewerkschaftsexperten wesentlich stärker gewichtet als von seiten der 

Arbeitgeberverbände. Bezüglich objektiver Beurteilungskriterien lehnen die Gewerk-

schaftsexperten die von den Arbeitgebern bevorzugten Beurteilungssysteme ab und 

fordern anstelle des Beurteilungsbogens die Ausbildungsstandkontrolle mit geeigneten 

Vorschlägen zur Verbesserung von Ausbildungsdefiziten. 

Einheitlich vertreten beide Expertengruppen der Sozialpartner die Meinung, daß die 

Ursache des mangelhaften Kooperationsverhältnisses zwischen Betrieb und Berufs-

schule (Frage 11) eine punktuelle und unsystematische Kooperationsweise sei, wobei 

aus Sicht der Arbeitgeberverbände eine Abstimmung zwischen Betrieb und Berufs-

schule insbesondere durch branchenbedingte Besonderheiten erschwert würde. Beide 

Expertengruppen kritisieren auch den zu geringen Einfluß des Betriebes auf die Unter-

richtsgestaltung, so daß eine entsprechende Abstimmung betrieblicher Ausbildungs-

pläne mit den Lehrplänen der Berufsschule sich als ungenügend erweise. Dies zeige 

sich auch in dem fehlenden Gleichlauf zwischen Betrieb und Berufsschule bei der 

Vermittlung kaufmännischer Ausbildungsinhalte. Eindeutig in der Wertung ist die Kri-

tik der Gewerkschaftsexperten bezüglich einer ungenügenden Anerkennung der Aus-

bildungstätigkeit von betrieblichen Ausbildern und Berufsschullehrern. Die Vertreter 

der Arbeitgeberverbände bemängeln dies nur geringfügig. Alle Interviewexperten for-

dern eine deutliche Verbesserung des Kooperationsverhältnisses auf regionaler Ebene 

und erwarten von Ausbildern und Berufsschullehrern erhöhte Anstrengungen, um das 

Ansehen der beiden Lernorte zu stärken und zu festigen. 

Für die Experten der Arbeitgeberverbände bedeutet die Ausbildung durch Sonderaus-

bildungsgänge der Wirtschaft eine sinnvolle Ergänzung der dualen Ausbildung aber 

keinen Ersatz (Frage 12). Obwohl die Abschlußqualifikationen der Sonderausbil-

dungsgänge ein formal höheres Niveau im Vergleich zu denen der dualen Erstausbil-

dung beinhalten, zeigen die Befragungsergebnisse beider Expertengruppen, daß die 

Existenz der einfachen dualen Berufsausbildung keineswegs gefährdet sei. Eine ver-

besserte duale Berufsausbildung könne auch weiterhin qualifizierte Fachkräfte bereit-

stellen, die sich allerdings durch Aufstiegsfortbildung weiterqualifizieren müßten. 

Beide Befragtengruppen vertreten auch gemeinsam die Auffassung, daß das duale Sy-

stem nicht nur in Großbetrieben ausreichend Theorie und Praxis vermitteln könne. 

Hierbei ist die Aussage der Vertreter der Arbeitgeberverbände etwas deutlicher als die 

Wertung der Gewerkschaftsexperten. Ebenso übereinstimmend urteilen beide Exper-

tengruppen, indem sie den Absolventen der Sonderausbildungsgänge eine wesentlich 

bessere Einsatzflexibilität als dualen Ausbildungsabsolventen zugestehen. Gegensätz-
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liche Auffassungen zwischen beiden Befragtengruppen ergeben sich im Interviewge-

spräch hinsichtlich der Zulassungsbedingungen (Abitur) zum Studium der Sonderaus-

bildungsgänge sowie hinsichtlich der verschiedenartigen Zertifizierung und dem Feh-

len einheitlicher Abschlüsse. 

Die Interviewexperten beider Befragtengruppen vertreten gemeinsam die Auffassung, 

daß die außerbetriebliche Ausbildung nur eine Notlösung darstelle, die überbetriebli-

che Ausbildung allerdings zur Unterstützung der Klein- und Mittelbetriebe und insbe-

sondere in den neuen Bundesländern vorläufig noch dringend notwendig sei (Fra-

ge 13). Die überbetriebliche Ausbildung sichere nach Meinung beider Expertengrup-

pen die Konstanz und Qualität in diesen Betrieben und helfe auch mit, die Probleme 

des dualen Systems zu lösen. Sie stelle somit keine Gefahr für das duale System dar. 

Eine außerbetriebliche Ausbildung sollte allerdings nur in Notfällen praktiziert und 

wegen des Charakters einer unechten Praxis aufgegeben werden. Bei den Auswer-

tungsergebnissen zu Frage 13 gibt es jedoch keine übereinstimmende Wertung der 

beiden Sozialpartner, da die Experten der Arbeitgeberverbände einer Veränderung der 

in den außer- und überbetrieblichen Ausbildungsstätten vorgegebenen Bedingungen 

nur geringfügig zustimmen. Demgegenüber befürworten die Gewerkschaftsexperten 

eindeutig eine solche Veränderung hinsichtlich tarifvertraglicher Regelungen für Aus-

zubildende und Ausbilder, Praxisbezug, Vertretung der Auszubildenden, öffentlicher 

Kontrolle, Mitbestimmung für Berufsschulen und Gewerkschaften und Vergabe der 

schulischen Ausbildung an Berufsschulen. 

Die Vertreter der beiden Expertengruppen fordern hinsichtlich der kaufmännischen 

Prüfungen (Frage 14), daß diese den veränderten Ausbildungs- und Qualifikationsan-

forderungen entsprechen müssen und sich stärker an der Feststellung übergreifender 

Qualifikationen orientieren sollen. Eine Anrechnung schulischer und betrieblicher 

Vorleistungen der Auszubildenden auf die Berufsabschlußprüfung wird ebenfalls von 

beiden Expertengruppen befürwortet, wobei die Zustimmung durch die Gewerk-

schaftsexperten etwas stärker erscheint. Beide Sozialpartner wären zudem mit einer 

gemeinsamen Dokumentation von Kammerzeugnis, Berufsschulzeugnis und betriebli-

chem Zeugnis einverstanden. Ferner könnten bundeseinheitliche und überregional er-

stellte programmierte Prüfungsaufgaben entsprechend der Wertung der beiden Exper-

tengruppen beibehalten werden. Hinsichtlich der Berücksichtigung persönlichkeitsbe-

zogener Ausbildungsaspekte bei den Prüfungen zeigt sich bei den Gewerkschaftsex-

perten eine stärker zustimmende Gewichtung. Bezüglich der Form der Abschlußprü-

fung befürworten die Arbeitgeberverbände weniger die von den Gewerkschaften ge-
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forderten Ausbildungsabschnittsprüfungen, da ihrer Meinung nach die praktizierte 

punktuelle Prüfung eher die Leistungsfähigkeit widerspiegele. Nach Ansicht der Ge-

werkschaften ergäben jedoch die an Ausbildungsabschnitten orientierten Prüfungen 

ein besseres Leistungsbild des Auszubildenden im Vergleich zum Verfahren an zwei 

Prüfungstagen. 

Die Experten beider Befragtengruppen befürworten mehrheitlich notwendige Neuord-

nungsverfahren der kaufmännischen Ausbildungsordnungen aufgrund neuerer Qualifi-

kationsanforderungen (Frage 15). Hierbei ist die Zustimmung der Vertreter der Ar-

beitgeberverbände etwas geringer, wofür die gegenwärtige Diskussion um die Neu-

ordnung des Berufsbildes Industriekaufmann maßgebend sein mag. Nahezu überein-

stimmend halten beide Expertengruppen kürzere Verfahrenswege bei der Neuordnung 

von Ausbildungsberufen wie auch die Eignung neuer Ausbildungsordnungen für 

Klein-, Mittel- und Großbetriebe für erforderlich. Einer bundesweiten Aktualisierung 

der Ordnungsmittel in bestimmten Zeitabständen stehen beide Befragtengruppen eben-

falls positiv gegenüber, wobei die Zustimmung der Gewerkschaftsexperten etwas deut-

licher ist. 

Gemeinsam vertreten alle Experten die Auffassung, daß eine Reduzierung der betrieb-

lichen Berufsausbildung nur kurzfristig Kosteneinsparungen, jedoch mittel- und lang-

fristig höhere Kosten verursachen würde (Frage 16). Sie treten auch für eine stärkere 

Berücksichtigung des durch die Arbeitsleistung des Auszubildenden erbrachten Nut-

zens bei den Kostenüberlegungen zur betrieblichen Berufsausbildung ein. Für sehr 

bedeutsam hält der Verfasser das Antwortverhalten aller Interviewexperten der beiden 

Sozialpartner, indem sie die Frage eindeutig verneinen, ob die betriebliche Berufsaus-

bildung zu teuer sei, so daß die Berufsausbildung aufgegeben werden müßte. Eine sehr 

gegensätzliche Position beider Expertengruppen zeigt sich jedoch hinsichtlich des Ab-

baus von Ausbildungskapazitäten infolge einer angeblich zu starken Kostenbelastung 

durch die betriebliche Berufsausbildung. Die Mehrheit der Experten der Arbeitgeber-

verbände sieht hierin eine wesentliche Ursache und sogar eine Existenzbedrohung. Die 

Gewerkschaftsvertreter verneinen demgegenüber mehrheitlich eine zu hohe Kostenbe-

lastung und betonen ihre Forderung, den Nutzen der Ausbildungsleistung transparenter 

zu gestalten und die Ausbildungskosten durch eine Finanzierungsumlage gerechter zu 

verteilen.  

Bezüglich der Finanzierung der dualen Berufsausbildung (Frage 17) ergeben sich sehr 

kontroverse Positionen. Die Arbeitgeberverbände beharren auch weiterhin auf der ein-

zelbetrieblichen Finanzierung der betrieblichen Berufsausbildung, um dadurch die 
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Handlungsfreiheit der Unternehmen und die private Verantwortung gewahrt zu wissen. 

Nach Meinung der Experten der Arbeitgeberverbände sollte die Finanzierung der be-

trieblichen Berufsausbildung keineswegs eine öffentliche Aufgabe sein, da dies eine 

starke Beeinträchtigung der unternehmerischen Planung und eine Verteuerung der 

Ausbildung durch neue Bürokratien bedeuten würde. Eine nach gewerkschaftlichen 

Vorstellungen zu zahlende Zwangsabgabe als überbetrieblicher Lastenausgleich durch 

nicht ausbildende Unternehmungen und Verwaltungen wäre zudem für den Wirt-

schaftsstandort Deutschland schädlich. Auch sehen sie keine Möglichkeit, daß die von 

den Gewerkschaften behauptete Konjunkturanfälligkeit der Ausbildungsplatzsituation 

über die Finanzierung der Berufsausbildung geändert werden könnte. In all diesen Kri-

terien sind die Gewerkschaftsexperten gegensätzlicher Auffassung, da sie für die Ju-

gendlichen durch eine Umlagefinanzierung ausreichende Ausbildungsangebote unab-

hängig von betriebsbedingten und betriebswirtschaftlichen Überlegungen sowie eine 

zukünftige Fachkräfteversorgung für die Wirtschaft gesichert wissen wollen. 

Die Interviewexperten beider Befragtengruppen erwarten zukünftig eine bessere Ab-

stimmung und Verzahnung der beruflichen Erstausbildung mit der beruflichen Weiter-

bildung (Frage 18), damit das duale System mehr Bedeutung erlange. Die Befragten-

experten fordern nahezu einheitlich den Aufbau einer systematischen beruflichen Wei-

terbildung und deren Unterstützung durch entsprechende schulische und betriebliche 

Rahmenbedingungen. Infolge steigender Qualifikationsanforderungen halten sie eine 

ständige berufliche Weiterbildung der Mitarbeiter für notwendig. Von beiden Exper-

tengruppen wird der Berufsschule bezüglich der Erstausbildung in Verbindung mit der 

beruflichen Weiterbildung zukünftig auch eine bedeutendere Funktion zugeordnet. Die 

Gewerkschaftsexperten werten dies allerdings etwas stärker. Divergierende Auffas-

sungen zwischen beiden Befragtengruppen ergeben sich bei der Frage einer bundes-

einheitlichen gesetzlichen Regelung der betrieblichen Weiterbildung. Die Gewerk-

schaftsvertreter halten dies im Gegensatz zu den Experten der Arbeitgeberverbände für 

unabdingbar. Demgegenüber treten die Arbeitgeberverbände stärker dafür ein, daß die 

Arbeitnehmer ihre Freizeit für berufliche Weiterbildungszwecke nutzen sollen. Sie 

sehen auch in der Bildungsurlaubsregelung eine zu hohe finanzielle Belastung für die 

Unternehmen. Dies sei jedoch nach Meinung der Gewerkschaftsexperten wegen der 

geringen Inanspruchnahme keineswegs zutreffend. Der für Gewerkschaften und Staat 

geforderten Mitbestimmung hinsichtlich einer betrieblichen Weiterbildungsregelung 

stehen die Arbeitgeberverbände ablehnend gegenüber. Sicherlich wollen die Arbeitge-

berverbände für die Bereiche Aus- und Weiterbildung die Eigenverantwortung gesi-

chert wissen. 
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Beide Expertengruppen geben dem deutschen dualen System der Berufsausbildung 

durchaus Chancen, in Konkurrenz mit den vollzeitschulischen Berufsbildungssyste-

men auf europäischer Ebene bestehen zu können (Frage 19). Trotz unterschiedlicher 

Voraussetzungen empfehlen sie eine Ausbreitung des dualen Prinzips der Berufsaus-

bildung in den EU-Mitgliedsländern, um dort zumindest eine alternierende Ausbildung 

mit verstärkt dualen Elementen aufzubauen bzw. zu erweitern. Einig sind sich beide 

Expertengruppen in der Beurteilung, daß für das duale System Schwierigkeiten beste-

hen hinsichtlich bilateraler Austauschmöglichkeiten für kaufmännische Auszubildende 

sowie hinsichtlich der bevorzugten Förderung beruflicher Vollzeitschulen in anderen 

EU-Ländern. Sie erkennen jedoch darin keine Gefahr für das duale System, im euro-

päischen Wettbewerb der Berufsbildungssysteme verdrängt zu werden. Nach ihrer 

Auffassung ergäben sich auch Schwierigkeiten für das duale System bezüglich der 

Entsprechungsregelungen mit der Anerkennung der Ausbildungsabschlüsse. Disso-

nanzen zeigen sich hinsichtlich der Dreigliedrigkeit des deutschen Sekundarschulwe-

sens im Vergleich zu den vollzeitschulischen Berufsbildungssystemen anderer EU-

Länder. Dies betrifft ebenso eine als ungenügend beurteilte Vermittlung allgemeinbil-

dender Inhalte durch das duale System. Von seiten der Experten der Arbeitgeberver-

bände werden diese Schwierigkeiten als weniger zutreffend gewertet im Vergleich zu 

den Gewerkschaftsexperten, da sie vermutlich eine Erhöhung des Stundenanteils für 

den Berufsschulunterricht befürchten. 

Diese zusammenfassende Erörterung hat gezeigt, daß sich bei differierenden Beurtei-

lungen von Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften doch eine weitgehende Über-

einstimmung in mehreren Teilaspekten ergibt. Beide Sozialpartner erkennen einen 

dringenden Reformbedarf für das duale System, so daß die Krise überwunden werden 

kann. Gemeinsame Positionen zeigen sich z.B. in der Beurteilung einer teilweisen Un-

attraktivität des dualen Systems, in einer stärkeren Berücksichtigung der Wertorientie-

rung der Jugendlichen und der Förderung benachteiligter Gruppen, in der Kritik einer 

mangelnden Anpassung der schulischen Bildung an den Bedarf der Wirtschaft, in der 

Beurteilung des Bildungsverhaltens der Jugendlichen und in der Forderung, die Nach-

wuchssicherung und die Leistungsfähigkeit der Berufsschule sowie das Prüfungssy-

stem wie auch das Kooperationsverhältnis zwischen beiden Lernorten zu verbessern. 

Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften halten gemeinsam eine attraktivere Gestal-

tung der dualen Berufsausbildung mit Verbesserung der Qualitätsbedingungen für 

dringend erforderlich. Ferner sollten Strukturveränderungen der Wirtschaft in der dua-

len Berufsausbildung berücksichtigt und Ausbildungsordnungen und Ausbildungsplä-

ne flexibler gestaltet werden. Schließlich erwarten beide Sozialpartner eine bessere 
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Verzahnung zwischen betrieblicher Erstausbildung und beruflicher Weiterbildung. 

Auch sollte ihrer Meinung nach der durch die Arbeitsleistung des Auszubildenden er-

brachte Nutzen stärker berücksichtigt und das duale Prinzip der Berufsausbildung auf 

europäischer Ebene intensiver empfohlen und gefördert werden. Somit kann der Ver-

fasser als wichtiges Ergebnis der Untersuchung feststellen, daß insgesamt gesehen 

zwischen den beiden Sozialpartnern mehr Konsens als Diskrepanz hinsichtlich der 

Beurteilung des dualen Systems und dessen perspektivischen Zukunftsmöglichkeiten 

besteht. 
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D. Ausblick in die Zukunft des dualen Systems der kaufmännischen 

Berufsausbildung 

Der Verfasser will nun versuchen, einen Ausblick in die Zukunft des dualen Systems 

der Berufsausbildung zu wagen. Dabei sollen zunächst in Abschnitt D.1 Möglichkeiten 

zur Überwindung der Krise des dualen Systems überprüft werden. In diesem Rahmen 

hält der Verfasser es für notwendig, mögliche Folgen einer eventuellen Unfähigkeit 

bzw. Nachlässigkeit gegenüber einer dringenden Lösung der Problemkrise des dualen 

Systems deutlich zu machen. Mit der Überprüfung der Hypothese ist die Problemfrage 

zu klären, ob die Krise des dualen Systems durch grundlegende Reformmaßnahmen 

überwunden werden kann. Unter Wahrung des Bezuges zu den bisher untersuchten 

Fragekomplexen und Perspektiven will der Verfasser schließlich mit Berücksichtigung 

der für den Themenbezug wichtigen Modernisierungsdiskussion einen reformperspek-

tivischen Zukunftsausblick für die duale Berufsausbildung vornehmen. Unter dem 

Aspekt des bewährten deutschen dualen Systems beabsichtigt dann der Verfasser, in 

Abschnitt D.2 ein Konzept als Vorschlag für eine zukünftige Berufsausbildung in Eu-

ropa zu entwickeln. Hierbei könnte das duale System die Basis für eine gesamteuro-

päische Berufsbildung darstellen. 

1. Zur Möglichkeit der Überwindung der Krise des dualen Systems 

Mögliche Folgen einer versäumten Problemlösung 

Aufgrund der in der Arbeit dargelegten Problem- und Krisensymptome des dualen Sy-

stems der Berufsausbildung bezweifeln manche Kritiker und auch Berufsbildungsex-

perten, daß das duale System überhaupt noch Zukunftsperspektiven hat. So wird auch 

unsere derzeitige "Ausbildungslandschaft" und deren Entwicklung in naher Zukunft 

geprägt werden durch die Auswirkungen der vergangenen "konjunkturellen Rezessi-

on" mit strukturellen wirtschaftlichen Folgeerscheinungen sowie durch das Problem 

einer chronischen Ausbildungsstellenunterversorgung wie auch durch die Schwierig-

keiten, ein "funktionsfähiges Berufsbildungssystem" in den neuen Bundesländern auf-

zubauen (Kath 1995, Vorwort Schmidt). Wenn es nicht gelingen sollte, die "Problem-

komplexe" auch nur annähernd zu lösen, droht sogar die Gefahr, daß insbesondere der 

Bestand des kaufmännischen Schulwesens wie auch die Funktionsfähigkeit der be-

trieblichen Ausbildung gefährdet sein werden (vgl. Achtenhagen 1991b, S. 195). Die 

Nachfrage zugunsten allgemeinbildender Bildungswege wird sich weiter verstärken, 

solange es in der beruflichen Bildung kein "zukunftsorientiertes und kontinuierliches 
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Angebot" (Kruse et al. 1996, S. 38) gibt und keine Gleichwertigkeit zwischen allge-

meiner und beruflicher Bildung hergestellt ist. Ebenso wird sich der derzeitige "At-

traktivitätsverlust" (Greinert 1997, S. 125) der dualen Berufsausbildung fortsetzen, 

wenn keine Verbesserung der Nachwuchssituation in der betrieblichen Berufsausbil-

dung verbunden mit aussichtsreichen Aufstiegsperspektiven erfolgt (vgl. Greinert 

1997, S. 125). Letztlich entscheidet größtenteils das Beschäftigungssystem und somit 

die Wirtschaft über die Bewährung und Zukunft des dualen Systems. Maßgebend ist 

nämlich die "Relevanz" der im "Beschäftigungssystem getroffenen Entscheidungen für 

das Bildungssystem" (Liesering/Schober/Tessaring 1994, S. 124). Das duale System 

wird auch dann in seiner "Substanz bedroht", wenn es weiterhin konjunkturabhängig 

bleibt und wenn die "Herausforderungen veränderter Technologie- und Wirtschaftsbe-

dingungen" (Görner 1995a, S. 30) nicht bewältigt sowie die Probleme der Ausbil-

dungsstellenversorgung, der Kosten und Finanzierung der betrieblichen Berufsausbil-

dung nicht annähernd gelöst werden können. Das duale System wird auch keine große 

Zukunft haben, wenn im beruflichen Weiterbildungsbereich nicht perspektivische 

Fortbildungsberufe den Bestand eines gut qualifizierten Fachkräftenachwuchses si-

chern (vgl. Pütz 1996a, S. 8). Sollte das duale System nicht in der Lage sein, durch 

"ständige Innovation den gesellschaftlichen Wandel" (Pütz 1996b, S. 295) mitzuvoll-

ziehen, dann wird es auch schwerlich die durch die internationale Konkurrenz in Eu-

ropa und am Weltmarkt sich ergebenden Herausforderungen bewältigen können. 

Für die Arbeitnehmerschaft würde ein Scheitern der dualen Berufsausbildung starke 

"Einbußen an Qualifikation" (Görner 1997, S. 3) und somit langfristig gesehen auch an 

Einkommen zur Folge haben. Auch der Staat könnte aufgrund der öffentlichen Finanz-

lage keineswegs alle von der Wirtschaft nicht mehr angebotenen Ausbildungsplätze 

finanzieren. Für Qualifikationssuchende ohne eigene finanzielle Mittel wäre es somit 

unmöglich, die "dringend benötigte Qualifikation" (Görner 1997, S. 3) zu erlangen.  

Überprüfung der Hypothese 

Als Ausgangshypothese stellt der Verfasser zu Beginn seiner Arbeit fest, daß die Krise 

durch eine grundlegende Reform des dualen Systems überwunden werden könnte. Die 

bisherigen Ergebnisse der Fragebogenuntersuchung und der Experteninterviews sowie 

Aspekte der allgemeinen Diskussion zeigen, daß Arbeitgeberverbände und Gewerk-

schaften einen dringenden Reformbedarf für das duale System der Berufsausbildung 

erkannt haben. Die von den Arbeitgeberverbänden und den Gewerkschaften dargeleg-

ten Perspektiven zeigen nun, daß aus Sicht der beiden Sozialpartner wohl einige Un-
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terschiede, aber größtenteils Übereinstimmungen in der Beurteilung der Reform des 

dualen Systems bestehen. Im Vergleich zu den im Abschnitt C.3 Zusammenfassung 

bereits dargelegten Dissonanzen hinsichtlich der Beurteilung einer solchen Reform 

kann der Verfasser feststellen, daß die Übereinstimmungen diesbezüglich bedeutend 

überwiegen, so daß die Krise des dualen Systems durch eine grundlegende Reform 

überwunden werden kann. Ohne konsequente Reformmaßnahmen kann auch die Zu-

kunft des dualen Systems langfristig nicht gesichert werden. Allerdings kann eine Re-

form des dualen Systems nur gelingen, wenn Arbeitgeberverbände und Gewerkschaf-

ten zusammen die Reformmaßnahmen befürworten und unterstützen. Das duale Aus-

bildungssystem kann sich somit nur dann weiterentwickeln, wenn Arbeitgeberverbän-

de und Gewerkschaften gemeinsam dafür sind. 

Zukunftsperspektiven des dualen Systems der Berufsausbildung 

Im Hinblick auf die dargelegten Auswertungsergebnisse der Expertenbefragung und 

der aus der allgemeinen Diskussion sich ergebenden Meinungen vieler Bildungsexper-

ten, Politiker und Teilnehmer am dualen System kann die Schlußfolgerung gezogen 

werden, daß es keine "Alternative" zu unserem dualen Ausbildungssystem gibt (vgl. 

Niephaus 1997b, S. 113). Ebenso bekräftigt Bundeskanzler Schröder in seiner Regie-

rungserklärung vom 10. November 1998, daß das deutsche duale System auch heute 

noch als "vorbildlich in Europa" anerkannt sei, andererseits aber die "schleichende 

Verstaatlichung der Ausbildung" gestoppt werden müsse (Bundesregierung 1998, 

S. 18). Die neue Bundesregierung will sich der Aufgabe einer "Bildungs- und Qualifi-

zierungsoffensive" (Bundesregierung 1998, S. 20) stellen. Im Rahmen der bisher be-

währten Zusammenarbeit zwischen dem Deutschen Bundestag und den Sozialpartnern 

und im Hinblick auf die veränderten Bedingungen in der Berufs- und Arbeitswelt soll 

das Ziel "bestmögliche[r] Bildung für alle", größerer "Chancengleichheit, [der] Förde-

rung unterschiedlicher Begabungen", stärkerer "Effizienz", aber auch stärkeren "Wett-

bewerb[s]" verfolgt werden (Bundesregierung 1998, S. 20). 

Hierzu beabsichtigt die neue Bundesregierung, mit ihrem "Sofortprogramm" zusam-

men mit Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften für 100.000 Jugendliche mög-

lichst zügig Ausbildungs- und Beschäftigungschancen anzubieten (vgl. Bundesregie-

rung 1998, S. 18). Junge Menschen müßten Perspektivmöglichkeiten für "Ausbildung 

und Arbeit" erhalten, damit deren Zukunftsaussichten auch in einem "Bündnis für Ar-

beit und Ausbildung" gesichert seien (Bundesregierung 1998, S. 18, 20 und S. 22). 

Hiermit sollen Wirtschaft und öffentliche Verwaltung aufgefordert werden, stärker als 
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bisher qualifizierte Ausbildungsplätze, insbesondere in den neuen Bundesländern, be-

reitzustellen, ohne daß der Staat gezwungen werde, "Zwangsmaßnahmen" einzusetzen 

(vgl. Bundesregierung 1998, S. 19). Andererseits sollten sich aber auch die Jugendli-

chen verpflichtet fühlen, im Sinne echter beruflicher Mobilität, "Angebote zur Be-

rufsausbildung" (Bundesregierung 1998, S. 19) anzunehmen und zu nutzen. 

Zur Verwirklichung des Prinzips lebensbegleitenden Lernens wird die neue Bundesre-

gierung bestrebt sein, Ausbildung besser auf die "Lebenszeit" zu verteilen. Dieses Ziel 

werde man nur durch eine flexiblere Gestaltung der Ausbildung insgesamt und beson-

ders in bezug auf die "Ausbildungsordnungen und Ausbildungsinhalte" (Bundesregie-

rung 1998, S. 19) erreichen. Bei der für die kommenden Jahre angestrebten "Reform 

der Ausbildungsförderung" will die neue Bundesregierung alle "ausbildungsbezogenen 

staatlichen Leistungen" zusammenfassen, um allen Jugendlichen gleiche Zugangs-

chancen zu den Bildungseinrichtungen zu gewährleisten (Bundesregierung 1998, 

S. 20). Außerdem beabsichtigt die neue Bundesregierung, im Rahmen einer "Struktur-

reform des Steuerrechts" auch die Besteuerung der Unternehmen "grundlegend [zu] 

reformieren", um durch ein gerechteres Steuer- und Abgabensystem die "Kosten der 

Arbeit" zu entlasten (Bundesregierung 1998, S. 5 f. und S. 10 f.). Dadurch sollen die 

Unternehmen und zwar insbesondere die mittelständischen Unternehmen besser in die 

Lage versetzt werden, ihre "Schlüsselrolle" bei der Arbeitsplatz- und damit auch Aus-

bildungsplatzgestaltung zu erfüllen (vgl. Bundesregierung 1998, S. 10). Auch im 

Rahmen einer "europäischen Sozial- und Beschäftigungspolitik" müssen Ausbildungs-

fragen und Probleme der Arbeitslosigkeit als "europäische Frage" insgesamt gelöst 

werden (Bundesregierung 1998, S. 45). 

Außer diesen von der neuen Bundesregierung geplanten Maßnahmen, deren Umset-

zung eine Stärkung des dualen Berufsausbildungssystems und somit eine Verbesse-

rung des Ausbildungs- und Arbeitsmarktes erwarten läßt, sollten nach Meinung des 

Verfassers geeignete Perspektivmöglichkeiten genutzt werden. In der folgenden Erör-

terung lehnt sich der Verfasser wiederum an die Gliederung des erarbeiteten und aus-

gewerteten Fragebogens an.  

Um eine Anpassung des dualen Qualifikationssystems an zukünftige Anforderungen 

zu bewirken, muß eine umfassende Reform sowohl im Ausbildungsbereich als auch in 

der beruflichen Weiterbildung erfolgen. Neue "inhaltliche Konzepte" der dualen Aus-

bildung müssen entwickelt werden, die insbesondere den "Stellenwert kaufmännischer 

Ausbildung" in Verbindung mit entsprechenden Perspektiven im Weiterbildungsbe-

reich einbeziehen (Achtenhagen 1991b, S. 195). Eine wirkliche Reform der dualen 



 243 

Berufsausbildung muß in Einklang mit einer Reform des deutschen Bildungssystems 

unter Integration der beruflichen und allgemeinen Bildung sowie unter Berücksichti-

gung der Berufs- und Verwaltungsakademien, Fachhochschulen und Hochschulen er-

folgen. Hierzu wird ein "umfassender gesellschaftlicher Dialog" (Heimann 1995, o.S.) 

und ein breiter Konsens zwischen Staat, Wirtschaft, Arbeitgebern, Gewerkschaften 

und Wissenschaft notwendig sein. 

Das duale System der Berufsausbildung hat auf lange Sicht nur Bestand, wenn es at-

traktiv ist. Um Zukunft zu haben, muß es eine echte Alternative oder "sinnvolle Er-

gänzung zum Hochschulstudium" (Peek 1998, S. 106) darstellen. Im Sinne von "Struk-

turreformen des Bildungssystems" (Lempert 1995, S. 228) mit dem Ziel, die Attrakti-

vität der dualen Berufsausbildung zu erhöhen, könnte das duale System auch entspre-

chend aufgestockt werden. Hierzu müßten duale Fortbildungsmöglichkeiten mit "syn-

chronisierten Theorie- und Praxisanteilen bis zum Hochschulabschluß" (Lempert 

1995, S. 228) eingerichtet werden. Durch eine Erweiterung der in der dualen Be-

rufsausbildung erworbenen Berechtigungen könnten somit Möglichkeiten geschaffen 

werden, um in "rein schulisch organisierten höheren Bildungsinstitutionen" (Lempert 

1995, S. 228) den Bildungsweg fortzusetzen. Auch sollte nach einer dualen kaufmän-

nischen Berufsausbildung über eine innerbetriebliche Weiterbildung in Verbindung 

mit dem "Besuch überbetrieblicher zertifizierter Kurse" (Lempert 1995, S. 229) die 

berufliche Perspektive erweitert und damit attraktiver gestaltet werden. 

Die Attraktivität des dualen Systems der Berufsausbildung ist auch von der Akzeptanz 

und Gleichwertigkeit dieser Ausbildung im Beschäftigungssystem abhängig. Insofern 

muß die duale kaufmännische Berufsausbildung für Jugendliche eine "gleichwertige 

Alternative" (Schaumann 1993a, S. 19) zu allgemeinbildenden Bildungsgängen dar-

stellen. Neben der Studienmöglichkeit für dual qualifizierte Fachkräfte ohne Hoch-

schulberechtigung muß Gleichwertigkeit auch durch eine entsprechende betriebliche 

Personalpolitik verwirklicht werden, um die "Förderung und Entfaltung aller Bega-

bungen" (Schaumann 1993a, S. 18 f.) zu erreichen. Notwendig ist eine bessere Ab-

stimmung der beruflichen und allgemeinen Bildungssysteme hinsichtlich einer Gleich-

wertigkeit der Abschlüsse, denn Absolventen der dualen Berufsausbildung müssen 

vergleichbare berufliche Perspektiven erhalten. Berufsbildung und Allgemeinbildung 

sollten im Hinblick auf "gesellschaftliche Bedarfe" als gemeinsame "gesellschaftliche 

Infrastrukturleistung" verstanden werden (Kruse et al. 1996, S. 16).  

Vielfach wird gefordert, in den Betrieben und Berufsschulen die unterschiedlichen 

Werthaltungen und Einstellungen der heutigen Jugendlichen zu Arbeit und Beruf "pro-
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duktiver" (Zander 1992, S. 18) zu nutzen. Um die Jugendlichen zur Bewältigung ihrer 

eigenen Zukunft zu befähigen, ist es erforderlich, daß neben der Vermittlung einer 

qualifizierten Ausbildung auch persönliche Ansprüche der Jugendlichen und deren 

veränderte Erwartungen stärker als bisher in betrieblichen und schulischen Ausbil-

dungs- und Unterrichtsmethoden Berücksichtigung finden (vgl. Zander 1992, S. 16). 

Auch sollte der Jugendliche im Rahmen der beruflichen Kompetenzvermittlung besser 

akzeptiert und verständnisvoller zu "kreativen Beiträgen" bei der Aufgabenbewälti-

gung ermutigt werden. Die Jugendlichen wären dann sicherlich besser in der Lage, die 

"Sinnhaftigkeit" einer beruflichen Tätigkeit zu erkennen (vgl. Kruse et al. 1996, S. 22). 

Die im Verlaufe des weiteren Strukturwandels in Wirtschaft, Verwaltung und Gesell-

schaft entstehenden Veränderungen bewirken einen starken Wandel der Qualifikati-

onsanforderungen für Ausbildung und Beruf. Diese Qualifikationsanforderungen müs-

sen zügiger in "Bildungsinhalte und Bildungsmaßnahmen" umgesetzt werden, damit 

eine möglichst optimale Förderung der "Begabungen und Fähigkeiten" der Auszubil-

denden wie auch der berufstätigen Mitarbeiter gewährleistet ist (Niephaus 1997a, 

S. 78). Eine "rationelle Gestaltung der Arbeitsabläufe" mit Hilfe der neuen Iu.K-

Techniken ist insbesondere von der "Kreativität und Phantasie" der kaufmännischen 

Mitarbeiter abhängig (Wirtschaftsvereinigung Stahl 1991, S. II.). Hierzu benötigt ein 

in Zukunft mehr "koordinierender Kaufmann" unbedingt die Schlüsselqualifikationen, 

die während der Berufsausbildung und auch danach konsequent durch berufliche Wei-

terbildungsmaßnahmen vermittelt und gefördert werden müssen (vgl. Wirtschaftsver-

einigung Stahl 1991, S. II). Entscheidend wird auch sein, ob der "inhaltlich-curricu-

laren Herausforderung" (Achtenhagen 1991b, S. 195) infolge der neuen Technologien 

wirkungsvoll begegnet werden kann. 

Für die Funktionsfähigkeit und den weiteren Bestand des dualen Systems ist eine stär-

kere Förderung der beruflichen Ausbildung durch eine bessere Versorgung mit genü-

gend Ausbildungsstellen unbedingt erforderlich. Dies kann nur erreicht werden durch 

eine Verbesserung der Beschäftigungssituation, da der Ausbildungsstellenmarkt hier-

von stark abhängig ist. Durch personalpolitische Planungen der Unternehmen unter 

dem Aspekt mehr gesamtgesellschaftlicher Verantwortung müßten Ausbildungsplätze 

insbesondere in zukunftsträchtigen Berufen wie im Bereich der Dienstleistungskauf-

leute mit "konsequent kundenorientiert geprägte[n] Profile[n]" (Woortmann 1996, 

S. 10) geschaffen werden. Um Ausbildung als "Zukunftsfürsorge" im öffentlichen 

Bewußtsein deutlicher zu machen, müßte die Ausbildungsleistung der Betriebe durch 

mehr "regionale Bündnisse für Ausbildung" gesteigert werden (CEDEFOP 1997, 
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S. 10). Hierbei sollten die Tarifpartner versuchen, "Wege zur Erhöhung des Lehr-

stellenangebotes" (CEDEFOP 1997, S. 10) bei ihren Tarifverhandlungen besser zu 

nutzen. 

Um den benachteiligten Gruppen in Zukunft bessere Perspektiven aufzuzeigen, muß 

das duale System hinsichtlich der zeitlichen und inhaltlichen Anforderungen flexibler 

werden. So forderte bisher jede Bundesregierung die Sozialpartner auf, neue arbeits-

marktrelevante und beschäftigungssichernde Berufe für Jugendliche zu schaffen, die 

Schwierigkeiten haben, eine duale Berufsausbildung zu absolvieren (vgl. BMBF 

1997b, S. 5). Schließlich ließe sich bei entsprechend fachlichen Voraussetzungen auch 

für kaufmännische Berufe ein "arbeitsmarktverwertbarer Abschluß" (BMBF 1997b, 

S. 5) in Form einer wieder einzuführenden Stufenausbildung nach zwei oder drei Jah-

ren erreichen. Ferner müßte in Modul-Forschungsprojekten untersucht werden, ob 

Modul-Ausbildungsgänge für den kaufmännischen Bereich Perspektiven eröffnen (vgl. 

Uhe 1996, S. 13).  

Im Rahmen einer effektiven Nachwuchssicherung muß sich unser Ausbildungssystem 

auch deutlicher für "unterschiedliche individuelle Eingangsvoraussetzungen" (Wern-

stedt 1995, S. 8) differenzieren. Dabei sollten diese Differenzierungen unter "zeitli-

che[n], curriculare[n] und methodisch-didaktische[n]" Gesichtspunkten im Sinne einer 

"flexibleren Gestaltung" des inneren Strukturwandels des dualen Systems erfolgen 

(Kloas 1994b, S. 140).  

Eine flexiblere und modernere Gestaltung des dualen Systems erfordert eine Erneue-

rung des Bildungsauftrages der Berufsschule. Aufgrund der Heterogenität der heutigen 

kaufmännischen Auszubildenden wäre eine "noch stärker fachlich orientierte und ak-

zentuierte Aufgabenstellung der Berufsschule denkbar und vertretbar" (Münch 1996, 

S. 166). Die kaufmännischen Schulen müssen "konkurrenzfähig" gemacht werden, 

damit sie eine erwachsenengemäße und eine für den Übergang zur kaufmännischen 

Weiterbildung adäquate Lernvermittlung gewährleisten können (vgl. Diepold 1995, 

S. 57). In den kaufmännischen Schulen müssen schulische Ressourcen und Schüler-

Lehrerpotentiale durch ein modernes "Schulmanagement" und "Qualitätsmanagement" 

effektiver genutzt werden (Zedler et al. 1995, S. 55 f.).  

Um die berufliche Erstausbildung zu verbessern, wäre es notwendig, diese in "allen 

Bereichen und auf allen Stufen" (Klauder 1994, S. 343) zu straffen und umzugestalten. 

Dies wäre zu erreichen, wenn man sich auf die Vermittlung eines "soliden und fun-

dierten Grundwissens" (Klauder 1994, S. 343) beschränkt und andere Ausbildungs-
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inhalte in den Weiterbildungsbereich verlagert. Dabei bliebe zu beachten, daß bereits 

mit der Neuordnung der kaufmännischen Berufe die Allgemeinbildung als "Berufsbil-

dung der Zukunft" (Arnold 1997, S. 295) immer mehr an Bedeutung gewinnt. Um dies 

zu erreichen, müssen für den einzelnen Auszubildenden neben der Vermittlung fachli-

cher Qualifizierungsinhalte Werte einer aufbauenden Persönlichkeitsbildung deutlicher 

gemacht werden (vgl. Arnold 1997, S. 295). 

Zur Verbesserung der Kooperation in der dualen Berufsausbildung sollten neue Ko-

operationsformen zwischen Berufsschulen und Betrieben und anderen Bildungsträgern 

sowie zwischen Kammern und Schulämtern geschaffen und genutzt werden. Neue 

"methodische Konzepte" (Zedler 1990, S. 39) wie auch neue Formen der Arbeitstei-

lung zwischen Berufsschule und Betrieb sind zu entwickeln und zu erproben (vgl. 

Zedler 1990, S. 39). Vorteilhaft wäre es auch, die Sonderausbildungsgänge der Wirt-

schaft und die Hochschulen in das kooperative "Lernkonzept" einzubinden (vgl. Hei-

mann 1995, o.S.).  

Hinsichtlich der Ausbildung durch Sonderausbildungsgänge bleibt zu beachten, daß 

deren Absolventen nicht an die Stelle der dual Ausgebildeten treten, sondern "neuen 

Qualifikationsbedarf abdecken" (Kau 1997, S. 340) sollen. Betriebe werden kaufmän-

nisch dual ausgebildeten Fachkräften mit Fortbildungsabschluß auch künftig "fachlich 

anspruchsvolle Berufsperspektiven" (Berger 1997, S. 188) bieten. Zur Weiterentwick-

lung flexibler Ausbildungswege sollten Wirtschaft, Staat und Bildungspolitik die al-

ternativen Ausbildungsformen als Zukunftsinvestitionen noch stärker fördern. Sie 

können nur dann sinnvoll sein, wenn sie "zusätzliche Ausbildungskapazitäten" (Koch-

Bantz 1996, S. 26) ohne nachteilige Auswirkung für die duale Ausbildung schaffen. 

"Verbundkonzepte" in Form der Berufsakademien, Verwaltungs- und Wirtschaftsaka-

demien und in Form der Verknüpfung von Ausbildung und Fachhochschulstudium 

werden die Attraktivität betrieblicher Ausbildungsgänge erhöhen (vgl. Falk/Klages/ 

Rapp 1996, S. 39).  

Da die heutigen komplexen und technisierten Prozeßveränderungen in Büro und Ver-

waltung die bisherigen Lernmethoden und Formen der kaufmännischen Ausbildungs-

organisation in Frage stellen, müssen diesbezüglich die "Ausbildungsfunktionen der 

einzelnen Ausbildungsträger" (Koch/Reuling 1994, S. 190) umgestaltet werden. Für 

notwendig erachtet man "neue Formen der Ausbildungsorganisation und der Abstim-

mung zwischen den Ausbildungsträgern" (Koch/Reuling 1994, S. 190) unter Berück-

sichtigung der überbetrieblichen Ausbildungsstätten. Im Rahmen der dualen Erstaus-

bildung könnte sich die jeweilige Funktion des Betriebes stärker als bisher an den 
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"speziellen Erfordernissen innerhalb der beruflichen Bildung orientieren" (Kruse et al. 

1996, S. 44). Möglich wäre, daß in Form von Lernortkombinationen die betriebliche 

Ausbildung sich zeitlich unterschiedlich stärker auf verschiedene Betriebe verteilt (vgl. 

Kruse et al. 1996, S. 44).  

Die Prüfungspraxis in der kaufmännischen beruflichen Bildung muß dringend refor-

miert werden, denn diese Prüfungen sollen nicht nur den Forderungen der Neuordnun-

gen entsprechen, sondern sie müssen auch das vielfach noch praktizierte "produktori-

entierte Prüfen" durch mehr "prozeßorientiertes Prüfen" ersetzen (Kiesel 1994a, 

S. 161). Notwendig wäre, daß sich die Prüfungspraxis mit ihren Prüfungsaufgaben und 

Prüfungsverfahren stärker an die Realität des Ausbildungsgeschehens anlehnt, wobei 

auch einer besseren Verzahnung von Theorie und Praxis entsprochen werden sollte 

(vgl. Kiesel 1994a, S. 161). Hinsichtlich der Prüfungsform wäre zu überlegen, ob 

kaufmännische Prüfungen nicht auch für einzelne Fächer nach einem "Baukastensy-

stem" (Klauder 1994, S. 344) absolviert werden könnten. 

Hinsichtlich der Qualität der kaufmännischen Berufsausbildung gilt es, bereits wäh-

rend des Ausbildungsgeschehens ein gewisses Qualitätsbewußtsein bei den Auszubil-

denden unter Berücksichtigung internationaler Dimensionen zu bewirken. Insbesonde-

re ist es in vielen Wirtschaftsbereichen notwendig, daß "Neuschneidungen bzw. Neu-

bündelungen von Qualifikationen" (Alex/Landsberg 1993, S. 30) die Voraussetzung 

für ein zukünftiges Bestehen im nationalen und internationalen Wettbewerb schaffen. 

Hierbei sollte im Rahmen der Überarbeitung bzw. Novellierung von Ausbildungsord-

nungen "nicht mehr additiv" festgelegt werden, welche "Kenntnisse und Fertigkeiten" 

aufzunehmen, zu streichen oder zu verändern sind (Alex/Landsberg 1993, S. 30). 

Maßgebend müßte eher ein Ziel wie z.B. eine "Laufbahn bzw. Karriere" sein, wodurch 

"strukturiert" bestimmt werden sollte, was im Rahmen der Dualausbildung und der 

anschließenden Weiterbildung mit "entsprechenden Zertifikaten" zu vermitteln sei 

(Alex/Landsberg 1993, S. 30).  

Das Kostenproblem der betrieblichen Ausbildung läßt sich keineswegs für alle Betrie-

be vereinheitlichen, denn die Qualifikationsstrategien sind von den jeweiligen betrieb-

lichen Aus- und Weiterbildungsplanungen abhängig. Nach dem Ergebnis einer Studie 

des Bundesinstituts für Berufsbildung aus dem Jahre 1995 wird die Hauptursache für 

die rückläufige Ausbildungsbereitschaft vieler Betriebe darin gesehen, daß sie in 

"überschaubarer Zeit einen geringeren oder keinen Bedarf an Fachkräften" (o.V. 

1997a, S. 16) erkennen würden. Nach dem Urteil der Wissenschaftler sei somit die 

"Höhe der Ausbildungskosten keine wesentliche Ursache" (o.V. 1997a, S. 16) für den 
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Rückgang der Ausbildungsbereitschaft der Wirtschaft. Die rückläufige Übernahmebe-

reitschaft der Unternehmen für dual Ausgebildete beweist ebenfalls, daß die Ausbil-

dungskosten nur teilweise als ursächlich angesehen werden können. Betriebliche Maß-

nahmen zur Personaleinsparung betreffen auch Mitarbeiter, die ihre Ausbildung au-

ßerhalb des dualen Systems absolviert haben, so daß diese Kriterien nicht als wesent-

lich für eine spezifische Krise des dualen Systems gelten können. Sie sind vielmehr 

"Teil und Erscheinungsform einer globalen Beschäftigungskrise" (Berger/Brandes/ 

Walden 1996, S. 23). Nach der schwersten Rezession der Nachkriegszeit sollten die 

Unternehmen in den Bereichen Aus- und Weiterbildung und Personalentwicklung 

wieder stärker ein "mittelfristige[s] Kostendenken" (KWB 1995a, S. 29) praktizieren. 

Auch die ehemalige Bundesregierung empfahl den Tarifpartnern, die Möglichkeiten 

zur "Kostenentlastung von Ausbildungsbetrieben" (BMBF 1997b, S. 16) in den Tarif-

verhandlungen stärker zu nutzen, um dadurch die Situation auf dem Ausbildungsstel-

lenmarkt zu verbessern. 

Wenn auch beide Sozialpartner hinsichtlich der Finanzierung der betrieblichen Berufs-

ausbildung auf gegensätzlichen Positionen der einzelbetrieblichen Finanzierung bzw. 

Umlagefinanzierung beharren, müssen "politische Rahmenbedingungen" (Kath 1995, 

S. 18) zukünftig bessere Voraussetzungen für eine Reform der Finanzierung der Be-

rufsausbildung schaffen (vgl. Kath 1995, S. 18). So erweisen sich kurzfristige staatli-

che Finanzierungsprogramme wie auch die zur Zeit praktizierte starke Förderung der 

außerbetrieblichen Ausbildung nicht als eine langfristige und "systemadäquate Lö-

sung" (Kath 1995, S. 18). Eine dauerhafte gesetzgeberische Lösung der Ausbildungs-

finanzierung könnte über eine "Steuerfinanzierung" die Ausbildungsversorgung und 

damit auch die Qualität der Ausbildung absichern (vgl. Kath 1995, S. 19). Zur Zeit 

bieten sich in dieser Hinsicht zwei Varianten an. Einerseits könnten gemäß der franzö-

sischen Lösung in Form einer "Ausbildungssteuer" die Ausbildungsaufwendungen 

angerechnet und damit abgegolten werden. Andererseits könnte eine Entlastung in 

Form von Steuererleichterungen erfolgen wie z.B. durch "Abzug eines einheitlichen 

Freibetrages oder der Summe der Nettoausbildungskosten von der Steuerschuld" (Kath 

1995, S. 19). Ein weiterer Finanzierungsvorschlag will "Markt- und Staatssteuerung" 

besser miteinander verknüpfen, indem im Rahmen von "Bildungsmärkten" die (Bil-

dungs-)Nachfrage durch sogenannte "Bildungs-Gutscheine" gestützt werden könnte 

(Kell 1997, S. 102). Hierzu müßten Ausbildungsinteressenten vom Staat "Ausbil-

dungsgutscheine" (Kell 1997, S. 102) erhalten, mit denen sie berechtigt wären, eine 

Berufsausbildung betrieblicher, überbetrieblicher bzw. schulischer Art bei verschiede-

nen Anbietern des Ausbildungsmarktes zu kaufen (vgl. Kell 1997, S. 102). Da es al-
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lerdings schwierig sein wird, sich auf ein einziges Finanzierungsmodell festzulegen, 

müßten vielmehr gemeinsame Wege aus mehreren Finanzierungsmodellen gefunden 

werden, um differenzierten Problemen und "besonderen Interessenlagen" (Kath 1995, 

S. 19) zu begegnen. 

Das duale System der Berufsausbildung muß für die weitere Zukunft ausgebaut wer-

den, indem zwischen beruflicher Erstausbildung und beruflicher Weiterbildung ein 

noch stärkerer "inhaltliche[r] und lernorganisatorische[r] Zusammenhang" (Münch 

1996, S. 167) herzustellen ist. Unter ganzheitlichen Bildungsperspektiven ist eine sol-

che Verzahnung von Erstausbildung und beruflicher Weiterbildung unumgänglich, um 

insbesondere im kaufmännischen Bereich für Ausbildungsinteressierte einen klaren 

und übersichtlichen beruflichen Weg mit entsprechenden Entwicklungsperspektiven 

aufzuzeigen (vgl. Kruse et al. 1996, S. 43). Hierzu muß der gegenwärtig noch "in-

transparente und höchst differenzierte Bereich der beruflichen Fortbildung" (Pütz 

1996a, S. 7) insbesondere auf der kaufmännischen Fachwirt- und Kammerebene stär-

ker systematisiert und durch ein Bundesrahmengesetz klarer geregelt werden. Ein sol-

ches "Duales System der Weiterbildung" als "Oberstufe des Dualen Systems" könnte 

über betriebliche Karrieren sicherlich Verbesserungen in der "Einkommens- und Pre-

stigepyramide" bieten. Außerdem bestünde über die berufliche Erstqualifizierung und 

berufliche Weiterbildung eine "Option" für ein Hochschulstudium (Pütz 1996a, 

S. 7 f.).  

Das deutsche duale System wird im Wettbewerb mit den Berufsbildungssystemen an-

derer EU-Mitgliedsländer zwar kein "Exportartikel", aber sicherlich ein "Referenzsy-

stem" für eine Reform der überwiegend vollzeitschulischen Ausbildungssysteme in 

anderen EU-Mitgliedstaaten sein (Koch 1996, S. 6). Bedeutsam ist das starke ausländi-

sche Interesse an der deutschen dualen Berufsausbildung, denn gerade Frankreich und 

England haben versucht, die Organisation bestimmter "Teile ihrer Ausbildung" nach 

dem "dualen Prinzip" zu gestalten (Greinert 1995, S. 166). Wesentlich hierzu sind die 

Hinweise einiger Interviewexperten beider Befragtengruppen, daß insbesondere im 

Sinne eines gegenseitig voneinander Lernens die verschiedenen Berufsbildungssyste-

me Anregungen und Vorteile des anderen Berufsbildungssystems aufnehmen sollten. 

Vom deutschen dualen System wäre z.B. die "Vermittlung mit den Anforderungen des 

Beschäftigungssystems" (Hans-Böckler-Stiftung 1991a, S. 26) ein attraktiver Kern-

punkt. Das deutsche duale System wird aber auch mit der Tatsache konfrontiert, daß in 

anderen EU-Mitgliedsländern die Modularisierung als "zukunftsträchtige Möglichkeit" 

(Sloane 1997, S. 224) einer flexiblen Berufsausbildung ebenso akzeptiert wird wie 

eine duale alternierende Ausbildung. So wird man von deutscher Seite in Zukunft 
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nicht umhin können, zu prüfen, ob nicht doch die Aufnahme modularer Elemente in 

die berufliche duale Erstausbildung die Aussichten des dualen Systems als "(modulari-

sierte) duale Berufsausbildung" für den europäischen Berufsbildungsbereich verbes-

sern könnte (vgl. Sloane 1997, S. 224 und S. 241). Die Auswertungsergebnisse der 

Fragebogen- und Interviewaussagen der Experten der Arbeitgeberverbände und Ge-

werkschaften zeigen uns die einhellige Forderung, daß im Bereiche der EU wie auch 

international von deutscher Seite stärker die Vorteile des dualen Systems gegenüber 

der vollzeitschulischen Ausbildung deutlich gemacht werden müßten. Dadurch würde 

die duale Berufsausbildung sicherlich eine höhere Wertung und Anerkennung erhalten. 

Zu den Chancen des dualen Systems im europäischen Berufsbildungsprozeß möchte 

der Verfasser im nächsten Abschnitt ein Konzept als Vorschlag für eine zukunftsorien-

tierte kaufmännische Berufsausbildung in Europa entwickeln. 

2. Konzept einer zukünftigen Berufsausbildung in Europa 

Das duale System als Basis für eine gesamteuropäische Berufsbildung 

Da Europa als eine Herausforderung zu sehen ist, muß die Berufsbildung zu einem 

"europäischen Konzept" (Hanf o.J., S. 9) entwickelt werden, damit sie in einer dyna-

mischen und sich verändernden Gesellschaft bestehen kann. Wie die Ergebnisse der 

vom Verfasser durchgeführten Befragung zeigen, habe das duale System nach Mei-

nung der Experten beider Sozialpartner sich bewährt und stelle im internationalen 

Vergleich einen wichtigen Wettbewerbsvorteil sowie eine bedeutende Voraussetzung 

für den Standort Deutschland dar. Dies läßt sich bildungspolitisch bestätigen durch die 

Ausweitung des dualen Prinzips in den "tertiären (Bildungs-)bereich" (BMBF 1995b, 

S. 12) wie auch durch internationale Anerkennung. So stellt das duale Prinzip schon 

seit 1990 eine Art "offizielle Strategie" der Weltbank dar, wie folgendes Zitat be-

weisen soll: "A principal option is dual training systems, which combine training-off-

the-job in essential skill and knowledge with supervised apprenticeship in employ-

ment" (World Bank 1990, S. 45, zit. nach Lipsmeier 1996, S. 305). Aus dem im Jahre 

1995 veröffentlichten Weltbankpapier "Priorities and Strategies for Education" ist zu-

dem ersichtlich, daß der Anteil der beruflichen Sekundarschulen (Vollzeit-Secondary 

vocational education) rückläufig ist (vgl. World Bank 1995, S. 96, 147 und S. 150, zit. 

nach Lipsmeier 1996, S. 305). Für die Weltbank sind zunehmend Ausbildungsmodelle 

vorrangig, die "unmittelbare Bezüge zum Arbeitsmarkt bzw. Beschäftigungssystem" 

haben ("Labor Market Linkages", S. 24 ff.), die den Privatsektor stärker berücksichti-

gen ("greater emphasis on private providers and private funding", S. 16) und für die 
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die Unternehmer einen Rückhalt bieten ("provided ... by employers", S. 150) (vgl. 

World Bank 1995, S. 96, 147 und S. 150, zit. nach Lipsmeier 1996, S. 305). Auch das 

Weißbuch der Kommission der Europäischen Gemeinschaften betont die Bedeutung 

dualer Ausbildungsformen, die speziell sich in der "Lehrausbildung" in mehreren Mit-

gliedstaaten entwickelt haben (vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

1995, S. 29). Auf europäischer Ebene und "europäischem Niveau" soll die Lehrausbil-

dung weiter gefördert werden, wobei die enge "Partnerschaft zwischen Schule und 

Unternehmen" in Form "alternierender Ausbildungsgänge" – einschließlich der dualen 

Ausbildung – die Basis des Übergangs der Jugendlichen ins Berufsleben darstellen soll 

(vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften 1995, S. 34 f.). 

Einige der vom Verfasser befragten Experten der Arbeitgeberverbände und Gewerk-

schaften betonen mehrfach die Nachteile einer rein vollzeitschulischen bzw. rein prak-

tisch betrieblichen Ausbildung, die sich zudem noch zu Lasten des Betriebes und des 

Auszubildenden auswirken würden. Deswegen sei es nicht verwunderlich, daß Ele-

mente des dualen Systems in solche Berufsausbildungssysteme aufgenommen würden. 

In vielen europäischen Ländern habe man die Stärken des dualen Systems erkannt und 

insbesondere den Vorzug der Verzahnung von Betrieb und Schule als besonderen Vor-

teil anerkannt. Man habe auch in einigen EU-Mitgliedsländern bereits Ausbildungs-

gänge mit dualer Struktur eingerichtet. Einige Experten halten wohl eine baldige An-

näherung der unterschiedlichen Systeme jederzeit für möglich und auch für notwendig, 

zumal ihrer Meinung nach die vollzeitschulischen Berufsbildungssysteme zukünftig 

nur noch mit einem stärkeren Praxisbezug bestehen könnten. 

Sehr beachtenswert erscheinen dem Verfasser die Ausführungen eines Interviewexper-

ten des Arbeitgeberverbandes der Schuhindustrie, der eine verbesserte Ausbildung auf 

dualer Basis mit internationalen Zugangsmöglichkeiten im Berufsleben für die euro-

päischen Länder fordert. Dies bedeute, so führt er aus, daß die jungen Leute sich in-

nerhalb der europäischen Länder unbeschränkt überall bewerben und etablieren könn-

ten. Vehement fordert er, das duale System als ein Spitzensystem von deutscher Seite 

her international zugkräftiger und aussagekräftiger zu machen. Die Vertreter von Bund 

und Ländern der Bundesrepublik Deutschland sollten sich in Brüssel mehr durchsetzen 

und untermauern, daß das duale System als das einzig günstigste Ausbildungssystem 

in der Europäischen Union verankert werden sollte. Einhergehend mit der Etablierung 

des dualen Systems müßte dann das EU-Recht den jungen Leuten Ausbildungs- und 

Arbeitsplatzchancen je nach Wahlmöglichkeiten in den einzelnen Ländern Europas 

bieten. Zuvor seien allerdings überall noch erhebliche Schranken abzubauen, die als 
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nationale Eigensinnigkeiten hochgehalten würden, so z.B. die Auffassung, daß der 

Staat ausgebildete Fachkräfte "zu liefern" hätte (Häußler 1997). Nach Meinung des 

Arbeitgeberexperten der Schuhindustrie sei das deutsche duale System der Berufsaus-

bildung das einzig sinnvolle und geeignete Ausbildungssystem für Europa. Wir sollten 

"stolz und frech" mit dem Argument der wesentlichen Vorteile des dualen Systems 

dessen Installierung im Rahmen einer Übergangszeit von fünf bis zehn Jahren in Eu-

ropa durchsetzen. Die Geschäftspartner und die Vertreter der staatlichen Stellen in den 

anderen Mitgliedsländern müßten von der Pionierfunktion des dualen Systems intensi-

ver überzeugt werden. Die Zeit dafür sei reif! Er vergleicht die heutige Situation mit 

der Pionierzeit in Amerika und betont, daß man dort auch nicht jahrzehntelang warten 

konnte. Deutschland müßte seine vornehme Zurückhaltung aufgeben und offensiv für 

das duale System Position beziehen. Jeder Staat wartet darauf, daß etwas geschieht, 

und letztendlich versäumen wir alle in Europa Chancen, die genutzt werden müssen, 

damit es nicht eines Tages zu spät ist. Sicherlich gibt es nach Aussage des Experten 

z.B. einen Arbeitskreis für die Schuhindustrie Europas, der schon Bedeutendes im 

Rahmen einer europäischen Qualifizierung in dieser Branche erreicht hat. So haben die 

Italiener das duale System im Schuhbereich mit dreijähriger Ausbildung bereits instal-

liert. Auch Portugal bildet nach deutschen Kriterien aus, während in anderen Ländern 

eine sehr große Unsicherheit darüber besteht, wie eigentlich ausgebildet werden sollte. 

"Mit Frankreich werden noch Verhandlungen geführt, und die Engländer denken dar-

über nach", so seine Worte. Deutsche Betriebe bilden sogar im Ausland vor Ort aus-

ländische Staatsbürger nach deutschen Ausbildungsvorschriften aus, wobei die auslän-

dischen Auszubildenden auch Ausbildungsabschnitte in Deutschland mit der Endab-

schlußprüfung absolvieren. Die Ausbildung müsse jedoch in der EU deutlicher gere-

gelt werden, denn in Deutschland bestünden oft diametral entgegengesetzte Vorstel-

lungen, wodurch in Zusammenhang mit den jeweils einheimischen Ausbildungsvor-

schriften in Italien, Portugal oder Spanien vielfältige Probleme entstünden. Deshalb 

müßte auch von seiten der deutschen Wirtschaft Druck auf ausländische Geschäfts-

partner ausgeübt werden, daß man dual ausbilden sollte. 

Andere Experten der beiden Befragtengruppen vertreten demgegenüber die Ansicht, 

daß die traditionellen europäischen Berufsbildungssysteme vorerst noch Bestand ha-

ben würden, denn eine Angleichung der verschiedenen Systeme sei mit großen Pro-

blemen verbunden wie z.B. Abstimmungsnotwendigkeiten hinsichtlich der Bereiche 

Verwaltung und Finanzierung wie auch hinsichtlich rechtlicher Regelungen und Aus-

bildungsbestimmungen sowie in bezug auf die Anerkennung dualer Ausbildungsab-

schlüsse. Außerdem könne man das duale System nicht so ohne weiteres im Ausland 
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etablieren, zumal auch noch Probleme wie z.B. nationale Eigenheiten, Geldmangel 

und damit fehlende Förderung dies erschwerten. 

Andererseits erwarten einige Interviewexperten insbesondere wegen der strukturellen 

Veränderungen in Wirtschaft und Gesellschaft eine verstärkte Einbeziehung der All-

gemeinbildung in die duale Berufsausbildung. Obwohl beide Befragtengruppen bedeu-

tende Schwierigkeiten hinsichtlich bilateraler Austauschmöglichkeiten in der dualen 

Berufsausbildung bestätigen, fordern sie für die Auszubildenden ein verstärktes Ler-

nen von Fremdsprachen, verbunden mit Ausbildungseinheiten im Ausland, um die 

Jugendlichen auf internationale Anforderungen besser vorzubereiten. Hinsichtlich ei-

ner zukünftigen Ausbildung auf europäischer Ebene könnte nach Meinung einiger Ex-

perten über gemeinsame europäische Berufsbilder mit der bewährten Form der kauf-

männischen Berufsfachschule (Handelsschule), kombiniert mit einer betrieblichen 

Ausbildung eine dual europäische kaufmännische Berufsausbildung gestaltet werden. 

Als weitere Alternative biete sich auch eine vollzeitschulische Ausbildung mit Be-

triebspraktikum oder betrieblichem Training an, was allerdings unser duales System in 

ein anderes System überleiten würde. In der Breitenwirkung der Qualifikation könnte 

dadurch die duale Berufsausbildung aber keineswegs erreicht werden. 

Konzeptmöglichkeit einer dualen kaufmännischen Berufsausbildung für Europa 

Hinsichtlich der Entwicklung eines Konzeptes für eine zukunftsorientierte kaufmänni-

sche Berufsausbildung in Europa ergibt sich aus Sicht des Verfassers die Notwendig-

keit, im Rahmen einer Angleichung auf europäischer Ebene die vollzeitschulische und 

duale Berufsausbildung dahingehend zu verändern, daß das duale System mehr schuli-

sche Anteile und das vollzeitschulische System mehr praktische Anteile erhalten. In-

dem man also von deutscher Seite die duale Berufsausbildung durch mehr allgemein-

bildende Inhalte ergänzt und die Berufsschule dadurch einen Bedeutungszuwachs er-

langt, käme man insbesondere den zur Zeit in Frankreich und Großbritannien prakti-

zierten Berufsbildungssystemen entgegen. Die deutsche Berufsschule könnte hiermit 

auch ihren Bildungsauftrag im Sinne der europäischen Dimension besser erfüllen und 

die neuen Herausforderungen besser bewältigen. Ebenso würden die dualen Elemente 

stärker verbreitet und die Leistungsfähigkeit des dualen Systems in immer mehr Län-

dern erkannt werden (vgl. Degenhart 1993, S. 68). Um eine zukünftige kaufmännische 

Berufsausbildung für Europa aufzubauen, müßte dies unter Berücksichtigung der Ex-

pertenvorschläge als Konzept entwickelt werden, indem die Berufsschule und die Be-

rufsfachschule des kaufmännisch-verwaltenden Bereiches umzugestalten wären. 
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Als ein erstes Konzept könnte die Ausbildung in Form eines dreijährigen Bildungs-

ganges durchgeführt werden, wobei die zweijährige Berufsfachschule in bestimmten 

kaufmännischen Ausbildungsberufen fachtheoretische, fachpraktische Kenntnisse so-

wie erweiterte allgemeinbildende Kenntnisse vermitteln müßte und nach zwei Jahren 

diesen ersten Ausbildungsabschnitt mit einer Abschlußprüfung zu beenden habe. In 

den beiden ersten Ausbildungsjahren sollte je ein vierwöchiges Betriebspraktikum in-

tegriert werden, während im dritten Ausbildungsjahr der Auszubildende durch ein in-

tensives Betriebspraktikum in Verbindung mit einmal wöchentlichem Berufsschulun-

terricht auf die Berufsabschlußprüfung bei der IHK vorbereitet werden müßte (vgl. 

Kammer 1998, S. 128-130). Diese Möglichkeit eines ersten Konzeptes soll verdeut-

licht werden durch den Beitrag eines Interviewexperten der Bauindustrie, der emp-

fiehlt, grundsätzlich Kompromißlösungen zu finden, da vorerst nicht so generell auf 

EU-Ebene und von Brüssel aus entschieden werden könnte. Auf die Berufsausbildung 

bezogen fände bei einer vollzeitschulischen Ausbildung seiner Meinung nach keine 

Streuung nach Bedarf statt. Deshalb wäre doch die Kombination einer Vollzeitschu-

lung mit einer systematischen kaufmännisch-praktischen Ausbildung besser, wie in 

Deutschland durch das Konzept Zweijährige Handelsschule (Höhere Handelsschule) 

mit anschließender betrieblicher Ausbildungszeit und Berufsschulbesuch angeboten 

wird. Nach seinen Erfahrungen hatten in den vergangenen fünf Jahren etwa 10-15% 

der in der Baubranche eingestellten kaufmännischen Auszubildenden mit Abiturab-

schluß noch ein Jahr Handelsschule absolviert, bevor sie eine verkürzte betriebliche 

Ausbildung mit Berufsschulbesuch begannen. Im Unterschied zum ersten Konzept mit 

der zweijährigen Berufsfachschule könnte als zweite Konzeptform im Sinne einer ver-

änderten Organisation des Berufsschulunterrichts als "Vorlauf zur betrieblichen Aus-

bildung" eine einjährige "berufsbezogene schulische Grundbildung" absolviert werden, 

in der "ausbildungsberufsbezogen Wirtschaftslehre, Rechnungswesen und Englisch" 

zu unterrichten wären (Perczynski 1993, S. 58). In der anschließenden zweijährigen 

dualen Berufsausbildung sollte der Berufsschulunterricht sich dann mehr auf die Fach-

betriebslehre ausrichten, um der Betriebsausbildung "längere Verweilzeiten" zu gestat-

ten und ein "Höchstmaß an didaktischer Parallelität" zu gewähren (Perczynski 1993, 

S. 58). 

Ein wichtiger Schritt bei beiden Konzeptmöglichkeiten müßte die Entwicklung eines 

Curriculums für einen bestimmten kaufmännischen Ausbildungsberuf unter Berück-

sichtigung nationaler Curricula sein. Dabei beträfe die "Entwicklung von Ausbil-

dungseinheiten" eine gemeinsame "curriculare Entwicklungsarbeit" in verschiedenen 

Formen (BMBF 1995c, S. 37). Es könnte teilweise ein "Abgleich der nationalen Curri-
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cula" in einzelnen Abschnitten bzw. eine "Ergänzung der jeweiligen Curricula" durch 

Abschnitte vorgenommen werden, die "besser oder ausschließlich" im Partnerland 

vermittelt werden sollten (BMBF 1995c, S. 37). Keineswegs würde hier eine "Harmo-

nisierung", sondern eher eine "Annäherung und Verschränkung der Systeme" verfolgt 

werden (BMBF 1995c, S. 37).  

Im Rahmen einer europaorientierten Gestaltung des dualen Ausbildungsverlaufs muß 

die jeweilige Ausbildungsdauer eines kaufmännischen Ausbildungsberufes unter 

Beachtung der maßgebenden Ausbildungsbestimmungen des einzelnen Partnerlandes 

festgelegt werden. Dabei ist nach schulischer Vorbildung zu differenzieren, ob z.B. 

eine halbjährige oder einjährige Grundausbildung mit anschließender Fachausbildung 

für das zweite und dritte Ausbildungsjahr gelten sollen. Nach den Erfahrungen bei 

PETRA-Projekten ließ das System der dualen Berufsausbildung keine allzu langen 

Austauschzeiten zu (vgl. BMBF 1995c, S. 66). Da die bisherige Regelung mit 3-4 

Wochen Austausch als zu gering angesehen wird, sollten doch "rechtliche und curricu-

lare" Rahmenbedingungen geschaffen werden, um "mittel- und langfristige Austau-

sche" zu gestatten (BMBF 1995c, S. 27). Bereits nach den Vorstellungen der ehemali-

gen Bundesregierung müsse durchgesetzt werden, daß mehrmonatige Aufenthalte im 

Partnerland mit der "nationalen Ausbildungsordnung kompatibel" (BMBF 1995c, 

S. 79) würden. Bei der Neuordnung von Berufen ist zukünftig auch darauf zu achten, 

daß "europäische Berufsbilder und damit verbunden europäische Prüfungsanforderun-

gen definiert" (Lipsmeier 1991, S. 361 f.) werden. 

Bei der Gestaltung der Stundentafel sind nach Meinung des Verfassers zukünftig stär-

ker als bisher allgemeine Fächer neben beruflichen Fächern vorzusehen. Für den je-

weiligen kaufmännischen Ausbildungsberuf müssen zwischen den Partnerländern ge-

meinsam festgelegte europarelevante Inhalte einbezogen werden. Abstimmungen wer-

den bei gemeinsamer Ausbildung mit Partnerländern notwendig sein hinsichtlich des 

Stundenanteils und der jeweiligen Unterrichtsfächer wie Muttersprache, erste bzw. 

zweite Fremdsprache, Schriftverkehr, Geschichte, Sozialkunde, Sport und andere Fä-

cher. Planspiele sollten unter europäisch-internationalem Aspekt eine "integrative Fä-

chervermittlung und vernetztes Denken" mit Unterstützung eines "handlungsorientier-

ten Ansatzes" fördern (Schmidtmann-Ehnert 1994, S. 315). Der Ausbildungsverlauf 

könnte zumindest mit bestimmten geeigneten Auszubildendengruppen "ganz oder par-

tiell bilingual" (Schmidtmann-Ehnert 1994, S. 313) gestaltet werden, wofür eine inten-

sive sprachliche Vorbereitung und Schulung der Lehrkräfte und Ausbilder erforderlich 

wäre. Deutsche und ausländische Kooperationspartner müßten zur Entwicklung sol-

cher europäischer Ausbildungskonzepte den schulischen Unterricht und die betriebli-
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che Ausbildung gemeinsam vorbereiten, durchführen und evaluieren (vgl. Schmidt-

mann-Ehnert 1994, S. 317). Dem "Tandemprinzip" entsprechend würde dadurch ge-

genseitiges Lehren und Lernen auch auf verschiedenen Ebenen gefördert. Durch Tan-

dems ergäben sich sicherlich "Chancen zur intensiveren Selbstreflexion, zur intensiven 

Beratung und Kommunikation miteinander, zur gegenseitigen Beobachtung und Pro-

zeßbegleitung und zur gemeinsamen Lösungssuche" (Schmidtmann-Ehnert 1994, 

S. 317). Die Unterrichtseinheiten müßten auch in die jeweilige Fremdsprache übertra-

gen werden, um deren Nutzung anderen Lehrkräften zu erleichtern. Ausländische Aus-

zubildende könnten schließlich durch den bilingualen Unterricht in Deutschland ihre 

Deutschkenntnisse verbessern und dadurch auch angeleitet werden, mit Fachbüchern 

und Textpassagen zu arbeiten. Auch für ausländische Lehrkräfte und Ausbilder würde 

die Verbesserung der Sprachfertigkeiten das Arbeiten mit "deutschen Materialien" 

(Schmidtmann-Ehnert 1994, S. 317) erleichtern. Als Perspektiven der Austauschpro-

jekte sollten weitere Kooperationsverbindungen zwischen EU-Partnerbetrieben, Kam-

mern und Schulen entwickelt werden. In Verbindung hierzu wäre auch von deutscher 

Seite mehr Überzeugungsarbeit zu leisten für eine "über schulbegleitende Betriebs-

praktika hinausgehende stabil verankerte praktische Ausbildung" (Schmidtmann-

Ehnert 1994, S. 317) dualer Struktur. Das Ganze könnte unterstützt werden durch eine 

wechselseitige Erprobung und Auswertung von Lerneinheiten in "transnationalen 

Hospitationen, Seminaren und Workshops" (BIBB 1998b, S. 19). Ein "Beirat", beste-

hend aus Vertretern der an der Berufsbildung Beteiligten aus den Partnerländern, müß-

te betriebliche und schulische "Ausbildungsansprüche" und Fragen der Zertifizierung 

überprüfen (BIBB 1998b, S. 19). 

Deutschland muß seine dual organisierte Berufsausbildung modernisieren, um damit 

neue Wege in der europäischen Berufsbildung aufzuzeigen und um mitzuhelfen, die 

Situation auf dem europäischen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu verbessern. Dabei 

könnte die erarbeitete Konzeptform einer dualen kaufmännischen Berufsausbildung 

ein richtungsweisendes Modell für eine zukünftige berufliche Bildung in Europa wer-

den. Ohne die gestaltende Mitwirkung der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaf-

ten wird allerdings das duale System national und international nicht funktionieren. 

Beide Sozialpartner müssen sich trotz gewisser Gegensätze um "konkrete und pragma-

tische Lösungen" (KWB 1991c, S. 35) im Sinne der Mitgestaltung der nationalen und 

europäischen Entwicklung und der Lösung dieser gesamteuropäischen Aufgabe der 

Berufsbildung bemühen (vgl. KWB 1991c, S. 35). 
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Anhang 1: Fragebogen mit Begleitschreiben 

 

Fragebogen 

 

 

 

 

Perspektiven des dualen Systems der kaufmännischen  

Berufsausbildung – Einschätzungen der  

Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften 
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1. Die Reform des dualen Systems der Berufsausbildung wird in Fachkreisen 
allgemein für notwendig gehalten. Warum sollte Ihrer Meinung nach das 
duale System reformiert werden? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Unfähigkeit, die im ökonomischen Struktur-
wandel (Einsatz neuer Techniken u.a.) not-
wendigen Qualifikationen zu vermitteln 

 � � � � � 

Mangelhafte Abstimmung zwischen Bil-
dungs- und Beschäftigungssystem 

 � � � � � 

Geändertes Bildungsverhalten der Jugend-
lichen 

 � � � � � 

Zu geringe Differenzierung der Bildungs-
wege 

 � � � � � 

Krisensituation des deutschen Schulsystems 
(Dreigliedrigkeit, Lehrermangel u.a.) 

 � � � � � 

  
� � � � � 

  
� � � � � 

Beschreiben Sie bitte kurz die Möglichkeiten 
der Reform! 
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2. Müssen die Bedingungen der dualen Berufsausbildung attraktiver gestaltet 
werden? 

ja (   ) 

nein (   ) 

Wenn ja, welche Bedingungen? 

      

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Die Konjunkturabhängigkeit der Berufsaus-
bildung muß gemildert werden 

 � � � � � 

Die Gleichwertigkeit von Berufs- und Allge-
meinbildung muß realisiert werden 

 � � � � � 

Es müssen bessere berufliche Karriereper-
spektiven für die Lehrstellennachfrager auf-
gezeigt werden 

 � � � � � 

Den Erfordernissen der wirtschaftlichen Ent-
wicklung muß bildungspolitisch mehr Rech-
nung getragen werden 

 � � � � � 

Das Bewerberpotential muß aufgrund unter-
schiedlicher Eingangsvoraussetzungen  
(Schulabschluß, Alter, Lernschwierigkeiten) 
erweitert werden 

 � � � � � 

  
� � � � � 

  
� � � � � 

Welche Möglichkeiten bestehen, die Ausbil-
dungsbedingungen attraktiver zu gestalten? 
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3. Besteht Ihrer Meinung nach in der dualen Berufsausbildung eine Ungleich-
heit der Bildungschancen? 

ja (   ) 

nein (   ) 

Wenn ja, in welcher Hinsicht? 

Hinsichtlich ... 

      

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

... der Bestenauslese der Bewerber  � � � � � 

... der ungleichen Behandlung männlicher 
und weiblicher Auszubildender 

 � � � � � 

... nicht empfehlenswerter Ausbildungsan-
gebote 

 � � � � � 

... mangelhafter Beschäftigungs- und Auf-
stiegsperspektiven für Ausbildungsabsolven-
ten 

 � � � � � 

... gesellschaftlich ungleicher Bewertung des 
dualen Ausbildungsabschlusses im Vergleich 
zum Fachhochschul- und Hochschulabschluß 

 � � � � � 

... der Einkommensdifferenzen unterschiedli-
cher Qualifikationsebenen 

 � � � � � 

  
� � � � � 

  
     

Wie kann die Chancenungleichheit beseitigt 
werden? 
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4. Welche Merkmale hinsichtlich einer veränderten Werthaltung und Einstel-
lung der kaufmännischen Auszubildenden zu Arbeit und Beruf halten Sie für 
zutreffend bzw. unzutreffend? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Oft starke Ablehnung fremdbestimmter Ar-
beit  

 � � � � � 

Kritisches Verhalten der Jugendlichen zu 
Forderungen und Erwartungen ihnen gegen-
über 

 � � � � � 

Forderungen nach neuen Formen des Arbeits-
lebens mit Veränderungen des starren Acht-
Stunden-Tages 

 � � � � � 

Egoistische Verhaltensweisen bestimmen oft 
die Bereitschaft zu persönlichem Engagement 

 � � � � � 

Berufsarbeit soll interessant sein und der 
Selbstentfaltung dienen 

 � � � � � 

Sonstiges bitte eintragen:       

  
� � � � � 

  
� � � � � 

Wie können Betrieb und Berufsschule diese 
veränderte Werthaltung in der Berufsausbil-
dung berücksichtigen? 
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5. Welche Bedeutung messen Sie den Strukturveränderungen der heutigen 
Wirtschaft bei, die bei der kaufmännischen Berufsausbildung berücksichtigt 
werden sollen? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Veränderung durch Bildschirmarbeitsplätze, 
computerisierte Textverarbeitung u.a. 

 � � � � � 

Vernetzung der verschiedenen Produktions- 
und Verwaltungsbereiche zu Großsystemen 

 � � � � � 

Verstärkte Rationalisierungsmöglichkeiten in 
Büro und Verwaltung 

 � � � � � 

Intensive Nutzung und Kontrollierbarkeit des 
qualifizierten Personals 

 � � � � � 

  
� � � � � 

  
� � � � � 

Wie können Ihrer Ansicht nach diese Struk-
turveränderungen bei der kaufmännischen 
Berufsausbildung berücksichtigt werden? 
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6. Welche der im folgenden aufgeführten Gründe sind für die gegenwärtige Si-
tuation der kaufmännischen Ausbildungsstellen maßgebend? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Mangelnde Anpassung der staatlichen schuli-
schen Bildung an den Bedarf der Wirtschaft 

 � � � � � 

Zu geringes betriebliches Angebot an Ausbil-
dungsplätzen im Büro- und 
Dienstleistungssektor 

 � � � � � 

Berufliche und regionale Ungleichgewichte 
auf dem Ausbildungsmarkt 

 � � � � � 

Kurzfristiges Bedarfs- und Ertragsdenken der 
Unternehmen 

 � � � � � 

  
� � � � � 

  
� � � � � 

  
� � � � � 

Haben Sie konkrete Vorschläge, wie die Aus-
bildungsplatzsituation im kaufmännischen 
Bereich verbessert werden könnte? 

ja (   ) 

nein (   ) 

Wenn ja, welche? 

Bitte kurz angeben. 
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7. Wie schätzen Sie die Möglichkeiten für interessierte Jugendliche aus folgen-
den Gruppen ein, duale Ausbildungschancen im kaufmännischen Bereich zu 
erhalten? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Jugendliche mit Kenntnisdefiziten und unzu-
reichend entwickelten sozialen Fähigkeiten 

 � � � � � 

Ausbildungsabbrecher  � � � � � 

Studienabbrecher  � � � � � 

Ungelernte  � � � � � 

Benachteiligte Jugendliche, wie solche ohne 
Hauptschulabschluß, Sonderschüler 

 � � � � � 

Jugendliche Aussiedler mit Sprachschwierig-
keiten 

 � � � � � 

Straffällig gewordene und ehemals drogen-
abhängige Jugendliche 

 � � � � � 

Ausländische Jugendliche  � � � � � 

       

  
� � � � � 
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8. Wie kann nach Ihrer Ansicht eine kontinuierliche Nachwuchssicherung in 
den Unternehmen gewährleistet werden? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Durch eine bedarfsorientierte Planung der 
Berufsausbildung 

 � � � � � 

Durch eine enge Abstimmung von Ausbil-
dung und Beschäftigung 

 � � � � � 

Durch die Übernahme aller ausgebildeten 
Fachkräfte 

 � � � � � 

Durch eine Überbedarfsausbildung  � � � � � 

       

  
     

  
� � � � � 

Begründen Sie bitte kurz Ihre Ablehnung!       
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9. Wie beurteilen Sie insgesamt die Ausbildungssituation der Berufsschule? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Personelle Versorgung mit Lehrkräften  � � � � � 

Sachliche Ausstattung  � � � � � 

Räumliche Ausstattung  � � � � � 

Die Position der Berufsschule als dualer Part-
ner ist gegenüber dem Betrieb zu schwach 

 � � � � � 

Die Vermittlung allgemeinbildender Kennt-
nisse ist zu gering 

 � � � � � 

Die Einführung des zweiten Berufsschultages 
ist erforderlich 

 � � � � � 

Neuere Ausbildungs- und Unterrichtsmetho-
den 

 � � � � � 

Differenzierung des Berufsschulunterrichts 
nach Vorbildung 

 � � � � � 

Weitere Kriterien der Ausbildungssituation 
der Berufsschule: 

      

  
� � � � � 

       

  
� � � � � 
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10. Eine Verbesserung der Qualitätsbedingungen der betrieblichen Erstausbil-
dung halten wir hinsichtlich folgender Aspekte für erforderlich? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Vermittlung betrieblicher Gesamtzusammen-
hänge 

 � � � � � 

Stärkere Ausnutzung der Regelausbildungs-
dauer 

 � � � � � 

Beseitigung bzw. Abschwächung der zwi-
schen den Betrieben bestehenden unter-
schiedlichen Ausbildungsqualität 

 � � � � � 

Moderne betriebliche Lehr- und Lernmetho-
den 

 � � � � � 

Objektive Beurteilungskriterien für die Aus-
zubildenden 

 � � � � � 

Beachtung des Zusammenhangs zwischen be-
ruflicher Erstausbildung und Weiterbildungs-
interessen 

 � � � � � 

Begründen Sie bitte kurz Ihren Standpunkt!       
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11. Welches sind nach Ihrer Ansicht die wesentlichen Schwächen des Koopera-
tionsverhältnisses zwischen Betrieb und Berufsschule? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Nur punktuelle und unsystematische Koope-
ration 

 � � � � � 

Kein zeitlicher Gleichlauf zwischen Betrieb 
und Berufsschule bei der Vermittlung kauf-
männischer Ausbildungsinhalte 

 � � � � � 

Zu geringe Abstimmung betrieblicher Aus-
bildungspläne mit Lehrplänen der Berufs-
schule 

 � � � � � 

Zu wenig Einfluß des Betriebes auf die Un-
terrichtsgestaltung 

 � � � � � 

Ungenügende Anerkennung der Ausbildungs-
tätigkeit von betrieblichen Ausbildern und 
Berufsschullehrern 

 � � � � � 

  � � � � � 

       

       

Wie kann eine bessere Abstimmung zwischen 
betrieblicher Ausbildung und Berufsschulun-
terricht herbeigeführt werden? 
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12. Die Sonderausbildungsgänge der Wirtschaft wie z.B. Berufsakademie, Ver-
waltungs- und Wirtschaftsakademie werden von den Unternehmen gegen-
über der herkömmlich dualen Berufsausbildung bevorzugt. Geben Sie bitte 
Ihre Wertung durch Ankreuzen des Ihrer Meinung nach zutreffenden 
Grundes auf der Skala an. 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Das duale System kann hochqualifizierte 
kaufmännische Fachkräfte nicht mehr bereit-
stellen 

 � � � � � 

Das duale System vermittelt nur noch in den 
Großbetrieben ausreichend Theorie und Pra-
xis 

 � � � � � 

Absolventen der Sonderausbildungsgänge der 
Wirtschaft haben eine bessere Einsatzflexibi-
lität als Absolventen der dualen Berufsaus-
bildung 

 � � � � � 

Sonstige Gründe:       

  � � � � � 

  � � � � � 

  � � � � � 

Gefährden die Sonderausbildungsgänge der 
Wirtschaft die Zukunft der herkömmlichen 
dualen Berufsausbildung? 

      

       

       

       

       

 



 271 

13. Welche Bedingungen in außer- und überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
müssen verändert werden? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Tarifvertragliche Regelungen für Auszubil-
dende und Ausbilder 

 � � � � � 

Praxisbezug  � � � � � 

Vertretung der Auszubildenden  � � � � � 

Öffentliche Kontrolle  � � � � � 

Mitbestimmung für Berufsschulen und Ge-
werkschaften 

 � � � � � 

Vergabe der schulischen Ausbildung an Be-
rufsschulen 

 � � � � � 

  � � � � � 

  � � � � � 

Halten Sie das duale System wegen der Ver-
lagerung des schulischen Anteils in außer- 
und überbetriebliche Ausbildungsstätten für 
gefährdet? 
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14. Wie können die Prüfungsbedingungen der kaufmännischen Ausbildungsbe-
rufe verbessert werden? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Die Prüfungen müssen den veränderten Aus-
bildungs- und Qualifikationsanforderungen 
entsprechen 

 � � � � � 

Stärkere Orientierung der Abschlußprüfung 
an der Feststellung übergreifender Qualifika-
tionen (Gesamtzusammenhänge erkennen 
und umsetzen) 

 � � � � � 

Mehr Berücksichtigung des persönlichkeits-
bezogenen Bereiches der Ausbildung 

 � � � � � 

Die punktuelle Abschlußprüfung sollte durch 
verschiedene Abschnittsprüfungen ersetzt 
werden 

 � � � � � 

Berücksichtigung der während der Ausbil-
dungszeit in Betrieb und Berufsschule er-
brachten Leistungen 

 � � � � � 

Beibehaltung von bundeseinheitlichen und 
überregional erstellten programmierten Prü-
fungsaufgaben 

 � � � � � 

Weitere Möglichkeiten:       

  � � � � � 

  � � � � � 

  � � � � � 
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15. Welche Bedeutung hat für Sie die Qualität der Berufsausbildung im Rah-
men der Neuordnung der kaufmännischen Ausbildungsordnungen? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Wegen der neueren Qualifikationsanforde-
rungen ist für alle kaufmännischen Ausbil-
dungsberufe eine Neuordnung notwendig 

 � � � � � 

Kürzere Verfahrenswege für die Neuordnung 
von Ausbildungsberufen 

 � � � � � 

Neue Ausbildungsordnungen müssen sich für 
Klein-, Mittel- und Großbetriebe eignen 

 � � � � � 

Die betriebliche Praxis erfordert bundesweit 
eine Aktualisierung der Ordnungsmittel in 
bestimmten Zeitabständen 

 � � � � � 

       

Sonstiges bitte eintragen:       

  � � � � � 

  � � � � � 

  � � � � � 
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16. Inwiefern treffen Ihrer Meinung nach folgende Aussagen hinsichtlich der 
Kostenbelastung durch die betriebliche Berufsausbildung zu? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Ursache des Abbaus von Ausbildungsplätzen 
ist die zu starke Kostenbelastung durch die 
betriebliche Berufsausbildung 

 � � � � � 

Unterlassene betriebliche Berufsausbildung 
führt nur kurzfristig zu Kostenreduzierungen 

 � � � � � 

Bei Abbau der Ausbildungsplätze entstehen 
für die Unternehmen mittel- und langfristig 
höhere Kosten (für Personalbeschaffung, 
Einarbeitung und Anpassungsqualifizierung) 

 � � � � � 

Bei den Kostenüberlegungen zur betriebli-
chen Berufsausbildung muß auch der durch 
die Mitarbeit der Auszubildenden erbrachte 
Nutzen berücksichtigt werden 

 � � � � � 

Andere:       

  � � � � � 

  � � � � � 

  � � � � � 

  � � � � � 

  � � � � � 

  � � � � � 

  � � � � � 
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17. Welche der im folgenden aufgeführten Kriterien sind für die Finanzierung 
einer qualifizierten dualen Berufsausbildung entscheidend? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Die Finanzierung der dualen Berufsausbil-
dung muß eine öffentliche Aufgabe sein 

 � � � � � 

Die Konjunkturanfälligkeit der Ausbildungs-
platzsituation kann nur über die Finanzierung 
der Berufsausbildung geändert werden 

 � � � � � 

Ein überbetrieblicher Lastenausgleich ist von 
nicht ausbildenden Unternehmen und Ver-
waltungen zu zahlen 

 � � � � � 

Eine öffentliche Finanzierungsform der be-
trieblichen Berufsausbildung würde die Aus-
bildung durch neue Bürokratien verteuern 

 � � � � � 

Die unternehmerische Planung würde durch 
eine öffentliche Finanzierung der dualen 
Berufsausbildung beeinträchtigt werden 

 � � � � � 

Wie sollte Ihrer Meinung nach die qualifi-
zierte duale Berufsausbildung finanziert 
werden? 
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18. Welche Bedeutung messen Sie der beruflichen Weiterbildung in Verbindung 
mit der dualen Erstausbildung zu? 

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

Aufbau einer systematischen beruflichen 
Weiterbildung 

 � � � � � 

Weiterbildungsformen müssen durch schuli-
sche und betriebliche Rahmenbedingungen 
unterstützt werden 

 � � � � � 

Die Berufsschule muß eine bedeutende Funk-
tion übernehmen 

 � � � � � 

Durch die steigenden Qualifikationsanforde-
rungen ist eine ständige Weiterbildung für die 
Mitarbeiter notwendig 

 � � � � � 

Der betriebliche Bereich der Weiterbildung 
muß bundeseinheitlich gesetzlich geregelt 
werden 

 � � � � � 

Für die Zeit der Weiterbildung soll die Frei-
zeit der Arbeitnehmer genutzt werden 

 � � � � � 

Die gesetzliche Regelung des Arbeitnehmer-
weiterbildungsgesetzes (Bildungsurlaub) ist 
eine zu hohe finanzielle Belastung für die 
Unternehmen 

 � � � � � 

Für jegliche betriebliche Weiterbildungsrege-
lung muß neben der Mitbestimmung der 
Kammerverbände auch die Mitbestimmung 
der Gewerkschaften und des Staates gewähr-
leistet sein 

 � � � � � 
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19. In welcher Hinsicht gibt es Ihrer Meinung nach Schwierigkeiten für das 
deutsche duale System im Rahmen der Konkurrenzsituation mit den ande-
ren vollzeitschulischen Berufsbildungssystemen in EU-Mitgliedsländern? 

Schwierigkeiten für das duale System gibt 
es hinsichtlich: 

      

  trifft  
voll zu 

trifft  
teilw. zu 

weder/ 
noch 

trifft  
kaum zu 

trifft überh. 
nicht zu 

der Dreigliedrigkeit des deutschen Sekundar-
schulwesens, da es eine strikte Trennung von 
allgemeinbildendem Schulwesen und berufli-
cher Erstausbildung nur in Deutschland gibt 

 � � � � � 

einer nicht genügenden Vermittlung allge-
meinbildender Inhalte durch das duale Sy-
stem 

 � � � � � 

der bilateralen Austauschmöglichkeiten für 
kaufmännische Auszubildende 

 � � � � � 

der bevorzugten Förderung beruflicher Voll-
zeitschulen in anderen EU-Ländern 

 � � � � � 

der Beschreibung der beruflichen Ausbil-
dungsanforderungen (Entsprechungsregelun-
gen) mit Anerkennung der Ausbildungsab-
schlüsse 

 � � � � � 

  � � � � � 

  � � � � � 

Wie kann auf europäischer Ebene eine quali-
fizierte kaufmännische Berufsausbildung 
geschaffen werden? 
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Begleitschreiben: 

 

25. März 1996 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich bearbeite das Thema 

"Perspektiven des dualen Systems der kaufmännischen Berufsausbildung –  

Einschätzungen der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften" 

im Rahmen einer Promotion an der Universität-Gesamthochschule Kassel (Betreuer: 

Prof. Dr. Dedering). 

Hierbei wäre es für mich eine große Hilfe, wenn Sie mir einige Fragen beantworten 

würden. Die Fragen betreffen bestimmte Problembereiche des dualen Systems der 

kaufmännischen Berufsausbildung. Ihre Antworten sollen zur Klärung beitragen, un-

ter welchen Perspektiven das duale System der Berufsausbildung – hier den kauf-

männischen Bereich betreffend – aus Sicht Ihrer Organisation weiterentwickelt wer-

den kann. 

Ich bitte Sie, den beigefügten Fragebogen zu beantworten und den Freiumschlag für 

die Rücksendung zu verwenden. Geben Sie mir bitte den Fragebogen möglichst in-

nerhalb von vier Wochen wieder zurück, damit ich bald mit der Auswertung begin-

nen kann. Teilen Sie mir bitte auch mit, ob Ihre Antworten von mir unter Angabe Ih-

rer Organisation verwertet werden können. 

Gerne bin ich bereit, Ihnen nach Beendigung meiner Forschungsarbeit die Disserta-

tion zukommen zu lassen. 

Für Ihre Unterstützung bedanke ich mich schon im voraus. Sie ist für den Erfolg 

meines Vorhabens sehr wichtig. 

Mit freundlichen Grüßen 



 279 

Anhang 2: Themenkomplexe und Inhaltspunkte der Fragen des Fragebogens 

Zu Frage 1: Die Reform des dualen Systems der Berufsausbildung 

Schwierigkeiten bei der Vermittlung von Qualifikationen, mangelhafte Abstimmung zwi-

schen Bildungs- und Beschäftigungssystem, Krise des deutschen Schul- und Bildungssy-

stems. 

Zu Frage 2: Attraktivere Gestaltung der dualen Berufsausbildung 

Konjunkturabhängigkeit der Berufsausbildung, Gleichwertigkeit von Berufs- und Allge-

meinbildung, Karriereperspektiven für Ausbildungsinteressenten, bildungspolitischer Be-

zug zur wirtschaftlichen Entwicklung, Erweiterung des Bewerberpotentials. 

Zu Frage 3: Ungleichheit der Bildungschancen 

Bewerberauslese, geschlechtsspezifische Ungleichbehandlung der Bewerber, nicht empfeh-

lenswerte Ausbildungsangebote, mangelhafte Beschäftigungs- und Aufstiegsperspektiven 

für Ausbildungsabsolventen, gesellschaftliche Benachteiligung des dualen Ausbildungsab-

schlusses, Einkommensdifferenzen unterschiedlicher Qualifikationsebenen. 

Zu Frage 4: Veränderte Werthaltung und Einstellung zu Arbeit und Beruf 

Ablehnung fremdbestimmter Arbeit, kritisches Verhalten der Jugendlichen, Forderungen 

nach neuen Formen des Arbeitslebens, egoistische Verhaltensweisen. 

Zu Frage 5: Strukturveränderungen der heutigen Wirtschaft 

Veränderungen der kaufmännischen Arbeitsplätze durch die neuen Informations- und 

Kommunikationstechniken, Rationalisierung im Büro, Arbeitsüberwachung. 

Zu Frage 6: Kaufmännische Ausbildungsstellen 

Mangelhafte Anpassung der schulischen Bildung an den Bedarf der Wirtschaft, betriebli-

ches Ausbildungsplatzangebot, berufliche und regionale Ungleichgewichte auf dem Aus-

bildungsmarkt, Bedarfs- und Ertragsdenken der Unternehmen. 

Zu Frage 7: Ausbildungschancen im kaufmännischen Bereich für benachteiligte 

Gruppen 

Jugendliche mit Kenntnisdefiziten und unzureichend entwickelten sozialen Fähigkeiten, 

Ausbildungsabbrecher, Studienabbrecher, Ungelernte, Jugendliche ohne Hauptschulab-

schluß, Sonderschüler, jugendliche Aussiedler und ausländische Jugendliche mit Sprach-

schwierigkeiten. 
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Zu Frage 8: Nachwuchssicherung 

Bedarfsorientierte Planung der Berufsausbildung, enge Abstimmung von Ausbildung und 

Beschäftigung, Übernahme aller ausgebildeten Fachkräfte, Überbedarfsausbildung 

Zu Frage 9: Ausbildungssituation der Berufsschule 

Personelle Versorgung mit Lehrkräften, sachliche und räumliche Ausstattung, zu schwache 

Position der Berufsschule als dualer Partner, zu geringe Vermittlung allgemeinbildender 

Kenntnisse, zweiter Berufsschultag, neuere Ausbildungs- und Unterrichtsmethoden, Diffe-

renzierung des Berufsschulunterrichts nach Vorbildung. 

Zu Frage 10: Verbesserung der betrieblichen Erstausbildung 

Vermittlung betrieblicher Gesamtzusammenhänge, Ausnutzung der Regelausbildungsdauer, 

unterschiedliche Ausbildungsqualität zwischen den Betrieben, moderne Lehr- und Lernme-

thoden, objektive Beurteilungskriterien für die Auszubildenden, Zusammenhang zwischen 

beruflicher Erstausbildung und Weiterbildungsinteressen. 

Zu Frage 11: Kooperationsverhältnis zwischen Betrieb und Berufsschule 

Unsystematische Kooperation, Problem des zeitlichen Gleichlaufs bei der Vermittlung 

kaufmännischer Ausbildungsinhalte, Abstimmung betrieblicher Ausbildungspläne mit 

Lehrplänen der Berufsschule, Einfluß des Betriebes auf Unterrichtsgestaltung, Anerken-

nung der Ausbildungstätigkeit von betrieblichen Ausbildern und Berufsschullehrern. 

Zu Frage 12: Sonderausbildungsgänge der Wirtschaft 

Bereitstellung hochqualifizierter kaufmännischer Fachkräfte durch das duale System, Ver-

mittlung von Theorie und Praxis durch das duale System, Vergleich der Einsatzflexibilität 

von Absolventen der Sonderausbildungsgänge der Wirtschaft und Absolventen der dualen 

Berufsausbildung 

Zu Frage 13: Außer- und überbetriebliche Ausbildungsstätten 

Tarifvertragliche Regelungen für Auszubildende und Ausbilder, Praxisbezug, Vertretung 

der Auszubildenden, öffentliche Kontrolle, Mitbestimmung für Berufsschulen und Gewerk-

schaften, Vergabe der schulischen Ausbildung an Berufsschulen 

Zu Frage 14: Prüfungsbedingungen der kaufmännischen Ausbildungsberufe 

Veränderte Ausbildungs- und Qualifikationsanforderungen, Orientierung an der Feststel-

lung übergreifender Qualifikationen, Berücksichtigung des persönlichkeitsbezogenen Be-

reiches der Ausbildung, Einsatz von Abschnittsprüfungen anstelle von punktuellen Prü-

fungsverfahren, Berücksichtigung der während der Ausbildungszeit in Betrieb und Berufs-

schule erbrachten Leistungen, Einsatz programmierter Prüfungsaufgaben 
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Zu Frage 15: Qualität der Berufsausbildung und Neuordnungsverfahren 

Notwendigkeit einer Neuordnung aller kaufmännischen Ausbildungsberufe, Verfahrenswe-

ge, Eignung neuer Ausbildungsordnungen für Klein-, Mittel- und Großbetriebe, Aktualisie-

rung der Ordnungsmittel 

Zu Frage 16: Kostenbelastung durch die betriebliche Berufsausbildung 

Kostenbelastung als Ursache des Ausbildungsplatzabbaus, Nachteile unterlassener betrieb-

licher Berufsausbildung, Berücksichtigung des Ausbildungsnutzens 

Zu Frage 17: Finanzierung der dualen Berufsausbildung 

Konjunkturanfälligkeit der Ausbildungsplatzsituation, ausbildende und nicht ausbildende 

Unternehmen, öffentliche/einzelbetriebliche Finanzierung 

Zu Frage 18: Berufliche Weiterbildung  

Schulische und betriebliche Rahmenbedingungen, Funktionswandel der Berufsschule, 

Notwendigkeit einer ständigen Weiterbildung, Regelung der betrieblichen Weiterbildung, 

Mitbestimmung bei der betrieblichen Weiterbildung durch Kammern, Gewerkschaften und 

Staat 

Zu Frage 19: Konkurrenz des dualen Systems der Berufsausbildung und der voll-

zeitschulischen Berufsbildungssysteme in der Europäischen Union 

Dreigliedrigkeit des deutschen Sekundarschulwesens, Vermittlung allgemeinbildender In-

halte durch das duale System, bilaterale Austauschmöglichkeiten für kaufmännische Aus-

zubildende, bevorzugte Förderung beruflicher Vollzeitschulen in anderen EU-Ländern, 

Entsprechungsregelungen mit Anerkennung der Ausbildungsabschlüsse 
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Anhang 3: Durchführung der Fragebogenuntersuchung 

 

 

 

Versand des Fragebogens 

I an 27 Arbeitgeberverbände 

II an den Deutschen Gewerkschaftsbund und  

13 Einzelgewerkschaften 

III Zusätzlicher Versand des Fragebogens 

an 5 BDI Mitgliedsverbände, 

an 1 BGA Landesverband und 

an 2 BGA Regionalverbände 
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I. Arbeitgeberverbände 

1. Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung 

Adenauerallee 8a 
53113 Bonn 

2. Bundesverband der Deutschen Industrie BDI 

Postfach 510548 
50941 Köln 

3. Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände BDA 

Gustav-Heinemann-Ufer 72 
50968 Köln 

4. Deutscher Industrie- und Handelstag DIHT 

Adenauerallee 148 
53113 Bonn 

5. Zentralverband des Deutschen Handwerks 

Johanniterstraße 1 
53113 Bonn 

6. Zentralverband des Deutschen Baugewerbes 

Godesberger Allee 99 
53175 Bonn 

7. Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e.V. 

Abraham-Lincoln-Straße 30 
65189 Wiesbaden 

8. Unternehmensverband Ruhrbergbau 

Friedrichstraße 1 
45128 Essen 

9. Bundesarbeitgeberverband Chemie e.V. 

Abraham-Lincoln-Straße 24 
65189 Wiesbaden 

10. Arbeitsgemeinschaft Keramische Industrie e.V. 

Friedrich-Ebert-Anlage 38 
60325 Frankfurt/M. 
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11. Arbeitgeberverband Deutscher Eisenbahnen e.V. 
Eisenbahnen, Berg- und Seilbahnen, Kraftverkehrsbetriebe 

Volksgartenstraße 54a 
50677 Köln 

12. Gesamtverband der Deutschen Land- und  
Forstwirtschaftlichen Arbeitgeberverbände e.V. 

Godesberger Allee 142-148 
53175 Bonn 

13. Hauptverband des Deutschen Einzelhandels 

Gothaer Allee 2 
50969 Köln 

14. Bundesverband des Deutschen Groß- und Außenhandels e.V. 

Bonner Talweg 57 
53113 Bonn 

15. Arbeitgeberverband des privaten Bankgewerbes e.V. 

Andreaskloster 27-31 
50667 Köln 

16. Arbeitgeberverband der Versicherungsunternehmen  
in Deutschland 

Arabellastraße 29 
81925 München 

17. Hauptverband der Deutschen Holz und Kunststoffe  
verarbeitenden Industrie und verwandter Industriezweige e.V. 

Flutgraben 2 
53604 Bad Honnef 

18. Hauptverband der Deutschen Schuhindustrie e.V. 

Postfach 100761 
63007 Offenbach 

19. Bundesverband Druck e.V. 

Biebricher Allee 79 
65187 Wiesbaden 
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20. Vereinigung der Arbeitgeberverbände der  
Deutschen Papierindustrie e.V. 

Grafenberger Allee 368 
40235 Düsseldorf 

21. Gesamtverband der metallindustriellen  
Arbeitgeberverbände e.V. – Gesamtmetall – 

Volksgartenstraße 54 A  
50677 Köln 

22. Arbeitgebervereinigung Nahrung und Genuß e.V. 

Annaberger Straße 28 
53175 Bonn 

23. Deutscher Hotel- und Gaststättenverband e.V. (DEHOGA) 

Kronprinzenstraße 46 
53173 Bonn 

24. Vereinigung Kommunaler Arbeitgeber VKA 

Lindenallee 24 
50968 Köln 

25. Tarifgemeinschaft Deutscher Länder TDL 

Postfach 301465 
53194 Bonn 

26. Bundesvereinigung der Arbeitgeber im Bundesverband  
Bekleidungsindustrie e.V. 

Mevissenstraße 15 
50668 Köln 

27. Gesamtverband der Textilindustrie in der Bundesrepublik 
Deutschland e.V. 

Frankfurter Straße 10-14 
65760 Eschborn 
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II. Gewerkschaften 

1. Deutscher Gewerkschaftsbund DGB 
Bundesvorstand 

Hans-Böckler-Straße 39 
40476 Düsseldorf 

2. IG Bauen-Agrar-Umwelt 

Bockenheimer Landstraße 73-77 
60325 Frankfurt 

3. IG Bergbau und Energie 

Alte Hattinger Straße 19 
44789 Bochum 

4. IG Chemie-Papier-Keramik 

Königsworther Platz 6 
30167 Hannover 

5. Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands 

Beethovenstraße 12-16 
60325 Frankfurt 

6. Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

Reifenberger Straße 21 
60489 Frankfurt 

7. Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen 

Kanzlerstraße 8 
40472 Düsseldorf 

8. Gewerkschaft Holz und Kunststoff 

Sonnenstraße 10 
40227 Düsseldorf 

9. Gewerkschaft Leder 

Willi-Bleicher-Straße 20 
70174 Stuttgart 

10. IG Medien - Druck und Papier, Publizistik und Kunst 

Friedrichstraße 15 
70174 Stuttgart 
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11. IG Metall 

Lyoner Straße 32 
60528 Frankfurt 

12. Gewerkschaft Nahrung-Genuß-Gaststätten 

Haubachstraße 76 
22765 Hamburg 

13. Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 

Theodor-Heuss-Straße 2 
70174 Stuttgart 

14. Gewerkschaft Textil-Bekleidung 

Roßstraße 94 
40476 Düsseldorf 
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III. Der Fragebogen wurde zusätzlich an fünf BDI Mitgliedsverbände sowie an 

einen BGA Landesverband und zwei BGA Regionalverbände verschickt. 

– Bundesverband Steine und Erden e.V. 

Friedrich-Ebert-Anlage 38 
60325 Frankfurt 

– Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V. (VDMA) 

Lyoner Straße 18 
60528 Frankfurt 

– EBM Wirtschaftsverband 
Iron, sheet and metal processing industry 
Eisen- und Metallindustrie 

Kaiserswerther Straße 135 
40474 Düsseldorf 

– Arbeitgeberverband Stahl e.V. 

Kaiserswerther Straße 115 
40474 Düsseldorf 

– Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie 

Dinkelsweg 2 
53175 Bonn 

– Landesverband des Groß- und Außenhandels für Hessen e.V. 

Telemannstraße 12 
60323 Frankfurt/M. 

– Arbeitgeberverband Großhandel-Außenhandel-Dienstleistungen 
Westfalen-Mitte e.V. 

Westfalendamm 217 
44141 Dortmund 

– Unternehmensverband des Großhandels 
Düsseldorf-Niederrhein e.V. 

Achenbachstraße 28 
40237 Düsseldorf 
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Anhang 4: Expertenbearbeitung des Fragebogens 

Dem Namen des/der Experten/Expertinnen folgt die Berufsbezeichnung und die Be-

zeichnung der Institution mit Anschrift. 

❏ Frau Angela Abel, Jugendsekretärin, 

Industriegewerkschaft Medien, Druck und Papier, Publizistik und Kunst, Haupt-

vorstand, Abteilung Jugend/Berufliche Bildung,  

Friedrichstraße 15, 70174 Stuttgart 

❏ Frau Renate Acker, Diplom-Volkswirtin, Leiterin des Bildungsreferats, 

Wirtschaftsverband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V. Referat Bildung,  

Lyoner Straße 18, 60528 Frankfurt/Main-Niederrad 

❏ Herr Friedhelm Ahrens, Gewerkschaftssekretär, 

Gewerkschaft Holz und Kunststoff, Hauptvorstand, Abtlg. Berufliche Bildung/ 

Handwerk/Jugend, 

Sonnenstraße 10, 40227 Düsseldorf 

❏ Herr Hans Blieffert, Leiter der kaufmännischen Berufsbildung und Referent für 

Betriebswirtschaft des Berufsförderungswerks e.V. der Wirtschaftsvereinigung 

Bauindustrie e.V. NRW 

Uhlandstraße 56, 40237 Düsseldorf 

Mitgliedsverband zum Hauptverband der Deutschen Bauindustrie, 

Abraham-Lincoln-Straße 30, 65189 Wiesbaden 

❏ Herr Rainer Brötz, Gewerkschaftssekretär, 

Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen HBV, Abteilung Bi po, 

Kanzler Straße 8, 40472 Düsseldorf 

❏ Frau Helen Diedrich-Fuhs, Referentin für die Berufsbildung, 

Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung, 

Adenauerallee 8a, 53113 Bonn 

❏ Herr Dr. Michael Ehrke, IG Metall Vorstand 

Abteilung Berufsbildung 

Lyoner Straße 32, 60519 Frankfurt am Main 
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❏ Herr Heinz Hampel, Gewerkschaftssekretär 

Gewerkschaft Textil - Bekleidung, Hauptvorstand, Vorstandsbereich III  

Schulung/Bildung 

Roßstraße 94, 40476 Düsseldorf 

❏ Herr Gerd Holdgräfe, Organisationssekretär, 

Gewerkschaft Leder, Hauptvorstand, 

Willi-Bleicher-Straße 20, 70174 Stuttgart 

❏ Herr Berthold Jungkunz, Gewerkschaftssekretär, 

Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands, 

Beethovenstraße 12-16, 60325 Frankfurt/Main 

❏ Herr Kurt Kiesel, Leiter des Vorstandsbereiches Berufliche Bildung und  

Weiterbildung, Mitglied des geschäftsführenden Vorstands der GEW 

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Hauptvorstand, 

Postfach 900409, 60444 Frankfurt am Main 

❏ Herr Jochen Lippold, Leiter der Abteilung Bildungspolitik, 

Bundesverband Druck E.V., 

Biebricher Allee 79, 65187 Wiesbaden 

❏ Herr Kurt Müllerstedt, Gewerkschaftssekretär, 

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt, Bundesvorstand,  

Abteilung Bildung – Jugend – Personal 

Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt/Main 

❏ Herr Wolfgang Oppel, Referatsleiter Abteilung Bildung, 

Deutscher Gewerkschaftsbund DGB, Bundesvorstand, 

Hans-Böckler-Straße 39, 40476 Düsseldorf 

❏ Frau Michaela Rosenberger, Referatsleiterin, 

Gewerkschaft Nahrung – Genuß – Gaststätten, 

Haubachstraße 76, 22765 Hamburg 

❏ Herr Klaus Trompetter, Referent für Berufsausbildung, 

Bundesvereinigung der Arbeitgeber im Bundesverband Bekleidungsindustrie e.V., 

Mevissenstraße 15, 50668 Köln 
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❏ Herr Peter Wiedenroth, Gewerkschaftssekretär, 

Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr, ÖTV,  

Referat Berufliche Bildung, 

Theodor-Heuss-Straße 2, 70174 Stuttgart 

❏ Ohne Namensangabe 

Industriegewerkschaft Chemie, Papier, Keramik 

Königsworther Platz 6, 30167 Hannover 

❏ Ohne Namensangabe 

Industriegewerkschaft Bergbau und Energie 

Fritz-Husemann-Haus, Postfach 101229, Abtlg. Berufliche Bildung,  

44712 Bochum 

❏ Keine Angabe der Expertennamen und der Institutionen: 

Drei Arbeitgeberverbände 
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Anhang 5: Interviewleitfaden 

Ich bedanke mich, daß Sie bereit waren, meinen Fragebogen 

"Perspektiven des dualen Systems der kaufmännischen Berufsausbildung – 

Einschätzungen der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften" 

zu bearbeiten und mir heute die Gelegenheit eines Interviewgespräches mit Ihnen gewährt 

haben. Sofern Anonymität gewahrt bleiben sollte, werde ich dies berücksichtigen. Mit den 

neunzehn Fragen des Fragebogens habe ich versucht, wesentliche Probleme des dualen Sy-

stems herauszustellen. Wir wollen im Rahmen unseres Interviewgespräches einige Gesichts-

punkte des dualen Systems allgemein und aus Sicht Ihrer Organisation speziell auf den Fra-

gebogen bezogen besprechen. 

I. Allgemeine Fragen (Einführungsfragen) 

1. Worin sehen Sie das Hauptproblem des dualen Systems der Berufsausbildung? 

2. Welche zentrale Position zur dualen Berufsausbildung vertritt Ihre Organisation? 

3. Wie sehen Sie die Position des anderen Sozialpartners? 

II. Fragebogen 

Wir wenden uns nun den einzelnen Themenkomplexen des Fragebogens zu. Sofern einige 

Fragen, Antwortkategorien mit den Ankreuzkästchen bzw. offenen Fragen von Ihnen nicht 

bearbeitet wurden, möchte ich im Verlaufe des Interviews darauf eingehen. 

Zu Frage 1: Die Reform des dualen Systems der Berufsausbildung 

Von den Spitzenverbänden der Wirtschaft und von den Gewerkschaften werden Reformen in 

der dualen Berufsausbildung gefordert. 

1.1 Welche Möglichkeiten der Reform des dualen Systems sind aus Ihrer Sicht zu verwirk-

lichen? 

1.2 Wie sollte die Abstimmung zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem erfolgen? 

1.3 Bestehen Chancen, daß die Strukturkrise der Sekundarstufe II zugunsten des dualen 

Systems der Berufsausbildung bewältigt werden kann? Durch das Bildungsverhalten 

der Jugendlichen haben wir teilweise einen Mangel an Ausbildungsinteressenten! 
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Zu Frage 2: Attraktivere Gestaltung der dualen Berufsausbildung 

Welche Perspektiven ergeben sich für die duale Berufsausbildung, die Bedingungen hin-

sichtlich der im Fragebogen angegebenen Problembereiche attraktiver zu gestalten? 

2.1 Wie könnte die Konjunkturabhängigkeit gemildert werden? 

2.2 Wie kann eine Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung erreicht wer-

den? 

2.3 Ist es möglich, bessere Karriereperspektiven für Ausbildungsinteressenten deutlich zu 

machen? 

2.4 Wie kann die Bildungspolitik der wirtschaftlichen Entwicklung besser entsprechen? 

Zu Frage 3: Ungleichheit der Bildungschancen 

Es wird vielfach behauptet, es bestünde eine gewisse Chancenungleichheit in der dualen Be-

rufsausbildung. Wie könnte dies im Sinne einer Chancengerechtigkeit behoben bzw. verbes-

sert werden? Sofern die Frage 3 mit "Nein" angekreuzt wurde, geht der Verfasser auf die 

einzelnen offenen Antwortkategorien ein. 

3.1 Wie ist das bei der Bestenauslese der Ausbildungsbewerber und 

3.2 bei einer ungleichen Behandlung männlicher und weiblicher Ausbildungsbewerber und 

auch Ausbildungsabsolventen? 

3.3 Sind alle Ausbildungsangebote akzeptabel? 

3.4 Wie könnten die Übernahmemöglichkeiten von Ausbildungsabsolventen verbessert 

werden? 

3.5 Was halten Sie von einer leider oft auftretenden Minderbewertung des dualen Berufs-

abschlusses gegenüber einem Fachhochschul- oder Hochschulabschluß? 

Zu Frage 4: Veränderte Werthaltung und Einstellung zu Arbeit und Beruf 

Die Lebensweisen, Wertvorstellungen und Ansichten der heutigen Jugendlichen, insbeson-

dere zu Arbeit und Beruf ändern sich. 

4.1 Wie beurteilen Sie das Selbstbewußtsein der heutigen Jugendlichen? 

4.2 Stehen sie als Ausbildungsanfänger den Inhalten der betrieblichen Ausbildung aufge-

schlossen gegenüber? 

4.3 Wie kann der heutigen Wertorientierung der kaufmännischen Auszubildenden hin-

sichtlich Sinnerfüllung und Selbstverwirklichung im Rahmen der dualen Berufsausbil-

dung entsprochen werden? 



 294 

Zu Frage 5: Strukturveränderungen der heutigen Wirtschaft 

5.1 Wie könnte das Büro der Zukunft aussehen, wenn Sie an die Gestaltung der betriebli-

chen Ausbildung denken? 

5.2 Welche besonderen Fähigkeiten und Persönlichkeitsmerkmale der zukünftigen qualifi-

zierten Angestellten werden hier erforderlich? 

5.3 Könnten hierzu in der Ausbildung schon Schwerpunkte gesetzt werden? (Welche?) 

5.4 Ist das Ausbildungspersonal hinsichtlich der Strukturveränderungen der Wirtschaft 

genügend qualifiziert? 

5.5 Werden kaufmännische Ausbildungsabsolventen auch Zugang haben zu Arbeitsplätzen 

mit hochqualifizierten Aufgabenfeldern? 

Zu Frage 6: Kaufmännische Ausbildungsstellen 

6.1 Was muß sich nach Ihrer Ansicht evtl. ändern, damit die derzeitige Ausbildungsplatz-

situation im kaufmännischen Bereich verbessert werden kann? 

6.2 Sollte die staatliche schulische Bildung mehr an den Bedarf der Wirtschaft angepaßt 

werden? 

6.3 Wäre es möglich, berufliche und regionale Ungleichgewichte auf dem Ausbildungs-

markt zu beseitigen? 

Zu Frage 7: Ausbildungschancen im kaufmännischen Bereich für benachteiligte 
Gruppen 

Es handelt sich hier um benachteiligte Jugendliche, und zwar solche mit Kenntnisdefiziten, 

Ungelernte, Ausbildungs- und Studienabbrecher, jugendliche Aussiedler mit Sprachschwie-

rigkeiten, ausländische Jugendliche und straffällig gewordene Jugendliche! 

7.1 Können alle an einer kaufmännischen Ausbildung interessierte Jugendliche hierzu 

Chancen erhalten? 

7.2 Wenn nein, wie könnten trotzdem diese Jugendlichen offene Chancen für einen be-

rufsqualifizierenden Abschluß erhalten? 
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Zu Frage 8: Nachwuchssicherung 

8.1 Wie sollte aus Ihrer Sicht das Problem der Sicherstellung des zukünftigen kaufmänni-

schen Fachkräftebedarfs gelöst werden? 

8.2 Sollte die Planung der Berufsausbildung bedarfsorientiert erfolgen? 

8.3 Wäre eine Übernahme aller Ausgebildeten möglich? 

8.4 Ist eine Überbedarfsausbildung wirtschaftlich vertretbar? 

Zu Frage 9: Ausbildungssituation der Berufsschule 

9.1 Was erwarten Sie von der Berufsschule als dualem Partner der Wirtschaft angesichts 

der heutigen Herausforderungen an eine qualifizierte Berufsausbildung? 

9.2 Ist die Berufsschule ein gleichberechtigter Lernort? 

9.3 Welche Veränderungen halten Sie in der Berufsschule für erforderlich? 

9.4 Kann zwischen der dem Betrieb zur Verfügung stehenden Ausbildungszeit und der 

erhöhten Berufsschulstundenzahl eine entsprechende Relation gefunden werden? 

9.5 Wie ist Ihre Meinung zum zweiten Berufsschultag? 

Zu Frage 10: Verbesserung der betrieblichen Erstausbildung 

10.1 Die Vermittlung betrieblicher Gesamtzusammenhänge ist notwendig! (Wie?) 

10.2 Sollte auf verkürzte Ausbildungszeiten verzichtet werden? 

10.3 Was halten Sie von der zwischen den Betrieben bestehenden unterschiedlichen Aus-

bildungsqualität? 

10.4 Durch welche modernen betrieblichen Lehr- und Lernmethoden kann Theorie und 

Praxis verzahnt vermittelt werden? 

10.5 Sehen Sie Möglichkeiten, den Zusammenhang zwischen beruflicher Erstausbildung 

und Weiterbildungsinteressen der Auszubildenden zu nutzen? 

Zu Frage 11: Kooperationsverhältnis zwischen Betrieb und Berufsschule 

11.1 Das unzulängliche Abstimmungsverhältnis zwischen den beiden Lernorten Betrieb 

und Berufsschule muß verbessert werden! (Wie?) 

11.2 Könnte ein zeitlicher Gleichlauf zwischen Berufsschule und Betrieb im Sinne einer 

curricularen Abstimmung betrieblicher Ausbildungspläne mit Lehrplänen der Berufs-

schule erfolgen? 

11.3 Sollte der Betrieb mehr Einfluß haben auf die Unterrichtsgestaltung in der Berufs-

schule? 
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Zu Frage 12: Sonderausbildungsgänge der Wirtschaft 

Es besteht eine steigende Nachfrage nach hochqualifizierten kaufmännischen Fachkräften. 

12.1 Kann das duale System diese Fachkräfte noch bereitstellen? Wenn nein, warum nicht? 

12.2 Gefährdet die Bevorzugung der Absolventen der Sonderausbildungsgänge der Wirt-

schaft das duale System? 

Zu Frage 13: Außer- und überbetriebliche Ausbildungsstätten 

13.1 Halten Sie es für möglich, daß die außer- und überbetriebliche Berufsausbildung mit-

hilft, die Probleme des dualen Systems zu lösen oder gefährdet sie die duale Be-

rufsausbildung? 

13.2 Wäre nicht eine Verbesserung bestimmter Regelungen bei diesen Ausbildungsstätten 

erforderlich? Vergleichen Sie bitte den Fragebogen! 

13.3 Sollte die schulische Ausbildung nicht besser nur durch die Berufsschulen erfolgen, da 

oft unqualifizierte private Bildungsträger dies ausführen? 

Zu Frage 14: Prüfungsbedingungen der kaufmännischen Ausbildungsberufe 

14.1 Halten Sie eine Anpassung und Verbesserung der Prüfungsbedingungen zur Zeit für 

erforderlich? 

14.2 Sollte der persönlichkeitsbezogene Bereich der Ausbildung stärker berücksichtigt wer-

den? 

14.3 Wäre eine gemeinsame Abschlußprüfung mit IHK, Betrieb und Berufsschule durch-

führbar mit einem gemeinsamen Abschluß? Damit könnte man auch die strittige Frage 

der Anrechnung von erbrachten Leistungen in Betrieb und Berufsschule auf die Ab-

schlußprüfung lösen! 

Zu Frage 15: Qualität der Berufsausbildung und Neuordnungsverfahren 

15.1 Wie kann die Qualität der Berufsausbildung in den Neuordnungsregelungen der kauf-

männischen Ausbildungsberufe weiterentwickelt werden? 

15.2 Ist für alle kaufmännischen Ausbildungsberufe eine Neuordnung erforderlich? 

15.3 Wann sollte eine Aktualisierung der Ordnungsmittel erfolgen? 
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Zu Frage 16: Kostenbelastung durch die betriebliche Berufsausbildung 

16.1 Inwiefern spielen Kosten-Nutzen-Überlegungen der dualen Berufsausbildung für zu-

künftige Unternehmensentscheidungen eine besondere Rolle? 

16.2 Ist die betriebliche Ausbildung für die Betriebe zu teuer, so daß die Betriebe durch die 

Kostenbelastung auch weiterhin Ausbildungsplätze abbauen bzw. die Berufsausbil-

dung aufgeben? 

16.3 Müßte nicht der durch die Mitarbeit der Auszubildenden erbrachte Nutzen bei Ko-

stenüberlegungen transparenter gemacht werden? 

Zu Frage 17: Finanzierung der dualen Berufsausbildung 

17.1 Können die Unternehmen weiterhin die Kosten tragen, die bei der einzelbetrieblichen 

Finanzierung der Berufsausbildung entstehen? 

17.2 Wie verhält es sich mit Betrieben, die nicht ausbilden und auch keine Beitragsleistun-

gen erbringen? 

Zu Frage 18: Berufliche Weiterbildung 

18.1 Nach welchen Kriterien sollte zukünftig die berufliche Weiterbildung im Betrieb auf 

der Basis dualer Erstausbildung aufgebaut und gefördert werden? 

18.2 Könnte die Berufsschule im Rahmen einer zunehmenden Verzahnung von Erstausbil-

dung und beruflicher Weiterbildung eine besondere Funktion übernehmen? 

Zu Frage 19: Konkurrenz des dualen Systems der Berufsausbildung und der vollzeit-
schulischen Berufsbildungssysteme in der Europäischen Union 

19.1 Wie schätzen Sie die Chancen des dualen Systems kaufmännischer Berufsausbildung 

im Vergleich zu der vollzeitschulischen Berufsausbildung anderer EU-Mitgliedsländer 

ein? 

19.2 Wird das duale System durch die vollzeitschulische Ausbildung verdrängt werden 

können? 

19.3 Könnte evtl. zwischen beiden Berufsbildungssystemen eine Abstimmung erfolgen? 

19.4 Sollten die vollzeitschulischen Berufsbildungssysteme duale Elemente der Berufsaus-

bildung übernehmen bzw. das duale System eine erweiterte schulische Ausbildung 

anbieten? 
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Anhang 6: Befragung von Expertinnen und Experten im Rahmen des Leitfadeninter-

views (10. Juli 1996 bis 12. September 1996) 

Die Angaben umfassen den Expertennamen, die Bezeichnung der Institution, Straße, Ort, 

Datum und Zeit des Interviewgesprächs. 

❐ Frau Renate Acker, Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V. VDMA, 

Lyoner Straße 18, 60528 Frankfurt/Niederrad, 12. September 1996, 10.15-11.45 

Uhr 

❐ Herr Hans Blieffert, Wirtschaftsvereinigung Bauindustrie e.V. NRW, Düsseldorf, 

Uhlandstraße 56, Düsseldorf, 10. Juli 1996, 12.30-13.30 Uhr 

❐ Frau Helen Diedrich-Fuhs, Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbil-

dung, Adenauerallee 8a, Bonn, 18. Juli 1996, 14.20-16.40 Uhr 

❐ Herr Heinz Hampel, Gewerkschaft Textil-Bekleidung GTB, Roßstraße 94, Düssel-

dorf, 10. Juli 1996, 14.30-16.00 Uhr 

❐ Herr Jochen Lippold, Bundesverband Druck E.V., Biebricher Allee 79, Wiesba-

den, 29. Juli 1996, 13.55-15.25 Uhr 

❐ Herr Kurt Müllerstedt, Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt, Olof-

Palme-Straße 19, Frankfurt/Main, 22. Juli 1996, 10.30-12.50 Uhr 

❐ Herr Wolfgang Oppel, Deutscher Gewerkschaftsbund DGB, Hans-Böckler-Straße 

39, Düsseldorf, 25. Juli 1996, 11.55-13.00 Uhr 

❐ Herr Klaus Trompetter, Bundesverband Bekleidungsindustrie e.V., Mevissenstraße 

15, Köln, 23. Juli 1996, 11.15-12.50 Uhr 

❐ Anonymes Interview in Offenbach, 09. August 1996, 10.30-12.00 Uhr 
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Anhang 7: Tabellarische Auswertung der Fragebogenuntersuchung 

 

 

Im folgenden werden die Antwortverteilungen auf alle Fragen der 

Fragebogenerhebung dargestellt. Dabei entspricht die Numerierung 

der Reihenfolge der Fragen im Fragebogen. Die Verteilungen wer-

den waagrecht prozentual angegeben. 
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